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Vorwort*

Die vorliegende Sammlung vereint Aufs�tze von Falk Pingel aus drei Jahr-
zehnten wissenschaftlicher Arbeit. Drei Forschungsschwerpunkte zeichnen sich
ab, die der Autor selbst als pr�gend f�r seine Arbeit versteht.

Der erste und f�r seinen wissenschaftlichen Werdegang entscheidende The-
menbereich ist die Besch�ftigung mit dem Nationalsozialismus gewesen. Hier
hat sich Falk Pingel zu einem Zeitpunkt, an dem das noch keinesfalls �blich war,
nicht nur den T�tern, sondern auch und vor allem den Opfern der nationalso-
zialistischen Politik zugewandt. Seine Studien zu Widerstand, Selbstbehauptung
und Vernichtung in Konzentrationslagern gehçren zu den in der Zeitge-
schichtsforschung vielbeachteten und wegweisenden Arbeiten, die auch heute
noch grundlegend f�r die Forschung sind. Der Besch�ftigung mit dem Natio-
nalsozialismus galt aber nicht nur Falk Pingels fachwissenschaftliche, sondern
ebenfalls seine gesellschaftspolitische, p�dagogische und geschichtsdidaktische
Leidenschaft. Seit vielen Jahren forscht er international vergleichend zu dieser
Problematik und wirkt an zahlreichen internationalen Projekten zur Holocaust
Education bis heute beratend mit.

Ein zweites Forschungsfeld ist die deutsche Nachkriegsgeschichte in ihren
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Dimensionen. Schon fr�h
ging Falk Pingel auch hier �ber eine eher traditionelle (Re)konstruktion des
Vergangenen hinaus und untersuchte auf einer Metaebene die Rolle der Ge-
schichtswissenschaft in ihrem Verh�ltnis zur Zeitgeschichte und zur Ge-
schichtsdidaktik.

Der dritte Themenbereich schließt folgerichtig an diese Interessen an: Wer
sich mit Fragen der Vermittlung geschichtswissenschaftlicher Erkenntnisse und

* An dieser Stelle sei allen beteiligten Verlagen und Einzelpersonen f�r die Genehmigung des
Nachdrucks gedankt. Die Zitationsweise und die Rechtschreibung der Originale wurden
weitgehend beibehalten. Die Beitr�ge sind thematisch zusammengefasst und innerhalb der
Themenfelder chronologisch, beginnend mit dem j�ngsten Erscheinungsdatum, geord-
net.Unser Dank gilt auch Hanna Schissler (Georg-Eckert-Institut), die diese Aufsatzsamm-
lung angeregt hat.



ihrer gesellschaftlichen Relevanz auseinandersetzt, kommt an einem zentralen
Medium dieser Vermittlung nicht vorbei: dem Schulbuch. Falk Pingel hat auf
solider wissenschaftlicher Grundlage seine inhaltlichen Schwerpunkte auf die
Schulbuchforschung �bertragen. Dabei hat er diese methodisch konsolidiert
und weiterentwickelt. Niemand, der sich heute wissenschaftlich mit Schulb�-
chern befasst, kommt an seinen inhaltlichen wie methodischen Arbeiten zur
Schulbuchforschung vorbei.

W�hrend der Anspruch von Schulb�chern und insbesondere von Ge-
schichtsb�chern, Identit�ten zu stiften oder zu st�rken, allgemein bekannt ist,
liegt das Verh�ltnis von Anspruch und Realit�t, also den Intentionen der
Schulbuchmacher und der Rezeption der Schulbuchnutzer, noch weitgehend im
Dunkeln. Das ist insbesondere in Konfliktgesellschaften ein Problem: Ob Ge-
schichtsb�cher in Gesellschaften, in denen Konflikte – wie etwa im Nahen Osten
– noch offen ausgetragen werden, oder in Transformationsgesellschaften wie
den Nachfolgestaaten Jugoslawiens, die sich nach dem offiziellen Ende der
Feindseligkeiten neu orientieren m�ssen, in konkreten Versçhnungsprozessen
eine positive Rolle spielen kçnnen – dieser Frage ist Falk Pingel intensiv sowohl
theoretisch als auch praktisch nachgegangen. Sein bildungspolitisches Enga-
gement zeigte sich insbesondere im Jahr 2003, in dem er als Director of Education
der OSZE Mission in Bosnien und Herzegowina die neue Bildungsabteilung zur
Koordinierung der Erziehungsreform im Lande aufgebaut hat. Hier konnte er
sich vor Ort und im direkten Umgang mit den Beteiligten ein Bild von den
Mçglichkeiten und Grenzen einer Schulbuchrevision machen und diese in seiner
wissenschaftliche Arbeit reflektieren.

Falk Pingel hat es in seiner langj�hrigen Arbeit am Georg-Eckert-Institut f�r
internationale Schulbuchforschung verstanden, die friedensp�dagogischen
Ans�tze, die das Institut lange gepr�gt haben, aufzugreifen, theoretisch weiter-
zuentwickeln und in sehr unterschiedlichen gesellschaftlichen Kontexten in die
Praxis umzusetzen.

Die Beitr�ge zu diesem Band zeigen einen Wissenschaftler und einen poli-
tisch engagierten B�rger auf der Suche nach einer Synthese zwischen den Er-
fordernissen theoretisch stringenter und methodisch sauberer wissenschaftli-
cher Arbeit einerseits und gesellschaftspolitischem Engagement andererseits,
einen Wissenschaftler, der sich nicht scheut, die normativen Implikationen
seines Tuns offenzulegen in der festen �berzeugung, dass sich Wissenschaft und
»Wahrheit«, methodenbewusste Forschung und Vçlkerverst�ndigung mitein-
ander verbinden lassen. Falk Pingel hat immer wieder die politische Verant-
wortung der Wissenschaft thematisiert und damit auch Grenzen �berschritten –
zwischen Forschung und Politik, ebenso wie zwischen Fachwissenschaft und
Bildung oder zwischen Staaten und Kulturen.
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Es war f�r uns ein besonders anregendes und inspirierendes Vorhaben, an-
l�sslich seines Ausscheidens aus dem Georg-Eckert-Institut seine in unter-
schiedlichen Kontexten entstandenen, an ganz verschiedenen Orten publizier-
ten und auch jeweils spezifischen Zielen folgenden Aufs�tze zusammenzutragen
und damit uns wie den Leserinnen und Lesern die Chance zu geben, Falk Pingels
Texte im Zusammenhang zu erschließen und so vielleicht noch einmal ganz neu
zu lesen.

Braunschweig im April 2009
Simone L�ssig
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�berleben unter extremen Bedingungen –
Hafterfahrungen im Konzentrationslager*

Von Fallstudien zum Modell?

Der Zugang zu Akten in den ehemaligen sozialistischen L�ndern, die bisher der
Forschung verschlossen waren, sowie die Freiheit, Themen zu w�hlen, die po-
litisch inopportun schienen oder tabu waren, hat eine Reihe von Arbeiten an-
geregt, die unser Wissen �ber einzelne Lager bedeutend vertieft haben (u. a.
Długoborski/Piper, 1999; Strebel 2003; Sprenger 1996).

Erst in den letzten Jahren sind diese Einzelstudien durch mehrb�ndige Se-
rienwerke oder zusammenfassende Darstellungen erg�nzt worden, die eine
Gesamtschau der Lager anstreben (Benz/Distel, 2001 ff; Frei et. al. 2000). Auch
zu dem hier behandelten Thema erbringen diese Studien zwar eine F�lle neuer
Informationen; bis auf wenige Ausnahmen orientierten sie sich aber am eta-
blierten Modell struktur- und institutionsgeschichtlicher Beschreibungen und
erweiterten die theoretischen Zugriffe auf die Lagergesellschaft nicht. Daher
�ndern sie die bisherigen Einsch�tzungen �ber die Faktoren, die Leben und
Sterben der H�ftlinge beeinflussten, sowie die Einsicht in die beschr�nkten
Handlungsmçglichkeiten, die diese hatten, nicht grunds�tzlich, sondern diffe-
renzieren sie. Ihr großes Verdienst liegt vor allem darin, eine zusammenh�n-
gende Geschichte eines Lagers rekonstruiert, bisher vernachl�ssigte Gruppen
wie z. B. die Zeugen Jehovas oder weibliche H�ftlinge detaillierter beschrieben
sowie die Ausdehnung des Lagersystems konkretisiert zu haben.

Außerhalb Deutschlands wird die Breite regionaler Forschungen zum Na-
tionalsozialismus in Deutschland, die sich auch in den neueren Studien wider-
spiegelt, oft �bersehen. Regionale Arbeiten zu den Konzentrationslager kon-
zentrieren sich einerseits auf die Jahre unmittelbar nach dem Machtantritt der
NationalsoACHTUNGTRENNUNGzialisten, andererseits auf die letzten beiden Kriegsjahre, Zeiten also,

* Dieser Aufsatz erscheint in K�rze in englischer Sprache unter dem Titel » Social life in an a-
social environment – the inmates’ struggle for survival« in: Jane Caplan/Nikolaus Wachs-
mann (Eds.), Concentration Camps in Nazi Germany. The New Histories, London: Routledge
(2009).



in denen das System anfangs expandierte, um am Ende zu kollabieren. Diese
Schwerpunktsetzung an den Extremen der Entwicklung hat die Forschung
veranlasst zu problematisieren, ob man �berhaupt noch von einer einheitlichen
Struktur der Lager sprechen kçnne, die den Wandel der institutionellen Ver-
fassung, der H�ftlingszusammensetzung, der Haftzwecke und –ziele sowie der
Lebensbedingungen und Sterbezyklen von 1933 bis 1945 umfasst und in eine
historische Einheit bringt. Diese Problematisierung bezieht sich auch auf die
Analyse der Lagergesellschaft und l�sst sich in die Frage fassen, ob denn die
Kategorien, mit denen das Dachauer Lager in den Jahren 1933 und 1934 ana-
lysiert wird, sich auch auf die Erforschung der Haftbedingungen in Auschwitz-
Birkenau in den Jahren 1943/44 anwenden lassen. Die �ltere struktur- und
entwicklungsgeschichtlich angelegte Forschung hat diese Frage implizit stets
bejaht. Erst die Aufschließung von lebensgeschichtlichen Quellen und die An-
wendung sozialgeschichtlicher und ethnografischer Ans�tze haben zu Zweifeln
gef�hrt, ob die inneren Bedingungen in den sogenannten Todeslagern mit ex-
trem hoher Sterblichkeit �berhaupt noch mit einem strukturgeschichtlichen
Instrumentarium zu erfassen seien und nicht vielmehr auf Zufallsbeziehungen
beruhten, in denen keine systematische Lagerordnung mehr erkennbar war und
folglich die H�ftlinge auch keine zielgerichteten Handlungsstrategien entwickelt
konnten, sondern alle Strukturen vom tçdlichen Spiel des Chaos �berdeckt
wurden (Wildt, 1989; Wagner, B.C. 2000; einem mehr traditionellen, struktu-
rellen Ansatz folgen Gutman/Berenbaum 1994).

Die Frage nach der Herrschaft des Chaos, das nicht mehr analysiert werden
kann, ist zwar auf Tagungen h�ufig gestellt, historiographisch aber nicht
ernsthaft gepr�ft worden. Die wissenschaftliche Beschreibung verweist viel-
mehr in zwei andere Richtungen:

Soweit sie die H�ftlingsgesellschaft betreffen, beschreibt die Mehrzahl
neuerer Einzelstudien in großer Ausf�hrlichkeit die defizit�ren Lebensbedin-
gungen und das von der SS provozierte Sterben in den Lagern. Die Technik
»dichter Beschreibung«, die oft auf H�ftlingsberichten und Interviews beruht,
geht dabei mit der Analyse institutioneller Strukturen Hand in Hand. Da diese
Studien aber stark regional orientiert sind oder oft nur einen Teil der H�ft-
lingsgesellschaft genauer untersuchen, fehlt zumeist eine vergleichende Per-
spektive, ohne die sich schwerlich ein theoretischer Rahmen f�r die Erfassung
des Lagerlebens entwickeln l�sst und �bergreifende Fragen beantwortet werden
kçnnten.

Eine theoretisch fundierte Antwort hat Wolfgang Sofsky (1993) gegeben,
indem er das Konzentrationslager als ein sich abgeschlossenes System absoluter
Macht definiert hat: Die SS hat diese Macht in den H�nden, delegiert sie aber
teilweise an Funktionstr�ger unter den H�ftlingen; sie bricht damit die an-
sonsten klare Dichotomie von Herrschern und Beherrschten auf, die leicht auch
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in eine Opposition oder gar zu Widerstand der Beherrschten gegen die Herr-
scher h�tte f�hren kçnnen. So aber bilden die besser gestellten Funktionsh�ft-
linge ein Zwischenglied zwischen SS und der Masse der H�ftlinge; einerseits
kçnnen Funktionsh�ftlinge das Lager vor der SS bis zu einem, allerdings nie
festgelegten, Grade sch�tzen, andererseits bilden sie den verl�ngerten Arm der
SS und stellen damit eine st�ndige Bedrohung f�r die H�ftlinge dar.

Sofskys Studie schließt in ihrem soziologischen Ansatz an fr�he Arbeiten aus
der Nachkriegszeit an und bietet einen umfassenden theoretischen Rahmen f�r
die Beschreibung der Lagerinnenwelt. Allerdings: Sein Material bilden im We-
sentlichen seit langem bekannte H�ftlingsberichte, die vor allem die Kriegszeit
beschreiben und die Perspektive der aus politischen Gr�nden Verhafteten und
der intellektuellen H�ftlinge wiedergeben, also derer, die schreiben wollten und
konnten. Die Studie ist daher nur bedingt geeignet, die Frage nach der Einheit
des Systems von 1933 bis 1945 zu beantworten. Auf Grund einer vorgegebenen
Herrschaftsstruktur, die »das Lager« kennzeichne, stellt sich Sofsky die Frage
nicht, ob etwa Auschwitz-Birkenau oder Majdanek aus Dachau hervorgegangen
sind und in den Anf�ngen bereits �ußere Rahmenbedingungen und Verhal-
tensdispositionen geschaffen worden seien, die in der institutionellen Struktur
und im H�ftlingsverhalten der Todeslager im Kriege wieder auffindbar waren.

Die folgende Darstellung macht den Versuch, wesentliche Elemente der
H�ftlingsgesellschaft im Lichte neuerer – vor allem aus dem deutschsprachigen
Raum stammender – Forschungen zu beleuchten. Ich gehe von einigen allge-
meinen �berlegungen zur �berlebensf�higkeit und �berlebensmçglichkeiten
im KZ aus, um sodann auf Forschungen zu spezifischen Bedingungen und Re-
aktionsweisen einzelner H�ftlingsgruppen einzugehen.

Die Entwicklung von Herrschaftssystem und H�ftlingsgesellschaft

Auf Grund von Berichten ehemaliger H�ftlinge, die bereits in den dreißiger
Jahren – oft in der Emigration – verçffentlicht wurden, sind wir relativ gut �ber
das Innenleben der Lager zur Zeit der nationalsozialistischen Machtsicherung
informiert. Doch fehlten –von wenigen Ausnahmen abgesehen – bis in die
1990er Jahre eingehendere wissenschaftliche Studien. Ergiebiger hierzu sind die
sorgf�ltigen Arbeiten, die von der Gedenkst�tte Sachsenhausen vorgelegt wor-
den sind und auf der Auswertung von H�ftlingsakten des Lagers Oranienburg
beruhen. Die Sachsenhausener Untersuchungen untermauern nun auch statis-
tisch, dass der Großteil der H�ftlinge aus der umgebenden Region kam, d. h.,
dass viele H�ftlinge sich untereinander kannten und auf einen gemeinsamen
politischen sowie lokalen Hintergrund rekurrieren konnten, der sie selbst �ber
politische Differenzen hinweg verband (Siehe insbesondere die sorgf�ltigen
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Arbeiten zu Sachsenhausen in Knop/Krause/Schwarz 1994; auch Benz/Distel ;
Drobisch/Wieland 1993). Die sich formierende H�ftlingsgesellschaft war jung:
Die mit Abstand grçßten Altersgruppen bildeten die 21- bis 30- und 31- bis
40j�hrigen. Die grçßten Berufsgruppen stellten erwartungsgem�ß Arbeiter und
Handwerker ; auch die relativ kurze Haftdauer von wenigen Monaten, die schon
aus den Berichten hervorgeht, wird mit Zahlenmaterial erh�rtet. Der Schwer-
punkt der Verfolgung im Fr�hjahr 1933 richtete sich eindeutig gegen Kommu-
nisten (so waren ca. 2/3 der politischen H�ftlinge im Arbeitserziehungslager
Breitenau 1933 Kommunisten; Richter, 1993). Bereits hier wurde die starke or-
ganisatorische Stellung der kommunistischen H�ftlinge in den Konzentrati-
onslagern und ihr sp�terer Kampf um die Besetzung von Positionen im Funk-
tionssystem angelegt. Aber bereits w�hrend des Jahres 1933 f�cherte sich die
H�ftlingszusammensetzung auf; es wurden nicht nur politisch Verfolgte ein-
geliefert, sondern auch Insassen von Arbeitsh�usern, Homosexuelle, Land-
streicher etc. , die als »sozial unerw�nscht« in der NS-Gesellschaft galten; hier
schwingt bereits ein rassistisches Moment von erblicher Belastung und somit
»Minderwertigkeit« mit; davon war auch die noch relativ kleine Gruppe j�di-
scher H�ftlinge betroffen; denn die Juden waren von Anfang an Zielscheibe
individuellen Terrors und wurden in der Regel getrennt von den anderen
H�ftlingen in eigenen Unterk�nften untergebracht.

Die Ausdehnung des Herrschaftssystems durch die »Eingliederung« �ster-
reichs und die Besetzung der Tschechoslowakei f�hrten zu einer weiteren
Ausweitung der H�ftlingsgesellschaft, die sich »internationalisierte« (wobei die
�sterreicher als »Reichsdeutsche« galten). Die massenweise Einweisung von
Juden nach den Novemberpogromen 1938 war mit einem Ausbruch bisher kaum
gekannten inneren Terrors und materieller Notlage f�r die neuen H�ftlinge
verbunden, da es nicht gen�gend Schlafpl�tze f�r sie gab und die hygienische
Versorgung g�nzlich unzureichend war (Hofmann 1994). Nur die relativ be-
grenzte Haftdauer der meisten dieser H�ftlinge entspannte die Lage vor�ber-
gehend, bis mit den neuerlichen Einlieferungssch�ben seit Kriegsbeginn, die
dem Frontverlauf folgten, sich endg�ltig die Teilung der H�ftlingsgesellschaft in
»alte« und »neue« Zwangsmitglieder vollzog, die bis zur chaotischen Auflç-
sungsphase charakteristisch bleiben sollte. Die H�ftlingsbaracken konnten
n�mlich h�ufig die Mehrheit der innerhalb kurzer Zeit zu Hunderten eingelie-
ferten neuen H�ftlinge nicht mehr fassen, so dass die »Neuen« im Freien oder in
Zelten campieren mussten und mit geringster Versorgung dahinvegetierten, da
die SS sich nicht einmal in der Lage sah, sie zur Arbeit einzusetzen. Es gilt f�r die
gesamte Zeit der Lagergeschichte, dass die Ausweitung des Lagersystems
(Aufbau neuer Lager, plçtzlicher Anstieg der H�ftlingszahlen) mit erhçhter
Sterblichkeit verbunden war. Dabei waren die neu Eingelieferten stets besonders
gef�hrdet, entweder, weil sie das Opfer aktueller, gegen sie gerichteter Verfol-
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gungsmaßnahmen waren, und/oder weil die SS keine Vorkehrungen traf, die
erforderlichen zus�tzlichen Unterbringungsmçglichkeiten und Verpflegungs-
rationen zur Verf�gung zu stellen. In den Phasen bis 1936 konnten auf Grund der
�bersichtlichkeit der Lager und ihrer vergleichsweise homogenen Zusam-
mensetzung solche Nachteile durch Solidarit�tsleistungen der »alten« H�ftlinge
gemildert werden. Doch schon ab 1936 zerbrach diese auf das ganze Lager
gerichtete Solidarit�t oder teilte sich auf einzelne H�ftlingskategorien auf, so
dass Gruppenbindungen, die meistens auf Lebenszusammenh�nge aus der Zeit
vor der KZ-Haft zur�ckgingen, an Bedeutung f�r die Stellung im Lager und f�r
die �berlebensaussichten zunahmen.

Infolge der Besetzung fremden Territoriums kamen w�hrend des Krieges
zwar �berwiegend H�ftlinge in die Lager, die von der SS als »politisch« kate-
gorisiert wurden; zugleich ging der Anteil derer deutlich zur�ck, die vor ihrer
Verhaftung wirklich politisch organisiert waren oder gar Erfahrungen aus dem
Widerstand ins Lager brachten. Er beschr�nkte sich auf kleine Kerne von zu-
meist kommunistisch/sozialistisch oder konservativ-national ausgerichteten
H�ftlingen, die antinationalsozialistisch eingestellt waren. Solche sich selbst als
politisch verstehende Kerngruppen bildeten sich insbesondere unter den
deutschen, franzçsischen, polnischen und sp�ter auch den sowjetischen H�ft-
lingen heraus, wobei letztere offiziell meistens den Kategorien der »Zivilarbei-
ter« oder »Kriegsgefangenen« zugeordnet waren.

Die Funktionsh�ftlinge – zwischen Konkurrenz und Solidarit�t

Zur �berwachung der Ordnungs- und Disziplinarvorschriften im Lager sowie
zur Organisation der Lagerabl�ufe setzte die SS H�ftlinge als Lager-, Block- und
Stuben�lteste ein; den Arbeitskommandos standen sogenannte H�ftlings-Kapos
vor. Zudem f�hrten H�ftlinge die Lagerstatistik und waren in der Lagerk�che,
der W�scherei etc. besch�ftigt. Deutsche politische H�ftlinge hatten bereits in
den Vorkriegsjahren versucht, diese ihnen von der SS �bertragenen Aufgaben in
der Verwaltung des Lagers und bei der Beaufsichtigung der Mith�ftlinge zu
nutzen, um sich selbst vor dem SS-Terror zu sch�tzen, die Unterbringungsbe-
dingungen zu verbessern, sich zus�tzliche Nahrungsquellen aufzuschließen und
zu verhindern, dass Angehçrige ihrer Gruppe in Lager �berstellt wurden, die f�r
eine hohe Sterblichkeit ber�chtigt waren. In der Tendenz sollte durch die
�bernahme solcher Funktionen das gesamte Lager vor �bergriffen der SS ge-
sch�tzt und die Haftbedingungen f�r alle abgemildert werden. In der Realit�t
schuf die SS damit aber eine H�ftlingshierarchie, die ebenso wie zum Nutzen
aller auch zum Vorteil Weniger oder gar zum Missbrauch und Schaden der
Mith�ftlinge wirken konnte.
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In vielen Lagern konkurrierten politische Gruppen mit Mith�ftlingen aus der
Kategorie derjenigen – zumeist deutschen – H�ftlinge, die wegen krimineller
Vergehen von den Nationalsozialisten als – erblich belastete – »Berufsverbre-
cher« eingestuft und deswegen aus »kriminalpr�ventiven Gr�nden« in ein
Konzentrationslager eingewiesen worden waren. Unter dem zunehmenden
Vernichtungsdruck w�hrend des Krieges entspann sich zwischen Funktions-
h�ftlingen dieser beiden Gruppen ein lagerinterner Kampf, �ber den auf Grund
neuer Aktenfunde in den 1990er Jahren eine intensive wissenschaftliche Debatte
gef�hrt worden ist (Niethammer, 1994).

Funktionsh�ftlinge bewegten sich in einem grçßeren Netz sozialer Bezie-
hungen, sowohl zu H�ftlingen (Gewalt-, Vorgesetztenverh�ltnis), als auch zur SS
(Abh�ngigkeit, Handel-Bestechung, Widerstand). Manche nutzten ihre Stellung
auch dazu Mith�ftlinge in sexuelle Abh�ngigkeit zu bringen, indem sie zu jungen
H�ftlingen gegen materielle Vorteile homosexuelle Beziehungen unterhielten;
sie hatten die Mçglichkeit die im Kriege eingerichteten Lagerbordelle zu besu-
chen – Verhaltensweisen, die f�r normale H�ftlinge undenkbar waren. Sie
z�hlten zur »Lagerprominenz«, die etwa 10 % der H�ftlinge ausmachte (Raim,
1992: 246; Freund, 1989: 183).

Angesichts der unterschiedlichen Haftbedingungen, die die SS den diversen
Kategorien und Gruppierungen der H�ftlinge beimaß, war die Lagergesellschaft
nicht homogen, auch wenn die Vorteile, die sich einzelne H�ftlinge errangen
oder von denen grçßere Gruppen profitierten, stets von der Macht der SS ab-
geleitet, daher auch jederzeit widerrufen und entzogen werden konnten. Haft-
erfahrung im KZ blieb daher zu einem großen Teil gruppenspezifisch gepr�gt.

Mith�ftlinge haben das Wirken von politisch organisierten Funktionsh�ft-
lingen vor allem dann positiv eingesch�tzt, wenn es willk�rliche Misshandlun-
gen einschr�nkte, die hygienischen Einrichtungen sowie die Behandlung von
wenigstens nicht all zu schwer erkrankten oder erschçpften H�ftlingen im
Krankenbau verbesserte. Solche Erleichterungen wurden in vielen Lagern im
Jahr 1943 verzeichnet; sie bewegten sich allerdings im Rahmen der Politik des
Wirtschaftsverwaltungshauptamtes, das so die Arbeitsf�higkeit der H�ftlinge
fçrdern wollte. Diese Politik verschaffte den politisch organisierten H�ftlingen
zugleich grçßeren Einfluss im Funktionssystem, da die SS sich durchaus der
Tatsache bewusst war, dass sie ihre Ziele mit Hilfe dieser H�ftlinge besser w�rde
durchsetzen kçnnen als mit den bisher oft bevorzugten H�ftlingen aus der
Kategorie der von ihr so bezeichneten Berufsverbrecher. Die SS zog sich sowohl
aus Personalmangel, wohl aber auch, um den unmittelbaren Kontakt mit der
Masse der unterern�hrten und oft kranken H�ftlinge zu vermeiden, mehr und
mehr aus der inneren Lagerf�hrung zur�ck, wodurch sich H�ftlings-Funkti-
onstr�ger in der Tat eigene Handlungsr�ume schaffen konnten und die SS bis zu
einem gewissen Grade sogar von deren F�higkeiten in der Organisation des
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Lagers abh�ngig wurde. Auf diese Leistungen entwickelten die Funktionsh�ft-
linge einen gewissen Stolz, an dem andere gemessen wurden. So urteilte ein
politischer Funktionstr�ger �ber den Lager�ltesten des Mauthausener Neben-
lagers Melk: »…aber so richtig war er nicht der Mann, der so ein Lager, be-
sonders nachher, wie wir auf 10.000 waren [als das Lager etwa 10.000 H�ftlinge
umfasste – F.P.], so ein Lager in Schuss h�tte halten kçnnen.« (Perz, 1991: 265).
Das Lager »in Schuss« oder »sauber« zu halten, ohne selbst schuldig an H�ft-
lingsmisshandlungen zu werden, bildete die Idealvorstellung, der allerdings
auch viele Funktionsh�ftlinge nicht entsprechen konnten. Der Masse der H�ft-
linge blieb oft unklar oder verborgen, in wie weit einzelne Funktionstr�ger den
SS-Terror wirklich lindern konnten und wollten. Je grçßer die Lager wurden,
desto h�ufiger waren die Funktionstr�ger der Masse der H�ftlingen pr�senter als
die SS selbst; sie waren das t�gliche Gegen�ber, bei der Arbeit und in den
Unterk�nften: » In Erinnerungsberichten von H�ftlingen f�llt auf, dass sich viele
nur nebelhaft an das SS-Personal des Lagers, aber sehr lebhaft an Schikanen und
Brutalit�t einzelner Funktionsh�ftlinge erinnern, die im t�glichen Dasein all-
gegenw�rtig waren.« (Sprenger, 1996: 143)1

Je mehr allerdings das Ende heranr�ckte und je schlechter die Versor-
gungslage wurde – und das war bereits wieder im Winter 1943/1944 der Fall -, je
weniger sich die geplante Industrieproduktion durch H�ftlingsarbeit wegen
Zerstçrungen durch Luftangriffe und Mangels an Grundstoffen in den veran-
schlagten Zeitr�umen realisieren ließ, desto chaotischer gestalteten sich wieder
die inneren Verh�ltnisse und desto mehr beschr�nkte sich die Reichweite von
kollektivem Handeln auf die jeweils eigene Gruppe. Als die ersten Lager im
Osten im Herbst 1944 angesichts der heranr�ckenden Front aufgelçst wurden
und die Lager im Reichsgebiet immer neue Z�ge ausgemergelter evakuierter
H�ftlinge aufnehmen mussten, waren die meisten H�ftlinge immer weniger in
der Lage, die Funktionsstellen als ein konkludentes Handlungssystem zu ihrem
Nutzen wahrzunehmen. Ruth Kl�ger (1992), die als 13j�hrige nach Auschwitz-
Birkenau deportiert worden war, unterscheidet in Auschwitz-Birkenau eine
kleine Elite, die ihre eigenen K�mpfe um Einfluss oder gar Macht ausfocht, von
der Mehrheit der »normalen« H�ftlinge, deren K�mpfe von ganz anderer Qua-
lit�t und Notwendigkeit gewesen seien. Willk�rverhalten nahm nicht nur bei der
SS, sondern auch unter den H�ftlingen zu; individuelles Durchsetzungsver-
mçgen wurde wichtiger als Gruppenst�rke. Die Historikerin Silvija Kavcic
(2007: 122) registriert diesen Prozess der Auflçsung kollektiver Strukturen in
ihren Interviews mit �berlebenden aus Ravensbr�ck, wenn die Interviewten
�ber die Zust�nde im vçllig �berf�llten Lager 1944 berichten: »Als Konsequenz

1 H�ftlinge konnten sich in Nachkriegsprozessen oft genauer und in grçßerer Zahl an Miss-
handlungen durch Funktionsh�ftlinge als durch SS-Leute erinnern (Raim, 1992: 290 f).
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dieser Zust�nde begann ein erbarmungsloser Existenzkampf unter den H�ft-
lingen. Kaum einer hatte noch die Energien f�r Mitgef�hl gegen�ber anderen«.

In Auschwitz begegneten sich die Extreme. In den steinernen Kasernenbau-
ten im Hauptlager Auschwitz I waren mehrheitlich nicht-j�dische, politische
H�ftlinge untergebracht, die in der Regel die offiziellen Verpflegungsrationen
erhielten; hier hatten l�nger inhaftierte polnische H�ftlinge �hnlich effektive
Widerstandsorganisationen aufgebaut, wie sie von Buchenwald bekannt waren,
die in diesem Falle aber ein politisches Spektrum von der nationalen Rechten bis
zur sozialistisch/kommunistischen Linken umfassten. Die j�dischen H�ftlinge
in Birkenau (Auschwitz II) hausten dagegen zusammengepfercht in zugigen, im
Winter zum Erfrieren kalten, im Sommer stickig heißen Holzbaracken. Ihr
Leben war st�ndig von Unterern�hrung, Misshandlungen und Selektionen be-
droht.

Aber beide Lagerteile waren miteinander funktionell verbunden und kom-
munizierten miteinander. Zwar bestanden f�r viele H�ftlinge un�berwindliche
Schranken zwischen beiden Lagerbereichen, doch die »privilegierte« Situation
im Hauptlager und der kaum Nivellierungen zulassende Kampf ums �berleben
in Birkenau stellen die Extreme einer Skala zugemessener Haftbedingungen dar,
die sich seit dem Kriege in fast jedem Lager fanden. Die amerikanischen Sol-
daten Fleck und Tenenbaum bezeichnen in ihrem Bericht vom 24. April, den sie
also unmittelbar nach der Befreiung 1945 niederschrieben, das sogenannte
kleine Lager in Buchenwald als »einen Alptraum«. »Die Zust�nde …sind un-
ertr�glich und unbeschreiblich. In dem Hauptlager [dagegen) gibt es feste Un-
terk�nfte, sauber und in Ordnung.« (zitiert nach Niethammer, 1994: 197).

Michael Wildt (1989), kommt zum Schluss, dass die »Lager im Osten« wie
Auschwitz, Maidanek und andere nicht mehr mit den Kategorien analysiert
werden kçnnten wie die Konzentrationslager im Reichsgebiet, denen keine di-
rekten Massenvernichtungsanlagen �ber lange Dauer zugeordnet waren. Der
Terror sei in den besetzten Ostgebieten intensiver gewesen und habe breitere
Bevçlkerungsschichten umfasst ; konkurrierende Macht- und Verwaltungs-
strukturen h�tten radikales und willk�rliches Handeln bei der politischen
Verfolgung, der wirtschaftlichen Ausbeutung und rassistisch motivierten Ver-
nichtung beg�nstigt. Wenn dieses auf das Lagersystem im Osten allgemein zu-
treffen mag, so bildete jedoch jedes einzelne Lager �hnliche Strukturen ab, wie
sie sich in den �lteren Lagern des Reichsgebietes herausgebildet hatten, soweit
�berhaupt H�ftlinge mehrere Monate in einem Lager am Leben blieben.
Chaotische Zust�nde, in denen eine soziale Ordnung kaum mehr erkennbar war
und die auf das Aussterben der H�ftlingspopulation zielten, fanden sich seit
Kriegsbeginn nicht nur »im Osten«, sondern auch in Teilen der »alten« Lager wie
Buchenwald, Sachsenhausen und Dachau. In diesen speziellen Lagerkomplexen
vor allem zeigten sich die Stadien von Unterern�hrung, Verwahrlosung, kçr-
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perlichem und geistigem Verfall bis zur Apathie und damit der Unmçglichkeit
noch etwas f�r sich selbst tun oder auf Anordnungen der SS reagieren zu kçn-
nen.

»La mort commence par les souliers« (»der Tod beginnt bei den [fehlenden
oder unzureichenden] Schuhen«), stellt der franzçsische Historiker Robert
Steegmann in seiner Monographie �ber das Lager Struthof im Elsaß n�chtern
fest (2005: 365). Steegmann hat mit begrifflicher Knappheit, Klarheit und
Sch�rfe eine an den Annals orientierte Lagergeschichte geschrieben, die H�ft-
lingsalltag und institutionelle Struktur miteinander verbindet (so lauten Kapi-
tel�berschriften z. B. »Arriver au camp«, »Partir du camp«, »Mourir au camp«),
sich aber aller expliziten Wertungen enth�lt. Die Arbeit unterscheidet sich nicht
nur durch den Stil von deutschen Forschungen, sondern auch durch die zahl-
reichen Statistiken, auf denen der eher knappe Text aufbaut. Steegmann sucht
nach den Konstellationen, in denen Entscheidungen f�r strukturelle Vorgaben
gefallen sind, die dann die Lebensbedingungen der H�ftlinge determiniert
haben. Mit einem erstaunlichen Vertrauen in die Kraft der strukturellen Analyse
stellt er in der Auswertung der Todesstatistiken die Frage »Welche H�ftlinge
starben, und warum« (S. 217). Seine Aufschl�sselung der Mortalit�t nach un-
terschiedlichen Faktoren wie H�ftlingskategorie, Alter und Zeitabschnitt der
Lagerentwicklung best�tigt eine Reihe von Ergebnissen, zu denen ich in meinen
fr�heren Arbeiten gekommen bin, die mangels neuen statischen Materials bis-
her aber nicht �berpr�ft wurden. Danach haben in den ersten Kriegsjahren die
nach den rassistischen Kategorien der SS als »minderwertig« eingestuften
H�ftlingsgruppen eine deutlich hçhere Todesrate als die »politischen« H�ftlinge.
Nachdem auf Grund der harten Verfolgungssituation die Zahl der �berlebenden
aus diesen Gruppen deutlich verringert worden war und seit 1942 nur noch
wenige Neuankçmmlinge in diesen Kategorien zu verzeichnen waren, stabili-
sierte sich deren Sterblichkeit auf einem niedrigeren Niveau, w�hrend die der
»politischen« zunahm. Die nun relativ kleinen Gruppen etwa der H�ftlinge mit
dem gr�nen oder dem rosa Winkel z�hlten zu den »Konzentration�ren«, den
alten H�ftlingen, die kraft ihrer Routine eine Stellung erreicht hatten, in der sie
materiell den Tag �berstehen konnten und von unmittelbarem SS-Terror eini-
germaßen sicher waren. Die Einlieferungszahlen von »politischen« H�ftlingen
aber stiegen an; viele von ihnen repr�sentierten die »Neuen«, Unerfahrenen.
Zugleich wurde die Zuschreibung »politischer H�ftling« unspezifischer, da so-
ziales und nationales Herkommen und sowie die (partei-)politischen Zugehç-
rigkeiten stark variierten und oft nicht einmal antifaschistisches Engagement f�r
die Verhaftung entscheidend war. D.h. die soziale und politische Koh�renz der
Kategorie nahm ab. Das schw�chte die gesamte Gruppe. Das statistische Mate-
rial, das Steegmann ausbreitet, unterstreicht eine Beobachtung, die sich schon in
den unmittelbar nach der Befreiung verçffentlichten H�ftlingsberichten findet,
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dass n�mlich die ersten Monate der Haft entscheidend f�r das �berleben sind.
Wer die ersten drei Monate und dann das erste Jahr �berstanden hatte und damit
in den Status des »Konzentration�rs« wechselte, hatte eine �berdurchschnittli-
che Aussicht zu �berleben, jedenfalls bis zum Chaos der letzten Monate, die das
�berkommene soziale Gef�ge noch einmal ersch�tterten.

Das Verhalten einzelner Funktionsh�ftlinge ist Gegenstand von Nachkriegs-
prozessen geworden und geahndet worden. Niethammer (1994) hat mit seiner
Forschungsgruppe in einem Aufsehen erregenden Buch �ber die sowjetischen
Prozesse gegen kommunistische H�ftlingsfunktion�re aus Buchenwald die
Gruppenk�mpfe im KZ minutiçs nachgezeichnet. Dabei wird nicht nur deutlich,
dass kommunistische H�ftlinge ihre Funktionsstellen nutzen, um konkurrie-
rende politische Organisationen im Lager von Funktionsstellen fernzuhalten,
indem sie Mith�ftlinge z. B. auf Transportlisten f�r andere Lager setzten und sie
dadurch akut gef�hrdeten. Die Prozessakten zeigen auch Grenzen des Handels
von Funktionsh�ftlingen. F�r das Leben eines bedrohten j�dischen kommu-
nistischen H�ftlings einzutreten, konnte eine solche Grenze bedeuten, die selbst
ein gutwilliger kommunistischer Funktionsh�ftling nicht zu �berschreiten
wagte, der bereit war, Parteigenossen z. B. im H�ftlingskrankenbau, den die SS
weitgehend mied, zu verstecken, sich aber weigerte gleichen Schutz einem j�-
dischen »Kameraden« zu bieten (Niethammer, 1994: 470). Die von der SS ge-
setzte rassistische Doktrin dr�ckte gegebenenfalls auch dem H�ftlingshandeln
den Stempel auf.

Solche F�lle brachten nach der Befreiung die kommunistische Selbstinter-
pretation ins Wanken, nach der die Funktionsstellen zum Ausbau eines illegalen
Widerstandsnetzes im Lager gedient h�tten, das Gruppierungen aus unter-
schiedlichen nationalen Gruppen umfasst und das letztendlich dem gesamten
Lager zum Vorteil gereicht habe. Ehemalige kommunistische Funktionsh�ft-
linge wurden von den wechselnden Strategien ihrer eigenen Partei eingeholt, da
die sowjetische Milit�radministration ihr Wirken weit weniger heroisch ein-
sch�tzte und sie vielmehr der Kollaboration mit der SS und der Mitwirkung an
Tçtungsaktionen beschuldigte, deren Opfer auch Parteigenossen geworden
seien, die eigentlich h�tten gesch�tzt werden m�ssen. So endeten ehemalige
kommunistische Funktionsh�ftlinge aus Buchenwald in den Lagern des Gulag.
Auch in DDR-Nachfolgeuntersuchungen sahen sich f�hrende KPD-H�ftlings-
funktion�re mit dem Vorwurf konfrontiert, als Handlanger der SS Verbrechen
begangen und mit dem Versuch, Positionen in der Lagerverwaltung besetzt zu
halten, grunds�tzlich eine falsche Strategie eingeschlagen zu haben. Doch mit
dem Wechsel von der stalinistischen zur anti-stalinistischen Linie wurden aus
potentiellen Mitt�tern wieder Widerstandsk�mpfer. Die kommunistischen
Nachkriegsprozesse sind nur ein – allerdings besonders deutlicher – Beleg daf�r,
dass das Verhalten im KZ f�r wechselnde politische Interpretationen offen blieb.
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Es ging hier nicht vordringlich darum, die spezifischen Handlungsbedingen der
H�ftlinge zu verstehen und daraus ein Urteil abzuleiten, sondern �bergreifende
Strategien der innerkommunistischen Auseinandersetzung und des Kalten
Krieges auch auf das Verhalten im KZ anzuwenden.

Die Urteile �ber das Verhalten politisch organisierter H�ftlingsgruppen
gehen auch heute noch weit auseinander. Betonen Frei u. a. den »starken
�berlebenswillen der H�ftlinge und ihren gerade darin begr�ndeten sozialen
Zusammenhalt« (2000: 8), so wird die problematische Seite dieses Verhaltens,
das vor allem der eigenen Gruppe zugutekam und andere oft bewusst ausschloss,
in den Forschungen von Niethammer (1994) deutlich. Niethammer (S. 78) tr�gt
in seinem zusammenfassenden Urteil �ber die Ziele der KPD-H�ftlingsgruppe
in Buchenwald der mehrstufigen Handlungsorientierung Rechnung. Er nennt
die KPD-H�ftlingsgruppe zwar »ein arbeitsteiliges �berlebenskollektiv«, das
aber »eine aktive B�ndnispolitik« betrieben und sich so also auch f�r andere
eingesetzt habe. Insbesondere habe sie »das Lager ›diszipliniert‹« und »im
Rahmen des Mçglichen ›hygienisiert‹«.

Es bleibt eine Frage der Untersuchungsperspektive, welcher moralische Wert
dem H�ftlingsverhalten beigemessen wird. Die unentschiedene Haltung der
Forschung ist ein Zeichen des Dilemmas, in dem die H�ftlinge selbst standen.
Unter den gegebenen Umst�nden war Handeln, das dem individuellen und zu-
gleich dem allgemeinen Wohl der H�ftlinge zugutekommen sollte, kaum mçg-
lich.

Fragmente einer »geschlossenen Gesellschaft«

Die Auseinandersetzungen um die Teilhabe an der »abgeleiteten Macht« (Sof-
sky) spiegelten Handlungsorientierungen und mentale Behauptungsstrategien
wider, die auf Einstellungen verwiesen, die sich die H�ftlinge schon vor ihrer
Inhaftierung angeeignet hatten. Innerpolitische Auseinandersetzungen, und
zwar nicht nur zwischen den unterschiedlichen Fl�geln etwa der kommunisti-
schen Bewegung, sondern auch sozial bedingte Unterschiede setzten sich h�ufig
im Lager fort. H�ftlinge aus der Arbeiterschicht oder mit einer Handwerker-
ausbildung begegneten Angehçrigen intellektueller Berufe mit Distanz, weil sie
als lebensunt�chtig galten, durch ungeschicktes Verhalten leicht Zielscheiben
von Qu�lereien der SS w�rden und man sich deshalb von ihnen fernhalten
m�sse. Solche (Vor-)urteile konnten sich selbst gegen Angehçrige der eigenen
Gruppe richten; tradierte Einstellungen traten unter den restringierten Lager-
bedingungen noch sch�rfer hervor.2 Ein Intellektueller »tauge nicht im Klas-

2 Jansen, 2000, identifiziert nationale und soziale Vorurteile in Zeugenaussagen f�r Prozesse
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senkampf« und widerstehe nicht der Lagersituation, weil er nur eine theoreti-
sche Position habe. Organisierte politische H�ftlinge grenzten sich von H�ft-
lingen ab, die zwar ebenso wie sie das rote Dreieck auf der H�ftlingskleidung
trugen, aber keiner politischen Organisation angehçrten; diesen sei das rote
Dreieck, das anzeigte, dass sie aus politischen Gr�nden ins Lager eingewiesen
worden waren, nicht wirklich zugekommen (Kavcic, 2007: 132 ff). Mit dem
Stempel »Politischer H�ftling« bewahrte die SS denjenigen, die auch im Lager –
illegal – einen politischen Zusammenhang aufrecht erhielten, ein St�ck ihrer
vorkonzentration�ren Identit�t und trug so sogar indirekt dazu bei, ihr Grup-
penbewusstsein zu st�rken.

Die Kategorie der »politischen« H�ftlinge hat von jeher im Fokus der Zeu-
genberichte als auch der wissenschaftlichen Darstellung gestanden. Hier war
und ist die Quellenlage am besten: Auf Seiten der NS-�berlieferung sind relativ
viele Akten der H�ftlingsregistraturen aus Lagern erhalten, in denen die »Poli-
tischen« die Mehrheit darstellten; aus kleineren Gruppen, insbesondere, wenn
sie sozial stigmatisiert waren (wie etwa den wegen »Homosexualit�t« eingelie-
ferten H�ftlingen) lagen lange Zeit kaum Selbstberichte vor; auf der anderen
Seite sind die Akten f�r die große Anzahl der j�dischen H�ftlinge etwa in
Auschwitz und Majdanek nur sehr bruchst�ckhaft �berliefert; zudem sind
wegen der geringen �berlebensmçglichkeiten und der schwierigen Eingliede-
rungssituationen nach dem Kriege nur relativ wenige Zeugenberichte verçf-
fentlicht worden. Um so verdienstvoller sind Arbeiten, die bisher weniger be-
achtete H�ftlingsgruppen, �ber die auch in der Forschung oft nur vergrçbernde
Urteile tradiert worden sind, zum Gegenstand von sorgf�ltigen Einzeluntersu-
chungen gemacht haben. Hierzu z�hlen die informationsreichen und umfang-
reichen Forschungen des Museums von Auschwitz zum sogenannten »Zigeu-
nerlager«, in dem Sinti und Roma bis zu ihrer Ermordung in den Gaskammern
untergebracht waren. Die Arbeit von Długoborsk (1998) zeigt hier einen Para-
digmawechsel in der Ausrichtung der Gedenkst�tte an, in deren Verçffentli-
chungen bis dahin die politischen H�ftlinge im Vordergrund standen.

Dank der jahrelangen Untersuchungen, die Wolfgang Ayaß einer zwar h�ufig
erw�hnten, aber kaum im einzelnen recherchierten Gruppe gewidmet hat,
n�mlich den von der SS sogenannten »Asozialen«, liegt seit einiger Zeit eine
Monographie auch �ber diese H�ftlinge vor (Ayaß, 1995), deren Verhalten in den
Berichten politischer H�ftlinge in der Regel ung�nstig beurteilt worden war.
Unordnung, Unsauberkeit, Streit konstatierte der Blick von außen auf diese

der Nachkriegszeit, z. B. »Wir« waren »gute« politische, d. h. anti-nazistisch eingestellte
H�ftlinge, die »Anderen« waren »schlechte« undisziplinierte Gruppen, denen ein politisches
Bewusstsein fehlte. Kavcic (2007: 86 f) berichtet, dass sich die Kluft zwischen Arbeiterher-
kommen und Intellektuellen in den sozialistischen und kommunistischen Parteigruppen der
Slovenen im Lager fortgesetzt habe.
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Gruppe und entdeckte damit bei ihr genau diejenigen negativen Eigenschaften
im Konzentrationslager, derentwegen sie auch außerhalb stigmatisiert und unter
den Nationalsozialisten als »erblich belastet« verfolgt wurde. Der Blick von
innen zeigt, dass die Einlieferung ins KZ, der in der Regel andere Formen des
Freiheitsentzuges vorangegangen waren, die oft ohnehin schwierigen famili�ren
oder sonstigen sozialen Bande von Angehçrigen dieser Kategorie g�nzlich und
nachhaltig zerstçrte. Wer aber �ber keine Außenbeziehungen – auch gedankli-
che – mehr verf�gte, dem entglitt jegliche Zukunftsperspektive; in der Lager-
gesellschaft fanden die H�ftlinge der »asozialen« Kategorie kaum Halt, so dass
ihnen stabilisierende Orientierungen fehlten und sie weitgehend auf individuelle
Lebenst�chtigkeit angewiesen waren, um sich in der KZ-Situation zurecht zu
finden.

Nach wie vor fehlt eine eingehende Untersuchung zu Lage und Verhalten der
j�dischen Konzentrationslagerh�ftlinge (Stein, 1992; eindringlich zu Bergen-
Belsen: Wenck, 2000). Juden sind ab 1944 wieder vermehrt in die Lager auch im
Reichsgebiet eingeliefert worden; f�r diese Zeit weiterer schneller Expansion des
Lagersystems ist die Aktenbasis besonders unzureichend. Gerade j�dische
H�ftlinge wurden in dieser Phase h�ufig von einem Lager ins andere transpor-
tiert, was ihren Aufenthalt in einer Lagereinheit auf wenige Monate reduzierte
und es schwierig macht, ihre Stationen zu verfolgen. J�dische H�ftlinge nahmen
die unterste Stufe in der Lagerhierarchie ein; sie hatten nur wenige Mçglich-
keiten in leichte Arbeitskommandos oder in Funktionsstellen zu gelangen.
Neuere Studien zu Nebenlagern, in denen vorwiegend Juden inhaftiert waren,
zeigen, dass auf Grund des h�ufigen Lager- und Arbeitsplatzwechsels, der
�berbelegung und der unzureichenden Ern�hrung Juden kaum Mçglichkeiten
zur Selbstorganisation hatten. Da ihr nationales Herkommen, ihre soziale und
politische Zugehçrigkeit ohnehin stark variierten, war das gemeinsame Ver-
folgungsschicksal vielleicht mehr noch als bei anderen Gruppen das eigentliche
Merkmal ihrer Kategorie. Unter diesen Bedingungen ist es bemerkenswert, dass
neuere Studien Beispiele daf�r nennen, dass selbst unter diesen Bedingungen
j�dische H�ftlinge ihre Religiosit�t im Lager aus�bten, auch wenn diese Er-
w�hnungen nicht �ber eine Reihung von Einzelf�llen hinausgehen (Raim
1992:255; Wagner, Bernd, 2000:134 ; Rahe, 1993 ; Koening, 1999). W�hrend j�-
dische Einzelschicksale in anderen Gruppen, etwa innerhalb des sozialistischen
oder kommunistischen Kollektivs, gut bekannt sind, bleibt es trotz einiger
neuerer Studien genauer zu untersuchen, welche Bedeutung die Zugehçrigkeit
zur j�dischen Religion und zur jeweiligen j�dischen Gemeinde f�r die j�dischen
H�ftlinge im Allgemeinen (noch) hatte.3

3 Apel (2003); Saidel 2004.
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Forschungen wie auch Zeugenberichte zur Religiosit�t im Lager haben sich in
der Vergangenheit fast ausschließlich mit den beiden wichtigsten christlichen
Konfessionen, Katholiken und Protestanten, besch�ftigt. Auf die Zeugen Jehovas
wurde zwar in der Regel hingewiesen, da sie in ihrem unbeugsamen Einstehen
f�r ihre �berzeugung KZ-Haft, Folter und Schikanen auf sich nahmen, ohne
dass sie allerdings selbst Gegenstand eingehender Forschung wurden. Erst
Detlev Garbe (1993) hat ihnen eine sorgf�ltige erstellte Studie gewidmet. Wenn
auch Garbe ebenso wie die Arbeit von Hesse und Harder (2001) die bisherigen
Urteile �ber die Zeugen Jehovas im Wesentlichen best�tigt, so sind wir nun nicht
mehr auf die Widerspiegelung durch die Interpretation anderer angewiesen,
sondern kçnnen unsere Bewertungen auf die Analyse von Quellen aufbauen, die
sich auf die Zeugen Jehovas selbst beziehen. Zum Funktionssystem hatten sie
kaum Zugang; auch sind Misshandlungen gegen�ber Mith�ftlingen aus ihrer
Kategorie wenig berichtet worden, dagegen werden ihr starker innerer Zusam-
menhalt und ihre Widerst�ndigkeit gegen�ber der SS in Fragen ihrer �ber-
zeugung (Verweigerung des Wehrdienstes und des Hitler-Grußes) hervorge-
hoben. Auch wenn H�ftlinge aus anderen Kategorien die Zeugen Jehovas des-
wegen zum Teil bewunderten, so nahmen sie doch zugleich eine distanzierte
Haltung ein, denn das kompromisslose Eintreten f�r ihre �berzeugung brachte
den Zeugen Jehovas harte Bestrafungen und den Ruf von lebensunt�chtigen
Idealisten ein. Die Gruppe blieb daher weitgehend isoliert und ihr Verhalten
strahlte nicht auf die H�ftlingsgesamtheit aus. Ihr im Allgemeinen positiv ein-
gesch�tztes Gruppenverhalten schien so sehr an die Ideologie der Zeugen Je-
hovas gebunden und zugleich zu starr gegen�ber den SS-Machtanspr�chen zu
sein, als dass andere H�ftlinge sich an ihm h�tten orientieren wollen.

Das Beispiel der Zeugen Jehovas zeigt, wie schwer es war, unterst�tzende
soziale Bindungen zwischen unterschiedlichen H�ftlingsgruppen aufzubauen.
Denn sich gegenseitig unterst�tzende Handlungen forderten immer die Auf-
merksamkeit oder Intervention der SS heraus; sie mussten deshalb mçglichst
illegal bleiben oder bedurften des starken psychischen und materiellen Schutzes
einer Kerngruppe, die sie trug; dies erschwerte aber zugleich die �bertragung
auf andere, die diesen Zusammenhalt nicht hatten.

Zu den Differenzierungsmerkmalen der Lagergesellschaft z�hlte auch die
nationale Zugehçrigkeit: Die SS unterstrich durch eine von der Rassenideologie
getragene unterschiedliche Behandlungsweise etwa j�discher und osteurop�i-
scher oder nord- und westeurop�ischer H�ftlinge die Wichtigkeit der nationalen
Zuordnung, der sie auch durch entsprechende Markierungen an der H�ft-
lingskleidung und zum Teil durch gesonderte Unterbringung Ausdruck verlieh.
F�r die H�ftlinge bildeten schon aus diesen Gr�nden, aber auch wegen der
gemeinsamen Sprache die nationalen Gruppen eine wichtige Bezugsgrçße, die
Verhaltensicherheit schuf. Dies gilt vor allem f�r die ersten Kriegsjahre, die mit
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einer starken Internationalisierung der H�ftlingsgesellschaft verbunden waren.
(Schuyf, 2007; Bergner, 2002 liefert eine hervorragende, sorgf�ltige Darstellung
der Schicksale der italienischen H�ftlinge mit detaillierter Datenbank �ber mehr
als 10.000 Deportierte; Nationalit�ten, 2007.)

Im Kontrast zur Popularit�t und erzieherischen Funktion, die Kinder-
schicksalen aus dem KZ beigemessen wird, sind sie erstaunlich wenig zum
Gegenstand der Forschung geworden. Die Tatsache, dass selbst Kinder Teil des
sozialen Lager-Kosmos gewesen sind, ist zwar am Beispiel weniger Einzel-
schicksale literarisch bearbeitet und so zum Teil weltbekannt geworden (Neven
2009, zu Anne Frank s. www.annefrank.org) 4 Diese biographisch angelegten
Werke haben aber eher verdeckt, dass die Zahl der Kinder in der letzten Phase
der Lagerentwicklung merklich zugenommen hat, so dass sie durchaus die
Aufmerksamkeit der Forschung als eigene Gruppe innerhalb der Lagergesell-
schaft verdienen.5

Jugendliche und Kinder (hierzu z�hlt die Literatur in der Regel Personen
unter 18 Jahren) kamen in grçßerer Anzahl mit den Massentransporten j�di-
scher H�ftlinge w�hrend des Krieges in die im Osten gelegenen Lager. So wurden
nach Auschwitz schon ab 1941/42 Jugendliche eingeliefert, da bei manchen
Aktionen ganze Familien verhaftet worden waren. Nichtj�dische Kinder wurden
offenbar in Auschwitz ab 1943 ins Lager integriert und in speziellen Kinder-
blocks untergebracht.6 Ein deutlicher Anstieg von Jugendlichen und Kindern ist
mit der Ankunft der ungarischen Juden in Auschwitz im Mai 1944 zu ver-
zeichnen (Kubica, 1999).7 Ob die Tatsache, dass Kinder die Selektion �ber-
standen, im Wesentlichen auf individuelles Verhalten zur�ckzuf�hren war
(indem sie sich z. B. ein kr�ftiges Aussehen gaben oder auf Befragen ihr Alter
heraufsetzen, wie das Ruth Kl�ger auf Anraten eines Mith�ftlings tat), oder ob
die SS auf Grund der großen Anzahl der Eingelieferten und des Arbeitskr�fte-
bedarfs weniger genau ausselektierte, kann bisher nicht entschieden werden.
Auch ist nicht deutlich, ob die SS eine bestimmte Politik mit der Inhaftierung
von Kindern verfolgte, die bisher entweder dem Gastod �berantwortet oder gar
nicht erst in die Lager verbracht worden waren.8 Auch Schwangere wurde ein-

4 Die Biographie von Anne Frank ist ein Standardthema der Geschichtsschulb�cher in vielen
europ�ischen L�ndern.

5 Die Sondersituationen der »Familienlager« wie Theresienstadt und Bergen-Belsen oder des
tschechischen Familienlagers in Auschwitz-Birkenau sind bereits in der �lteren Literatur
eindr�cklich geschildert worden. Auf sie wird hier nicht eingegangen.

6 Świebocki, 1999: S. 37.
7 Laut Kubica (1999: 295) befanden sich im April 1944 in Auschwitz-Birkenau 2846 Kinder und

Jugendliche.
8 So wurden Kinder und Jugendliche aus Stutthof nach einem Aufenthalt von wenigen Wochen

zum Teil in andere Lager, insbesondere ins »Jugendschutzlager« Uckermark und das KZ
Ravensbr�ck, geschickt, andere aber nach Auschwitz zur Vergasung �berstellt (Stutthof,
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geliefert und konnten ihre Kinder im KZ geb�ren, doch wurden ihnen diese in
der Regel sofort oder wenige Tage nach der Geburt entzogen und ermordet. Es ist
nicht erkennbar, dass die SS in den Lagern eine »Eindeutschungspolitik« ver-
folgt h�tte, wie sie diese zum Teil gegen�ber Kindern von Zwangsarbeiterinnen
anwandte, die im Reich arbeiteten und deren Kinder in besondere Heime kamen,
in denen eine hohe Sterblichkeit herrschte. Wie der Alltag f�r die Kinderh�ft-
linge ausgesehen hat, l�sst sich erst an Einzelf�llen rekonstruieren. Die unter-
14j�hrigen mussten in Auschwitz offenbar nicht arbeiten. Manche Kinder er-
langten im KZ bereits ab ca. 4 – 6 Jahren eine gewisse Unabh�ngigkeit von ihren
Eltern oder erwachsenen Betreuern und begannen sich selbst zu versorgen
(Rahe,1995; zu Jugendlichen s. Projektgruppe, 1999; Diercks, 2000).

In besonderem Maße in Lagern mit einem hohen Anteil j�discher H�ftlinge
sank das Durchschnittsalter der H�ftlinge 1944. Die j�ngsten H�ftlinge waren in
Kaufering und M�hldorf – zwei Nebenlagern von Dauchau, die ungarische Juden
aufgenommen hatten – 13 und 14 Jahre (Raim, 1992: 189). Den st�rksten Jahr-
gang im Lager bildeten die 1927 Geborenen, die also damals 18 Jahre alt waren
(�hnlich Perz, 1991: 253). Durch die Neueinlieferungen insbesondere j�discher
H�ftlinge und die Transportbewegungen des Jahres 1944 polarisierte sich die
H�ftlingsgesellschaft altersm�ßig: Die Jahrg�nge 1926 – 1930 stellten in Kaufe-
ring und M�hldorf die grçßte Gruppe der H�ftlinge, w�hrend die Jahrg�nge von
1906 bis 1910 die zweitgrçßte Gruppe bildeten; sie repr�sentierten damit die alte
Struktur.9 Deren Angehçrige waren im Wesentlichen vor 1944/1943 eingeliefert
worden; sie galten als die �lteren und Erfahrenen, w�hrend die große Masse
derer, die in den letzten Jahren in die Lager kamen, von h�ufigen Transporten
und somit Lagerwechseln unter unsteten Bedingungen erfasst wurde und we-
niger Gelegenheit hatte, sich einen festen Platz in der Lagerhierarchie zu sichern.

Auf Grund der statistisch erh�rteten Beobachtung, dass die Todesrate weib-
licher H�ftlinge h�ufig geringer als die der m�nnlichen war, ist in der Literatur
die Vermutung ausgesprochen worden, Frauen entwickelten st�rkere Wider-
standskraft gegen�ber den Lagerbedingungen; ihre innere Solidarit�t sei grçßer,

1996: 138 ff)Bisher gibt es nur sporadische Angaben zur Anzahl von Kindern im KZ. Von den
4508 H�ftlingen, die sich unmittelbar vor der Evakuierung noch im Lager Stutthof aufhielten,
waren 30 Kinder, die schließlich mit den �brigen H�ftlingen �ber See evakuiert wurden
(Stutthof, 1996: 140). In Nordhausen-Ellrich betrug der Anteil von Kindern und Jugendli-
chen unter den ungarischen H�ftlingen fast 50 % (J-C. Wagner, 2000: 33). Fleck und Te-
nenbaum berichten, dass unter den befreiten H�ftlingen in Buchenwald 700 Kinder waren
(nach Niethammer, 1994: 197).

9 In die gleiche Richtung weist der Befund von J-C. Wagner (2000:30) f�r ein Nebenlager von
Mittelbau-Dora, Ellrich; hier waren �ber 70 % der sowjetischen H�ftlinge zwischen 18 und
30 Jahre alt, w�hrend Belgier und Franzosen, die ein der Regel fr�her eingeliefert worden
waren, etwa zur H�lfte �lter als 30 waren.
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soziale und hygienische Verwahrlosung komme seltener vor (Schwartz, 1998).10

Nach wie vor ist diese Diskussion schwer zu entscheiden, da sich die Faktoren,
die das Verhalten der H�ftlinge beeinflusst haben, nicht klar voneinander
trennen lassen. Eine vergleichende Auswertung ist schon deswegen schwierig,
weil weibliche H�ftlinge in eigenen Lagern oder Lagerkomplexen untergebracht
waren. Die vielerorts auftretende geringere Sterblichkeit kann h�ufig auf den
anders gearteten Arbeitseinsatz zur�ckgef�hrt werden. Frauen leisteten seltener
schwere kçrperliche Außenarbeiten; sie waren h�ufiger in fließbandartigen
Innent�tigkeiten besch�ftigt. Man kçnnte meinen, dass hier das Frauenbild der
Industrie und der SS gleichermaßen einen positiven Einfluss auf die Konzeption
von Haftbedingungen f�r Frauen aus�bte. Wo dieser Einfluss aber nicht zum
Tragen kommen konnte, wie etwa im Frauenlager in Auschwitz-Birkenau,
kçnnen wir bisher auch nicht feststellen, dass die Unterbringungsbedingungen
und die Behandlung durch die SS g�nstiger gewesen w�ren. Wir haben in diesen
F�llen auch keine deutlichen Hinweise aus den H�ftlingsberichten �ber hçhere
soziale Koh�sion unter den weiblichen H�ftlingen.11

Ein Unterschied bei vergleichbaren Bedingungen scheint allerdings dort
hervorzutreten, wo gegen die Regel vorkonzentration�re soziale Zusammen-
h�nge durch die Einlieferung nicht zerrissen wurden, wie in den sogenannten
Familienlagern in Auschwitz oder Bergen-Belsen. Hier wird berichtet, dass
Frauen schneller den Einlieferungsschock �berwanden und die Sorge f�r die
»Familie« �bernahmen, w�hrend M�nner eher vor der Unordnung, den kata-
strophalen hygienischen Verh�ltnissen und der unzureichenden Ern�hrung
kapitulierten und unf�hig waren eine verantwortungsvolle soziale Rolle zu
�bernehmen. Doch auch aus anderen Lagern wird berichtet, dass Frauen l�nger
und st�rker als M�nner an Familienbindungen festhielten und aus ihnen Ver-
trauen und Zukunftshoffnungen schçpften, soweit sie selbst in positive famili�re
Zusammenh�nge eingebunden waren. F�r M�nner scheinen die Pflege oder das
Eingest�ndnis der Fortdauer solcher emotionaler Bindungen an die Familie
außerhalb des KZ es eher erschwert zu haben sich auf den KZ-Alltag einzu-
stellen. Die Verh�rtung von Verhaltensweisen und Gef�hlen f�hrte sie in Ab-
wehrhaltungen gegen�ber und zum Bruch mit Erinnerungen an Bindungen, die
nicht mehr ins KZ »passten«. Da solche Interpretationen sich durchaus in all-

10 Zu den weiblichen H�ftlingen allgemein s. den Beitrag von Jane Caplan in: Jane Caplan/
Nikolaus Wachsmann (Eds.), Concentration Camps in Nazi Germany. The New Histories.
London: Routledge (2009 – im Druck).

11 Die Historiker Gabriele Pfingsten und Claus Stollberg (1998) weisen zwar f�r das Industrie-
Nebenlager Hannover-Limmer nach, dass die Gruppe der franzçsischen, mehrheitlich
»politischen« weiblichen H�ftlinge sich eine privilegierte Position verschaffen konnte. Als
eine Gruppe, die �ber l�ngere Zeit weitgehend in gleicher Zusammensetzung im Lager
verblieb, zeigt sie aber ganz �hnliche Verhaltensweisen, wie sie von den politisch organi-
sierten M�nnergruppen bekannt sind.
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gemeine, geschlechtstypische Erkl�rungsmuster einf�gen, haben sie zwar einen
hohen Grad an Plausibilit�t; sie sind aber bisher nicht durch vergleichende
Interviews mit �berlebenden oder eine methodisch nachvollziehbare Inter-
pretation der Literatur best�tigt.

Seit den 1990er Jahren liegen erstmals Forschungen zu weiblichen H�ftlingen
vor, die mit dem schwarzen Winkel der »Asozialen« gekennzeichnet waren. Sie
beziehen verdienstvollerweise lebensgeschichtliche Interviews mit �berleben-
den ein und kçnnen so zeigen, dass Milieupr�gungen sozialer und politischer
Art vor der Einlieferung ins Lager das Verhalten und die soziale Organisation im
KZ beeinflusst und zur Orientierungsunsicherheit vieler Frauen beigetragen
haben, die der Kategorie der »Asozialen« angehçrten (Amesberger/Halbmayr
2001). Diese zeigten im Gegensatz zu »politischen« H�ftlingen eine Tendenz zur
Isolierung und Vereinzelung, was sich vom Verhaltensmuster m�nnlicher
H�ftlinge der gleichen Kategorie nicht unterscheidet. Ausgrenzung und Isola-
tion von dominanten gesellschaftlichen Gruppen setzten sich im Lager fort und
hielten selbst h�ufig nach der Befreiung an ( Schikorra 2001; s.a. Eschenbach
1998).

Sprache in der Sprachlosigkeit

Zu den Bereichen des KZ-Alltags, die erst in j�ngster Zeit Gegenstand der
Forschung geworden sind, gehçrt die kulturelle und sprachliche Kommunika-
tion unter den H�ftlingen (Die Dissertation von Nicole Warmbold (2006) bietet
eine Dokumentation der wichtigsten Elemente und eine aktuelle �bersicht �ber
deren wissenschaftliche Aufarbeitung.). Freilich bleiben Dokumentation und
Interpretation der sogenannten Lagersprache noch l�ckenhaft, da nicht hin-
reichend lagerspezifische Untersuchungen zum Thema vorliegen, die angesichts
der unterschiedlichen Lagerbedingungen und H�ftlingszusammensetzung
notwendig w�ren, um die Spezifik des in den Lagern gesprochenen »Dialekts«
und dessen Wortschatzes erfassen zu kçnnen.12 Die H�ftlingsberichte geben
darin nur beschr�nkt Einsicht, da die abgehackte Lagersprache kein geeignetes
Ausdrucksmittel war, das Lager in der R�ckschau zu beschreiben. Sie passte
weder zu Heroisierung des Widerstandes noch zur Schilderung des Grauens
(Wesołowska, 1998). Die �berlebenden wollten sich oft jedoch gerade frei
schreiben von den Einschr�nkungen der Kommunikation, die ihnen das Lager
auferlegt hatte. Gerade die fr�hen H�ftlingsberichte benutzen daher oft eine
emotional stark anr�hrende Sprache, w�hrend sp�tere st�rker interpretierend

12 Jagoda u. a.(Bd.2) haben ca. 1500 Lagerausdr�cke zusammengestellt.
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und beschreibend vorgehen. Nur in relativ wenigen direkten Zitaten erlauben sie
einen Einblick in die im Lager gesprochene Sprache..13

Die Lagersprache spiegelt Herrschafts- und soziale Strukturen des Lagers
wider. In sie sind typische SS- Ausdr�cke ebenso eingegangen wie von den
H�ftlingen selbst gepr�gte Sprechweisen. Deutsch war die Herrschaftssprache
und somit mussten die H�ftlinge ein rudiment�res Deutsch lernen, um die
Lagersprache zu verstehen. Allerdings fanden je nach Zusammensetzung der
H�ftlingsgesellschaft auch Ausdr�cke aus anderen Sprachen Eingang; so war in
Auschwitz die Lagersprache mit polnischen Worten durchsetzt (deutsche Re-
dewendungen oder Worte der Lagersprache wie »Organisieren« oder »Musel-
mann« wurden ins Polnische �bersetzt ; Jagoda u. a. Bd.2) und Polnisch war
zugleich Decksprache f�r den Widerstand; in kleineren Nebenlagern konnten
sich 1944 sogar j�dische ungarische H�ftlinge eine gewisse Sprachherrschaft
verschaffen und Alltagsbew�hrung damit vom Verstehen ungarischer Ausdr�-
cke abh�ngig machen (Raim, 1992: 252). Auch die sogenannten Spanienk�mpfer
erhielten als »alte« H�ftlinge in Nebenlagern von Mauthausen �hnlichen
sprachlichen Einfluss. Die Sprachenverschiedenheit erwies sich als kommuni-
kationshemmend; die Auseinandersetzung um das »Sagen« im Lager vertiefte
den Graben zwischen den »Herrschenden«, die zugleich die herrschende
Sprache sprachen, und den »Beherrschten«, die m�hsam die Bedeutung der
Kommandosprache herausfinden mussten.

Die Kommunikation war in der Regel auf das Notwendige beschr�nkt. Das
galt vor allem f�r den Umgang mit der SS, den die H�ftlinge ohnehin, wo immer
mçglich, zu vermeiden suchten. Die Kommunikation war einseitig, kaum rezi-
prok. Die H�ftlinge empfingen von der SS Befehle und kurze Anordnungen, die
sie ebenso knapp und formelhaft zu beantworten oder wortlos zu befolgen
hatten; dabei war in ihren Antworten jegliche emotionale F�rbung zu vermei-
den. Sie mussten sich von Seiten der SS Herabsetzungen und Beschimpfungen
vergegenw�rtigen, die es zu ertragen, aber nicht zu beantworten galt. Sie wurden
mit ihrer Nummer und als Nummer, nicht als Individuen mit Namen ange-
sprochen. Dementsprechend reduziert war die Grammatik der Sprache, deren
Ger�st Substantive oder substantivierte Verben bildeten, die wichtige Gegen-
st�nde des Lagers bezeichneten oder Aufforderungen beinhalteten, deren
Nichtbefolgung tçdlich sein konnte.

13 Die H�ftlingsberichte und deren sprachliche Mittel sind erst seit den 1980er Jahren als
Literaturgattung von der Forschung ausf�hrlicher untersucht worden (Krause, 1989; Gehle,
1996; Kçrte, 2002). Die Autoren geben bestimmte »Botschaften« �ber die Bew�hrung im
Lager oder das Verzweifeln an den unmenschlichen Haftbedingungen weiter, die ihren Stil
formen. Andrea Reiter (1995) interpretiert diese unterschiedlichen Mitteilungsformen von
autobiographischen Berichten als Modelle einer Bew�ltigung der KZ-Erfahrung.
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Dieser Sprachstil �bertrug sich auf die Kommunikation unter den H�ftlingen,
denn auch hier diente �ber den Tag Sprache vor allem der �bermittlung von
Befehlen, Anordnungen oder kurzen Ratschl�gen, die auf unmittelbar prakti-
sches Handeln gerichtet waren und nicht der Reflexion oder Gef�hls�ußerungen
galten. Der Austausch von Hçflichkeiten, ein H�ndedruck oder »Guten-Tag-
Sagen« waren verpçnt, solche Gesten zivilisatorischer Normen schienen dem
Lager nicht angemessen. Wer sie �ußerte, schien das Lager nicht »verstanden«
zu haben, hielt an Codes fest, die der Welt außerhalb der Lager angehçrten. F�r
neue H�ftlinge, insbesondere wenn sie aus einem b�rgerlichen Milieu kamen,
stellten diese ungeschriebenen Regeln eingeschr�nkter Kommunikation eine
psychische Belastung dar. Wollten die Neuen gegen�ber der SS nicht auffallen
und sich gegen�ber den Mith�ftlingen nicht isolieren, so mussten sie sich schnell
anpassen. Generell war das Sprechen miteinander in vielen Situationen ge-
f�hrlich, weil es gegen�ber der SS grunds�tzlich Verdacht erregte. Jegliche offene
Solidarit�tskundgebung war zu vermeiden.

Die Sprachmuster der SS, die die verbrecherische Wirklichkeit in den Lagern
verschleierten, gingen insbesondere in die Sprechweisen der Funktionsh�ftlinge
ein. Das Forschungsteam von Niethammer (1994: 147 ff.) fand typische SS-
Termini in den Vernehmungsakten der kommunistischen Nachkriegsverfahren
gegen KPD-Funktionsh�ftlinge aus Buchenwald; diese sprachen in der Regel
nicht von »tçten« », sondern benutzten von der SS gepr�gte Ausdr�cke wie
»abspritzen«, wenn sie �ber das Verabreichen tçdlicher Injektionen berichteten,
mit denen kranke und geschw�chte H�ftlinge in den Krankenblocks ermordet
wurden. Sie �bernahmen diese verharmlosenden Begriffe, die zugleich anzeigen
sollten, dass das Lagerleben mit normaler Sprache nicht zu beschreiben und
damit auch »normalen« ethischen oder juristischen Bewertungskriterien ent-
hoben war. Fluchtversuche wurden auch im Nachhinein noch als »unkame-
radschaftlich« bezeichnet, weil sie oft Kollektivstrafen nach sich zogen und
somit negative Folgen f�r die Gesamtheit der H�ftlinge hatten. Damit wurde
sogar die Auslieferung von fl�chtigen Mith�ftlingen durch Funktionsh�ftlinge
gerechtfertigt (Wollenberg, S. 48). Die »Lagerethik« ersetzte individuelle Wert-
maßst�be und schuf sich mit dem »Kamerad« eine eigene Bezugsgrçße.

Soziale Distanzierung und sprachliche Realit�tsverweigerung dr�ckten sich
in der Umdeutung von Begriffen aus, die zwar der Umgangssprache entnommen
wurden, im Lager aber eine neue Bedeutung erhielten oder anders konnotiert
wurden. Offenbar verbunden mit dem Ansteigen der Sterblichkeit zu Kriegs-
beginn wurden die dem Verhungern preisgegebenen H�ftlinge »Invalide« oder
»Muselm�nner » genannt. Ersterer Ausdruck wurde von der SS �bernommen,
w�hrend letzterer offenbar von den H�ftlingen selbst ins Lager �bertragen
worden ist.
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Sich an die Lagersprache zu halten, war einerseits Bestandteil des »konzen-
tration�ren« Verhaltens, das beherrscht werden musste, um �berleben zu si-
chern. Andererseits erçffneten sich denjenigen, die sich angepasst hatten, unter
dem Schutz dieser Anpassung gruppenspezifische Kommunikationszirkel, die
sich außerkonzentration�re Sprechweisen bewahrt hatten. So hielten kommu-
nistisch organisierte H�ftlinge in internen Besprechungen am Parteijargon fest;
die Zeugen Jehovas und andere, kleine religiçse Gruppen verleugneten
sprachlich die Zugehçrigkeit zu ihrer Glaubensgemeinschaft nicht oder pflegten
deren eigenen Code zumindest dann, wenn sie von SS und nicht vertrauens-
w�rdigen Funktionsh�ftlingen unbeobachtet waren. Nur in Ausnahmef�llen
entwickelte sich Lagersprache zu einer »Geheimsprache«, um vor der SS uner-
laubte T�tigkeiten (Treffen, Versammlungen, »Organisieren«14 etc.) zu ver-
heimlichen.

Ein Refugium der Bewahrung intellektueller Identit�t bildeten die Lagerbi-
bliotheken, die urspr�nglich aus propagandistischen Gr�nden eingerichtet
worden waren, um den anf�nglichen »Umerziehungszweck« der Lager zu de-
monstrieren. Politische H�ftlinge hatten es jedoch insbesondere in den Lagern
im Reich verstanden, von der SS verfemte Literatur einzuschmuggeln und die
Aufsicht �ber die Bibliothek zu erhalten, so dass die Bibliotheken auch als ille-
gale Versammlungsr�ume genutzt wurden (Seela 1990, 1991; zur Wichtigkeit
von Lesen s.a. Kl�ger).

Auch k�nstlerische Darstellungen des KZ-Alltags waren Formen individu-
eller Verarbeitung des Lagers; sie dienten aber ebenso der Dokumentation f�r
die Außen- und Nachwelt und hatten damit einen kollektiven Wert, der �ber das
Lager hinaus wies (Bruhns, 2007). Zugleich nutzte aber auch die SS insbesondere
die musikalischen F�higkeiten von H�ftlingen zur Alltags-»Gestaltung«, indem
sie eine H�ftlingskapelle z. B. zum Aus- und Einmarsch der H�ftlinge ins Lager
oder zu »feierlichen« Anl�ssen wie Reden des Kommandanten aufspielen ließ;
sie degradierte das Spiel der Kapelle zur »Begleitmusik« des Terrors, wenn die
Kapelle z. B. das Aufh�ngen eines H�ftlings am Galgen »untermalen« musste.

»Angesichts des Todes«

Nicht zuletzt durch die Auswertung von lange unbeachtet gebliebenen H�ft-
lingszeugnissen ist es jetzt in beschr�nktem Umfang mçglich, in die Hand-
lungsbedingungen Einblick zu nehmen, unter denen die Mitglieder des soge-

14 »Organisieren« war selbst ein Ausdruck der Lagersprache und meint die – in der Regel von
der SS als illegal angesehene, zum Teil auch auf »Kameradendiebstahl« oder der �bervor-
teilung anderer H�ftlinge beruhende – Beschaffung zus�tzlicher Verpflegung, Kleidung etc.,
ohne die �berleben in vielen Lagern w�hrend des Krieges nicht mçglich war.
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nannten Sonderkommandos agierten, die von der SS zu unmittelbaren Helfern
des Mordprozesses in den Vernichtungsanlagen gemacht wurden. Die Journa-
listen und Historiker Eric Friedler, Barbara Siebert und Andreas Kilian (2002;
s.a. Sonderkommando, 1996) haben Zeugenaussagen �ber das Sonderkom-
mando in Auschwitz gesammelt und ausgewertet, dazu auch eigene Interviews
durchgef�hrt, um einer »D�monisierung« dieser H�ftlinge entgegenzuwirken
(Friedler, 2002: 7; siehe auch www.sonderkommando-studien.de – 3. April
2009).15 Es ist ihr Bestreben, Verst�ndnis f�r die (un)menschliche Grenzsitua-
tion zu erzeugen, in die die Angehçrigen des Sonderkommandos gestellt wur-
den, und sie vor Vorverurteilung zu sch�tzen. Die Selbstberichte kçnnen dem
Leser die verzweifelte Situation im Sonderkommando n�her bringen, zugleich
wird aber eine kaum �berbr�ckbare Distanz bestehen bleiben, sich den Alltag
dieser Helfershelfer der Todesfabrik (Otto Kulka) zu vergegenw�rtigen. Sie
waren psychisch dem furchtbarsten Druck ausgesetzt, denn sie waren gezwun-
gen, die nach Auschwitz Deportierten zu betr�gen, indem sie ihnen das wirk-
liche Schicksal, das sie erwartete, verheimlichen mussten, wenn sie sie zur
Gaskammer f�hrten oder bei der Entkleidung halfen. Ein Mitglied des Son-
derkommandos beschreibt in geheimen Aufzeichnungen den f�r Außenste-
hende kaum nachvollziehbaren Zwiespalt, in dem die H�ftlinge standen, wenn
sie f�r Ruhe und einen »geordneten« Ablauf des Vernichtungsprozesses sorgen
mussten, wo doch Empçrung, Aufschrei und Gegenwehr die angemessene Re-
aktion gewesen w�re. Indem er dies im Lager notierte, zweifelte er doch zugleich
daran, dass eine schriftliche Nachricht allein f�r die Nachwelt glaubhaft w�re:

»…ich will sagen, dass Sie ganz sicher die Wahrheit nicht herausbekommen,
denn das kann sich niemand vorstellen. So genau wie die Ereignisse selbst, das
kann sich kein Mensch vorstellen; …das alles wird nur einer von uns weiter-
geben kçnnen…aus unserer kleinen Gruppe, aus unserem engen Kreis, wenn
jemand von uns vielleicht �berlebt, was wir nicht einmal zu einem Prozent
glauben.« (Salmen Lewenthal, in: Inmitten, 196; auch zitiert bei Friedler,
2002:162 f. Heimliche erstellte Berichte, die vergraben worden waren, wurden
nach der Befreiung zu Tage befçrdert). Der H�ftling des Sonderkommandos
Salmen Gradowski zeichnete seinen in der Asche der Verbrannten begrabenen
Bericht mit vollem Namen – die beglaubigte Dokumentation war ihm wichtiger
als der Schutz seines Lebens, das er ohnehin weitgehend aufgegeben hatte (In-
mitten, 1996:137 ff; s.a. Gradowski 2001).

Die Mitglieder des Sonderkommandos erhielten von der SS Sonderzuteilun-
gen, u. a. von Alkohol; sie konnten sich an »Effekten«, d. h. den Wertsachen der

15 Auch die Gedenkst�tte Auschwitz, dabei zum Teil zur�ckgreifend auf �ltere Verçffentli-
chungen der »Hefte von Auschwitz«, hat eine Dokumentation von Zeugenberichten aus dem
Sonderkommando vorgelegt, allerdings ohne sie zu kommentieren (Inmitten, 1996).
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Ermordeten, »bereichern«. So bildeten sich die im Lager �blichen »Tauschbe-
ziehungen« auch hier heraus, und zwar sowohl zur SS als auch untereinander.
Diejenigen, die die »�rmsten der Armen« (Krakowski, 2007:59) waren, galten
zugleich als »reich«. Mit l�ngerer Dauer bildeten sich auch im Sonderkommando
engere soziale Beziehungen heraus, und zwar vor allem wiederum innerhalb von
nationalen/sprachlich homogenen Gruppen. Die Interviews und Auswertungen
von Friedler unterstreichen, wie wichtig Gruppenbindungen waren, um stabiles
Verhalten herauszubilden, das sich nicht g�nzlich den Anforderungen des La-
geralltags unterwarf und Solidarit�tsbildung unterst�tzte. Schließlich entwi-
ckelten mehrere Gruppen – hierzu z�hlten insbesondere sowjetische Kriegsge-
fangene – innerhalb des Kommandos ein Eigenbewusstsein, das ihre Wider-
standskraft gegen�ber der Selbstaufgabe und vçlligen Unterordnung unter die
SS-Anforderungen st�rkte. Christian Jansen16, sieht in der Stabilisierung von
Gruppenbindungen und politischen Orientierungen, die oft Bezug nehmen auf
Orientierungen aus der Zeit vor der Inhaftierung, ein Argument gegen Sofskys
Paradigma der »absoluten Macht«. Nicht alle H�ftlingsgruppierungen h�tten
sich im Kampf aller gegen alle verzehrt (S. 104); einzelne entwickelten einen
Zeithorizont �ber das Lager hinaus und entzogen sich so zumindest intellektuell
dem Machtanspruch der SS. Die heimlich verfassten Notizen und Lagerchro-
niken legen davon Zeugnis ab.

Das Sonderkommando umfasste ab 1943 bis zu 400 H�ftlinge. Als die Mas-
sentransporte der ungarischen Juden in Auschwitz ankamen und die Zahl der
t�glich in den Gaskammern Ermordeten noch einmal anstieg, wurde das
Kommando auf ca. 900 H�ftlinge erweitert. Das erschwerte eine enge Kontrolle
durch die SS und erçffnete den H�ftlingen Handlungsr�ume. Auch wenn es als
»Todesinsel« galt, so blieb das Sonderkommando auf die Dauer doch nicht vçllig
vom Gesamtlager oder der Außenwelt abgeschlossen. Einzelne seiner Mitglieder
trafen Fluchtvorbereitungen und nahmen Kontakt zur Widerstandsorganisation
im Hauptlager auf, vor allem, um Nachrichten �ber den Vernichtungsvorgang
nach außen zu leiten. Daf�r wurden sogar unter hohem Risiko Fotos angefertigt.

�ber die Frage, ob und wann ein Aufstand gegen die SS zu wagen sei, kam es
allerdings zu einem tragischen Interessengegensatz zwischen den Wider-
standsgruppen im Sonderkommando und im Hauptlager. Die Ann�herung der
Front h�tte f�r das mehrheitlich aus j�dischen H�ftlingen bestehende Sonder-
kommando den Tod bedeutet, da die SS sie vor der Aufgabe des Lager als
unmittelbare Zeugen des Vernichtungsprozesses mit Sicherheit ermorden h�tte.
Das Sonderkommando wollte daher mçglichst fr�hzeitig losschlagen, um der SS
zuvorzukommen; der Widerstand im Hauptlager aber mçglichst sp�t, um von
den heranr�ckenden sowjetischen Truppen Unterst�tzung erhalten zu kçnnen.

16 (2000), der ein kleines Arbeitslager mit besonders harten Bedingungen untersucht hat
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So blieb der Aufstand des Sonderkommandos von Auschwitz im September 1944
eine isolierte Tat, der die meisten seiner Mitglieder zum Opfer fielen. Der
»Funke«, der sich in einzelnen Gruppen des Sonderkommandos entz�ndete,
vermochte nicht, die Flamme in das Hauptlager weiterzutragen:

»Wenn es einen Einzigen gegeben h�tte, wenn ein einziger von uns seinen
Geist von diesem berauschenden Opium der Spaltung, mit dem die Banditen
unsere gel�hmten Herzen vors�tzlich voll gepumpt hatten, h�tte befreien kçn-
nen, wenn dieser eine Mann sich in den Kampf gest�rzt h�tte, w�re das Wunder
geschehen. Seine Willensst�rke h�tte allen Fl�gel verliehen, sein Eifer h�tte sich
in einen Aufruhr verwandelt und jener Funke, der unter der Asche in einem
jeden schwelte, der niemals erloschen war, h�tte sich gl�hend in einem heiligen
Feuer entz�ndet«, schrieb Salmen Gradowski (2001, zitiert nach Friedler,
2002:267) und findet dabei zu einer in den geheimen Aufzeichnungen seltenen
metaphorischen Ausdrucksweise.

�hnliche Akte von Gegenwehr wie in Auschwitz hat es auch in den Sonder-
kommandos von Sobibor und Chełmno gegeben. Sie zeigen alle eine gleiche
Struktur : Wenn eine widerstandsbereite Gruppe �berzeugt war, dass die SS die
Ermordung des gesamten Kommandos plante, entschloss sie sich zum Handeln,
da jede Hoffnung auf �berleben ausgeschlossen war. Solange aber nur Teile
unmittelbar vom Tode bedroht waren, kam keine gemeinsame Aktion zu
Stande.17

Der israelische Historiker Gideon Greif (1998) hat versucht, die Handlungen
des Sonderkommandos generell in eine moralische Zielsetzung einzuordnen,
um so den Vorwurf zu entkr�ften, die Mitglieder des Kommandos h�tten an der
Vernichtung der Juden mitgearbeitet. Er geht davon aus, sie h�tten aus morali-
schen Gr�nden die Deportierten davor bewahrt ihre wahre Bestimmung in den
Augenblicken vor dem Tod zu erfahren, da andernfalls die Deportierten zu
Verzweiflungshandlungen gegriffen h�tten, die ihren Tod nur schmerzhafter
gemacht h�tten. Doch angesichts des routinierten Mordvorgangs, in den die
Mitglieder des Sonderkommandos eingespannt waren, waren eher Distanzie-
rungsmechanismen �berm�chtig als Mitgef�hl. Die Moral war, das eigene Leben
zu verl�ngern, und nicht den Tod der anderen mçglichst schmerzlos zu gestal-
ten. So wissen wir nur von einzelnen F�llen, in denen Deportierte oder Mit-
glieder des Sonderkommandos das Schweigen durchbrochen und Gegenwehr

17 Shmuel Krakowski, der selbst in der Untergrundbewegung des Ghettos in Ł�dz t�tig und als
H�ftling in Auschwitz war, hat SS-Zeugnisse und Zeugenberichte zum »Todeslager Chełm-
no« gesammelt (Krakowski, 2007). Er rekonstruiert den Hergang einer verzweifelten Revolte
der letzten Mitglieder des Sonderkommandos, die im Zuge der Auflçsung des Lagers von der
SS erschossen werden sollten und im Augenblick dieser Gewissheit, dass nun auch f�r sie der
letzte Augenblick gekommen war, sich widersetzten. Sie tçteten und verletzten einige SS
Leute; von den ca. 40 – 50 Mitgliedern des Sonderkommandos gelang aber nur zweien die
Flucht.
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versucht haben; doch solche isolierten Proteste sind sofort von der SS nieder-
geschlagen worden (vergl. auch Ambach/Kçhler, 2003, zu Lublin-Majdanek).

Forschungsperspektive: Erfahrungswandel in wissenschaftlicher
Reflexion

Das Wissen �ber die Konzentrationslager und insbesondere �ber die
»Zwangsgemeinschaft« (Hans-G�nterAdler), in der die H�ftlinge zueinander
standen, ist wesentlich durch die Berichterstattung von ehemaligen H�ftlingen
gepr�gt worden. Dabei spielen eine herausragende Rolle Werke von Zeitzeugen,
die �ber ihre eigenen Hafterfahrungen hinaus eine systematische Analyse der
Lager anzielten wie Bruno Bettelheim, Eugen Kogon, Benedikt Kautsky, Victor
Frankl, Hans-G�nter Adler, David Rousset, Primo Levi, Dunin-Wasowicz,
Margarete Buber-Naumann. Ruth Kl�ger (1992) schloss hieran mit ihrem sp�ten
Bericht �ber ihre Hafterfahrung im Jugendalter an. Ihr Zeugnis besticht durch
knappe Entschiedenheit des Urteils, die Sch�rfe von Einzelbeobachtungen und
eine fast schmerzende Vermeidung von Pathos; Kl�ger hat der �ffentlichkeit
ca. 50 Jahre nach dem Ereignis eine Authentizit�t vermittelt, die kaum noch
einholbar sein wird.

Das in den Nachkriegsjahrzehnten vorherrschende Deutungsschema folgte
zumeist psychoanalytischen Erkl�rungsmodellen, wie sie von Bettelheim und
Frankl angeboten worden waren, weniger der mehr soziologisch angelegten
Analyse von Kogon. Bereits Ende der 1940er und Anfang der 1950er Jahre von
Forschungseinrichtungen und Hilfsorganisationen gesammelte Interviews mit
�berlebenden der Verfolgung (Goldstein 1991)18 und erste wissenschaftliche
Deutungen von Verfolgungstrauma und �berlebenserfahrungen (Glicksman)
blieben ohne nachhaltige Wirkung, Nach der Phase der Selbstberichte in den
Jahren nach der Befreiung ging sowohl die Berichterstattung als auch die wis-
senschaftliche Besch�ftigung mit den Konzentrationslagern und der Hafter-
fahrung deutlich zur�ck. Erst die verst�rkte juristische Verfolgung von NS-
Straft�tern mit Beginn der 1960er Jahre (Zu nennen sind hier der Auschwitz-
Prozess in Deutschland und der Eichmann-Prozess in Israel, die beide inter-
national in den Medien reflektiert wurden) regte auch die wissenschaftliche
Forschung an. So legte das M�nchener Institut f�r Zeitgeschichte Darstellungen
des KZ-Systems vor, die vorwiegend auf Gutachten beruhten, die f�r NS-Pro-

18 Es handelt sich hier um Interviews, die bereits in den USA von 1949 bis 1951 aufgenommen
worden waren, aber erst 1991 von Herbert Strauss in der R�ckerinnerung seiner eigenen
Forschungen in der Nachkriegszeit verçffentlicht worden sind. Allgemein s. Michael Pollak,
Die Grenzen des Sagbaren, Lebensgeschichten von KZ-�berlebenden als Augenzeugenberichte
und als Identit�tsarbeit, Frankfurt/M. – New York 1988.
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zesse erstellt worden waren (Broszat 1967). Da diese Arbeiten aber zum Ziele
hatten, Zeugenaussagen dokumentarisch zu pr�fen bzw. zu erweitern, nahmen
sie gerade nicht auf die »Erlebnisliteratur« mit ihrer subjektiven Perspektive,
sondern vornehmlich auf die staatliche �berlieferung Bezug. Darin haben sie
sich bis heute als stilbildend erwiesen. Die durchgehende Orientierung der
Forschung auf eine sachliche, dokumentarisch abgesicherte historische Be-
schreibung der Lagerverh�ltnisse mag dazu beigetragen haben, dass interdis-
ziplin�re Zug�nge zur Interpretation der H�ftlingsgesellschaft so gut wie fehlen.
Obwohl wir aus den Nachkriegsjahren psychologisch und psychoanalytisch
angelegte Interpretationsans�tze vorfinden und wir �ber eine F�lle von Literatur
�ber die Verarbeitung von KZ-Erfahrung aus medizinischer Sicht verf�gen,
verbinden sich dieser Str�nge der Forschung immer noch nicht zu einer Ge-
samtsicht der Hafterfahrung und der H�ftlingsbeziehungen (Stoffels, 1994).

Sicherlich bed�rfen Zeugenaussagen ebenso wie Dokumente der staatlichen
�berlieferung genauer Nachpr�fung. Der Wille zur Bestrafung der T�ter, auch
Rachegedanken, die �berhçhung der Moralit�t von H�ftlingshandlungen –
insbesondere von Aktionen des Widerstandes – d�rften Berichte und Zeugen-
aussagen gerade unmittelbar nach dem Kriege h�ufig mitgepr�gt haben (Jansen
2000). Diese Motivationen spielen aber in Interviews, die lange nach der Zeit des
Erlebens gemacht worden sind, eine ungleich geringere Rolle. �bergreifende
Bewertungen, in die die Lebenserfahrung nach der Befreiung eingeht, treten an
ihre Stelle. Bisher haben wir kaum systematische Kenntnisse �ber solche Um-
wertungen der KZ-Erfahrung nach der Befreiung.

Zeugenberichte sind grundlegend f�r Werke geworden, die sich mit einzelnen
H�ftlingsgruppen besch�ftigen, sie werden aber weit weniger ber�cksichtigt in
wissenschaftlichen Werken, die einen systematischen �berblick �ber das Lag-
ersystem oder einzelne Lager geben. In den vergangenen beiden Jahrzehnten
aber haben Historiker, Journalisten und Filmemacher umfangreiche Doku-
mentationen von Zeugenaussagen erstellt, die zu einem großen Teil auch als
Videomaterial zur Verf�gung stehen. Damit wird uns am Ende der Lebenszeit
der �berlebenden eine ungewçhnliche F�lle an Reflexion �ber die Hafterfah-
rung zug�nglich, die von der Forschung bisher noch nicht aufgearbeitet worden
ist. Diese neu produzierten Quellen sollten von den Historikern nicht nur als
Begleitmaterial angesehen werden, dessen grçßter Nutzen zuweilen im p�d-
agogischen Bereich angesiedelt wird, sondern selbst systematisch ausgewertet,
mit fr�heren Berichten verglichen und in die historische Beschreibung einbe-
zogen werden. Denn bisher ist noch nicht ausgewertet, in wie weit diese sp�ten,
lebenszeitlichen Interviews bisherige Sichtweisen sowohl auf die KZ-Erfahrung
selbst als auch auf deren Verarbeitung nach der Befreiung �nderten. Oft werden
Zeugenberichte nur benutzt, um mehr Informationen �ber die materiellen Zu-
st�nde in den Lagern herauszufiltern und so die staatliche �berlieferung zu
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erg�nzen. Damit werden sie er aber gerade ihres interpretativen Wertes ent-
kleidet, der durch keine SS-�berlieferung einzuholen ist.

Die Erz�hlstrukturen �ber die Lager scheinen in der Wissenschaft inzwischen
so festgelegt, dass ihnen auch Arbeiten folgen, die sich wesentlich auf oral hi-
story, also die Auswertung von Zeugenaussagen, st�tzen. So gliedert Kavcic
(2007) ihre in den 1990er Jahren gemachten Interviews nicht nach der Erz�hl-
struktur der Interviewten, sondern nach g�ngigen, systematischen Kategorien
der Lagerstruktur, wie sie sich in der Literatur herausgebildet haben (wie z. B.
Strafen, Selektionen, Gruppenbildung, Funktionsh�ftlinge). Es wird nicht
deutlich, inwieweit die Interviews diese Struktur selbst vorgeben oder andere
Kategorien der Ordnung des Lagers und vor allem seiner Verarbeitung nach der
Befreiung in den Vordergrund stellen. Damit wird die Chance vertan, Zeugen-
aussagen auch heute noch zu nutzen, um eingeschliffene Interpretations- und
Beschreibungsmuster infrage zu stellen oder zu erweitern. Allerdings besch�f-
tigt sich Kavcic im zweiten Teil ihrer Arbeit mit der Erinnerungskultur im
titoistischen Slovenien bzw. Jugoslawien; hier zeigt sie, dass durch die offizielle
Erinnerungspolitik bestimmte Erfahrungen unsagbar, andere in den Vorder-
grund ger�ckt wurden, sie versucht aber nicht zu eruieren, wie dies auf die
Wiedergabe der KZ-Erfahrung heute gewirkt haben kçnnte (Jureit/Orth 1994,
Umgang mit Interviews auf Grund eigener Interviews; allgemein: Wieviorka
1992). Es liegt nahe, beide Str�nge der Forschung in Zukunft enger zusam-
menzubringen, und somit ein Auseinanderfallen oder Gegen�ber von »fakto-
logischer«, »objektiver« und »subjektiver«, »erlebter«, »gedeuteter« Geschichte
zu verhindern. Gerade, wenn wir die Vielzahl der Einzelinformationen verglei-
chend zusammenbringen wollen und nach dem systematischen Zusammenhang
der Lagerwelt nicht nur in institutioneller Hinsicht fragen, sondern auch mit
Blick auf die Auswirkungen f�r die H�ftlinge, deren Mçglichkeiten sich zu or-
ganisieren, sich aktiv zu verhalten, dann sind deren Zeugnisse unverzichtbar f�r
eine Gesamtdarstellung des Lagersystems. Das gilt viel mehr noch f�r einen
Vergleich, der Lager unterschiedlicher Herrschaftssysteme in den Blick nimmt.
Wenn »das Lager« zu den systematischen Herrschaftsinstrumenten des 20.
Jahrhunderts gehçren sollte (Zygmunt Baumann), dann brauchen wir den ver-
gleichenden Blick auch auf die inneren Verh�ltnisse, in denen Bewacher und
H�ftlinge zusammengebunden waren – nicht zuletzt deswegen, weil aus beiden
Gruppen Menschen das Lager �berlebt und die jeweilige Welt danach mitgepr�gt
haben (Streibel, 1996; Armanski 1993) .
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Die KZ-H�ftlinge zwischen Vernichtung und
NS-Arbeitseinsatz*

Zahlreiche neuere Darstellungen zur Geschichte der Konzentrationslager be-
sch�ftigen sich verst�rkt mit dem H�ftlingsarbeitseinsatz; professionelle His-
toriker und regionale Geschichtsgruppen, die sich auch, aber nicht aus-
schließlich, auf historische Laien st�tzen, interessieren sich gleichermaßen f�r
das Thema. Ihre Verçffentlichungen scheinen von einem bestimmten Motiv
getragen zu sein: Sie wollen die bereits bekannten grausamen, z. T. lebensver-
nichtenden Haftbedingungen noch aus einer anderen Perspektive sehen, die
Schilderung von Willk�r und Schikane im KZ erg�nzen durch den Hinweis auf
die Rationalit�t der Ausbeutung, auf den Nutzen, den H�ftlinge nicht nur f�r die
SS, sondern f�r die NS-Wirtschaft im allgemeinen darstellten.

Freilich, wenn man sich diese Arbeiten im einzelnen anschaut, so beschreiben
sie doch mehrheitlich wieder die gleiche Geschichte von Mißhandlung, Ent-
w�rdigung, Entzug der notwendigen Reproduktionsbedingungen unter dem
Deckmantel der Arbeit: Arbeit als Mittel der Vernichtung – diese Forme! findet
sich als Titel und sie ist bereits zum Schlagwort geworden.1 Die Seite des Ge-

* Dieser Beitrag geht auf einen Vortrag zur�ck, den ich erstmals auf einem gemeinsamen
Seminar der Friedrich-Ebert-Stiftung, der Aktion S�hnezeichen und des Arbeitskreises
Stadtgeschichte Salzgitter im Juni 1987 gehalten habe; die Anmerkungen sind hier ent-
sprechend knapp gehalten. Mehr empirisches Material wird demn�chst in einem von Ulrich
Herbert zusammengestellten Tagungsband vorliegen: Der »Reichseinsatz«. Ausl�ndische
Arbeitskr�fte in der nationalsozialistischen Kriegswirtschaft, 1939 – 1945, Bonn 1990.
Zuerst erschienen in: Wolfgang Michalka (Hg.) im Auftrag des Milit�rgeschichtlichen For-
schungsamtes, Der Zweite Weltkrieg. Analysen, Grundz�ge, Forschungsbilanz, M�nchen,
Z�rich: R.Piper (1989), 784 – 797.

1 Zu den ersten Untersuchungen, die sich auf den Aspekt des Arbeitseinsatzes konzentrierten,
gehçrt: Nationalsozialistische Konzentrationslager im Dienst der totalen Kriegsf�hrung.
Sieben w�rttembergische Außenkommandos des Konzentrationslagers Natzweiler/Elsaß,
hrsg. von Herwart Vorl�nder, Stuttgart 1978 (= Verçffentlichungen der Kommission f�r
geschichtliche Landeskunde in Baden-W�rttemberg, Reihe B, Bd 91); eine �bersicht �ber
die zahlreichen Regionalstudien, die seitdem entstanden sind, bieten die »Informatione« des
Studienkreises zur Erforschung und Vermittlung der Geschichte des deutschen Widerstan-
des 1933 – 1945. [796] Die wohl umfangreichste neuere Arbeit stellt dar : Konzentrationslager



winns f�r den Ausbeuter, die wirtschaftliche Rationalit�t scheint hier und dort
auf, pr�gt aber nicht den Inhalt, wird nicht oder nur selten in einer eigenst�n-
digen Argumentation verfolgt. Der gequ�lte H�ftling, nicht die Kassen der
Konzerne, nicht einmal die der SS stehen im Vordergrund; vor allem die SS in
den den Firmen angegliederten Lagern, vielleicht die zivilen Vorarbeiter ter-
rorisierten die H�ftlinge, nicht die Wirtschaftlichkeitsberechnungen der Kon-
zernleitungen. So wird der H�ftling zum Sklaven, bloßes Eigentum im Verf�-
gungsrecht des Besitzers, der SS, von dessen Nutzen einfach ausgegangen wird,
ohne ihm wirklich auf den Grund zu gehen.2

Hier interessieren gerade diese Fragen: Was bedeutet der Ausdruck »Skla-
venarbeit«? Weist er darauf hin, daß Zwangsarbeit dem kapitalistischen System
nicht inh�rent ist, deckt seine Anwendung im Grunde die These, der Industrie
[785] seien die H�ftlinge aufgezwungen worden? Wie, wenn der Krieg gewonnen
worden w�re? Ist anzunehmen, daß die Privatbetriebe mçglichst schnell wieder
ausschließlich zu freier Lohnarbeit �bergegangen w�ren?

Diese Fragen lassen sich nicht aus der Beschreibung der Arbeits- und Haft-
bedingungen allein beantworten. Die KZ-Arbeit, wenn sie einen systematischen
Stellenwert f�r das System hatte und nicht nur ein Mittel unter anderen der
Vernichtung »lebensunwerten Lebens« war, muß im Zusammenhang des Ge-
samtsystems, dessen Nutzen- und Kostenrechnung gesehen werden. Nur so
kann entschieden werden, ob sie Bestandteil des Wirtschaftssystems und der
Arbeitsordnung des Nationalsozialismus gewesen ist oder ob sie Bedeutung nur
im internen System des Haftvollzugs gehabt hat.

Petzina unterscheidet in der Geschichte der nationalsozialistischen Arbeits-
marktpolitik f�nf Abschnitte:3

1. 1933/34 Suchen nach einer neuen Arbeitsordnung, Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen;

in Hannover. KZ-Arbeit und R�stungsindustrie in der Sp�tphase des Zweiten Weltkriegs,
Hildesheim 1985.
Das KZ-Außenlager Hannover-M�hlberg. »Vernichtung durch Arbeit«, hrsg. vom Kulturamt
der Stadt Hannover (= Kulturinformationen Nr. 1,0.].); Miroslav Karny, »Vernichtung durch
Arbeit«. Sterblichkeit in den NS-Konzentrationslagern, in: Beitr�ge zur nationalsozialisti-
schen Gesundheits- und Sozialpolitik, 5 (1987), S. 133 – 158; Verfolgung, Ausbeutung, Ver-
nichtung. Lebens- und Arbeitsbedingungen der H�ftlinge in deutschen Konzentrationsla-
gern 1933 – 1945, hrsg. von Ludwig Eiber, Hannover 1985.

2 Einige neuere Arbeiten orientieren sich st�rker an politçkonomischen Fragestellungen; s.
Gerd Wysocki, H�ftlingsarbeit in der R�stungsproduktion. Das Konzentrationslager Dr�tte
bei den Hermann-Gçring-Werken in Watenstedt-Salzgitter, in: Dachauer Hefte, 2 (1986),
S. 35 – 67; das gesamte Heft ist dem Arbeitseinsatz gewidmet; Florian Freund u. Bertrand
Perz, Das KZ in der »Serbenhalle«. Zur Kriegsindustrie in der Wiener Neustadt, Wien 1987;
Florian Freund, »Arbeitslager Zement«. Das Konzentrationslager Ebensee und die Rake-
tenr�stung, Wien 1988; vgl. auch den Beitrag von Reinhard Frçbe in diesem Band.

3 Dieter Petzina, Die Mobilisierung deutscher Arbeitskr�fte vor und wahrend des Zweiten
Weltkrieges, in: Vierteljahrshefte f�r Zeitgeschichte, 18 (1970), S. 442 – 455.
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2. 1935/36 Abbau der Arbeitslosigkeit vor allem durch R�stungswirtschaft;
3. erste Phase des Vierjahresplans bis Sommer 1938;
4. �bergang zur Zwangslenkung der Arbeitskr�fte ab Sommer 1938;
5. ab 1942 zentrale Lenkung durch das R�stungsministerium und den Gene-

ralbevollm�chtigten f�r den Arbeitseinsatz.

Diese f�nf Abschnitte lassen sich in drei Perioden zusammenfassen, von
denen die erste die Jahre 1933 – 1936, die zweite die Jahre 1936/37 – 1942 und die
dritte 1942 – 1944/45 umfassen. Jede dieser drei Perioden bezeichnet wesentliche
Entwicklungsabschnitte der nationalsozialistischen Herrschaft insgesamt, die
jeweils neue Instrumente der Arbeitsmarktpolitik erforderten. Auch die Ent-
wicklung der Konzentrationslager l�ßt sich nach genau diesen drei Perioden
gliedern. Sie bilden wichtige Einschnitte f�r die Entwicklung der Lagergrçße,
der H�ftlingszahlen, der H�ftlingszusammensetzung und der Ausweitung der
Einlieferungsgr�nde. Mit jeder neuen Periode nimmt die Bedeutung des Ar-
beitseinsatzes zu.4

Meine These zum Verh�ltnis von KZ-Arbeitseinsatz und nationalsoziali-
stischer Arbeitsmarktpolitik wird aus diesen S�tzen schon deutlich: Die Arbeit
von KZ-H�ftlingen ist in erster Linie vom Gesamtsystem her zu begreifen, wenn
auch die SS zeitweilig eigene Interessen verfolgte, die sich aber im großen und
ganzen in das Gesamtsystem haben einf�gen m�ssen.

Gerade in diesem Zusammenhang ist das eigentlich bemerkenswerte Faktum,
daß das Bestreben der SS, tats�chlich einen »Sklavenstaat« im NS-Staat mit Hilfe
der Konzentrationslager einzurichten, nicht zuletzt deswegen scheiterte, weil die
Privatindustrie in einer von Staat oder Partei beherrschten Teilwirtschaft
langfristig eine Gef�hrdung ihrer selbst sah.5 Daraus schon geht hervor, daß die
Form der H�ftlingsarbeit, die w�hrend des Krieges schließ- [786] lich gefunden
wurde, ausdr�cklich eine solche sein sollte, die mit einer kapitalistisch gef�hrten
Wirtschaft zu vereinbaren war. Es bleibt allerdings die Frage, ob und welche
spezifischen Bedingungen hinzukommen mußten, damit sich die Privatwirt-
schaft bereit fand, Zwangsarbeit ins eigene System der freien Lohnarbeit zu
integrieren. Es w�re verk�rzt, dies nur aus der Kriegssituation heraus verstehen

4 Ich darf hier auf meinen Aufsatz hinweisen: Die Konzentrationslagerh�ftlinge im national-
sozialistischen Arbeitseinsatz, in: Zweiter Weltkrieg und sozialer Wandel, hrsg. von Waclaw
Dlugoborski, Gçttingen 1981, S. 151 – 163, aus dem dieser Absatz zitiert ist.

5 Speer hat bezeichnenderweise f�r die »Versklavung« von Arbeitskr�ften im Krieg vor allen
die SS verantwortlich gemacht; im wesentlichen hatte er aber keine Alternative zur
Zwangsarbeit zu bieten; in seiner Auseinandersetzung mit der SS ging es ihm in Wirklichkeit
darum, die SS als Wirtschaftsfaktor unter seine Kontrolle zu bekommen. Albert Speer, Der
Sklavenstaat. Meine Auseinandersetzungen mit der SS, Stuttgart 1981; Falk Pingel, H�ftlinge
unter SS-Herrschaft. Widerstand, Selbstbehauptung und Vernichtung, Hamburg 1978,
S. 123 ff. ; Karny, Vernichtung (wie Anm. 1), S. 157.
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zu wollen. Betrachten wir die einzelnen Phasen des Griffs nach der H�ftlings-
arbeitskraft genauer.

Nicht erst die Arbeitsknappheit im Kriege hat die Versuchung hervorgerufen,
die Arbeitskraft der H�ftlinge auszunutzen. Systematisch wurde dieser Gedanke
bereits von der SS in M�nchen f�r das Lager Dachau im Zusammenhang der
Einlieferungen der sogenannten »Asozialen« im Herbst 1933 und im Jahre 1934
entwickelt; diese H�ftlinge wurden z. T. ausdr�cklich mit dem Ziel in die Kon-
zentrationslager �berstellt, die Kapazit�t der lagereigenen Werkst�tten zu er-
weitern, allerdings, soweit sich sehen l�ßt, vor allem, um f�r SS-eigenen Bedarf
zu produzieren. Doch dieses Konzept setzte sich nicht durch, da es gegen die
wichtigste Funktion der NS- Herrschaft zu dieser Zeit verstieß, n�mlich das
kapitalistische System �berhaupt zu retten, und nicht etwa, ihm Konkurrenz zu
machen. Konkret scheiterte die SS in Dachau schon an der çrtlichen Hand-
werkskammer, die die Dachauer B�cker, Schuster usw. mobilisiert hatten. Denn
diese f�rchteten die Konkurrenz der SS auf dem privaten Markt und um ihre
eigenen Auftr�ge f�r das Lager. H�ftlingsarbeit wurde in der Regel nur dort
zugelassen, wo sie auch außerhalb der Lagerwelt �blich war, z. B. bei Infra-
strukturmaßnahmen, die nicht in die Produktion selbst eingriffen, sondern
deren Investitionskosten mçglichst gering oder die Subsistenzkosten der Ar-
beiter senken und damit die Lçhne niedrig halten sollten: Gewinnung von
Siedlungsland durch Moortrockenlegung, Straßenbau usw. Hier organisierte der
Reichsarbeitsdienst Lagerarbeit in grçßerem Ausmaß, als dies zu dieser Zeit die
SS mit den KZ-H�ftlingen �berhaupt h�tte tun kçnnen. Und der Reichsar-
beitsdienst (RAD) tat dies, um die sch�dliche Kehrseite der freien Lohnarbeit,
n�mlich die Arbeitslosigkeit, zu vertuschen. Selbst hier trat der RAD als Kon-
kurrent zur KZ-Arbeit auf und die SS zog sich von dieser Konkurrenzsituation
letztendlich sogar zur�ck. Allerdings schon diesmal weniger aus Schw�che,
sondern weil sich ihr neue Bet�tigungsbereiche erçffneten.

Freilich kommt in der Auseinandersetzung zwischen dem RAD und der SS
um den Stellenwert der Arbeit in den Emslandlagern, wo sich beide Orga-
nisationen das Feld streitig machten, auch die ideologische Komponente des
Konflikts um die Arbeit als Mittel des Haftvollzugs zum Ausdruck.6 Denn der
RAD nahm die nationalsozialistische Propaganda ernst und machte f�r sich
geltend: Arbeit adelt, und KZ-H�ftlinge verdienen den Adel nicht. Im Gegenteil,
wenn KZ-H�ftlinge n�tzliche Arbeit verrichten sollten, w�rde [787] dies das
Ansehen der RAD-Arbeitslager sch�digen. Gegen diese Auffassung konnte sich
die SS nach ihren eigenen Kategorien nicht wehren. Denn �berwiegend waren

6 Den Arbeitseinsatz in den Emslandlagern beurteilt zusammenfassend Elke Suhr, Die Ems-
landlager, Bremen 1985, S. 186 ff. ; s. a. die Dokumentation von Erich Kosthorst und Bernd
Walter, Konzentrations- und Strafgefangenenlager im »Dritten Reich«. Beispiel Emsland, 3
Bde, D�sseldorf 1983.
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die H�ftlinge ja noch nicht im Lager, um zu arbeiten, sondern um vom Staat die
Leute fernzuhalten, die eine Gef�hrdung seines kapitalistischen Charakters
darstellten oder darzustellen schienen. Andere Priorit�ten zu setzen, war in der
ersten Periode gescheitert. So bestimmte sich die Stellung der Arbeit in dieser
Periode haupts�chlich vom internen Lagervollzug und nicht von externen
çkonomischen Faktoren her, die H�ftlingsarbeit weitgehend als unerw�nscht
gelten ließen. Als Mittel des Haftvollzugs trug die Arbeit dessen Eigenschaften,
war qualvoll, Mißhandlung, Entw�rdigung. Sie richtete sich mehr an der Dok-
trin der Besch�ftigung als an der N�tzlichkeit des zu erarbeitenden Produktes
aus, dem Diktum folgend: Wer ißt, soll auch arbeiten. Das NS-System war noch
nicht so ausgereift, als daß die SS schon stark genug gewesen w�re, auch die
Umkehrung des Satzes zu realisieren: Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen.

Als die SS schließlich die Emslandlager r�umte, gab zu diesem Entschluß die
Auseinandersetzung mit dem RAD schon nicht mehr den Ausschlag. (Die Lager
gingen bekanntlich an die Justizverwaltung �ber.) Der R�ckzug aus diesem
Lagerkomplex (und anderen, die in der ersten Periode gegr�ndet worden waren)
leitete in Wirklichkeit einen Ausbau des KZ-Systems ein.

Die wichtigen �nderungen, die in der zweiten Periode eintraten, sind all-
gemein bekannt. Ohne Zweifel waren es die Interessen der SS, die nun darauf
hinwirkten, daß neue Lager dort angelegt wurden, wo die H�ftlinge bei der
Steingewinnung oder -verarbeitung eingesetzt werden konnten. H�ftlinge ar-
beiteten f�r SS-eigene Werke und schufen somit der SS Gewinne – vorausgesetzt,
daß die Betriebe gewinnbringend arbeiteten. Der SS gelang nun die eigene, mit
H�ftlingen geleistete Wirtschaftst�tigkeit, weil die Arbeitslosigkeit nicht nur
behoben war, sondern in manchen Sektoren der Produktion, und gerade in der
Steinverarbeitung bereits Arbeitskr�ftemangel herrschte. Konkurrenz war nicht
zu f�rchten, weil es f�r die Privatindustrie weitaus lohnendere Fertigungszweige
gab. Die H�ftlinge arbeiteten nicht in einem hochprofitablen Sektor der kapi-
talistischen Produktion.

Wie weit stellt dieser H�ftlingseinsatz einen Einbruch in das System der freien
Lohnarbeit dar? Bestimmte Infrastrukturarbeiten, die z. T. direkt auf R�stung
und Kriegsvorbereitung bezogen waren, wie z. B. den Bau des »Westwalls«,
f�hrten staatliche Organisationen wie der RAD oder die Organisation Todt aus,
die ihre Arbeiter zwangsverpflichteten, kasernierten und disziplinarischen
Maßnahmen unterwarfen. Aber auch in der direkten Produktion, und zwar
gerade in solchen Sektoren, in denen m�chtige Firmen miteinander konkur-
rierten, schr�nkten staatliche Vorschriften den Wechsel des Arbeitsplatzes ein.
Die Organisation des Vierjahresplans unter Beteiligung [788] f�hrender Groß-
industrieller – insbesondere aus dem IG-Farben-Konzern – bereitete bereits die
Lenkung des zuk�nftigen Ausbaus der Wirtschaft und der Verteilung der Res-
sourcen durch staatliche Organe vor, in denen gleichsam »Delegierte« der
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Großindustrie das Sagen hatten. Freilich nutzte die Wirtschaft gerade in dieser
Phase noch ihre Gewinnspannen, um sich gegenseitig Facharbeiter durch
Lohnangebote abzuwerben, die die staatlicherseits bzw. durch die Treuh�nder
der Arbeit festgesetzten Lohnhçhen �berschritten. Wenn es also auch noch
gegenl�ufige Tendenzen gab, so war das Prinzip der freien Verf�gbarkeit der
Arbeitskr�fte bereits eingeschr�nkt, in die Zukunft reichende Wirtschaftspla-
nungen nahmen kaum noch R�cksicht darauf. Die. Lenkung der Arbeitskraft
war mit dem Vierjahresplan in ein neues Stadium getreten, in das sich die Pl�ne
der SS einf�gen ließen, ohne daß die SS die treibende Kraft zum neuen Wirt-
schaftsdirigismus gewesen w�re. Die noch verbreiteten unterschiedlichen Auf-
fassungen h�ngen damit zusammen, daß ein Teil der Firmen oder bestimmte
Industriezweige sich weiterhin auf einem freien internationalen Markt orien-
tierten und auf diesem auch in fernerer Zukunft Absatzchancen sahen, andere
aber bereits auf das von Hitler geforderte Konzept der »Autarkiewirtschaft«
umgeschwenkt waren, das von einem geschlossenen, von Deutschland be-
herrschten Wirtschaftsraum ausging, der zwar weder die Warenkonkurrenz zu
f�rchten hatte, noch aber �ber ein unbegrenztes Potential von Arbeitskr�ften
und »Billiglohnl�ndern« verf�gen w�rde. Der Vorteil des Autarkiekonzeptes lag
darin, der deutschen Industrie einen Absatzraum zu schaffen, der mit dem
amerikanischen Binnenmarkt und dem britischen Empire konkurrieren konnte;
sein Nachteil war, daß Expansion allein mit wirtschaftlichen Mitteln nicht
mçglich war, d. h. es war auch absehbar, wo die Grenzen von Produktion und
Absatz lagen. Wenn diese auch weiter gesteckt sein w�rden als bisher, so sahen
doch auch die kl�geren Kçpfe der nationalsozialistischen Wirtschaft, daß Pla-
nung und Kontrolle der Ausbeutungsmçglichkeiten in einem solchen, im we-
sentlichen durch die politische Macht bestimmten Wirtschaftsraum unum-
g�nglich seien, aber nat�rlich auch zum Nutzen derer ausfallen w�rden, die sich
nun statt in der sogenannten freien Konkurrenz in der staatlichen Wirt-
schaftsplanung w�rden durchsetzen kçnnen. Von diesen Pr�missen her und
angesichts der bereits vorhandenen Knappheit von Arbeitskr�ften war es nicht
�berraschend, daß die SS nun in einem durchaus bescheidenen Rahmen
Zwangsarbeit einsetzen konnte und niemand mehr darin eine Bedrohung der
freien, kapitalistischen Wirtschaft sah. Wenn es ein Problem beim H�ftlings-
arbeitseinsatz gab, dann lag dieses nicht bei der freien Wirtschaft, sondern bei
der SS.

Die SS verfolgte mit ihren eigenen Wirtschaftsunternehmungen vor allem das
Ziel, sich unabh�ngig zu machen. Sie wollte sich eine eigene Geldquelle er-
schließen, denn die SS war ja eine Organisation der Partei und von deren [789]
Haushalt abh�ngig, wenn sie sich praktisch auch weitgehend durch den Staats-
haushalt finanzierte. Aber Gelder des ordentlichen Haushaltes bekam sie nur f�r
Zwecke, die sie als quasi staatliches Organ wahrnahm, wie z. B. den Bau und die
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Unterhaltung der Konzentrationslager. Konzepte, die sie also im polizeilichen
Sektor verfolgte, waren stets davon abh�ngig, ob sie letztendlich von der
staatlichen Administration genehmigt wurden. Der finanziellen Beschr�nkung
entsprach eine inhaltliche Kontrolle. Gerade diese w�nschte Himmler aber in
Hinblick auf die sich ausweitenden Aufgaben der SS als einer Organisation zu
�berwinden, die sich nicht im Schutz von Partei und Staat vor dem »inneren
Feind« erschçpfen, sondern auch eine rassistisch gepr�gte Wissenschaft vor-
antreiben, eigene kulturelle Projekte verfolgen und vor allem – je n�her der Krieg
r�ckte, desto dringlicher wurde dies – die Siedlung und Beherrschung des
»Ostraumes« verwirklichen sollte.

Es ist nun erstaunlich zu sehen, daß die SS selbst nicht im Stande war, diese
Absichten, die in die politische �konomie des Gesamtsystems paßten, zu ver-
wirklichen. Wichtige Produktionsvorhaben in den Konzentrationslagern, wie
die Ziegelwerke in Neuengamme und Sachsenhausen, brachten riesige Verluste,
die sich f�r die beiden Werke in den Jahren 1941/42 auf insgesamt 5700 000 RM
beliefen. Einen bedeutenden Gewinn unter den KZ-Unternehmungen erzielte
nur die Textil- und Lederverwertung (Texled), bei der im wesentlichen weibliche
H�ftlinge des KZ Ravensbr�ck besch�ftigt waren eine Gesellschaft, die in der
Wertsch�tzung der SS durchaus hinter den Steinfirmen rangierte. Enno Georg
f�hrt in seiner Arbeit �ber die SS-Unternehmungen das finanzielle Desaster der
Deutschen Erd- und Steinwerke (DEST), in der die Steinbr�che und Ziegeleien
der Konzentrationslager zusammengefaßt waren, vor allem auf technische Un-
zul�nglichkeiten und zu groß dimensionierte Fertigungsanlagen zur�ck, die
ohnehin eine lange Anlaufzeit brauchten, bevor sie sich amortisieren w�rden.7

Ohne Frage stand der SS anfangs nicht hinreichend ausgebildetes technisches
Personal zur Verf�gung, um die neuen Aufgaben sachgerecht zu bew�ltigen. Es
kommt aber der H�ftlingseinsatz selbst als ein weiterer, ins Gewicht fallender
Faktor hinzu; nicht nur die technisch-administrative F�hrung war unzul�ng-
lich, der Einsatz der Zwangsarbeiterschaft erwies sich als ebenso ineffektiv. Der
Aufbau der Ziegeleien, vor allem der dazugehçrigen Infrastruktur wie Verlade-
und Hafenanlagen, z. T. die Produktion selbst, mit Sicherheit auch die Arbeit in
den Steinbr�chen, erfolgte weitgehend ohne R�cksicht auf den Erhalt der Ar-
beits-, ja der Lebenskraft der besch�ftigten H�ftlinge. Hierf�r sind außerçko-
nomische Gr�nde anzuf�hren, die in den Grunds�tzen der H�ftlingsbehandlung
liegen und die der SS einfach keine andere Haltung als die der dauernden
Schikane und Mißhandlung erlaubten. Das reicht aber nicht aus. Denn es erkl�rt
nicht, warum an unterschiedlichen Arbeitspl�tzen unterschiedliche Todesraten

7 Enno Georg, Die wirtschaftlichen Unternehmungen der SS, Stuttgart 1963 (= Schriftenreihe
der Vierteljahrshefte f�r Zeitgeschichte, Nr. 7).
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auf- [790] traten. Warum entwickelte sich die Arbeit gerade in den Steinbr�chen
in Mauthausen, im Ziegelwerk in Oranienburg zu einer besonderen Strafe?

Die Lager-SS hatte in der zweiten Periode bestimmte Produktionsnormen zu
erf�llen. Da es sich bei den geschilderten Arbeitsvorhaben im wesentlichen um
schwere kçrperliche Arbeit ohne technische Kenntnisse handelte, bestand die
Strategie der SS, Arbeitsleistung zu steigern, allein darin, die Kraftreserven der
H�ftlinge zu mobilisieren, bis sie verbraucht waren, da die SS den H�ftlingen
unterstellte, daß diese ihre Arbeitskraft der SS nach Mçglichkeit vorenthalten
w�rden. Die SS konnte diese Strategie durchhalten, weil die Arbeitskraft zu
dieser Zeit noch stets ersetzbar war. Nie mehr als ein Drittel der H�ftlinge war in
SS-Betrieben besch�ftigt, sch�tzungsweise ein Drittel der H�ftlinge war �ber-
haupt ohne Besch�ftigung und f�r einen Teil dieser H�ftlinge kehrte sich nun
tats�chlich das Motiv aus der ersten Periode um: Da sie nicht arbeiteten, wurden
sie ausgehungert, so z. B. polnische H�ftlinge in Buchenwald oder Dachau. Oder
anders: Nur so lange jemand arbeitete, durfte er essen. (Erst in der dritten
Periode sollte es noch eine Ausdeutung dieses Satzes geben: Iß, damit Du ar-
beiten kannst.) Der ungeheure Verschleiß der Arbeitskraft schlug çkonomisch
f�r die Lager-SS nicht negativ zu Buche:

Sozial- und Krankheitskosten gab es nicht, die Lohnkosten waren zu ver-
nachl�ssigen; sie betrugen nicht mehr als 30 Pf. pro Tag. Die Arbeitskraft wurde
den Bilanzf�hrern als Kostenfaktor nicht bewußt – das war eigentlich noch unter
dem Niveau eines Sklavenstaates. Deshalb gab es niemanden, der die Lager-SS in
ihrer Ausbeutungswut bremste, obwohl diese çkonomisch unsinnig war. Denn
die Leistung pro H�ftling erreichte wohl kaum die 50-Prozent-Marke eines Zi-
vilarbeiters, oft lag sie betr�chtlich darunter. Hierin ist nat�rlich auch ein Grund
f�r den finanziellen Fehlschlag der DEST-Projekte zu sehen. So entstand in der
zweiten Periode die paradoxe Situation, daß schwere und keine Arbeit zu �hn-
lich hohen Todesraten f�hrten.

An Arbeitspl�tzen, an denen nicht die Kçrperkraft f�r die Arbeitsleistung
entscheidend war und wo die SS infolgedessen weniger in die Versuchung kam,
durch ihre hemmungslose Auszehrung mehr Leistung zu fordern, erzielte sie
auch andere finanzielle Ergebnisse. Den SS-Wirtschaftspr�fern in Berlin fiel
dieses am positiven Beispiel der Texled auf. Die Texled f�hrte betr�chtliche
»Obergewinne« an das Reich ab; durch erhçhte Lohnkosten ließ sich der Ge-
winnanteil der Gesellschaft auf Kosten der �berweisungen ans Reich steigern,
d. h. der Gewinn der Texled ließ sich u. a. dadurch vermehren, daß der Wert der
eingesetzten Arbeitskraft hçher veranschlagt wurde – die Arbeitskraft mußte
auch f�r die SS zu einem Wert werden, damit sie ihr wirklich Werte schaffen
konnte. Die Texled setzte sich daher daf�r ein, daß das H�ftlingsentgelt erhçht
wurde; dies hatte auf der anderen Seite aber zur Folge, daß ein toter H�ftling die
SS nun wirklich auch etwas kostete und daher mit [791] der Arbeitskraft mçg-
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licherweise pfleglicher umzugehen war als bisher. Freilich standen die tradi-
tionelle Lagerorganisation und der Zugang immer neuer H�ftlinge der rei-
bungslosen Durchsetzung dieses Prinzips noch entgegen. Zumal mit den Ein-
lieferungen der sowjetischen Kriegsgefangenen, dem Anstieg der rassenideo-
logisch bedingten Vernichtung seit dem Krieg gegen die Sowjetunion, gewann
der Satz noch an Bedeutung: Du sollst gar nicht essen, also auch nicht arbeiten.
Der Prozentsatz der bei den SS-Betrieben arbeitenden H�ftlingen nahm ab, die
Zahl der H�ftlinge dagegen bedeutend zu. Es h�tten wohl kaum so viele Ar-
beitspl�tze in der Steinindustrie aufgeschlossen werden kçnnen, um all diese
H�ftlinge zu besch�ftigen. Als çkonomisches Modell hatte sich der H�ftlings-
arbeitseinsatz f�r die SS im ganzen noch nicht bew�hrt; innerhalb des SS-Sys-
tems war er mehr zu einem Mittel des Haftvollzugs verkommen, »lçste« dort die
�berf�llungsprobleme, statt Werte f�r den SS-Staat zu schaffen. Dies �nderte
sich erst, als die SS nicht mehr allein aus eigener Motivation, sondern auf Druck
von außen produzieren sollte und dadurch gezwungen wurde, den Arbeitsein-
satz neu zu organisieren.

Die Umstrukturierung des Arbeitseinsatzes der Konzentrationslager in der
dritten Periode war mit dem Ziele verbunden, die H�ftlinge nunmehr in einem
zentralen Sektor der Produktion t�tig werden zu lassen, in der R�stungs-
produktion. Hierzu liegen auch die meisten neueren Untersuchungen vor. Es ist
wichtig festzuhalten, daß der Anstoß zu dieser Umstellung nicht allein von der
SS ausging, sondern ebenso von privaten Firmen, dem R�stungsamt der
Wehrmacht und Speer als dem f�r die R�stungsindustrie zust�ndigen Minister.
Veranlaßt wurde die Umstellung durch den gescheiterten und verlustreichen
»Blitzkrieg« in der Sowjetunion, der f�r die gesamte Kriegsstrategie eine neue
Basis verlangte. Die Formen des Arbeitseinsatzes in dieser Zeit sollen hier nicht
im einzelnen geschildert werden. Hier interessiert die Frage: Welche Stellung
hatte der R�stungsarbeitseinsatz der H�ftlinge im Gesamtsystem?

Von der SS aus gesehen, beginnt er im Grunde genommen mit einem Schei-
tern. Denn urspr�nglich wollten die SS-F�hrung, Himmler, wie auch Pohl, der
Leiter des SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamtes, dem die Konzentrations-
lager nun unterstanden, die T�tigkeit in der R�stungsfertigung nutzen, um der
SS eine eigene Waffenherstellung zu verschaffen und somit die Waffen-SS un-
abh�ngiger von der Wehrmacht zu machen. Doch diese Versuche, in Neuen-
gamme begonnen, wurden schnell durchkreuzt, von mehreren Seiten: Von der
Privatindustrie, die auf diesem Sektor keine Konkurrenten zulassen wollte, da sie
in der Verteilung der Auftr�ge und Grundstoffe durch das Speer-Ministerium
ohnehin schon genug staatlichen Einfluß vorfand und zudem die Gr�ndung der
Staatsbetriebe wie der Hermann-Gçring-Werke und des VW-Werkes hatte
hinnehmen m�ssen bzw. selbst provoziert hatte, zum anderen, da gerade in der
Waffenfertigung maximale Gewinne zu machen [792] waren. Die Verstaatli-
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chung der Wirtschaft wollte sie in diesem Sektor nicht weiter forcieren. Aber
auch Speer sprach sich gegen eine eigenst�ndige SS-Produktion aus. Himmler
mußte ein Bekenntnis zur Privatwirtschaft ablegen und zudem allen �berle-
gungen abschwçren, nach dem Kriege wieder auf die Pl�ne einer SS-eigenen
Wirtschaft zur�ckgreifen zu wollen.

Was aber den Faktor Zwangsarbeit allgemein betrifft, so stand die SS in dieser
Phase nicht mehr allein, ja innerhalb des Zwangsarbeitseinsatzes spielte sie in
den Jahren ab 1942 sogar eine untergeordnete Rolle. Der Staat verteilte nicht nur
die Produktionsauftr�ge, sondern noch vielmehr die Arbeitskr�fte. Die Indu-
strie hatte dieses System angenommen, weil ein Markt an freien Arbeitskr�ften
ohnehin nicht mehr bestand. Wie es scheint, haben viele Betriebe bereitwillig
ihre Produktionsweise auf die ausl�ndischen Zwangsarbeiter umgestellt, sich
selbst an der Auswahl von KZ-H�ftlingen beteiligt und Anforderungen nach
mehr H�ftlingen gestellt. Einige Firmen, wie die IG-Farben in Auschwitz, griffen
sogar begierig nach den H�ftlingen als Voraussetzung weiterer Expansion. Daß
hochgespannte Erwartungen nicht erf�llt wurden, daß die individuelle Ar-
beitsleistung weiterhin oft zu niedrig blieb, hat in der Regel nicht dazu gef�hrt,
daß betroffene Firmen auch nur den Versuch machten, das Ausmaß des H�ft-
lingseinsatzes wieder zur�ckzuschrauben.8

Die Arbeitsprozesse wurden soweit zerlegt, daß sie von angelernten Kr�ften
vollzogen werden konnten; die »Oberschicht« der deutschen Facharbeiter �bte
oft nur noch Aufsicht und Kontrolle aus. Erst zuk�nftige Forschungen werden
zeigen kçnnen, ob die Vermutung richtig ist, daß die Industrie auf den Einsatz
der Zwangsarbeiter mit einem Rationalisierungsschub reagierte. War es Zufall
oder Notwendigkeit, daß hochmoderne Werke wie IG-Auschwitz, das VW-Werk,
und die Hermann-Gçring-Werke �berwiegend mit Fremdarbeitern und
Zwangsarbeit aufgebaut wurden? Daß der Ausstoß wichtiger Waffen mit der
Zunahme ausl�ndischer Zwangsarbeiter stieg, beweist allerdings noch nicht,
daß er vor allem einem durchrationalisierten Einsatz von Fremd- und
Zwangsarbeit zuzuschreiben ist. Die Konzentration auf wenige Vorhaben mag
hierf�r mehr verantwortlich gewesen sein. Rein zahlenm�ßig schufen die
Fremdarbeiter keine neue Arbeitsproduktivit�t, da sie insgesamt ja nur die Zahl
der eingezogenen deutschen Arbeiter ersetzten. Es muß eher davon ausgegangen

8 Nur bei wenigen Betrieben w�re das unmçglich gewesen. Sie beruhten von vornherein auf
Zwangs- und Fremdarbeit; Gerd Wysocki, Zwangsarbeit im Stahlkonzern. Salzgitter und die
Reichswerke »Hermann Gçring« 1937 – 1945, Braunschweig 1982; Klaus-Jçrg Siegfried,
R�stungsproduktion und Zwangsarbeit im Volkswagenwerk 1939 – 1945. Eine Dokumenta-
tion, Frankfurt 21987; ders., Das Leben der Zwangsarbeiter im Volkswagenwerk 1939 – 1945,
Frankfurt 1988. Fremd- und Zwangsarbeitseinsatz als Bestandteil der Firmenpolitik wird
sichtbar z. B. in den Beitr�gen von Karl Heinz Roth u. a. in: Das Daimler-Benz-Buch. Ein
R�stungskonzern im »Tausendj�hrigen Reich«, hrsg. von der Hamburger Stiftung f�r So-
zialgeschichte im 20. Jahrhundert, Nçrdlingen 1987.
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werden, daß die Arbeitsproduktivit�t pro Person sank; zumal f�r den Einsatz
der KZ-H�ftlinge trifft dies in der Regel zu. Nach unseren bisherigen Kennt-
nissen waren KZ-H�ftlinge �berwiegend beim Bau neuer R�stungsfabriken oder
ihrer Verlagerung unter die Erde t�tig, weniger direkt in der Produktion (eine
Ausnahme machten vielleicht die Gewehrherstellung und die Luftfahrtindu-
strie). Aber auch hierzu geben die vorliegenden Arbeiten in der Regel kaum
genaue Auskunft. Dabei ist die Frage, wieweit die Produktionsweise auf den
Fremd- und Zwangsarbeitseinsatz umgestellt wurde, [793] nat�rlich auch f�r die
Untersuchung der Startchancen der westdeutschen Industrie im internationalen
Vergleich nach 1945 von großer Bedeutung.

Es l�ßt sich bisher also nur auf einem generellen Niveau folgern, daß sich der
Zwangsarbeitseinsatz nicht nur organisatorisch, sondern auch bilanzm�ßig ins
kapitalistische System integrieren ließ. Wie dies auf der betrieblichen Ebene
aussah, muß weitgehend erst noch erforscht werden. Wenn die Gewinne vieler
Werke ab 1944 sanken, so liegt dies vor allem daran, daß der Umsatz zur�ckging,
Rohstoffe ausblieben, der Produktionsfluß insgesamt ins Stocken kam, Bom-
bensch�den ausgeglichen werden mußten.

Die SS konnte sich durch den Verleih der H�ftlinge im wesentlichen keine
neue Geldquelle erschließen. Zwar wurde das Entgelt, das die Firmen f�r die
entliehenen H�ftlinge bezahlen mußten, schrittweise erhçht und reichte f�r
H�ftlingsfacharbeiter an dasjenige heran, das f�r zivile Arbeitskr�fte zu zahlen
war, doch mußte die SS diese Gelder an das Reich abf�hren.

F�r die privaten Betriebe stellte die Hçhe des H�ftlingsentgeltes kein Problem
dar, da sie bei Staatsauftr�gen ohne nennenswerte Konkurrenz – nicht der Preis,
sondern die Produktionsf�higkeit entschied �ber die Vergabe �ber den Preis
aufgefangen werden konnte, auch wenn die Arbeitsleistung der Zwangsarbeiter
geringer als die ziviler Lohnarbeiter war. Es ist daher festzuhalten, daß der
Ausdruck »Sklavenarbeiter« f�r diese Periode nur noch bedingt zutreffend ist,
da die Arbeiter nicht dem Betrieb gehçrten, f�r den sie arbeiteten, sondern
dieser bei verschiedenen Verleihagenturen wie dem Generalbevollm�chtigten
f�r den Arbeitseinsatz und dem Wirtschafts-Verwaltungshauptamt um die be-
nçtigten Kontingente werben mußte und Vertr�ge �ber die Subsistenzbedin-
gungen mit ihnen abschloß.

Vor allen Dingen war die Arbeitskraft nicht mehr – wie in der zweiten Periode
bei den SS-Betrieben – beliebig ersetzbar. Die Betriebe reagierten daher sehr
unterschiedlich auf die neue Situation. Es gab Werke, die bestrebt waren, die
Arbeitsverh�ltnisse der Zwangsarbeiter – und hierzu z�hlen die KZ-H�ftlinge –
denen freier Arbeiter bis zu einem gewissen Grade anzugleichen. So waren es die
IG-Farben, die dem KZ Auschwitz und dem Wirtschafts-Verwaltungshauptamt
vorschlugen, Leistungspr�mien einzuf�hren, die die Form von direkter Ent-
lohnung, aber auch von kulturellen Reproduktionsleistungen haben konnten;
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hierzu z�hlte nach Auffassung der SS und der Betriebe dann auch die in der Tat
verwirklichte Einrichtung von Lagerbordellen. Das schwerste Hindernis f�r eine
im ganzen lebenssichernde Behandlung der H�ftlinge bildete sicherlich die
Rassenideologie, von der zumindest unbewußt – viele deutsche Vorarbeiter und
Betriebsf�hrer, insbesondere aber die Aufsichtskr�fte wie der Werkschutz nicht
frei waren. Jçrg Siegfried hat dies f�r VW belegt. Es bleibt aber zu fragen, wie
sich unterschiedliche Ern�hrung, Unterbringung und Behandlung – Mißhand-
lungen [794] waren bei »Ostarbeitern« offensichtlich h�ufiger – auf den Ar-
beitsprozeß selbst auswirkten, ob die Arbeitsbedingungen und Arbeitsleistun-
gen unterschiedlich waren, welche Interessen die Betriebsf�hrung hatte, solche
Unterschiede bestehen zu lassen, oder welche Hindernisse ihr erwuchsen, wenn
sie diese zu �berwinden suchte. Daß der Rassismus der nationalsozialistischen
Gesellschaft auch in die Wirtschaft Eingang gefunden hatte, wissen wir. Wie sie
aber konkret mit ihm umging, wird erst nach und nach sichtbar.9 Solange dies
aber noch nicht hinreichend gekl�rt ist, bleibt unbestimmt, welchen Stellenwert
eigentlich Zwangsarbeit im kapitalistischen System hat, unter welchen Bedin-
gungen sie vom Kapital akzeptiert und çkonomisch noch mit Gewinn betrieben
werden kann. Sicher ist jedenfalls, daß die Wirtschaftsf�hrer des Nationalso-
zialismus darauf geachtet haben, daß die privatwirtschaftliche Grundlage durch
staatliche Auftragslenkung und Arbeitsmarktkontrolle nicht in Frage gestellt
wurde. Die SS wurde voll in den Dienst dieses Systems gestellt; ihr Ehrgeiz, ein
eigenes Wirtschaftssystem zu errichten, mußte weitgehend unbefriedigt blei-
ben. Geht man von der Pr�misse des Sieges aus und zieht die von SS und
Staatsf�hrung vorgelegten Unterwerfungskonzepte in Betracht und stellt die
Tendenzen der Wirtschaft in Rechnung, die freie Konkurrenz als leitendes
Prinzip in den besetzten Gebieten auszuschalten, so wird man davon ausgehen
m�ssen, daß auch nach dem Kriege allenfalls der deutsche Arbeiter �ber seine
Arbeitskraft h�tte bedingt frei verf�gen kçnnen.

Der Widerspruch zwischen çkonomischer Rationalit�t und ideologisch be-
dingter Menschenvernichtung blieb gesamtgesellschaftlich in der dritten Peri-
ode erhalten, ja brach seit dem Kriege gegen die Sowjetunion erst voll durch.10

Hiergegen konnte sich die Wirtschaft nicht durchsetzen; sie hat allerdings auch
keine bemerkenswerten Versuche unternommen, dieses zu tun. Ja, die IG-Far-
ben, Krupp, Siemens, um nur einige zu nennen, haben die gesamtwirtschaftliche

9 Ulrich Herbert, Fremdarbeiter. Politik und Praxis des »Auslandereinsatzes« in der Kriegs-
wirtschaft des Dritten Reiches, Bonn 1985; Herrenmensch und Arbeits- [797] vçlker. Aus-
l�ndische Arbeiter und Deutsche 1939 – 1945, Berlin 1986 (= Beitr�ge zur nationalsozialis-
tischen Gesundheits- und Sozialpolitik, Bd 3).

10 Eine Zusammenfassung der gegenw�rtigen Diskussion bietet Ulrich Herbert, Arbeit und
Vernichtung. �konomisches Interesse und Primat der »Weltanschauung« im Nationalso-
zialismus, in: Ist der Nationalsozialismus Geschichte? Zu Historisierung und Historiker-
streit, hrsg. von Dan Diner, Frankfurt 1987, S. 198 – 236.
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Mißlichkeit der Vernichtung von wertvoller Arbeitskraft durch den Massen-
mord an den Juden noch in betriebswirtschaftlichen Nutzen umzum�nzen
verstanden, indem sie Teile ihrer Werke nach Auschwitz auslagerten, wo eine
Minderheit der deportierten Juden die Selektion vorerst �berstand, um in den
Fabriken zu arbeiten. Gewiß, dies war eine kurzfristige und eine kurzsichtige
Rechnung, eine menschenfeindliche ohnehin, aber wir wissen aus den Gr�n-
dungsakten der IG-Farben-Monowitz hinreichend, daß es eine Rechnung war.

Noch etwas muß in Auseinandersetzung mit der Literatur betont werden.
Trifft der Ausdruck »Vernichtung durch Arbeit« die Verh�ltnisse in den Kon-
zentrationslagern in den ersten Kriegsjahren voll, so trifft dieses auf die dritte
Periode nur noch bedingt, und wenn, zumeist in einem ver�nderten Sinne zu.
Nicht die Vernichtung, sondern die Ausnutzung der Arbeitskraft war in der
Mehrzahl der H�ftlingsarbeitsst�tten das Ziel. Allerdings – die Existenzbe- [795]
dingungen rangierten immer betr�chtlich unter denen der deutschen Bevçlke-
rung, da von den Zwangsarbeitern ja nur eine minimale Loyalit�t, eben gerade
Arbeitsbereitschaft, gefordert werden mußte; das �brige sicherte der Zwang, der
nicht im gleichen Maße gegen die Gesamtheit der Bevçlkerung angewandt
werden konnte. Der Grad der Ausnutzung wird nun wesentlich durch die Zeit
bestimmt, in der der Arbeiter ausgezehrt wird. Das ist im zivilen Arbeitsleben
nicht anders. Wenn auch heute noch die Mehrheit bestimmter Berufsgruppen
wenige Jahre vor dem Pensionsalter als berufsunf�hig in Rente geschickt wird, so
ist dies f�r das Gesamtsystem noch tragbar, betrieblich sogar eine vorteilhafte
Lçsung, um die sinkende Arbeitsleistung und abnehmende Innovationsf�hig-
keit �lterer Arbeitnehmer in Grenzen zu halten. Wenn ein KZ-H�ftling 1943 in
vermutlich zwei Jahren abgearbeitet sein w�rde, so war dies systemkonform. Das
Ziel seiner Arbeit in der R�stungsindustrie war ja das siegreiche Kriegsende. Je
n�her das Ende r�ckte und je ferner der Sieg, desto schneller verk�rzten sich die
Lebenserwartungen der arbeitenden H�ftlinge. Auch das war systemkonform.
Und wenn schließlich in den unterirdischen Bauvorhaben in Dora und anderswo
wieder von Vernichtung durch Arbeit gesprochen werden konnte, so war doch
das Ziel nicht die Vernichtung, sondern das Produkt – aber wenn dieses noch
einen Zweck erf�llen sollte, dann mußte es in wenigen Monaten, schließlich
Wochen fertig sein. So blieben vielen H�ftlingen nur diese Wochen bis zum
Sterben.11.

11 Hierzu hat Walter Bartel in der DDR in den 60er Jahren eine Reihe von Arbeiten angeregt, u. a.
die Dissertationen von Laurenz Demps, Zum weiteren Ausbau des staatsmonopolistischen
Apparats der faschistischen Kriegswirtschaft in den Jahren 1939 – 1945 und zur Rolle der SS
und der Konzentrationslager im Rahmen der R�stungsproduktion, dargestellt am Beispiel
der unterirdischen Verlagerung von Teilen der R�stungsindustrie, Diss. Berlin (Ost) 1970,
und Gçtz Dieckmann, Existenzbedingungen und Widerstand im Konzentrationslager Dora-
Mittelbau unter dem Aspekt der funktionellen Einbeziehung der SS in das System der fa-
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In der letzten Phase des Krieges hat das Kapital seine grçßten Zugest�ndnisse
an die SS gemacht, als es duldete, daß die SS die Verf�gungsgewalt �ber ganze
Produktionsbereiche bekam, wie das beim Dora-Komplex unter Kammler im
Harz der Fall war. Aber zu dieser Zeit lçsten die Kapitalisten ihre Verbindungen
zum Regime und orientierten sich bereits auf den Neuaufbau unter westlichem
Vorzeichen. Da schwand der Widerstand gegen ein SS-Wirtschaftsimperium,
das ohnehin keine Chance auf Dauer mehr hatte – wohl aber der Kapitalismus,
der dieses System mit hervorgebracht, es gleichwohl �berdauert hat.

schistischen Kriegswirtschaft, Diss. Berlin (Ost) 1968; neuere Einzelforschungen zum
H�ftlingsarbeitseinsatz sind in der DDR nicht verçffentlicht worden; einen �berblick bietet
Dietrich Eichholtz, Geschichte der deutschen Kriegswirtschaft, Bd 2: 1941 – 1943, Berlin
(Ost) 1985.
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The Destruction of Human Identity in Concentration
Camps: The Contribution of Social Sciences to an
Analysis of Behavior under Extreme Conditions*

Abstract

This article examines the question of whether it is possible to use categories of
the social sciences when analyzing the behavioral patterns of concentration
camp detainees. The study illustrates that despite widespread arbitrary and
harassing treatment, not only chance and chaos were at the root of the inmates’
attempts and strategies to assert themselves in the camps. There rather was an
emergence of social groups and strata who had different possibilities of action
and chances of survival. The author objects to an absolutizing of psycho-
analytical approaches which would mostly involve unverified hypotheses con-
cerning the inmates’ psychological way of coping with their experience.

Might not survivors of the concentration camps take offence at remarks of a
scientific nature, on the living conditions of the prisoners, made by someone
whose knowledge of camp life was based on the published literature and on
accounts by the prisoners, but who had no direct experience of the camps
himself ? Can there be a successful scientific analysis of the concentration camp
system? Is such an analysis in fact appropriate? No less a figure than Elie Wiesel
has stated his opposition to attempts to make the life of the inmates an object for
analytical, objective description.

The concentration camp has often been depicted as a closed ’universe in itself
(l’universe concentrationaire), whose living conditions were in no way com-
parable to those of the external world which, though it surrounds the camp, is
separated from the inmates. Even the very expression ›living conditions‹ is
insufficient as an attempt to transfer the normality of the external world to the
camp. Was not death the pervasive reality that stamped its signature on everyday

* Zuerst erschienen in: Holocaust and Genocide Studies 6 – 2 (1991), 167 – 184.

Translated by William Templer, Institute for German History, Tel Aviv University.



life, and wasn’t dying the inescapable expectation? And isn’t there an all too
obvious indication of this in those prisoner narratives that chose as a motto a
line from Dante’s Inferno: ›Abandon all hope, you who enter here‹? Moreover,
doesn’t this motto at the same time reflect the fact that the prisoners indeed
adopted this perspective as their own — one that was basically imposed on them
by their SS guards? These words, after all, are only a literary transfiguration of
the unadorned announcement that newly arrived prisoners in Auschwitz and
elsewhere were confronted with: you came in through the gate, but the only exit
here is through the chimney!

Given such conditions, what else could be expected but chaos and despair? A
key question poses itself : does this unique society have any kind of a history,
does it permit latitude for differentiation in social behavior and mental ori-
entations? In sum, is the National Socialist concentration camp amenable to a
social-historical analysis?
[168]

I.

When I began to look into the history of the concentration camps, one of the first
things I learned was that the camps in the form in which they were experienced
by most inmates, i. e. during the period of their greatest expansion in the years of
total war 1942 – 1944, are difficult to comprehend unless the historical process
which shaped the camps’ final structure is reconstructed. Neither the camps nor
the inmates were without history. There were significant changes in the size,
function and internal structure of the concentration camps from 1933 to 1945.
These changes were dependent on developments taking place more generally in
the National Socialist system of domination. Four periods can be identified:
1. ›Seizure of power‹ and stabilization of the system, 1933 – 1936.
2. War preparations and the initial years of the ›Blitzkriege,‹ 1936 – 1941, with

the beginning of the war in 1939 as a critical watershed.
3. Total war, 1942 – 1944.
4. Dissolution and final defeat of the system, from the autumn of 1944 to May

1945.

One of the most important indicators for distinguishing between these de-
velopment periods is mortality. It was comparatively low in the first period, rose
noticeably in the second period, and then soared to often devastating pro-
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portions during the second half of that period, in 1940 and 1941. In many camps,
mortality declined after 1942, only to increase once more in 1944.1

The temporary improvement in the living conditions for a portion of the
prisoners during the third period was due to the circumstance that the con-
centration camps were being used more and more for armaments production.
For that material reason, food and housing conditions had to be improved — at
least for those inmates who were employed in important and technically de-
manding branches of production. But this correlation between armaments
manufacture and the improvement in living conditions of many inmates asso-
ciated with such work did not constitute a clear tendency. The means of dom-
ination, internal organization and the network of concentration camps (as a part
of that organization) were just as contradictory in their structure as the war aims
of the system. They were included within the framework of measures for mass
annihilation directed against certain segments of the population in Germany,
and especially in the occupied territories. Several of the camps were refashioned
into ›death camps‹, in which the Jewish population was subsequently system-
atically exterminated.

Let me point briefly to another element that changed from period to period,
namely the social make-up of the inmates. The majority of prisoners in the first
period were the actual political opponents of the National Socialist regime
(communists, trade unionists, social democrats, as well as artists, intellectuals
and non-socialist, bourgeois politicians) although it was not long before pris-
oners were being incarcerated for other than political reasons, for example,
because of repeated criminal offences. Hence, prisoner society at this juncture
was relatively homogeneous. Though living conditions were onerous, they were
generally bearable for most prisoners. There were some individual prisoners
especially well-known and despised by the Nazis who singled them out for
intentional maltreatment. Jewish inmates, at this time amounting to hardly more
than 10 % of the total number of prisoners, were at particular risk. Intentional
and repeated abuse most frequently led to such severe physical and mental
damage that it resulted, directly or indirectly, in the death of the inmate. Often
decisive in this context was whether the SS succeeded in isolating the victim from
the group. Damage was a far more severe experience for the prisoner if, right
from the start, he was not situated in a network of group [169] ties. The pro-
tection of a group was necessary for acts of assistance, such as giving medical
treatment to an injured inmate, providing him with additional food, or ar-
ranging for his transfer to an easier work gang. Whoever did not receive this or

1 F. Pingel, H�ftlinge unter SS-Herrschaft. Selbstbehauptung, Widerstand und Vemichtung im
nationalsozialistischen Konzentrationslager (Hamburg: Hoffman and Campe, 1978); idem,
›The Concentration Camps as Part of the National-Socialist System of Domination,‹ in The
Nazi Concentration Camps (Yad Vashem: Jerusalem, 1984), pp. 3 – 17. [183]
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similar help had to compensate for that deficiency by increasing his own output,
physically or mentally.

Thus, prisoner society exhibited a differentiated fabric from its very in-
ception. In this regard, the decisive features were often those connected with a
person’s individual lifehistory before his incarceration in the camp. To stick with
the example of the Jewish prisoners: they were subjected to particularly high
levels of harassment and torment. Generally, they did not belong to one of the
politically dominant groups. Consequently, they could be isolated more easily.
Since they were maltreated, other prisoners kept as far away from them as
possible so as to avoid being beaten themselves. Jewish prisoners were materially
and socially downgraded. In contrast, communist inmates quite early on set up a
communications network and tried to provide each other with some modicum
of mutual protection. The attitude of the SS and the possibilities for action open
to the inmates functioned to generate differences in the social fabric.

Beginning in the years of increasing mortality from 1937 on, inmate behavior
concentrated more and more on the problem of obtaining the necessary food for
day-today survival and assignment, if possible, to a protected work gang and
barracks where they were, to a certain extent, safe from harassment. Activity was
dominated by a single overriding concern: one’s own immediate survival. Social
relations had become far more complicated. Herded together in a narrow space,
living under the burden of great material hardships, were several thousand
people from different countries and social strata, and with highly divergent
political views. Hierarchies developed and were shaped by internal as well as
external camp-related factors:
1. The manner of treatment reserved by the SS for certain specific groups in the

inmate population: for example, Polish or Jewish prisoners, had much worse
survival chances right from the start than German non-Jewish prisoners.

2. The collection of direct experience of prisoners in the camps: a long term of
incarceration generally meant that one knew how to behave and often im-
plied assignment to a better work gang and, under certain circumstances,
even included so-called ›functions of domination.‹ The SS allotted prisoners
certain jobs in supervising and administration; these were performed mainly
by German inmates who were incarcerated for a longer time period. New
arrivals found that such posts were ›occupied.‹

3. The abilities and social ties which the new arrivees had when they entered the
camp. There is no doubt that the first of these three clusters of factors which
were decisive in shaping the possibilities for action in the camp was the most
important. This cautions one not to overevaluate the importance of sub-
jective factors, i. e. conscious action and an individual’s specific set of abil-
ities — in determining a prisoner’s position in the camp hierarchy. It should
also be borne in mind that the camps were not all the same, and that different
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groups were able to make use of different areas for action. De Wind con-
cludes:

Especially under circumstances where there were relatively greater chances for survival than in
the extermination camps, such as in hiding, in work camps and in a few concentration camps,
e. g. Theresienstadt, specific personality traits such as staying power, sociability and cleverness
could increase a person’s chances of survival. The more violent and murderous a camp was, the
less use were individual abilities for survival.2

Differences between prisoners were especially evident in Auschwitz. While a
rela- [170] tively ›privileged‹ group of non-Jewish prisoners, whose members
were employed in camp administration or at other preferred jobs, were housed
in the old main camp, the great mass of Jewish prisoners in Birkenau had no
other option but to try to stay alive from day to day in the struggle of each against
all.

Aside from the fundamental difference between Jewish and non-Jewish in-
mates, the traditional categories lost their importance during the third period.
The camps had become so confusingly large, and the social, national and
ideological groups were already so differentiated among themselves, that it was
difficult to make clear distinctions between them. The hierarchy had become
more permeable. One’s position in the work process was the essential factor
determining a person’s survival chances. It is likely that individual techniques
for survival were of greatest influence during the third period.

These few brief points should suffice to indicate that prisoner society was
internally differentiated and underwent a dynamic process of development. For
that reason, categories of historical social science can be usefully employed in
describing this society. Indeed, such categories are essential if we wish to
comprehend what survivors themselves reported about their incarceration in
the camps and their post-camp lives.

II.

A survey of the literature on concentration camps, including both accounts as
well as descriptive and analytical studies by outsiders, indicates that such ma-
terials focus mainly on the war period, especially the years 1941 – 1944. That in
itself is not surprising, since in fact most inmates were imprisoned during this
period. Moreover, these years included the most horrible atrocities in the history
of National Socialist concentration camps. In the initial period after liberation,

2 E. De Wind, ›Psychische und Soziale Faktoren der Traumatisierung durch Krieg und Ver-
folgung,‹ Psychosozial 9 (1986), 43 – 52.
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survivor accounts were dominated by traumatic experiences as a result of
maltreatment, the program of ›annihilation by work,‹ arbitrary shootings, etc.
The development of the camps themselves was largely neglected.3 There were
some early exploratory attempts soon after the liberation to describe prisoner
behavior in terms of its social differentiation, but this direction was not pur-
sued.4 The camps were viewed as an institution with a largely static structure,
oriented toward the destruction of life. The terror and, to a lesser extent, the
difficult paths chosen to try to cope and stay alive by those confronted with that
terror, were the main topic in the literature. The most important message of these
reports could be summed up as: ›Look, I survived!‹ Most of the reports were
based on a dichotomous image of man: the brave, unyielding prisoner on the one
side, pitted against the brutal, inaccessible SS man on the other. Only a few
authors went beyond this and attempted, by means of a more detailed inves-
tigation of the prisoner situation and the actions of the SS, to learn in what way
the inmates had actually been able to survive the camps.

This question quickly narrowed the perspective to an attempt to isolate a
purported ability to survive as a mental and physical disposition that was suited
to coping with and mastering the challenge of an extreme situation like that of
the concentration camp. The concentration camps were conceptualized as a
system of extreme environmental conditions where the ›human being‹ had to
prove himself — or necessarily perish. The camp — as an extreme form of a
human authoritarian society — reduced men to what they really were: morally
worthy or worthless, good or evil, fundamentally inviolable or amenable to
being shattered psychologically and manipulated.

This perspective is based on a simple correlation: in an extreme situation, the
person shows those true patterns of behavior which form the basis of his per-
sonality. This basis is [171] often concealed under ›normal‹ social conditions.
That assumption applies, by the way, both for the rulers and those they rule. In
this analytical vein, the concentration camp was sometimes conceptualized as a
kind of ›laboratory‹ in which human behavior in extreme situations could be

3 R. D. Krause, ›Truth but not Art; German Autobiographical Writings of the Survivors of
Concentration Camps, Ghettos and Prisons‹, in Remembering for the Future, vol. Ill (Oxford:
Pergamon, 1989), pp. 2958 – 2972.

4 Cf. W. Glicksman, ›Social Differentiation in the German Concentration Camps‹; Yivo Annual
Jewish Social Science 8 (1953), 123 – 150; E. Luchterhand, ›Prisoner Behaviour and Social
System in the Nazi Camp‹; Int J. Psychiatry 13 (1979), 245 – 264; H. Arendt, ›Social Science
Techniques and the Study of Concentration Camps‹; Jewish Social Studies XII (1950), 49 –
164; J. Goldstein, I. F. Lukoff, H. A. Strauss, ›Early Perceptions of Concentration Camp
Experience: Autobiographical Accounts of Hungarian-Jewish Concentration Camp Survi-
vors 1945/46 as Studied by an Interdisciplinary Team 1948/1951‹, paper presented by Strauss
at the International Conference Psychological and Psychiatric Sequelae of the Nazi-Terror in
Aging Survivors and their Offspring, Hanover, 1989.
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studied.5 It was such an objective and generalizing approach that prompted
former concentration camp prisoners to voice criticism of concentration camp
research. The ›laboratory‹ conception described was often even based on the
hypothesis that the SS had consciously planned the concentration camps as an
experimental station in order to discover the prerequisites and effects of total-
itarian domination. One could then ask who had ›passed‹ the test. Especially in
the English-speaking countries, a veritable ›survivor literature‹ has developed,
attempting to establish the type of the ›survivor.‹ Terrence Des Pres authored the
most important study claiming to offer a broad empirical basis.6 Yet his work is
not free of certain idealizations; the ›good ones,‹ for example, are those who
master the concentration camps: ›Survivors were able to maintain societal
structures workable enough to keep themselves alive and morally sane.‹7 This
reflected an explanatory approach that did not attribute survival solely to chance
or to factors external to the prisoner.

In view of the discussion, especially widespread in the United States, re-
garding the guilt attached to survival and lasting damage due to persecution
(problems manifested supposedly into the third generation) this positive image
of the survivor also served to enhance the respect of Jewish survivors and
strengthen their identity. Of course, individual abilities were overestimated in
the process, and positive experiences from early childhood were psycho-
analytically interpreted as a source for later strength for survival. Thus, one can
read that a positive childhood and adequate motherly affection created essential
prerequisites for being able to resist deprivations such as the concentration
camp: ›Those good experiences lend structure to the intropsychic self and es-
tablish a reservoir from which the child can draw in time of deprivation, for
example, in a concentration camp.‹8 Experience in the camp is equated with
other stress situations which, whenever they occur, can be mastered on the basis
of a stable childhood.

5 Y. Gutman, ›Social Stratification in the Concentration Camps,‹ in the Nazi Concentration
Camps, pp. 143 – 176, criticizes Bettelheim and Hannah Arendt in this regard; cf. Y. Eliach:
The Holocaust presents a wide range, a gigantic human laboratory in which all human
actions and reactions transpired in the most extreme fashions. This extremism attracts to the
field of Holocaust study researchers of many different fields of specialization, who view the
Holocaust as the best and largest human laboratory to prove any given thesis’, the Nazi
Concentration Camps, p. 345.

6 T. Des Pres, The Survivor — An Anatomy of Life in the Death Camps (New York: Oxford
University Press, 1976); Des Pres is strongly criticized by B. Bettelheim: ›Surviving,‹ in idem,
Surviving and other Essays (New York: A. A. Knopf, 1979).

7 Des Pres, p. 142.
8 B. Schwartz-Lee, ›Hidden Strengths: Holocaust Survivors‹ Transcendence and Their Ago-

nies,‹ unpublished paper, presented at the Twelfth Annual Scientific Meeting, International
Society of Political Psychology, Jerusalem 1989.
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Nonetheless, Bettelheim had already stressed that it was quite possible to
survive by behaving in an extremely immoral manner. Yet the descriptions of the
struggle for life in the camps did not fit in with the type of survivor who accepted
life for himself despite all the debasing conditions he encountered. The survival
studies focused on those who had survived with a moral attitude — and not on
persons who had simply managed to stay alive by rigorous pursuits of their own
interests. No statistics can prove that one or the other had the better chance. Both
ways of assuring survival are described in a detailed interview cited by Shamai
Davidson in his study on human reciprocity :

Halina Birenbaum, who spent three years, from age twelve to fifteen, in the Warsaw ghetto,
Majdanek, Auschwitz and Ravensbriick, describes simply and vividly the issues we are pre-
senting here:9

The reality of Majdanek weighed me down even more than that pile of bodies under which I
almost stifled in the railroad car . ..
I was thirteen. The years of persecution in the ghetto, the loss of my father and my brother, and,
most painful of all, the loss of my mother, had impaired my nervous system, and at a time when I
should have forced myself to be as resistant as possible, I broke down completely . . .
We had to fight for everything in Majdanek: for a scrap of floor-space in the hut on which to
stretch out at night, for a rusty bowl without which we could not obtain the miserable ration of
nettle-soup which they fed us, of yellow stinking water to drink. But I was not capable of fighting.
Fear and horror overcame me at the sight of women prisoners struggling over a scrap of free
[172] space on the floor, or hitting one another over the head at the soup kettles, snatching
bowls. Hostile, aggressive women, wanting to live at any price. Stunned, aghast, famished,
terrified, I watched them from a distance. Had it not been for Hela (her sister-in-law), her
boundless devotion and constant care, I would have perished after a few days. Hela had vowed
inwardly to my mother that she would take her place, and she kept her vow . ..
Hela fought with redoubled strength — for herself and for me. She shared every bite she
acquired with me . . . She gave me all the love she felt for my brother and did everything in her
power to make easier my life in the camp. For a long time I could not rouse myself from my state
of listlessness. Had it not been for Hela’s efforts I would not have roused myself from my apathy
and despaire . . .
Only here did I recognize the true nature of my sister-in-law, and only here did I come to love her.
Later I was ready to make my sacrifice for her. Out of regard for her, and thanks to her help, I too
finally joined the fight for life in the camp of death . ..
I roused myself from the state of apathy and despair that followed my mother’s death…

This quote makes clear to what a considerable degree the chances of surviving
could depend on help given by another person, and the extent to which one’s
own will to act could be choked by confrontation with the mass annihilation and
the egoism of many prisoners who were no longer capable of sensing any

9 S. Davidson, ›Human Reciprocity among Jewish Prisoners in the Camps,‹ in 777e Nazi
Concentration Camps, pp. 555 – 572.
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emotion or sympathy for their fellow inmates. These are undoubtedly correct
observations. Yet just like many other authors, Davidson deals only with acts of
solidarity when he examines individual forms of survival. He repeats, as it were,
the distancing of the survivor from the selfishness of the others (›I watched them
from a distance‹). This gives rise to the impression that only acts of solidarity
actually helped individuals to survive. Certainly more persons would have
survived had all acted in solidarity one with the next. Unfortunately, however, it
is undeniable that stealing, fighting for food, and selfishly taking care of one’s
own basic needs (insofar as that was still possible) indeed contributed to an
individual’s ability to survive. The fact that this way of surviving appears to be
morally despicable must not prevent objective analysis from recognizing its
existence. Certainly, authors who stress the role of solidarity do not wish to deny
that there were other ways of surviving. Actually, their message is that human
beings, even in such extreme situations of compulsion like that of a concen-
tration camp, are capable of solidarity. However, possibilities for solidarity were
in fact limited in the camps due to the pressure to liquidate inmates and the
restricted resources for physical survival. This was the essence of the tragedy of
those prisoners who did not wish to apportion and compromise their solidarity,
and were not prepared to remove the name of their friend from the list for
gassing in order to replace it with someone else’s name. The demand for un-
divided solidarity could be quite deadly in the camp — since it was incompatible
with living conditions there. There were numerous inmates who suffered se-
verely as a consequence of this dilemma, even after liberation.10

The view that those who ran the camp and exercised terror had certain
personality defects was in keeping with the conception that a special personality
structure was required in order to assert oneself as a prisoner vis-ci-vis the SS.
This assumption also appeared convincing to many of those who had direct
experience of fascist terror. Its actual violence and brutality exceeded the
imagination even of people who thought they had foreseen the possibility of such
acts. What manner of ›monsters‹ were the individuals who served this system,
and what a robust, ›healthy nature‹ a person who opposed it had to have? Yet, it is
instructive to consider the case of Adolf Eichmann in order to gain an im-
pression of the persuasive power of such fundamental anthropological patterns.
Did we [173] know what sort of person he was? Only his history after National
Socialism and the trial in Israel revealed this to us. We imagined brutal butchers,
and found sensitive bureaucrats instead.

But even beyond popular scientific assumptions about the sadistic, brutal or
unfeeling structure of the men of the SS and the robust, albeit social nature of the
survivor, scientifically founded conceptions evolved which maintained that

10 J. Amery, Jenseits von Schuld und Suhne (Munich: Szczesny, 1966).
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there was a specific personality structure that was a prerequisite for attitudes of
survival. Such analyses were advanced particularly by psychoanalytically ori-
ented inmates after their release or liberation from the camp. Since it was mainly
psychiatrists who dealt after the war with traumatic memories in the life-history
of former camp inmates in connection with indemnification trials, the small
number of more sociological studies were given less attention. The approach of
the psychoanalysts proceeded on the basis of a relatively simple challenge/ re-
sponse model. It postulated that it had been the intention of the SS to destroy the
personality of the prisoner. The latter, for his part, had been compelled to de-
velop an interest in preserving his personality. The question was: how was he
able to do this?

Bruno Bettelheim was probably the best known among the psychoanalysts
who examined this question in the first two decades after the end of the war.
Bettelheim reasoned that the prisoner had been able to preserve an undamaged
core of his personality and a sense of human morality in the face of the de-
structive camp norms only by means of a split in his personality. One part of his
ego had to deal with the necessities of the emotionally numbing everyday life in
the camp, distancing itself from death’s daily presence, while holding on for
support to one’s own necessary life-preserving activities (such as organizing
food, and gaining advantages at work without concern for the harm that this may
have caused others). To this extent, he adhered to the conditions laid down by the
SS. In contrast, the other part of the personality kept alive the memory of the
›personality external to the camp‹; it preserved feelings and emotion for oneself
and others, kept a firm grip on human morality and observed from a distance
what the other part of the personality was doing. A schizophrenic situation
demands a schizophrenic character — that in sum was the psychiatric con-
clusion Bettelheim drew from his own experiences as a prisoner in Dachau and
Buchenwald.11

According to Bettelheim, survival does not necessarily mean to survive as a
humane — and thus ›schizophrenic‹ person. On the contrary, his daily ob-
servations taught him that the veteran prisoners had largely discarded their ›pre-
concentration‹ personality, and were now dominated by the other, ›concen-
tration‹ part. In his view, these persons had adopted the morality of the op-
pressor, and indeed were characterized by an ›identification‹ with him. Bettel-
heim called attention in this connection to two essential points of reference in
behavioral development in the camps: the personality experiences of the pris-
oner before his incarceration, and the encounter with the SS in the camp. But he
saw these two poles of reference in absolute terms. There appeared to be no

11 B. Bettelheim, The Informed Heart: the Human Condition in Modern Mass Society (London:
Thames and Hudson, 1961).
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mediation between the two poles. Either the camp experience had to be split off
and separated from the core of one’s own personality (in order to preserve one’s
’true self), or the personality is completely absorbed by the ›second ego,‹ and
identifies with the oppressor. Only the individual life-history can provide a clue
as to the prisoner’s decision: i. e. whether he musters sufficient ›egostrength‹ in
order to resist the pervasive claims of the oppressor’s morality. Preservation of
the pre-camp personality core is in large measure an achievement based on
assessing and distancing oneself from one’s own behavior patterns in the camp,
and those of others. Bettelheim’s theoretical approach can thus be classified as
individualistic, intellectual and psychoanalytical.
[174]

Bettelheim drew more general conclusions for behavior in present-day so-
ciety from his analysis of concentration camp experience. In his view, the
modern world is a mass society, comparable to the concentration camp, which
robs the individual of his personality, forcing on him the morality of the all-
powerful mass. In his eyes, the concentration camp represents a clear example of
a human being who asserts himself, refusing to be absorbed as a mere cog in a
larger machine.

Robert Lifton also applied the schizophrenic doubling of the world in the
camps to the explanation of SS behavior patterns.12 Using the example of the
camp doctors, he demonstrated that ›doubling‹ was a kind of splitting of reality.
The doctors behaved like professional killers in the camp, while after hours they
led ›normal‹ family lives, were sensitive, loving fathers, and played the piano
with genuine feeling. The commandant of Auschwitz, Rudolf Hoss, can also
serve as an example. Lifton interpreted this behavior as a kind of psychic hy-
giene, a mechanism for coping with Auschwitz.

Such interpretations are possible, but they are by no means necessary. Ba-
sically, Lifton is still proceeding on the assumption that the concentration camp
doctors, in the core of their personality, were professional killers who were
compensating their terrible activity in the camp by means of a ›family life‹ that
was as normal as possible. We probably come nearer to the truth by admitting
that nothing at all was compensated. The doctors simply continued to lead their
accustomed private lives because the concentration camp, as an institution, did
not in actual fact force them to change those lives. They altered their behavior
only to the extent necessary, namely in the camp. Whether it was really necessary
to split their personality in order to do this is once again a question that can only
be decided individually. We have learned a bitter lesson from the life-histories of

12 R. J. Litton, ›Medicalized Killing in Auschwitz,‹ in The Nazi Concentration Camps, pp. 207 –
233; R. J. Lifton, The Nazi Doctors. Medical Killing and the Psychology of Genocide (New
York: Basic Books, 1986).
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concentration camp guards: qualities such as ›being‹ a father or ›being able to
play the piano‹ are readily accommodated with the personality structure of a
professional killer. The term ›professional killer‹ takes on a cynical meaning:
they were killers in their jobs, but not generally and everywhere. This is also
demonstrated by the often quite normal postwar careers later pursued by such
former professional killers.

Bettelheim’s and Lifton’s analyses are based on samples that are too narrow in
their historical base. Both authors have very specific prisoners or SS men in
mind. Already in the book by Eugen Kogon, who had much more intense and
longer-term experiences as a camp prisoner than Bettelheim, one can find a
substantially broader behavioral repertoire. Kogon published the first serious
analysis of the camps based on scientific categories to appear after the war. In his
work too, there are indications of a dichotomous fundamental anthropological
pattern.13 Although Kogon, in his sociological approach, described a large
number of individual prisoner groups in the camp, at times he followed a
schematic interpretation according to which people in the camp ultimately
showed themselves to be good or evil, ›higher‹ or ›inferior‹. However, Kogon
does not associate this evaluation with the ability to survive, but rather with the
capacity of prisoners to render each other mutual support.

Kogon presented the camps from the perspective of the inmates as a closed,
static system. But if the institution ›concentration camp state‹ is broken down
into its phases of development and prisoner behavior dissected into its social
components, it is evident that there can be no talk about a uniform conception of
the extreme situation represented by the concentration camp. Accordingly, there
is no particular way of reacting which can define what type of a person a survivor
is, or that necessarily reveal a personality core that reflects what the human
being really is. Reality is more complicated. People as a rule are neither good nor
evil, but rather harbor within themselves the ability to exhibit both sorts of [175]
behavior. What specific behavior patterns predominated in the camps depended
on the challenges the SS presented to the inmates and the abilities prisoners had
acquired before their incarceration, and on group relations and ideological at-
titudes governing prisoner adaptation to camp conditions. Insofar as general-
izations can be made here, they refer to social factors, behavioral patterns and
mental attitudes, but rarely to moral qualities or judgments.

13 E. Kogon, Der SS-Staat (Frankfurt: Europelisch Veriagsanstalt, 1946), English version: The
Theory and Practice of Hell (London: Seeker and Warburg, 1951).
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III.

I would now like to show, exemplified by several stages in concentration camp
imprisonment, the great importance of two factors for an assessment of the way
in which inmate behavior contributed to strengthening both one’s own ability to
survive, and that of others: namely, the framework in which the specific behavior
was embedded and the aims toward which it was oriented. However, it will
become clear in such an analysis to what a substantial extent human behavior
also represents a continuum of personality experience — this despite consid-
erable external breaks and ruptures. That continuum will not be interpreted here
psychoanalytically, but rather in social-historical terms. Hillel Klein summed up
this approach to knowledge in a critique of traditional analyses of concentration
camp behavior as follows: ›We have become increasingly aware, however, that
each survivor’s social and intrapsychic life was just as different during the
Holocaust as before and after.‹14

Already during the first few hours after his admission to the camp, important
decisions were made about the further path the prisoner would follow into camp
society. Thus, examining this admission and acclimatization phase, numerous
studies attempted to explain the development and crystallization of inmate
behavior patterns. The prisoners themselves often described this process during
the first few days in the camp as ›depersonalization‹: naked, without any pos-
sibility for individual expression, they were at the mercy of the SS and the
prisoners holding functional positions, and were turned into mere numbers. The
prisoner was given no opportunity to express his own needs. Whoever dared to
do so, by saying something to the SS, or assisting maltreated fellow inmates or
those collapsing from weakness, or whoever expected information or words of
encouragement from veteran prisoners or the SS, was himself mistreated, or at
the least left isolated and disappointed, since he was denied personal attention.
In the short span of a few hours, it was decided that an entire reservoir of
behavioral and communicative patterns formerly at the disposal of the new
inmate could no longer be applied. It is possible to speak in this connection of a
triple deprivation — material, social and emotional. Coping with this depriva-
tion was certainly one of the central initial ›tasks‹ of the prisoner in the camp.
This adaptation phase was also demonstrable by material contained in later
interviews. Studies in the Cracow Psychiatric Clinic have corroborated the ob-

14 H. Klein, ›The Survivors‹ Search for Meaning and Identity,‹ in The Nazi Concentration
Camps, pp. 543 – 553.
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servations made by prisoners that early achievements in adaptation were co-
decisive for survival chances during the first three months.15

Psychoanalytic interpretations have conceived the total disregard for the
adult personality as a ›narcissistic insult‹ that returned the prisoner, so to speak,
to an earlier state of childhood; the behavioral adaptation thus constituted a
›regression.‹16 Yet here too, no matter how you evaluate the emotional and
cognitive strategies for processing this shock, it was no longer possible to
demonstrate traditional feelings and interpersonal acts on the behavior plane —
a restricted code was required, one not necessarily associated with a corre-
sponding psychic regression. It is correct that this restriction in expression of
[176] life was often so formative that the individual was unable to break free from
it even after liberation, and the personality’s original abilities to develop feelings
and to express or share them with others were lost. This inner state of withdrawal
and callousness toward others is often described by the concept ›hardening‹.17

Given and present group bonds were the most important element in this
phase helping the new prisoner to avoid plummeting into the depths of isolation
and disorientation, a situation that brought punishments and physical injuries in
its wake and reduced survival chances. Although group bonds had a high ori-
entational value for the new prisoner, their moral quality and ability to ensure
survival could be quite different. Thus, the intentions of groups with high in-
ternal cohesion, such as political prisoners or ›criminal‹ elements (i. e. persons
who had been put in the concentration camp because of repeated criminal
offenses, and not due to their political views) were often opposed, even though
many of their behavioral patterns were identical. Both competed for functional
positions, secured for themselves adequate housing and attempted to ›organize‹
additional food for their respective group. While this was the limit of activity for
many groups of ›criminals‹, and they constructed their own advantage on the
oppression of others, political inmates often tried to extend the privileges they
had won to other fellow prisoners, or to pass them on to specific inmates.

The extent to which belonging to a group whose members gave one another
mutual assistance was really advantageous also depended on the attitude of the
SS toward the group. At certain times, it was quite certainly lethal to belong to the
Jehovah’s Witnesses, for example, even though they had close ties of solidarity ;
since they steadfastly refused to compromise with the regime in any way which

15 A. Szymusik, ›Untersuchungen der ehemaligen KZ-Haftlinge in der Krakauer Psychia-
trischen Klinik in den Jahren 1959 – 1989,‹ unpublished paper, Conference ›Psychological
and Psychiatric Sequelae.‹

16 E. Jacobson, ›Depersonalisierung,‹ in Psyche 28 (1974), 193 – 220.
17 H. Dasberg, ›Psychiatric and Psychosocial Effects of the Holocaust. An Israeli Viewpoint,‹

unpublished paper, Conference of ›Psychological and Psychiatric Sequelae.‹

Wissenschaftliche Aufarbeitung und schulische Vermittlung von Nationalsozialismus72



contradicated their worldview, they were subjected to especially bad treatment
by the SS.

Whoever was without a group for orientational aid had to rely on learning
through ›trial and error‹ and maintaining a high and constant level of alertness.
On the one hand, he had to orient himself completely toward the camp, adhere to
its strict daily regimen, not become conspicuous to the SS and economize on his
own strength and energies. On the other hand, he had to block out portions of the
camp reality. He could not allow the mountains of corpses to instill a sense of
resignation in him; it was impossible for him to show sympathy for each and
every one of the other starving prisoners without perishing himself. Lifton
termed this process ›derealization‹: The sense that one was on a separate planet
— contributed to the process of ›derealization‹, to the feeling that things hap-
pening there did not ›count‹ in terms of the ›real world‹.18 A former prisoner
described the emotional blocking: ›We talked together as friends about concrete
things, not about feelings. I think all of the feelings were blocked; if you felt too
much, you felt bad. To feel was to feel unpleasant, better not to feel at all, don’t
think about it.‹19

The result of such an attitude is a behavior designated ›selective apathy‹ and
›active denial‹ by psychologists. Although Bettelheim was referring to the same
process with his concept ›personality split‹, the concepts introduced by Lazarus,
among others, are more serviceable, since they can be applied to the planes of
emotion, cognition and action.20 What was actually decisive for the prisoner was
his orientation on the behavioral level to the camp, no matter how he interpreted
it emotionally and in cognitive terms. The concrete shaping of ›active denial‹
remained open for quite different moral values and personality images. It made
it possible for the prisoner to concentrate exclusively on the naked daily regimen
of the camp and efforts to guarantee minimal material conditions, to the extent
that was indeed permitted by the SS. Moreover, it prevented the prisoner from
falling into a vicious circle of lack of food, loss of energy, mistakes and pun-
ishments, psychic damage, [177] isolation and resignation, extending to the
stage of apathy and deterioration characteristic of the so-called ›Muselmann‹
(Muslim). That term was used to describe someone who had lost all incentive to
act and was no longer capable of adhering to rules of behavior. Unless there was
outside help, his death could not be prevented. Adapting to daily life in the camp
was the prerequisite for all longer-term perspectives, whether those were ori-

18 Lifton, ›Medicalized Killing,‹ p. 229.
19 Lifton, ›Medicalized Killing,‹ p. 229.

19. J. E. Dimsdale, ›The Coping Behavior of Nazi Concentration Camp Survivors,‹ in Sur-
vivors, Victims and Perpetrators. Essays on the Nazi Holocaust, ed. Joel Dimsdale, Was-
hington 1980, pp. 163 – 174.

20 P. Brenner etal. , ›Stress and Coping under Extreme Conditions,‹ in Survivors, pp. 219 – 258.
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ented toward resistance or collaboration with the SS. Perhaps it is superfluous to
point out that only a small number of prisoners developed such perspectives, at
least during the second and third periods.

The less camp reality and necessary patterns of behavior were in accord with
the customary ideas and actions of a prisoner, the more selective he had to be in
picking out from his previously operative arsenal of judgments and actions those
few that were still relevant to his current condition. Much more frequently
encountered than Bettelheim’s ›split personality‹ is the type who in actual fact
only had a highly restricted code of judgment and latitude for action at his
disposal, and who accepted, in any case temporarily, that this would have to
suffice for his life in the camp. In order to explain the behavior of these socalled
›concentrationals‹, it is by no means necessary to presuppose that they identified
with the morality of the oppressor, although this naturally cannot be ruled out in
the individual case. Generally speaking, it is enough to assume that they sub-
mitted to the behavioral constraints and demands of the oppressor, no matter
how they explained that fact to themselves. There were different perspectives
and ways of acting hidden behind the phenomenon of so-called ›concentrational
behavior‹: the brutal exploitation of the weaker fellow prisoner, moral accept-
ance of SS behavior, yet at the same time assistance for others, who are less well
off, provided from the material basis one had put together by working; or the
possibility of acquiring elements of culture in the camp, and of pursuing illegal
jobs. Adapting to the camp did not mean unconditional surrender and sub-
jugation to its dictates.

Only few inmates were able to withdraw from the influence of the compulsion
to adapt and succeeded in demonstrating behavior characteristic of life outside
the camp.21 Whoever denied every compromise and put up spontaneous and
open resistance was immediately murdered by the SS, or eliminated within the
span of a few days.

As a rule, early failure to adapt can be attribtued to two factors: the ›cognitive
dissonance‹ between the external world and the camp was insurmountable, or
the inmate simply possessed no practical abilities to cope with and master the
struggle for existence in the camp. Often, of course, both these factors were
operative. Bettelheim had already established that specifically in the first three
months, not only SS terror, but also certain camp-external traits of the prisoner
functioned as selection factors. He noted that belonging to a given socio-
economic stratum, political education, and previous experience of imprison-
ment had an influence on adaptational achievement.

21 Mention should be made here of the French prisoner Adelaide Hautval who, as a physician,
refused to take part in medical experiments. She succeeded in preserving her moral values
face to face with the SS, cf. Pingel, H�ftlinge, p. 303.
[184]
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IV.

It is frequently asserted that positive expectations about the future strengthened
behavior which assured survival. No matter whether such expectations were of a
personal nature, such as the hope of returning to one’s family, or shaped by one’s
worldview, such as the conviction of living for the sake of a cause, like socialism
or God etc. , both types were imbued with the firm belief that National Socialism
could be overcome. Life in the concentration camp thus took on meaning via the
belief that there was a future. There is no doubt that such factors molded be-
havior, though this process was by no means always [178] clear and stabilizing.
Faced with the concentration camp, someone might lose his faith; that loss had a
destabilizing, perhaps even brutalizing effect. Hope for the future could lead to
illusions that undermined one’s attentiveness toward the hard regimen of ev-
eryday life. The belief in a better life was capable of making the confrontation
with concentration camp everyday life unbearable. What was important was that
it was possible to relate ideological conceptions and hopes for the future to
realities in the camp. When that occurred, even expectations that were opposed
in respect to content had a similar stabilizing effect.22 It was hard, especially in
Auschwitz, to maintain such hopes in the face of daily reality. Langbein describes
how one could be destroyed likewise as a consequence of extending aid to one’s
fellow inmate. As a prisoner in a functional position, even if an inmate had
managed to have somebody’s name removed from the list for gassing, as a rule
that only meant that some other person was selected instead, or that the prisoner
rescued by such intervention might be killed the very next day by an injection.
There was no possibility for human action which could result in lasting success.
Langbein contends that this demoralized many, and they ultimately gave up
trying to assist their fellows. Yet he contrasted this with his notion that the
struggle for the life of one’s fellow prisoners had to be kept alive, because
otherwise the strength to resist would atrophy and disappear completely.
Langbein shows just how closely interconnected solidarity and egoism actually
were.23

22 Dimsdale, in ›Coping Behavior,‹ gives some instructive examples in his interviews: ›On the
first day, I learned that the SS would kill me eventually. I knew that I would die, that there was
no possibility a man could go from the camps. The uncertainty was removed and also the
fear ; I became active in the camp underground.‹ — ›I believed in my personal survival. You
felt that it could happen to everybody around you, but death could not happen to you.‹ —
›Life was carried out from day to day, one day to another ; we lived from one meal to another.
Any thinking that I did was no longer than a couple of hours or the next day into the future. I
did not think any longer than the immediate period and its needs.‹ (pp. 166, 168).

23 H. Langbein, ›Auschwitz: The History and Characteristics of the Concentration and Exter-
mination Camp,‹ in The Nazi Concentration Camps, pp. 273 – 289.
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To the extent that ideas about the future, ideological views, practical abilities
and social ties were especially pronounced among certain categories of pris-
oners, patterns of behavior developed that were considered typical of that cat-
egory. That was the case, for example, when it came to communists, Jehovah’s
Witnesses, and members of individual national groups at certain times.

The question arises whether Jewish prisoners were conspicuous as a result of
special behavior, and whether the Jewish religion guided their actions in a
particular way. No general answer can be given. Jewish camp inmates were so
heterogeneous, came from many different cultural areas, and conceived in such
different ways of their adherence to religion that what constituted the real
common element in their group was their comprehensive and shared persecu-
tion. It was mentioned above that Jewish prisoners were the category in the worst
situation in all periods of camp history, and that it was hardest for them to create
possibilities for action that went beyond attempts to stay alive on a daily basis.
Yet even in Auschwitz-Birkenau, there were prisoners who kept Jewish religious
customs and practiced their faith. Nonetheless, solid data on this is meager, and
even in Israel that question has been rarely examined in the numerous studies on
the history of the camps. Hence, the opposite conclusion was drawn: didn’t the
Jewish religion actually enhance the feeling of being a victim? Didn’t it serve to
prevent the genesis of resistance instead of helping to develop it? The prisoner
reports available do not permit one to draw such a conclusion. Rather, they
suggest that the Jewish religion did not play a significant action-guiding role for
the great mass of Jewish prisoners, either actively or passively.24

In any case, when it came to the largely assimilated German Jews, the tradition
and goal orientation of their previous way of life had by then generally collapsed.
More frequently than in connection with other non-Jewish groups, the con-
centration camp constituted the final point in a long series of persecutions
(though this was not always so). The extensive passivity of many German Jews
toward the extermination process can be understood in the framework of ex-
planation positing an unbridgeable dissonance between the experience of in-
tegration and the history of persecution. The camp and physical [179] ex-
termination revealed themselves as the final negation of the assimilation proc-
ess. In assessing the behavior of the German Jews, one should bear in mind that a
large proportion of them had taken advantage of the opportunity to leave Ger-
many before the war. Hence, those who remained on were in a more specific
category : in the main, persons who felt in any event a massive sense of resig-

24 The state of research on Jewish prisoners was characterized by Y. Eliach at the 1980 Yad
Vashem Conference as follows: ›I do not know if we have at present sufficient information to
reach the conclusion that the Jew merely acted as an individual in the multinational complex
of camp inmates, or that he acted as a Jewish prisoner with his own specific identity, despite
the lack of any Jewish framework.‹ The Nazi Concentration Camps, p. 345.
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nation when faced with the ever intensifying discrimination and isolation — or
who, in purely physical terms, no longer felt able to take leave of Germany.

The situation was different for the greater majority of Jews from Eastern
Europe. They lived in ghettoes, and persecution and pogroms were still a vivid
memory in their minds. On the one hand, those experiences contributed to a
fateful attitude: though persecution was an ineradicable part of diaspora life, the
diasporic Jewish communities would survive in the end. On the other hand, it
was specifically groups of Eastern European Jews which formed the nuclear cells
of the resistance.

Other Jewish communities, such as the Jews of Hungary or Greece, were
subjected to annihilation or incarceration virtually without any preparation. The
special conditions of their imprisonment make it possible to reconstruct the
fates of groups, something impossible in the case of the majority of Jewish camp
prisoners.25

In analyzing inmate society, the behavior of Jewish prisoners can often only
be distinguished from the general mass of prisoners in cases where Jews were
members of specific associations, such as Zionist organizations or the socialist
Bund. The Jewish resistance movement developed from the midst of these or-
ganizations, especially in the ghettoes. The only open revolts, whose aims were
the destruction of the camp and the escape of the prisoners, took place in
extermination camps and were carried out by Jewish inmates. However, the
potential for resistance developed here was quite evidently connected with the
special situation faced by inmates in the extermination camps, which will not be
dealt with here.26

Using the example of the so-called Theresienstadt ›family camp‹ in Birkenau,
the ambivalence of a belief oriented toward the future has been described on
numerous occasions in shattering terms. The attempt to preserve a reality ex-
ternal to the camp as source of meaning for one’s life led here for some to the
illusion that they might in fact be able to survive Auschwitz.27

25 M. Molho, In Memoriam. Homage aux victims Juives des Nazi en Grece, 3 vols. (Saloniki:
Americalle, 1948 – 1953).

26 F. Pingel, ›Resistance and Resignation in Nazi Concentration Camps,‹ in The Policies of
Genocide, ed. Gerhard Hirschfeld, (London: Allen and Unwin, 1986), pp. 30 – 72; Kryzsztof
Dunin- Wasowicz, Resistance in Nazi Concentration Camps, 1933 – 1945 (Warsaw: PWN,
1982); M. Novitch (ed.), Sobibor Martyrdom and Revolt: Documents and Testimonies (New
York: Holocaust Library, 1980); Jewish Resistance during the Holocaust. Proceedings of the
Conference on Manifestations of Jewish Resistance (Jerusalem: Yad Vashem, 1971).

27 Pingel, H�ftlinge, pp. 214 ff. ; O. Dov Kulka, ›Ghetto in an Annihilation Camp — Jewish Social
History in the Holocaust Period and its Ultimate Limits,‹ in The Nazi Concentration Camps,
pp. 315 – 330; M. Karny, ›Das Theresienst�dter Familienlager in Birkenau,‹ in Judaica Bo-
hemiae, XV/1 (1979), pp. 3 – 26.
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Although the conditions of incarceration in the camp exerted heavy pressure
on the prisoners to unify their actions and limit them to a small number of
activities functional for survival, camp society remained differentiated to a
degree that allowed latitude for different types of action and thinking. In addi-
tion to the historical phases of development sketched above, another factor
which contributed to different camp conditions was the array of different pre-
requisites brought by the prisoners themselves into the camp. These consisted in
the main of their differing philosophical outlooks, social origin and various
practical skills. That bundle of factors influenced not only the positions ac-
corded to groups of prisoners by the SS, but also affected strategies of coping
with existing conditions and seeking out options for possible action. This holds
true even for Auschwitz-Birkenau. In view of the devastating mortality rate
prevalent there and the basic uniformity in food and housing conditions, it is
most difficult to make any differentiations in regard to social, ideological or
national groups. Nonetheless, the two most important studies on prisoner be-
havior in Auschwitz also operate with the categories that are the subject of this
paper.28

None of these strategies was able to guarantee the preservation of life, and all
were merely ways to defend it. The statement by De Wind — ›belief in a strategy
for survival should be seen as a kind of illusion‹29 — can also be understood in
this light.

V.

[180] The story of survival of the camp inmate and the development of his
changes in personality did not come to an end with liberation. Many of those
who managed to cope with Auschwitz and had been active members of society
before their incarceration proved ultimately unable to readjust to the world after
Auschwitz. As a result of survival, they had become unfit for life. This finding
serves once again to refute attempts to posit a specific unitary type of the
survivor. The ability to survive often proved itself to be relative — i. e., relative to
the life-history of the individual person. Frequently, it only became clear after
liberation just how powerfully the incarceration had stamped its imprint on
behavior. After leaving the camp, the emotional blocks and the constant ne-
cessity to guarantee one’s immediate needs became an impediment to the cul-
tivation of open social relationships, and to holding down a regular and con-

28 H. Langbein, Menschen in Auschwitz (Vienna: Europaverlag, 1972); A. Pawelczynska, Values
and Violence in Auschwitz. A Sociological Analysis (Berkeley : University of California Press,
1979).

29 De Wind, ›Psychische und soziale Faktoren,‹ p. 45.
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tinuous job. Others were unable to come to terms with the fact that they had been
able to survive the most degrading and destructive living conditions, and that
they had in fact been capable of adapting to such a situation.

The physical and mental disturbances of former concentration camp in-
ternees were soon given the medical label ›concentration camp syndrome.‹ Al-
though there are numerous case studies and synoptic analyses, our knowledge
about the distribution of the syndrome is meager. This is due to the fact that, as a
rule, no control group of prisoners who did not exhibit the syndrome were
studied; moreover, hardly any comparisons were made with a non-prisoner
population. To date, it remains impossible to make any definite statements about
the factors which trigger the syndrome. Contrasted with the hypothesis that the
concentration camp syndrome is an expression of inadequate processing of the
camp during the time of imprisonment itself, studies tend to indicate that the
intensity of the persecution trauma — in particular, physical injuries and dep-
rivations — constitutes a major causal factor for the emergence of the syndrome.
Frequently, some connection is suspected with the life-history of the former
inmate after the war, yet it has likewise been impossible up to now to establish
this linkage conclusively. The older view, generally positing a hereditary pre-
disposition for such pathological manifestations, and espoused particularly by
psychiatrists and physicians in West Germany, has now been virtually unan-
imously rejected.

The initial conclusion that can be drawn from this finding is that there are
stress situtations whose mastering does not lead to a strengthening of the per-
sonality, but rather leaves permanent damage. Such damage often surfaces only
after the stress has stopped. Lazarus et al. have designated stress situations of
this type as a trauma in the narrow sense of the term.30

Hence, the following finding of Bettelheim from his Trauma and Reintegra-
tion can provide a useful point of departure for analysis. Bettelheim states that
the problem associated with the fact of having survived consists of two com-
plexes: (1) the trauma of camp incarceration itself and (2) the life-long after-
effects of this trauma.31

In this connection, it remains an open question as to whether the after-effects
actually do noticeable harm; there is only an assumption that after-effects exist.
The concentration camp is an experience that one does not get rid of or discard.
The path taken in life cannot be switched back or turned around; it is impossible
to simply hook up again with the time before imprisonment.

In Bettelheim’s analysis, the concentration camp trauma is distinguished
from conventional delusions. Someone suffering from delusions believes envi-

30 Brenner ef a/. , ›Stress,‹ p. 252.
31 Bettelheim, Surviving and other Essays.
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ronmental factors have the power to destroy his life. A person suffering from the
camp syndrome cannot [181] break loose from the idea that certain powers
actually did wish to kill him. Basically, his general question is: how can I deal
with man’s potential for destruction even if it no longer manifests itself in
actuality? — because I, perhaps in contrast to my fellow human beings, have
experienced what men are really capable of. The initial concrete question derived
from this is: should I speak about it or not? Does it make people uncomfortable
when I do talk about it? Is what I tell credible in the world I now live in? What
perspective can I myself have on the world if this experience doesn’t leave hold of
its grip on me? Moreover, if survivors cannot break free from such experiences,
then perhaps Hitler was ultimately victorious after all. Possibly only to avoid this
terrible conclusion, says Judith Hassan, the majority of survivors found a new
meaning for their life in their family and job.32 We can only hope this is so, but do
not know that for certain.

It appears that it becomes possible to positively master this constant ac-
companiment of the world of the camp in inmate consciousness if a positive
meaning can be derived from it. Whoever succeeds in perceiving the meaning of
dealing with these ideas as part of the attempt to transmit them to others — in
order to prevent their reoccurrence — derives positive incentives for action
from this. Such incentives are positive in the sense that his survival takes on a
meaning without his having to deny the ideas that have remained with him from
the time of his imprisonment. There are too few studies based on a social or
international comparison to corroborate this empirically. Yet it is a possible
interpretation that can claim a certain degree of probability based on general
observations.

This may become clearer in confronting another sort of damage caused by
persecution which is often viewed as a part of the concentration camp syndrome,
namely survival-associated guilt feelings. Behind them looms the question: why
was it me who survived? Did I survive at the expense of someone else — a
suspicion which usually is true in some sense — because I didn’t take the risk of
helping someone, or because I occupied a position by denying it to someone
else? In the camp itself, it was not possible to reflect on this, since it would have
challenged the very application of techniques for survival. Yet after these have
become unnecessary, the way is open to reflection, and it can call into question
the meaning of having prevailed and survived.

Numerous authors speak about a guilt consciousness that appeared almost
automatically after liberation. Here too, doubts about its general validity are in
order. Unfortunately, studies on the integration of camp inmates during the

32 J. Hassan, ›The Survivor as Living Witness,‹ in Remembering for the Future, vol. I, pp. 1093 –
1104 (Oxiord: Pergamon, 1989).
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period immediately after release from incarceration are rather inaccurate. Fre-
quently, the feeling of guilt appears to be the first clear symptom of a concen-
tration camp syndrome in the process of formation; it is therefore accorded a
primary importance. Of course, the process can also be seen from a different
angle. After the initial flush of euphoria at having survived, after the search for
family members and the first examples of social welfare and care, the liberated
prisoner is confronted relatively quickly with the demands of everyday life: the
need to show normal feelings toward his fellow human beings and to concentrate
on the now requisite sphere of work and profession. Many a former inmate
discovered that he was (still) unable to do so. Now begins the history of his
professional and social disintegration. The question regarding the meaning and
reasons for his survival poses itself for the first time in the context of his ex-
perience of being unable to integrate his conceptual world with that of post-
camp everyday life. To have survived also makes a demand on society after
Auschwitz. Frequently, we have paid but insufficient attention to such demands.
The way society deals with the survivors and the acceptance their experiences
find in that society appear to be factors that have a significant impact on the
triggering of the guilt syndrome. Thus, for example, studies by Eitinger suggest
that survival guilt is [182] context-dependent. Such guilt, virtually unexamined,
is found to exist in the United States, but is noted far less often in Israel, and in a
less pronounced form.33

There were also inmates who — despite an apparent positive intellectual
processing of the camp experience — were severely damaged as a result of the
compromises it demanded of them. Imprisonment penetrated so deeply into
their personal values that it stole from them, as it were, their freedom and self-
determination, permanently. The suicide of Jean Amery many years after his
›liberation‹ can thus be interpreted as a dialectical reversal: the attempt in sui-
cide to regain determination over one’s own life.34

Every experience is individual. The more distant the experience of the in-
dividual becomes from our daily lives, the more difficult it is for us to com-
prehend. It is understandable that within the consciousness of a former con-
centration camp inmate, his experience as prisoner appears to him incom-
parable — an ordeal that has irreversibly marked and molded his life. All at-
tempts by later generations to reconstruct a myth of the survivor have ended in

33 L. Eitinger, Concentration Camp Survivors in Norway and Israel, London 1964; W. G. Nie-
deriand, The Problem of the Survivor, Journal of the Hillside Hospital, X, nos 3 – 4 (1961),
233 – 247; idem, ›The Survivor Syndrome: Further Observations and Dimensions,‹ Journal of
the American Psychoanalytical Association 29 (1981), 413 – 425; J. J. Schwartz, ›Conscious
and Unconscious Guilt in Patients with Traumatic Neuroses,‹ American Journal of Psychiatry
141 (1984), 1638 – 1639; Schicksale der Verfolgten, ed. Hans Stoffels, Berlin 1990.

34 J. Amery, Hand an sich legen. Diskurs �ber den Freitod, Stuttgart 1989; G. Motola, ›Primo
Levi: His Life and Death,‹ European Judaism 21(2), 42 – 46.
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failure. They do not touch the reality of the story of survival either in its in-
dividual expression or in any general sense. Just how much everyday camp life
was in contradiction with that formation of myth, and the magnitude of the
tribute it demanded from each inmate, may be expressed by the fact that not a
single one of the numerous lifestories, narratives and novels dealing with con-
centration camps has created any heroic figures. The inhuman compromises
each prisoner had to make who wished to survive during the terrible tribulations
of the camp prevented the emergence of figures of exalted human purity and
greater-than-life dimensions. The survivor exists neither as a general character
nor as an individual hero.

Nonetheless, in summary there exist general statements about strategies
aimed at confronting the demands of camp life. Yet mastering and overcoming
the camp did not end with release or liberation. Strategies that previously served
to preserve life had to be exchanged for new ones that were appropriate for life
outside the camp. But such strategies could no longer only be the same ones
acquired before one’s imprisonment. The universe beyond the camp perimeter
is no longer a world without camps. This holds true not only for the former
inmate, but also in a general, less concrete meaning for us as well. In a general
sense, after all, all of us are, as Lifton formulated it, survivors. The concentration
and extermination camps are part of the history of our times, and the effort to
make sure that political systems never make use of them again remains one of
our tasks. The forms chosen by survivors to come to terms with their experience
in our world have become a part of the social history of the post-war era. If we
wish to understand that history, we have to rely on the normal means of
knowledge with which we attempt to fathom our world. Scientific inquiry is one
of those instruments. As horrible as the experiences of camp prisoners were,
their scope is not limited to what is individual. In order to understand those
contents that can be generalized, we utilize the scientific approach. It does not
exclude, but rather presupposes our appreciation for the individual experience.
Thus, a prerequisite for everything else is that we listen to the narratives told by
former prisoners.
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Individuelle Leidenswege und kollektive
Nationalgeschichte.
Nachwirkungen nationalsozialistischer Verfolgung
in unterschiedlichen sozialen und politischen
Kontexten*

Die Annahme scheint einsichtig, daß Auftreten und Auspr�gung von kçrperlich-
seelischen Sch�den, die aus KZ-Haft und Konfrontation mit dem Ver-
nichtungsprozeß resultieren, von der politisch-sozialen Umgebung beeinflußt
werden, in der die ehemals Verfolgten leben. Diese Bedingungen waren und sind
hçchst unterschiedlich; ob Verfolgte aus osteurop�ischen L�ndern bei-
spielsweise nach Israel oder in die USA auswanderten oder sich gar in Deut-
schland niederließen, ob sie in ihre Heimat zur�ckkehrten, sie trafen auf ganz
unterschiedliche materielle Bedingungen, soziale Umwelten und kulturelle Le-
bensweisen. Im folgenden geht es um dieses Spannungsverh�ltnis von indivi-
duellem Erleben und gesellschaftlichem Umfeld.

So sehr man gerade von einem psychotherapeutischen Ansatz her geneigt
sein d�rfte, anzunehmen, daß individuelle Leidensentwicklung und kollektiver
Response sich miteinander verschr�nken, so schwer ist es doch, im einzelnen
Beziehungen zwischen ihnen nachzuweisen und die Spuren kollektiver Ein-
flußnahme auf individuelle Schicksale freizulegen. Das »KZ-Syndrom« ist in
breiten klinischen Untersuchungen in Polen sowie in Deutschland, in Israel und
in den USA, um nur einige L�nder zu nennen, beschrieben worden (Peters 1989).
Diese klinischen Untersuchungen legen die Folgerung nahe, daß �ber alle Un-
terschiede des sozialen, politischen und kulturellen Kontextes hinweg, in dem
der Verfolgte nach seiner Befreiung lebte, sich �hnliche Nachwirkungen der
Verfolgung durchsetzen. So gewann die Anschauung an Boden, daß jemand, der
mit dem Holocaust oder dem KZ konfrontiert gewesen ist, auf Dauer kçrperlich
krank oder seelisch gesch�digt sein m�sse, denn die medizinische Literatur
beschrieb und dokumentierte fast ausschließlich F�lle mit dauernden Sch�den.
Lebensverl�ufe einer mçglicherweise gegl�ckten Integration wurden sehr viel
seltener behandelt. So eindrucksvoll die Befunde aus den Leidensgeschichten

* Zuerst verçffentlicht in: Hans Stoffels (Hg.), Terrorlandschaften der Seele. Beitr�ge zur
Theorie und Therapie von Extremtraumatisierungen, Regensburg: S. Roderer Verlag (1994),
215 – 236.



auch sind, so erlauben sie es doch nicht, generelle Folgerungen zu ziehen, die die
jeweiligen nationalen Untersuchungszusammenh�nge außer acht lassen. Bis auf
wenige Ausnahmen fehlen uns f�r die 5Oer, 60er und 70er Jahre international
oder gar sozio-kulturell vergleichende Forschungen; nur selten wurden Kon-
trollgruppen aus der nicht-verfolgten Bevçlkerung mit untersucht.

Krankheitssymptome und Lebensstationen

Anfangs ließen sich die Symptome nur selten klar umreißen; auch war die
Terminologie vor allem im internationalen Maßstab nicht eindeutig; dies um
[216] so mehr, als es sich um ein neues, bisher nicht bekanntes Krankheitsbild
handelte und sich eine einheitliche Begrifflichkeit erst in der Entwicklung der
Symptome ausbilden konnte. Da der Krankheitsverlauf sich zudem in den un-
terschiedlichen lebensgeschichtlichen Phasen des Patienten �nderte, ist oft
schwer zu unterscheiden, ob sich in dem Wandel der Terminologie und des
Krankheitsbildes die Geschichte des Krankheitsverlaufes oder vielmehr die Ge-
schichte der Erforschung der Krankheit �ußert (Paul 1967).

Krankhafte Symptome mçgen im Einzelfall schon lange bestanden haben, als
verfolgungsbedingt wurden sie oft erst viel sp�ter erkannt. So stellte sich f�r den
Betroffenen ein lebensgeschichtlicher Zusammenhang zwischen Krankheit und
Verfolgung oft erst her, als sich die Mçglichkeit ergeben hatte, f�r Ver-
folgungssch�den Wiedergutmachung zu beantragen. Erst die Erstellung von
Gutachten, die f�r entsprechende Antr�ge erforderlich waren, f�hrte viele Me-
diziner und Psychoanalytiker insbesondere in der Bundesrepublik Deutschland
und in den Vereinigten Staaten dazu, bisher oft separat gedeutete Ph�nomene
zusammenzusehen und in einen einheitlichen Krankheitsverlauf zusammenzu-
fassen.

Bereits �ber den Zeitpunkt, an dem erste Symptome eines Folgeschadens in
der Regel ausbrechen w�rden, besteht in der Literatur keine Einigkeit. In ersten
Begegnungen mit befreiten H�ftlingen und �berlebenden der Todesm�rsche
standen deren kçrperliche Erschçpfung, physische Ausgezehrtheit sowie so-
matischen Erkrankungen und Beeintr�chtigungen im Vordergrund. Doch es
hatte den Anschein, als kçnnten diese Erschçpfungszust�nde relativ rasch
�berwunden werden. Kçrperlich weniger beeintr�chtigte H�ftlinge zeigten un-
mittelbar nach der Befreiung Freude, Erleichterung, ja sogar euphorische Zu-
st�nde wurden berichtet, so daß man davon ausging, daß auch viele der noch
Geschw�chten ihre normale emotionale Ausdrucksf�higkeit wiedererlangen
w�rden. Es schien, als kçnnten die unmittelbaren und f�r die Befreier sichtbaren
Auswirkungen von Haft und Entbehrung bei der Mehrheit der Betroffenen in-
nerhalb weniger Wochen weichen.
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Bei genauerem Hinsehen stellt sich jedoch heraus, daß die Umstellung auf das
Leben nach der Befreiung in der Regel nicht unproblematisch verlief. Schon in
den ersten Wochen verwoben sich Verfolgungs- und Nachkriegsgeschichte,
wirkten aufeinander und bahnten typische Lebensl�ufe der Verfolgten, die
st�rker als andere Gruppen der Bevçlkerung auf ihresgleichen angewiesen
blieben. Das traf insbesondere auf �berlebende Juden zu, die in DP-Lagern in
Deutschland untergebracht waren. Als Kollektiv von den Institutionen der Sie-
germ�chte verwaltet, die das vorausgegangene Schicksal nur ganz unzureichend
kannten, mußten die Verfolgten versuchen, sich auch in kollektiven Organisa-
tionsformen zu behaupten (Jacobmeyer 1985). Dieser neuerliche Vergesell-
schaftungsprozeß angesichts der Befreiung erlaubte es vielen Verfolgten nicht,
individualisierende Verhaltens- und Wahrnehmungsweisen auszubilden, die
außerhalb des Lagers erforderlich waren, und Lebensperspektiven zu entwerfen,
die �ber das Lager hinausreichten. Die meisten derer aber, die nicht (noch nicht
oder nicht mehr) in Lagern lebten, befanden sich auf der Migration, um einen
soziologischen Terminus zu gebrauchen. Mehr subjektiv gesprochen, waren sie
auf der Suche nach Angehçrigen, nach einer Umgebung, die ihnen vor der
Verfolgung die Heimat bedeutet hatte. F�r die meisten der [217] osteurop�i-
schen Juden erwies sich diese Suche als Illusion. Der Nationalsozialismus hatte
sie traditioneller Lebenszusammenhange beraubt. In Kategorien der Zeit ge-
sprochen: Die Vergangenheit ließ nur noch eine unbestimmte Zukunft offen.
Die vergangene Geschichte in das neue Leben hin�berzuf�hren, erwies sich in
vielen F�llen als unmçglich. Es war f�r die meisten klar, daß der Zustand, der auf
die Befreiung folgte, nur ein �bergang war, Wanderung und Suche nach neuen
Perspektiven.

Hier schieden sich bereits Verfolgungsschicksale von osteurop�ischen Juden,
die Familie, Hab und Gut verloren hatten, den Wohnort, das Land aufgeben
mußten, um sich in �bersee eine neue Existenz aufzubauen, z. B. von deutschen
politischen H�ftlingen, ob sie nun aus Buchenwald oder aus Auschwitz zu-
r�ckkehrten, aber eben mit viel grçßerer Wahrscheinlichkeit in Familien, auch
wenn sie dezimiert waren, in H�user, vielleicht zerstçrte, aber eben doch in eine
Umgebung zur�ckkehrten, die regional und sozial, oft sogar politisch bekannte
Ankn�pfungspunkte bot.

Aus unterschiedlichen Gr�nden wissen wir relativ wenig �ber das psychische
und physische Befinden der Verfolgten in den Jahren nach der Befreiung und der
Auflçsung der DP-Lager. Auf der Wanderung geht man nicht zum Arzt, hin-
terl�ßt wenig Berichte und ist schwer zu identifizieren. Und auch wer sich in
Europa in seinem Heimatland niederließ, mußte sich in einer Nach-
kriegsgesellschaft zurechtfinden, die selbst in der Regel �ber wenig materielle
Mittel verf�gte, in der es mit der medizinischen, zumal mit einer psychosozialen
Betreuung nicht zum besten gestellt war. Erst am Ende der 50er/Anfang der 60er
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Jahre erschienen vermehrt Studien, die sich mit der »KZ-Neurose« und Ver-
folgungssch�den im allgemeinen befaßten. Im R�ckblick auf die Jahre, in denen
solche Sch�den nicht bekannt geworden waren, bildete sich die Meinung heraus,
daß dem Ausbruch von Folgesch�den eine Phase der Euphorie und von l�n-
gerfristigen Integrationsversuchen, jedenfalls eine von Sinn- und Lebensge-
f�hlen ausgef�llte Phase vorausgehe, die als »Stille vor dem Sturm« gedeutet und
bald in den Krankheitsverlauf integriert wurde. Dennoch blieben Unsicherhei-
ten, wie diese »symptomfreie« Zeit zu interpretieren sei. F�r die mehr Konser-
vativen diente sie als Beleg daf�r, daß die Verfolgungserfahrung ohnehin nicht
die Krankheitsursache gewesen sei, andere fanden zu einer ersten Unterschei-
dung zwischen Ursache und konkreter Ausformung der Sch�digungen.

Am weitesten ging in dieser Unterscheidung wohl Levinger, der in den 50er
Jahren in Israel 800 Patienten mit Gesundheitssch�den untersucht hatte. Da viele
der j�dischen Einwanderer sich eine Zeitlang in einem DP-Lager aufgehalten
hatten, folgerte Levinger, die wiederholte Lagersituation sei der konkrete Aus-
lçser neurotischer Zust�nde wie Depressionen, Angstgef�hlen und Apathien
gewesen: »F�r die Genese der Neurosen bedeutungsvoll ist der jahrelange
Aufenthalt in DP-Lagern, bedeutungsvoller noch als das KZ. Wohlgemerkt: F�r
die Genese, d. h. die Entstehung und Entwicklung; nicht die prim�re Ursache …
Neurotisch sind die Menschen im DP-Lager geworden, mit dem Nachdruck auf
geworden.« (Levinger 1962, S. 78).

Wissenschaftliche Interpretationen im nationalen Kontext

[218] H�tte also eine andere Nachkriegssozialisation den Schaden mildern oder
gar verh�ten kçnnen? Levinger stellte in der Tat den »denkbar schlechtesten
Rehabilitationsmçglichkeiten«, die das DP-Lager bot, die Aufnahmebereitschaft
der israelischen Gesellschaft gegen�ber, die die Einwanderer »rehabilitierte«
und »integrierte«. Levinger vertrat damit prononciert die Meinung, daß die
soziale Anerkennung und die materielle Hilfe, die Einwanderer nach Israel in
einem j�dischen Gemeinwesen finden w�rden, ihnen das Gef�hl vermittele,
Zukunftsaufgaben mit anderen angehen zu kçnnen, die das eigene Ver-
folgungsschicksal geteilt hatten oder es doch wenigstens aufgrund ihrer ge-
meinsamen Herkunft verstehen konnten; damit sei ein wichtiges Moment einer
relativ gesund verlaufenden Nachkriegskarriere ehemals Verfolgter gegeben.
W�hrend er neurotische Stçrungen, die bei den von ihm untersuchten Patienten
am h�ufigsten auftraten, als mitverursacht durch den weiteren Lageraufenthalt
nach der Befreiung ansah, stellte er tiefgreifende Persçnlichkeitsver�nderungen
in so geringem Maße fest, daß er dies »der Eigenart Israels« zuschrieb, die
insbesondere jungen Menschen g�nstigere Integrationsmçglichkeiten erçffne
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als andere L�nder, aus denen ihm Untersuchungsberichte vorlagen. Insbeson-
dere schr�nkte er die Bedeutung des von Venzlaff (1958) in die Diskussion
gebrachten Begriffs des Persçnlichkeitswandels ein, der ihm die israelische Si-
tuation nicht zu treffen schien, in der Bundesrepublik aber gleichsam aus einer
sozialen Notwendigkeit heraus formuliert worden war, weil »bloße« Neurosen in
der Regel nicht als entsch�digungsf�hig galten. Lag dieser anderen Begrifflich-
keit wirklich ein anderes Substrat krankhafter Verhaltensweisen zugrunde?
Waren diese typisch f�r Re-Integrationsschwierigkeiten ehemaliger Verfolgter
in der Bundesrepublik? Beeinflußte also doch das nationale Kollektiv Integra-
tionschancen und Krankheitsanf�lligkeit?

Die Mediziner in der Bundesrepublik Deutschland gingen von einem anderen
Ausgangspunkt aus. Die Mehrheit der Psychiater in der Bundesrepublik folgte in
den 50er Jahren der Anschauung, daß es bestimmte Persçnlichkeitstypen gebe,
die besonders krisenanf�llig seien (Richartz et al. 1981; Pross 1988, S. 133 ff.).
Die Verfolgung sei mçglicherweise nur ein Glied in einer Kette von insgesamt
nicht bew�ltigten Lebenskrisen. Das begutachtete Leiden lag dann im wesent-
lichen in der Struktur der individuellen Persçnlichkeit begr�ndet, auch wenn
einger�umt wurde, daß die Verfolgungssituation die Form und damit vielleicht
auch die St�rke des Leidens beeinflußt haben mochte; das gleiche Leiden w�re
aber mit hoher Wahrscheinlichkeit auch unter vielen anderen Umst�nden auf-
getreten (Fallbeispiele s. Pross 1988). Das Interesse der Exploration lag daher
nicht auf der Zeit der Verfolgung, sondern davor oder danach, in Zeiten also, in
denen die unterstellte allgemeine Leidensstruktur der Persçnlichkeit aufgewie-
sen werden mußte. Mit dieser Grundposition f�gte sich der �berwiegende Teil
der deutschen Gutachter in die Hauptstrçmung der politischen Kultur ein, die
u. a. darauf ausgerichtet war, gesellschaftliche Folgelasten der nationalsozialis-
tischen Vergangenheit zu begrenzen. Nat�rlich stellte es eine besondere Tragik
dar, daß Gutachter, die in diesem Zusammenhang auf erbbiologische Grund-
s�tze verwiesen, welche vor wenigen Jahren [219] die Etablierung der natio-
nalsozialistischen Rassenlehre vorbereiten halfen, eben die Opfer rassistischer
Verfolgung beurteilten. Aber das sollte die Augen nicht davor verschließen, daß
auch manche Gutachter, die psychoanalytischen Modellen folgten und sich von
rassistischen Anschauungen frei f�hlten, sich eine lebensgeschichtliche Verar-
beitung traumatischer Erfahrung �berhaupt nur im Spiegel fr�hkindlicher
Pr�gungen denken konnten und der Beschreibung der Jahre vor der Sch�digung
unverh�ltnism�ßig viel Platz einr�umten (Lohmann 1984).

Nat�rlich war nicht zu erwarten, daß die in der Bundesrepublik lebenden
Verfolgten eine andere Persçnlichkeitsstruktur aufwiesen als die nach Israel
ausgewanderten. Da aber bei den deutschen Verfolgten in der Regel weder das
DP-Lager noch die Einwanderungssituation als Faktoren in Frage kamen, die
einen sich anbahnenden Verfolgungsschaden hatten auslçsen kçnnen, ande-
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rerseits die sogenannte symptomfreie Zeit einer Erkl�rung bedurfte, lag es nahe,
noch weiter zur�ckzugreifen und eine krisenanf�llige Persçnlichkeit zu kon-
struieren – was sich im Hinblick auf die krisengesch�ttelte deutsche Geschichte
der 20er, 30er und 40er Jahre dann in vielen Einzelf�llen auch als erfolgreicher
Zugriff auf die Lebensanalyse erweisen konnte. Auf diese Weise wurde vor allem
Personen, die andauernd in niedrigen sozialen Milieus gelebt hatten, die An-
erkennung als Verfolgter verwehrt. Der Gedanke, die Verfolgungszeit selbst
einer sorgf�ltigen und differenzierenden Analyse zu unterziehen und unter-
schiedliche Verfolgungssituationen mit unterschiedlichen Symptomen von
Verfolgungssch�den zu korrelieren, kam in den 50er Jahren nur wenigen �rzten.

Levinger hat in seiner Untersuchung eine weitere, damals bereits einfluß-
reiche Interpretation von Verfolgungssch�den relativiert, die ihre Bedeutung
wiederum einem spezifisch nationalen Kontext verdankte. Der deutsch-
amerikanische Psychiater Hans Strauss hatte den Begriff der »Entwurzelungs-
depression« gepr�gt, der Deportation und KZ-Haft auf der einen und Emigra-
tionserlebnis auf der anderen Seite in Beziehung setzte (Strauss 1957). Strauss
war der Meinung, daß sich in vielen F�llen die verfolgungsbedingte Entwurze-
lung in einer emigrationsbedingten Isolierung fortsetze und sich aus beiden das
Gesamtsymptom formen w�rde. Sowohl die Hafterfahrungen als auch die sozio-
kulturellen Lebensumst�nde in den engen j�dischen Gemeinden Osteuropas
h�tten es den Einwanderern schwer gemacht, sich dem amerikanischen Leben
anzupassen. F�r Strauss standen so deutlich die sozialen und psychischen Fol-
gen von Verschleppung, Verlust von Angehçrigen, von KZHaft und Integrati-
onsproblemen in den USA im Vordergrund, daß er den Einfluß von Mißhand-
lungen und Unterern�hrung, also von kçrperlichen Einwirkungen, relativ gering
bewertete. Bei ihm stehen also an der Stelle der von Levinger g�nstig bewerteten
Integrationsbedingungen in Israel die schlechtere Ausgangslage der Integration
in die amerikanische Gesellschaft, die die Entwurzelung der Verfolgten seit ihrer
Deportation oft nicht mehr habe r�ckg�ngig machen kçnnen.

Diese fr�hen Deutungen lassen bereits nationale Muster erkennen, bei denen
schwer zu unterscheiden ist, inwieweit sie allein nationalen Wissen-
schaftstraditionen entsprechen oder tatsachlich unterschiedliche Nachkriegs-
lebensl�ufe der untersuchten Patientengruppen widerspiegeln. Um dies zu kl�-
[220] ren, m�ßte auf die urspr�nglichen Erhebungen unter neuen Fragestel-
lungen zur�ckgegriffen oder m�ssten �berhaupt neue Quellen aufgeschlossen
werden.
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Differenzierung der Lebenswege und Vereinheitlichung des
Krankheitsbildes

Nahezu alle Interpretationsans�tze hatten aber �ber die nationalen Begren-
zungen hinweg eine gemeinsame Ausgangsbasis, die einer wirklichen Ver-
st�ndigung zwischen Verfolgungsopfer und »Betrachter« entgegenstand und die
es nicht erlaubte, den exzeptionellen Charakter der Konfrontation mit Massen-
vernichtung und Konzentrationslager zu erkennen. Anfangs blieben die Men-
schenbilder, die die Beobachter hatten und mit denen sie das Verhalten von
Opfern und T�tern einordneten, im wesentlichen ungebrochen. Sie gingen da-
von aus, daß die Opfer, soweit diese krankhafte Symptome zeigten, sich nicht in
eine Gesellschaft integrieren konnten, die sie selbst als weitgehend geordnet und
heil ansahen. Die T�ter wurden ganz allgemein als brutal, vertiert, außerhalb der
menschlichen Gemeinschaft stehend angesehen. Dieses zeigen nicht nur die
Prozeßberichte gegen nationalsozialistische Verbrechen in den Siegerl�ndern
und in Deutschland, sondern auch Erlebnisberichte von Verfolgten. Aus dieser
vertierten Welt waren die Opfer nun befreit und sollten sich wieder in die nor-
male menschliche Gemeinschaft integrieren. In der Wahrnehmung der Opfer
aber hatten nicht nur sie sich selbst, sondern hatte sich die Menschheit
schlechthin ge�ndert. Diesen grunds�tzlichen Wandel des Bildes von dem, was
nun als menschenmçglich gelten mußte und was an Inhumanit�t im mensch-
lichen Handeln erwartbar war, vollzogen Psychiater, Historiker und Soziologen
bis auf wenige Ausnahmen erst mit einer Verzçgerung von 10 bis 15 Jahren nach.
Viele der Opfer kamen nicht mehr davon los, die Bereitschaft zur Gewalt und zur
Gef�hrdung menschlichen Lebens und menschlicher Beziehungen auch dort zu
sehen, wo sie aktuell nicht gegeben waren. Viel deutlicher als f�r die, die sie
untersuchten, war f�r die Verfolgten die Welt nach Auschwitz nicht mehr die
Welt ohne Auschwitz.

Infolge der Wiedergutmachungsgesetzgebung bestand ein gewisser Zwang,
die unterschiedlichen nationalen Ans�tze zu harmonisieren. Sowohl durch die
Ergebnisse internationaler Kongresse als auch aufgrund der Arbeiten j�ngerer
deutscher Psychosomatiker ließ sich die bisherige deutsche Begutachtungslinie
nicht l�nger aufrechterhalten. So gewann auch in der Bundesrepublik eine Po-
sition an Boden, die sich darauf konzentrierte, herauszufinden, welche Art von
Verfolgung und Mißhandlung zu welchem Schaden gef�hrt habe, die also ein im
wesentlichen mechanisches Ursache-Wirkung-Verh�ltnis zugrunde legte. Wenn
ein solches bestand, dann war es relativ bedeutungslos, danach zu fragen, wann
innerhalb der individuellen Lebensgeschichte die Symptome auftauchten und es
bestand wenig Anreiz, sie in Beziehung zum umgebenden Kollektiv zu setzen.
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Zwar brach diese Richtung mit dem vorherrschenden Kontinuit�tsverst�ndnis
in Deutschland und faßte die Verfolgungssituation als Bruch in der Lebensge-
schichte auf, betonte die Strukturver�nderung der Person durch die Verfolgung
und lçste sie von fr�hkindlichen Pr�gungen. Sie besch�ftigte sich damit, wie ein
mçglichst deutlich zu umreißendes Verfolgungstrauma [221] auf die sozialen
F�higkeiten, das emotionale Befinden und den kçrperlichen Zustand wirkte. Die
Auffassung, daß die Art der Verfolgung Sch�digungen noch Jahre nach der
Befreiung nach sich ziehen kçnnte, setzte sich schließlich soweit durch, daß
sogar die Meinung entstehen konnte, nach l�ngerer KZ-Haft m�ßten quasi
zwangsl�ufig dauernde Sch�den auftreten. Die Gr�nde hierf�r lagen wahr-
scheinlich weniger in den einzelnen Untersuchungen als in deren Rezeption. Es
wurde nicht hinreichend beachtet, daß sich die Untersuchungen und For-
schungen fast ausschließlich auf solche Verfolgte bezogen, die selbst Gesund-
heitssch�den reklamiert hatten. So wurde man zwar individuellen Leidenswegen
in hçherem Maße gerecht als vorher, sah die Verfolgten auch wieder st�rker in
ihrem eigenen sozialen Zusammenhang, isolierte sie aber zugleich als weitge-
hend traumatisierte Gruppe von der sie umgebenden Gesellschaft.

Angesichts so unterschiedlicher nationaler Zug�nge zu einem offensichtlich
�hnlichen Problem ist es erstaunlich, daß einen internationalen Vergleich auf
breiter Basis bisher nur, soweit ich sehe, Leo Eitinger durchgef�hrt hat, was die
Schwierigkeit der von mir gew�hlten Fragestellung noch einmal hervorhebt. Die
Differenzierungen, die seine Arbeit �ber ehemals Verfolgte in Norwegen und
Israel freilegt (Eitinger 1972), sind von nachfolgenden Forschungen kaum weiter
ausgearbeitet worden, so daß die statistische Basis f�r gewichtende, quantitative
Aussagen weiterhin schmal bleibt. St�rker als andere differenziert Eitinger die
Arten des Verfolgungstraumas. Bei der norwegischen Untersuchungsgruppe
handelt es sich vor allem um politische, nichtj�dische H�ftlinge, die als Nacht-
und-Nebel-Gefangene besonderen Schikanen ausgesetzt und lange Zeit ihrer
Haft von anderen isoliert waren. Der Verlust von Angehçrigen und soziale
Isolierung nach der Befreiung spielten f�r diese Gruppe eine weitaus geringere
Rolle als physische Entbehrungen und kçrperliche Mißhandlungen w�hrend der
Haft. Die norwegischen H�ftlinge durchliefen keine DP-Lager, sie wurden z. T.
sogar durch eine Aktion des Roten Kreuzes vorzeitig und unter st�ndiger Be-
treuung entlassen, kehrten in ihre Familien zur�ck und wurden langfristig
medizinisch betreut. Ihre Haftsituation und ihre Wege nach der Befreiung un-
terschieden sich also merklich von denen j�discher H�ftlinge. Dennoch zeigten
sich auch bei ihnen anhaltende kçrperliche und seelische Stçrungen, die freilich
nicht mehr als »Entwurzelungsdepression« gedeutet werden konnten. Eine dif-
ferenzierte Analyse des Aufenthaltes im Konzentrationslager lieferte Eitinger
den Schl�ssel f�r die �tiologieforschung. Er versuchte, die Schwere der Haft
(insbesondere Mißhandlung, Hunger, Haftdauer) mit dem Auftreten bestimm-
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ter Folgesch�den zu korrelieren. Unter Hinweis auf die Studien von Allport
schloß Eitinger aus seinen Befunden, daß wiederholte Verletzungen, vor denen
der Betroffene sich nicht sch�tzen kann, vor denen er keine Hilfe von anderen,
insbesondere auch nicht von Mith�ftlingen oder Familienangehçrigen erwarten
kann, sein Menschenbild gleichsam umkehren und Abwehr- und Verarbei-
tungsmechanismen (»endurance«) durchbrechen und zu irreparablen Sch�di-
gungen seelischer und emotionaler Art f�hren. Die Kumulation solcher Sym-
ptome faßte Eitinger unter den Begriff »KZ-Syndrom« zusammen, der inter-
national den weiteren des »Verfolgungsschadens« weitgehend ablçste. Der
Vorteil dieser Begrifflichkeit ist, daß nun – wieder – die Haft- bzw. Verfol-
gungssituation selbst ins Zentrum ger�ckt [222] wurde; ihr Nachteil besteht
darin, daß eine Mehrzahl von Symptomen und eine Vielzahl von Verfolgungs-
situationen in ihr zusammengefaßt sind, die in der Einzelanalyse oft wieder
getrennt werden m�ssen.

Der internationale Vergleich nahm allzu vorschnelle Deutungen zum Einfluß
sozio-kultureller Umgebungen erst einmal zur�ck. Eitingers Ergebnisse legten
vielmehr den Schluß nahe, daß schon sehr fr�h Aktivit�tshemmungen, emo-
tionale und soziale Isolierung sichtbar werden konnten, so fr�h, daß eine sozio-
kulturelle Pr�gung weitgehend auszuschließen war. Das DP-Lager als Durch-
gangsstation des Selbstvergewisserungsprozesses nach der Befreiung erschien
in einem anderen Licht als bei Levinger. Diejenigen, die sich wenig gesch�digt
f�hlten, verließen n�mlich relativ schnell, innerhalb weniger Monate, die Lager ;
diejenigen aber, die gesundheitlich schwerer angegriffen waren und bereits
unter Antriebs- und Perspektivlosigkeit litten, blieben da. Das DP-Lager war
nicht der eigentliche »N�hrboden«, wie Levinger gemeint hatte, »auf dem die
Neurose wuchs«, es war oft nur der Platz, an dem die Einstellung auf die
»Freiheit« geleistet werden mußte, es war der Ort ihres Gelingens oder Schei-
terns, kaum deren Ursache. Das best�tigen im �brigen die erst in den letzten
Jahren vorgelegten historischen Untersuchungen zu diesen Lagern (Jacobmeyer
1983; Peck 1988a). Die sogenannte symptomfreie Zeit stellte sich oft als La-
tenzphase heraus, in der bei einem Teil der Verfolgten (es l�ßt sich nicht be-
stimmen, wie groß dieser Teil war) bereits soziale und kçrperliche Behinde-
rungen erkennbar wurden. Von der norwegischen Gruppe, die die geringsten
chronischen Sch�den zeigte, konnten bereits bis Ende 1945 86 % eine geregelte
Arbeit wieder aufnehmen, nur 1,2 % gelang dieses sp�ter als 1948. Die ent-
sprechenden Zahlen f�r die in ambulanter oder klinischer Behandlung Be-
findlichen lauten 57 bzw. 63 % und 7,8 bzw. 12,5 %. Naturgem�ß verschiebt sich
das Bild bei der israelischen Gruppe zeitlich, da die Emigration den Ar-
beitsbeginn hinausschob, doch ist die gleiche Tendenz sichtbar. Um dies an den
Extremdaten zu illustrieren: 47 % der voll arbeitsf�higen Gruppe erreichte be-
reits bis Ende 1945 eine geregelte Arbeit, 66,3 % der »psychotischen«, schwer
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gesch�digten Gruppe nie. Auch die Selbstinterpretationen stimmen hiermit
�berein. Es waren die Arbeitsf�higen, fr�h Integrierten, die weniger einschnei-
dende Persçnlichkeitsver�nderungen bei sich wahrnahmen, die als schlimmste
Erlebnisse vor allem das Verhalten anderer berichteten und auch positive Er-
innerungen, wie z. B. gegenseitige Unterst�tzung, nennen konnten. Die �brigen
Gruppen betrachteten sich selbst mehrheitlich als ver�ndert, hatten am eigenen
Leibe Schlimmes erfahren und sahen sich nicht in der Lage, »Positives« zu
erz�hlen. Eitinger stellte also fest, daß sich in den Symptomen die israelische
und norwegische Gruppe nicht grunds�tzlich unterschieden und in beiden
vergleichbare Folgesch�den auftraten, die jedoch in Israel weniger stark aus-
gepr�gt waren als in Norwegen. Diese Ergebnisse relativieren weiterhin die so-
zialhistorische Hypothese und unterstreichen die pr�gende Wirkung des je-
weiligen Verfolgungstraumas. Es ist daher unumg�nglich, an diesem Punkte
ausf�hrlicher zu werden.

Ein fr�hes Auftreten von Symptomen wurde bereits in den ersten Nach-
kriegsjahren diagnostiziert, allerdings von Wissenschaft und �ffentlichkeit
kaum wahrgenommen (Shuval 1957/58; Michel 1955; Friedman 1949). Auch
Levinger teilte hierzu eine Beobachtung mit, deren Bedeutung ihm aber nicht
[223] g�nzlich aufging: »Eine kluge Antragstellerin hat es einmal so ausge-
dr�ckt: Als der Kopf leer war und all das st�ndige Sich-�rgern, Sich-Wegducken,
Essenstehlen usw. weg war aus dem Kopf, da kam die Angst und die Verstim-
mung hinein.« (Levinger 1962, S. 78). In diesen Worten liegt ein Hinweis auf die
konkrete Verhaltensumstellung, die andere Einstellung zur sozialen Umgebung,
die von allen gefordert wurde, die aus langer KZ-Haft befreit wurden. Der t�g-
liche Druck, der bisherige Verhaltensweisen geformt hatte, ließ unmittelbar
nach der Befreiung nach, ließ den Kopf leer werden, Aktivit�ten ins Leere laufen
und setzte Reaktionen frei, die bisher unmçglich waren, weil sie mit hoher
Wahrscheinlichkeit den baldigen oder sofortigen Tod nach sich gezogen h�tten.
Bereits in dieser Situation differenzierten sich die Verhaltensweisen wahr-
scheinlich st�rker, als dies bisher von der Literatur wahrgenommen wurde. In
der Euphorie çffnete sich der emotionale Block, den die Mehrzahl der H�ftlinge
sich hatte anlegen m�ssen, weil anders der Tag im Vernichtungslager nicht zu
�berstehen war (Pingel 1991). Gef�hle wurden nun zug�nglich, die lange ver-
boten waren. Dabei entstanden unkalkulierte Lebensverbindungen, wurden
Kinder gezeugt aus der Situation des Augenblicks, die neue, auf die Dauer
manchmal nur schwer tragbare Bindungen schufen, jedenfalls eine typische
Situation von post-konzentration�rer Sozialisation, die die Gruppe der ehema-
ligen Verfolgten durch viele zeitliche und nationale Brechungen hindurch
kennzeichnete. Aber es gab auch die Situation ohne Ausweg, in der die �ffnung
des Blocks versagte, Isolation und Unt�tigkeit oder ziellose Rast, weil kein Bedarf
mehr an st�ndiger Lebenssicherung bestand, sich fortsetzten – was �brigens
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ebenso wie die Euphorie beobachtet wurde. Doch wurde vorausgesetzt, daß das,
was gleichzeitig gesehen wurde, individuell hintereinander ablief, was die Le-
bensberichte allerdings nicht erh�rten und was wahrscheinlich unzutreffend ist.

Die Verhaltens�nderungen, die nach der Befreiung gefordert wurden, sind
gleichsam spiegelbildlich zu sehen zu denjenigen, die nçtig waren, um sich der
Verfolgungs- und Lagersituation anzupassen. Beide Male verlangte die Um-
stellung, mit bisherigen Wertvorstellungen, Handlungsweisen und sozialen In-
teraktionsmustern zu brechen. Dabei konnten internalisierte Verhaltensweisen
so nachhaltig zerstçrt werden, daß die Persçnlichkeit selbst daran zerbrach; d. h.
umgekehrt, daß die Umstellung selbst wieder von Einsichten und F�higkeiten
geleitet werden mußte, die �ber den Bruch hinaus ein Mindestmaß an Konti-
nuit�t der Persçnlichkeit garantierten. Wer z. B. sich im Lager bestimmten
ideologisch, religiçs oder politisch gepr�gten Gruppen angeschlossen hatte, f�r
den wurde es wichtig, wie weit er diese Bindungen nach der Befreiung wie-
derfand und sich die Sinnstiftungen, die sich aus ihnen bisher ergeben hatten, als
weiterhin g�ltig erwiesen. Wo die Diskontinuit�ten der sozialen Beziehungen,
Sinndeutungen und praktischen Arbeitsfelder am grçßten waren, da bestanden
die schlechtesten Mçglichkeiten, emotionale Sperren aufzuheben, apathischer
Zukunfts- und Antriebslosigkeit zu entgehen und Sinnzusammenh�nge zu er-
halten. Das soll nicht bedeuten, daß nicht auch diejenigen, die aktiv ihre Le-
bensgestaltung aufnahmen, Symptome kçrperlicher oder seelischer Versehrt-
heit zeigten, unter Angsttr�umen litten und von Selbstzweifeln geplagt wurden.
Es macht nur wahrscheinlich, daß diese Symptome nicht lebensbeherrschend
wurden und sich zu Krankheitsbildern verfestigten [224] (Luchterhand 1980;
Pingel 1991). Solche Sinn- und Arbeitszusammenh�nge konnten nat�rlich auch
noch Jahre nach der Befreiung wieder verlorengehen oder in Frage gestellt
werden, je nach dem, wie sich die gesellschaftlichen Verh�ltnisse �nderten, in
denen der Verfolgte lebte. So konnten auch noch lange nach der Befreiung die
Hafterfahrungen neu interpretiert werden und bisherige Integrationsstrategien
scheitern. Hier vor allem ist wohl der Einfluß sozio-kultureller Faktoren der
Nachkriegszeit anzunehmen. Die spezifische Konstellation von Nachkriegsge-
sellschaften, ob es sich hierbei um Sieger oder Besiegte handelte, soll uns im
folgenden noch besch�ftigen.

Der Gang der Forschung zeigt also eine eigent�mliche Entwicklung: Die
wenigen, soziologisch orientierten, oft auf einer kleinen empirischen Basis be-
ruhenden Untersuchungen in den ersten Jahren nach der Befreiung schenkten
nationalen Besonderheiten kaum Beachtung, was nicht zuletzt daran liegt, daß
die Verfolgten sich oft noch nicht endg�ltig niedergelassen halten. Konturen
allgemeiner Folgesch�den, insbesondere die beschr�nkte F�higkeit, soziale
Kontakte aufzunehmen und offen Gef�hle zu zeigen, sch�len sich bereits heraus.
Es ist vor allem die durch die deutsche Wiedergutmachungsgesetzgebung ge-
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forderte Begutachtung, die oft zu national strukturierten, auch manchmal po-
litischen Ideologien zuzuordnenden Interpretationsmustern f�hrte. Diese
wurden durch internationalen Austausch der Untersuchungsergebnisse in den
sechziger Jahren weitgehend harmonisiert. Die Besonderheiten der Gesell-
schaften, in denen sich die ehemals Verfolgten zurechtfinden mußten, treten
deutlich zur�ck. Seitdem aber weitgehend einheitliche Interpretationsmuster
bestehen, fehlen international vergleichende Untersuchungen.

Gesellschaft und Holocaust-Erfahrung

lch will nun in aller K�rze einige der bereits angesprochenen national un-
terschiedlichen Kontexte kennzeichnen, in die die Verfolgten sich einfinden
sollten.

USA

Die US-amerikanische Gesellschaft versteht sich als offen, im konkreten wie
�bertragenen Sinne. Sie ist ohne Einwanderung nicht denkbar ; sie hat Gruppen
unterschiedlicher Nationalit�t und ideologischer Pr�gung aufgenommen. Ein
großer Teil der amerikanischen Juden gehçrt heute zu den çkonomisch relativ
gesicherten und sozial assimilierten Einwanderungsgruppen, deren Repr�sen-
tanten �ber einen gewissen politischen Einfluß verf�gen (Rohlfes 1990). Das
Schicksal der europ�ischen Juden war in den USA nicht unbekannt. W�hrend
des Krieges forderten Sprecher der j�dischen Organisationen gezielte Maßnah-
men der amerikanischen Regierung gegen die Vernichtungspolitik – allerdings
ohne Erfolg. Trotz der auf den ersten Blick nicht ung�nstigen Einwande-
rungsvoraussetzungen machten allerdings schon fr�h Untersuchungen darauf
aufmerksam, daß angesichts der kçrperlich-seelischen Verfassung vieler neu
eingewanderter Juden keine leichte Integration zu erwarten sei. Doch die
Schwierigkeiten der neu Eingewanderten wurden auch von den Experten oft im
[225] Lichte der allgemeinen amerikanischen Erfahrung gesehen, d. h. auf dem
Hintergrunde der normalen Probleme von neuen Einwanderungsgruppen. Der
amerikanischen Selbstinterpretation waren die tiefen Erfahrungen andauernder
Inhumanit�t fremd. Viele Verfolgte vermeinten Abwehr und Vorbehalte zu
versp�ren, die sie davon abhielten, �ber ihre Geschichte zu berichten. Dahinter
schien unausgesprochen die Anschauung zu stehen, die Verfolgten kçnnten am
schnellsten die Normalit�t amerikanischer Lebensweisen erreichen, wenn sie
sich von der Erinnerung an die bçse Zeit in Europa lçsen w�rden (Dinnerstein
1982; Friedlander 1988). Dies kam in gewisser Weise sogar dem Amerika-Bild
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vieler Einwanderer entgegen, die durchaus vom Willen getragen waren, sich auf
eine neue, von Holocaust und Verfolgungstradition unber�hrte Kultur ein-
zustellen. Selbst Psychiater teilten die �berzeugung, daß st�ndige R�ckerin-
nerung die Verfolgten daran hindere, neue Lebenschancen zu sehen und anzu-
nehmen. Sie verbanden diese Meinung �ber die heilende Kraft der nicht-
hinterfragten Integration mit �lteren Anschauungen �ber die Herkunft von
Neurosen, nach denen die Streßerfahrung immer wieder durcharbeitende Ge-
danken und Gespr�che die Streßwirkung nicht �berwinden, sondern verl�ngern
w�rden. So waren Gespr�che �ber die Vergangenheit in der Regel nur mit Per-
sonen und in Familien mçglich, die das gleiche Schicksal erlitten hatten. An-
gehçrige der zweiten Generation beschreiben im R�ckblick diese »Verschwç-
rung des Schweigens«, die soziale Enge famili�ren Lebens und famili�rer Kon-
takte, die oft auch dann anhielten, wenn die �berlebenden neue Arbeit, neue
Berufe fanden und �ber ein hinreichendes Einkommen verf�gten (Steinitz u.
Szoni 1977; Epstein 1979).

Auff�llig ist, daß vor allem amerikanische Psychiater den Begriff der
»�berlebensschuld« formten, die als »Survivor-Guilt-Syndrom« als fester Be-
griff in die Fachliteratur einging und, einmal gebildet, als eines der Symptome
eines Verfolgungsschadens auch in anderen nationalen Zusammenh�ngen h�u-
fig erw�hnt wurde (Niederland 1961 und 1978).

Die Tatsache, �berlebt zu haben, hing bei j�dischen H�ftlingen in der Tat sehr
viel h�ufiger als bei anderen Verfolgten von willk�rlichen, jedenfalls von den
Betroffenen kaum zu beeinflussenden Entscheidungen der Nationalsozialisten
ab. Eigene Strategien der Lebenssicherung konnten z. B. auf die Selektionsent-
scheidungen der SS in Auschwitz nicht wirken und auch die Lebenschancen in
einem Lager wie Birkenau nur wenig erhçhen. Mehr als �berlebende aus an-
deren verfolgten Gruppen antworten Juden auf die Frage, warum sie �berlebt
hatten, sie w�ßten es nicht; ganz selten konnten sie es eigenen Verhaltensweisen
zuschreiben. Dieses Gef�hl, zuf�llig oder grundlos �berlebt zu haben, ist si-
cherlich der Kern der als �berlebensschuld definierten Selbstzweifel. Solche
Zweifel kçnnen sich bis zur Selbstanklage verst�rken, j�dische Angehçrige und
Mith�ftlinge, die in den Tod gingen, verlassen zu haben. Sicherlich setzt sich auf
diese Weise der Betroffene damit auseinander, daß es ihm oft nicht mçglich
gewesen war, gegen den Tod von Angehçrigen oder Mith�ftlingen, der sich in
unmittelbarer N�he vollzog, zu k�mpfen oder um sie zu trauern. Die Selbstan-
klage, das so vielen gemeinsame Schicksal nicht geteilt zu haben, spiegelt wohl
aber auch das Gef�hl einer gegenw�rtigen Verlassenheit wider. Was geschehen
war, erwies sich nicht als mitteilbar. Viele von denen, die zuf�llig �berlebt hatten,
sahen aber in ihrer mçglichen Zeu- [226] genschaft der Vernichtung den ein-
zigen Sinn des �berlebens. In der Regel bot sich ihnen keine �ffentlichkeit, diese
Sinngebung zu erf�llen.
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Um mehr �ber die mentalen Verarbeitungsstrategien der �berlebenden zu
erfahren, w�re es w�nschenswert zu wissen, ob diejenigen, die schon bald nach
der Befreiung aktiv Lebensentscheidungen trafen und nach Eitingers Unter-
suchung weniger von gravierenden Folgesch�den betroffen waren, sp�ter auch
seltener unter der �berlebensschuld zu leiden hatten. Da aber gerade in den USA
entsprechende L�ngsschnittuntersuchungen nicht bestehen, wird es vielleicht
auch hier offen bleiben m�ssen, ob sich das Symptom »�berlebensschuld« unter
den besonderen gesellschaftlichen Erfahrungen in den USA deutlicher und
h�ufiger artikuliert hat als in anderen nationalen Zusammenh�ngen, oder ob die
amerikanischen Psychiater dieses Syndrom nur besonders deutlich erkannt und
herausgearbeitet und damit wesentlich dazu beigetragen haben, die Kenntnis
dar�ber zu verbreiten.

Ich mçchte hier noch auf einen anderen wissenschaftlichen Diskussions-
zusammenhang hinweisen, der ebenfalls seinen Ausgangspunkt im wesentli-
chen in den USA hatte und wenig dazu angetan war, das Selbstbild der �ber-
lebenden zu st�rken, obwohl dies sicherlich nicht beabsichtigt war. Arbeiten u. a.
von Arendt (1963), Trunk (1972), Hilberg (1961), die den Deportationsund
Vernichtungsprozeß analysierten, gelangten zu der Schlußfolgerung, das Gros
der verfolgten Juden habe seinem Schicksal passiv gegen�bergestanden, wenn
nicht sogar mehr oder weniger ungewollt kollaboriert, den Unterdr�ckern damit
das Handwerk erleichtert und Widerstand aus den eigenen Reihen erschwert.
Auch Bettelheims (1960) Interpretationsmodell der »Identifikation mit dem
Unterdr�cker«, das damals wohl in der �ffentlichkeit bekannteste Deu-
tungsschema des Verhaltens von KZ-H�ftlingen, trug zu dieser Anschauung mit
bei. So konnten sich manche der �berlebenden des Gef�hls nicht erwehren, der
Passivit�t gegen�ber der allgemeinen Lebensbedrohung, unter der die eu-
rop�ischen Juden gestanden hatten, eventuell sogar der Mithilfe am Ver-
nichtungsprozeß angeprangert zu sein.

Die j�dischen Gemeinden haben schließlich selbst erkannt, daß diese Stig-
matisierung der j�dischen Opfer auf die Gesamtheit der amerikanischen Juden
�bertragen werden konnte. Inzwischen hat sich so etwas wie eine Gegenbewe-
gung gebildet, die mit hohem wissenschaftlichen und publizistischen Aufwand
ein Bild vom emotional starken »Survivor« verbreitet, der/die gerade deswegen
�berlebt habe, weil er/sie auch in der Verfolgung an sozialen Bindungen fest-
gehalten, das Leben stets bejaht habe, nicht verzweifelt und deswegen durch-
gekommen sei und sich so in Amerika eine neue, erfolgreiche Existenz habe
aufbauen kçnnen (Rabinowitz 1977; Des Pres 1976). Abraham Peck hat von einer
Holocaust-»Besessenheit« in Amerika gesprochen (Peck 1988).

Wenn es auch richtig war, der einseitigen Betonung von Verfolgungssch�den,
insbesondere ihrer Verallgemeinerung auf die Gesamtheit der �berlebenden,
und dem undifferenzierten Vorwurf der Passivit�t entgegenzuwirken, so idea-
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lisierten Literatur und Medien nun einen �berlebenstyp, der sich in der Wirk-
lichkeit nur selten gefunden hatte. Auch hierf�r stellte die Psychoanalyse fr�h-
kindliche Interpretationsschemata bereit. So kann man lesen, daß eine positive
Kindheit mit einer hinreichenden m�tterlichen Zuwendung eine wesentliche
Voraussetzung daf�r schaffe, Deprivationen wie [227] dem KZ zu widerstehen:
»Those good experiences lend structure to the intrapsychic self and establish a
reservoir from which the child can draw in time of deprivation, for example, in a
concentration camp.« (Schwartz-Lee 1988)

Damit wird die einzigartige Ungeheuerlichkeit der nationalsozialistischen
Verfolgungserfahrung wieder verdeckt und eine Persçnlichkeitsstruktur kon-
struiert, die sich �ber alle Erfahrungsbr�che hinweg stabil und gesund erhalten
habe. Es ist verst�ndlich, daß ein solches Bild Trost gibt, daß es soziales Ansehen
st�rkt, daß es insbesondere eine sinnvolle Antwort auf die Lebenszweifel gibt,
weil es den Sinn des Lebens sozusagen in den Beginn der m�tterlichen oder
v�terlichen Erziehung zur�ckprojiziert, die damit gleichsam eine Vorbereitung
f�r alle sp�teren Herausforderungen des Lebens geschaffen habe. Nichtsdesto-
weniger stellt dieses Bild eine �berzogene Reaktion auf die vorausgegangene
Stigmatisierung dar, ist Ausdruck eines neuen Selbstbewußtseins, funktionali-
siert aber auch den Holocaust f�r politisch-ideologische Zwecke. Diese Welle des
lnteresses an der Holocaust-Erfahrung hat bei vielen, nun oft schon �lteren
Verfolgten den Bann des Schweigens gebrochen, ihre Stimmen sind tausendfach
in Universit�tsarchiven gespeichert und ihre Berichte bleiben auf Videob�ndern
auch folgenden Generationen erhalten. Der gesellschaftliche, ja politische
Charakter dieses Prozesses zeigt sich im �brigen darin, daß auch andere, neuere
Einwanderergruppen ihre Verfolgungs- oder Diskriminierungsgeschichte ent-
decken, aufarbeiten und dem j�dischen Holocaust-Schicksal gleichsetzen. Beide
Tendenzen sind in �hnlicher Weise inzwischen ebenso in Kanada zu beobachten.

Israel

Es erscheint auf den ersten Blick selbstverst�ndlich, daß Verfolgte, die nach
Israel auswanderten, sich weniger sozial isoliert f�hlten, daß ihre Erfahrungen
der Umwelt weniger fremd erschienen, ja, daß sie mit Verst�ndnis und Ge-
spr�chsbereitschaft rechnen konnten. In der Regel entschied man sich f�r ein
bestimmtes Einwanderungsland, weil man dort Freunde oder Verwandte hatte
oder konkret auf institutionelle Hilfe rechnen konnte. Wer nach Israel ging,
entschloß sich oft jenseits konkreter personeller oder institutioneller Ankn�p-
fungspunkte, den Aufbau eines eigenen j�dischen Staates als Konsequenz aus
der nationalsozialistischen Verfolgung zu unterst�tzen. Bereits in deutschen DP-
Lagern formte sich eine Gruppe, die versuchte, Antworten auf den Kulturschock
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zu finden, den der Holocaust f�r viele der kulturell assimilierten Juden in Ost-
und Westeuropa darstellte. Ihr Glaube an Vernunft, Aufkl�rung, Menschlichkeit
und Toleranz als Zentrum abendl�ndischen Denkens war angesichts der orga-
nisierten Massenvernichtung zusammengebrochen. Kleine Gruppen vorwie-
gend intellektueller Juden warben f�r die Auswanderung nach Israel und ent-
warfen eigene Vorstellungen eines praktischen Humanismus, der freilich in der
Selbstgerechtigkeit europ�ischer Tradition nicht verwirklicht werden konnte.
Der Bruch, den die Emigration bedeutete, war so f�r sie bewußt gesetzt (Keynan
1990). So h�ufig also die Auswanderung nach Israel mit einem aktiven Auf-
bauwillen korrelierte, so sehr Engagement, politischer und sogar milit�rischer
Einsatz (z. B. manchmal schon im Krieg 1948) von den neu Eingewanderten
gefordert waren, so stellen sich doch bei n�herer Analyse Paral- [228] lelen etwa
zur amerikanischen Situation her, auch wenn die Lebenslagen der israelischen
Neueinwanderer weniger deutlich von denen der l�nger im Lande Lebenden
abzugrenzen sind.

Die in Israel vorherrschende politische Ideologie formten vor dem Krieg
eingewanderte Zionisten, die Europa verlassen hatten, ohne daß sie sich erst so
hoch traumatischen Erlebnissen hatten aussetzen m�ssen. Sie werteten das
Schicksal der Holocaust-�berlebenden als letzten und allzu sp�ten Beweis der
Unmçglichkeit, als Jude in Europa zu leben. Die Geschichte des europ�ischen
Judentums war in einer Katastrophe geendet, von der her die letzten 200 Jahre
einer j�dischen Emanzipation als Fehlentwicklung gedeutet wurden. Die Le-
bensl�ufe der Verfolgten verkçrperten dieses Scheitern, die Unzahl der Opfer
war Mahnung, einen anderen Weg einzuschlagen. Die Verfolgung rechtfertigte
noch im nachhinein die Entscheidung der Pioniere, die den Staat aufbauten und
ihn entschlossen nach außen verteidigten. Im einzelnen bestand wenig Neigung,
sich tiefer auf die Geschichte derer einzulassen, die der Massenvernichtung
entkommen waren. Im Unterschied zu vielen anderen Einwanderungsl�ndern
war man sich aber dennoch ihres Schicksals bewußt, man gedachte der Ver-
folgten und der Opfer. Aber bis in die 60er Jahre hinein, bis etwa zum Eichmann-
Prozeß, wurde z. B. in den Schulen nicht ausf�hrlich und sachlich �ber den
Holocaust unterrichtet. Mehrere israelische Studien haben in letzter Zeit darauf
aufmerksam gemacht, daß die offiziellen Erinnerungsfeiern mit zwei sich wi-
derstreitenden Inhalten gef�llt wurden, die nur sehr selektive Identifikations-
angebote an die �berlebenden machten, in denen sich viele von ihnen nicht
wiederfinden konnten (Schatzker 1988; Friedlander 1987; Zertal 1989; Davidson
1987). Mit der Erinnerung an die Katastrophe wurde heroischer Widerstand und
kulturell-religiçse Selbstbehauptung auch angesichts der Vernichtung gew�r-
digt – beides hatte jedoch nur das Verhalten weniger gekennzeichnet. Insbe-
sondere diejenigen, die aus kçrperlichen oder seelischen Gr�nden ihrem eige-
nen Wunsch nicht entsprechen konnten, beim Milit�r oder bei der Arbeit
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ebensoviel zu leisten wie die »Starken«, verkn�pften ihre gegenw�rtige Leis-
tungsschw�che mit der Schw�che vor dem Nationalsozialismus und sahen sich
gefangen in anhaltenden Minderwertigkeitsgef�hlen. Wenn auch solche, das
eigene Versagen betonende Interviews in israelischen Berichten h�ufig zitiert
werden, so sollte das nicht verdecken, daß die praktischen Integrationsleis-
tungen in den ohnehin kleineren israelischen Kommunen, wie etwa im Kibbuz,
erfolgreicher waren als in j�dischen Gemeinden der USA. Das scheint sich auch
darin zu zeigen – obwohl es gesichertes statistisches Material hierzu noch nicht
gibt -, daß die als f�r amerikanische Verh�ltnisse typisch beschriebene Ein- oder
Zwei-Kind-Familie j�discher Verfolgten-Paare in Israel die Ausnahme bildete,
was zugleich dazu gef�hrt haben d�rfte, daß �bertragungen auf die zweite
Generation sich weniger deutlich auspr�gten. Auch die vergleichenden For-
schungen von Eitinger (1972) und Matussek (1971) kommen zu dem Ergebnis,
daß schwere Folgensch�den in Israel seltener auftraten als in Deutschland bzw.
Norwegen. Eine israelische vergleichende Untersuchung mit einer Kontroll-
gruppe nicht-verfolgter Personen kommt sogar zu dem Ergebnis, daß die Ver-
folgten sich nicht h�ufiger psychosomatisch beeintr�chtigt f�hlen (Shuval 1957/
58).
[219]

In Israel riß der Eichmann-Prozeß die Erinnerungen der �berlebenden auf
schmerzhafte Weise wieder auf und zerstçrte zu einem großen Teil die bisher
geltenden Identifikationsmuster. Zeugenaussagen brachten insbesondere der
Jugend die Atmosph�re der Wehrlosigkeit, des Ausgeliefertseins und die men-
schliche Erniedrigung nahe, der sich die Verfolgten ausgesetzt gesehen hatten.
Damit stieg das Bewußtsein gegen�ber mçglichen Sch�digungen, gegen�ber
qu�lenden Nachwirkungen der Verfolgung. Die junge Generation schien sehr
viel offener f�r einen weniger emotional gepr�gten, daf�r in der Sache sehr viel
breiter angelegten Unterricht �ber den Holocaust; detailliertere wissenschaft-
liche Untersuchungen �ber die Vernichtungspolitik und bleibende Sch�digun-
gen der �berlebenden kamen erst jetzt in Gang. Geschichtsschreibung und
çffentliches Geschichtsbewußtsein çffneten sich st�rker den unterschiedlichen
Reaktionsweisen, die die j�dische Bevçlkerung gegen�ber dem Nationalsozia-
lismus gezeigt hatte. Heute ist die staatliche Politik bem�ht, die Erinnerung an
die Verfolgung bei der jungen Generation nicht nur wachzuhalten und mit
konkreten Kenntnissen zu f�llen, sondern auch ihre allgemeine Bedeutung f�r
das politisch-historische Selbstverst�ndnis in Israel herauszustellen. Dies ge-
schieht aber in einer Zeit, in der der Bevçlkerungsanteil sowie der politisch--
wirtschaftliche Einfluß der aus Europa stammenden Juden sinkt. Angesichts der
dringenden gegenw�rtigen sozialen und außenpolitischen Probleme Israels und
einer zunehmenden inneren, religiçsen wie ethnischen Inhomogenit�t ge-
winnen zionistische Tradition ebenso wie die Holocaust-Erfahrung als doppelte
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Voraussetzungen des heutigen Israels an Bedeutung und werden gleichsam als
unterschiedliche Traditionen j�disch-israelischen Lebens versçhnt und den
nachwachsenden Generationen nahegebracht. Dies kann verstanden werden als
ein Legitimationsangebot gerade auch an die Eingewanderten aus anderen
Kulturkreisen, denen die Geschichte der Judenverfolgung in Europa und die
Lebenswege, die von ihr in den Aufbaujahren Israels gepr�gt wurden, weniger
nahestehen.

Deutschland

Wenn ich erst zum Schluß auf Deutschland eingehe, so liegt das daran, daß
Deutschland im wesentlichen das Land der T�ter, nicht der Opfer ist. Dabei
mußten die wirklichen Opfer sehr schnell gewahr werden, daß die deutsche
Gesellschaft zwar eine Gesellschaft der T�ter war, sich aber in ihrer Gesamtheit
als Opfer zu verstehen geneigt war, als Opfer eines Systems, das nur wenige T�ter
kannte, aber gleichsam alle getroffen hatte. Wieweit diese Erfahrung die wirk-
lichen Verfolgten psychisch geknickt hat, Aktivit�ten fr�hzeitig gel�hmt und
soziale Chancen beeintr�chtigt hat, l�ßt sich im einzelnen nicht sagen; klarer
sind die Folgen durch konkrete administrative Eingriffe zu fassen. Durch ge-
setzgeberische oder Verwaltungsmaßnahmen (sog. Huckepack-Verfahren in der
Justiz der Britischen Besatzungszone, § 131 Grundgesetz, weitgehende Einstel-
lung der juristischen Nachforschungen zu nationalsozialistischen Verbrechen in
den 50er Jahren) sowie Protektion in der privaten Wirtschaft wurden T�ter-
karrieren erçffnet, die zugleich berufliches Fortkommen und gesellschaftliches
Ansehen von Opfern einschr�nkten. Das staatliche Gesundheitswesen, Polizei
und Justiz, sp�ter vor allem die Bundeswehr sind hier zu nen- [220] nen, wobei
»T�ter« nicht mit »Verbrecher« gleichzusetzen ist, sondern eher bedeutet:
Mitt�ter, Fçrderer des Systems, t�tig an einer Stelle, in der man integriert war,
viele positive Seiten sah und diese auch weiterhin nach dem Krieg positiv be-
wertete. Diese Nachkriegs- T�terkarrieren schufen ein eigenes Bild der natio-
nalsozialistischen Herrschaft und der Verfolgungsopfer, die sie hervorgebracht
hatte. Die damit verbundene Geschichtsdeutung erwies sich als so m�chtig, daß
bis auf wenige Ausnahmen Historiker, �rzte und Juristen ebenso wie einfluß-
reiche Politiker die sog. Gemeinschaftsfremden aus den Verfolgten ausgrenzten
und einen sehr engen Verfolgungsbegriff formulierten, der auch der Wieder-
gutmachungsgesetzgebung zugrunde lag, die in einer bestimmten politischen
Situation entstanden war und auch mit Hinsicht auf finanzielle Lasten im Um-
fang begrenzt werden mußte.

Nicht nur die Verfolgten f�hlten sich durch den Krieg gesch�digt. Auch die
Zivilbevçlkerung war weitaus mehr als im Ersten Weltkrieg in Mitleidenschaft

Wissenschaftliche Aufarbeitung und schulische Vermittlung von Nationalsozialismus100



gezogen worden, hatte emotionale Ersch�tterungen ertragen, Verlust an Per-
sonen und Besitz hinnehmen m�ssen. Da Lebenszusammenh�nge bis weit in die
Nachkriegszeit nachhaltig zerbrochen wurden, lag die Frage nahe, ob denn
�berhaupt ein Unterschied zu den Verfolgungserlebnissen vorliege. Die Argu-
mentation lautete: Wenn wir dies alles haben ertragen m�ssen und ohne Scha-
den �berstanden haben, warum habt ihr eure Vergangenheit noch nicht �ber-
wunden? Es gab Gutachter, die darauf hinwiesen, daß die Bevçlkerung im all-
gemeinen die schweren Beeintr�chtigungen durch den Krieg ohne andauernde
seelische Sch�den �berstanden habe; dies sei ein Zeichen daf�r, daß auch
schwerste Streßsituationen von gesunden Individuen bew�ltigt werden konnten.

Die Frage, ob eine solche Wahrnehmungsweise der eigenen Geschichte nicht
sozialpsychologische Folgelasten habe, wurde nur von wenigen gestellt. Zu
ihnen gehçrten Alexander und Margarete Mitscherlich mit ihrer Arbeit �ber
»Die Unf�higkeit zu trauern« (1967). Wie tief sie damit das herrschende
durchaus in dem Sinne: von den Herrschenden gewollte – Selbstverst�ndnis
trafen, zeigte sich noch in der sp�ten Antwort, die der Staatsphilosoph Hermann
L�bbe gleichsam als offizielle Verteidigung des in seinem Selbstwertgef�hl an-
gegriffenen Gemeinwesens gab. Er zog aus der Last der Geschichte einfach
entgegengesetzte Folgerungen. Angesichts der unleugbaren Tatsache von �ber
sechs Millionen Parteimitgliedern, unz�hligen Funktionstr�gern und weitge-
hender Loyalit�t der Massen gegen�ber dem System sei das individuelle
Schweigen, das die Mitscherlichs beklagten, sogar die Voraussetzung f�r den
kollektiven Vergesellschaftungsprozeß, der eine erfolgreiche Staatsbildung be-
gleiten m�sse. Ohne die soziale und ideologische Integration der vielen Mitt�ter
und Anh�nger des Nationalsozialismus h�tte der westdeutsche Nachkriegsstaat
nicht stabilisiert werden kçnnen. Dies implizierte aber, die g�ngige – durch
Besatzungspolitik und »Entnazifizierung« eher gefestigte als in Frage gestellte –
Rollendefinition offiziell zu akzeptieren. Dies war damals auch Adenauers Po-
sition und beschreibt die Wirklichkeit der 50er Jahre. Margarete Mitscherlich
(1987) r�umte ein, daß dies in der Tat eine der Voraussetzungen der schnellen
Staatsbildung und der sie tragenden politischen Mehrheit gewesen sei; gerade
deswegen sei deren politisches Fundament aber weit unsicherer, als L�bbes eher
harmonisierende Argumentation nahelegte. Die bundesdeutsche Gesellschaft
sei n�mlich weder sensibel gegen�ber den [231] wirklichen Opfern, noch ge-
gen�ber den eigenen Handlungsmçglichkeiten und nicht in der Lage, gegen-
w�rtige oder zuk�nftige Gef�hrdungen der und Herausforderungen an die Ge-
sellschaft zu erkennen.

Es ist nach wie vor schwer festzustellen, inwieweit realpolitische Entschei-
dungen oder politische Mentalit�ten tats�chlich von solchen sozialpsychologi-
schen Faktoren abh�ngen. In der çffentlichen Diskussion und in der histo-
rischwissenschaftlichen Literatur wurden bis in die 70er Jahre hinein als Ver-
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folgte vor allem die Opfer des aktiven, politisch oder christlich-religiçs moti-
vierten Widerstandes gefaßt, der sich gegen einen vermeintlich kleinen Kreis
von Systemtr�gern gewandt hatte. Die Gegenwart j�discher Opfer in der Bun-
desrepublik blieb in den 50er Jahren vçllig schemenhaft. Die Wiedergut-
machungszahlungen an Israel orientierten hier den Blick nach außen. Ange-
sichts dieses weithin akzeptierten »konstitutiven Schweigens« (L�bbe) zur ei-
genen Rolle in der Geschichte nahmen Begriffe in der Bundesrepublik eine
andere Bedeutung an als in der historisch-politischen Diskussion unter Ver-
folgten anderer L�nder. Wenn in Israel oder in den USA die Juden den »Verlust
ihrer Geschichte« beklagten, so lieferte dieser Terminus in der b�rgerlichen Welt
der Opfer-T�ter-Gesellschaft der Bundesrepublik den Titel f�r das Lamento �ber
die verringerte Bedeutung des historischen Bewußtseins im allgemeinen und die
besondere Tatsache, daß durch Nationalsozialismus und deutsche Teilung die
kollektive Nationalgeschichte abhanden gekommen sei; nicht angesprochen
wurde, daß Individuen vermißt und Gemeinschaften zerstçrt waren. Es scheint,
als sei das Ende des deutschen Nationalstaates die zentrale b�rgerliche Ver-
lusterfahrung gewesen, und nicht die von den Nationalsozialisten angestrebte
Vernichtung der europ�ischen Judenheit (Heuss 1959).

Die Geschichte der Verfolgten in der Bundesrepublik zeigt fr�he Br�che und
Aufspaltungen. Ein gemeinsames Bewußtsein von Verfolgung fehlte bzw. das
Bewußtsein einer gemeinsamen Verfolgung wurde sogar von manchen der Be-
troffenen abgelehnt. Die j�dischen �berlebenden (Arndt et al. 1988; Brumlik et
al. 1988) stehen in Deutschland neben anderen verfolgten Gruppen, die zah-
lenm�ßig zum Teil st�rker sind. Unter diesen haben vor allem die politisch und
religiçs Verfolgten, die oft zugleich wegen aktiven oder passiven Widerstands
langj�hriger KZ-Haft ausgesetzt waren, grçßere Beachtung gefunden. Im Ge-
gensatz zu den Juden konnten sie ihre Inhaftierung oft auf eigene Handlungen
zur�ckf�hren und sehen auch noch heute einen Zusammenhang zwischen ihrer
damaligen T�tigkeit, der Haft und ihrem Weg nach der Befreiung. Auch das
�berleben im KZ schreiben sie weniger dem Zufall zu als j�dische H�ftlinge;
soziale Gruppenzusammenh�nge und politisch-ideologische Orientierungen
spielen hier eine mitunter sogar wichtige Rolle. Sie fanden zum Teil �ffentliche
Anerkennung f�r ihr Verhalten und die in Kauf genommenen Leiden.

Anders erging es �berlebenden aus sozial deklassierten Gruppen, die vom
Nationalsozialismus als »Gemeinschaftsfremde« verfolgt worden waren, wie die
Zigeuner, Homosexuelle, mehrfach Vorbestrafte, deren Verfolgtenstatus bis
heute nicht oder nur eingegrenzt anerkannt worden ist (Lautmann 1977; Z�lch
1979); das trifft auch auf die psychisch Kranken zu. Angehçrige dieser Gruppen
sehen sich oft und zu Recht als Opfer der Rassenpolitik und viele von ihnen
leiden unter Verfolgungssch�den, doch zwischen Selbst- und staatlich [232]
sanktionierter Fremddefinition klafft ein Widerspruch. Ihre Diskriminierung
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setzte sich bis in die demokratische Gesellschaft fort und schuf ein Kontinuum
gesellschaftlicher Lage �ber die politischen Systeme hinweg. Diese Feststel-
lungen gelten trotz der unterschiedlichen Systeme in �hnlicher Weise f�r die alte
Bundesrepublik wie f�r die DDR. Die Gruppen der nicht aus politischrassischen
Gr�nden im engeren Sinne Verfolgten wurden in der DDR noch deutlicher und
dauerhafter diskriminiert. Materiell besonders unterst�tzt wurden sie nie. Als
Verfolgter wurde nur anerkannt, wer Widerstand geleistet oder zumindest eine
»antifaschistische« Haltung gezeigt hatte, wobei auch der anf�nglich breite Be-
griff des Antifaschismus immer mehr eingeengt wurde und einseitig das herr-
schende Regime legitimieren sollte. So wurde die kleine Gruppe j�discher
�berlebender in DDR aus der allgemeinen Erinnerung verdr�ngt und ihr ein
eigenst�ndiger Status in der Gesellschaft der DDR nicht zugebilligt. Bewußt als
Verfolgte konnten sich j�dische �berlebende nur artikulieren, wenn sie sich der
herrschenden Sichtweite vom Antifaschismus anschlossen oder aber sich poli-
tisch-sozial isolierten.

Die Umwertungen, die in den 70er Jahren in der Bundesrepublik zum
Durchbruch kamen, waren im wesentlichen einem generativen Einschnitt zu
verdanken. Die nachwachsende Generation stellte bisher g�ltige politisch be-
gr�ndete Legitimationsmuster in Frage. Geschichts- und Sozialwissenschaftler
suchten nach neuen Interpretationsmustern und Methoden, um die Bedin-
gungen f�r die Mitt�terschaft der vielen und die schmale Basis des Widerstandes
herauszuarbeiten. Ein Verfolgungsbegriff wurde g�ngig, der die Breite der
wirklichen Ausgrenzung und Vernichtung zum Ausdruck brachte und darauf
abzielte, das Spektrum der Verhaltensweisen von Widerstand und Ergebung,
Selbstbehauptung und Resignation zu erkennen. Insbesondere Besch�ftigte in
den sozialen Berufen suchten die Geschichte ihrer Institutionen unter dem
Nationalsozialismus zu erforschen und daraus Handlungsbegrenzungen, die
mçglicherweise bis heute fortwirken, freizulegen. Sie reflektierten ihre eigene
Rolle im Spiegel der Geschichte des Nationalsozialismus und bestimmten damit
auch ihr gegenw�rtiges Verh�ltnis zu Behinderten, Alten und sozial Deklas-
sierten neu (Dorner et al. 1980). Dies ber�hrte wohl auch die Lage einiger Ver-
folgter, ermçglichte nachtr�glich in geringem Umfang materielle Entsch�di-
gung. Aufgrund der Forschungen von Historikern, Juristen und Medizinern
wurden manche Ausschließungskriterien des Bundesentsch�digungsgesetzes
korrigiert. Lebensl�ufe, deren Zugehçrigkeit zur Sozialgeschichte der Bundes-
republik bisher verdeckt waren, wurden verçffentlicht, ein Gespr�ch zwischen
der jungen und der Generation der Alten begann, oft sogar in der �ffentlichkeit,
durch Medien vermittelt, das in den Jahrzehnten vorher selbst in den Familien
nicht stattgefunden hatte. Aber die Zeit, in der die Verfolgten-Gruppen insge-
samt oder einzelne gesellschaftliches Bewußtsein hatten pr�gen und durch ei-
gene T�tigkeit Einfluß aus�ben kçnnen, ist im großen und ganzen vorbei. Im
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nachhinein wurde noch einmal deutlich, daß viele Verfolgte um ihre Anerken-
nung hatten k�mpfen m�ssen, damit ihre Vergangenheit und damit auch die
Person, zu der sie durch die Verfolgung geworden waren, angemessen gew�rdigt
wurden. Daf�r mußten sie betr�chtliche Energie mobilisieren, was viele �ber-
forderte und resignieren ließ.
[233]

Zusammenfassung

Versuchen wir mit aller Vorsicht und Vorl�ufigkeit, diese Befunde zusam-
menzufassen, so werden trotz der Unterschiede im einzelnen �hnliche Schemata
sichtbar, nach denen die Verfolgten beurteilt wurden und die ihre Rollen und
Kommunikationsmçglichkeiten in den Nachkriegsgesellschaften umgrenzten.
Auch wenn anfangs nationale Integrationsbedingungen zu national-spezi-
fischen Interpretationsmustern f�hrten, sch�lten sich im internationalen Ver-
gleich schließlich analoge Sozialisationswege und Krankheitsbilder heraus. Das
legt den Schluß nahe, der Definition des eigentlichen Verfolgungstraumas wie-
der mehr Aufmerksamkeit zu schenken, was die Frage einschließt, wie der
Verfolgungsalltag, z. B. im Konzentrationslager, von den Betroffenen erlebt und
noch zur Zeit der Verfolgung verarbeitet wurde. Weiterhin weisen die sich an-
deutenden individuellen und kollektiven Verarbeitungsmuster auf grunds�tz-
liche Schwierigkeiten in den Nachkriegsgesellschaften hin, den Vernichtungs-
willen der T�ter und den Leidensdruck der Opfer wirklich zur Kenntnis zu
nehmen und in das politisch-historische Bewußtsein zu integrieren.

Zweifellos hat es in allen Nachkriegsgesellschaften anfangs eine hohe Pu-
blizit�t �ber die Leiden, insbesondere die kçrperlichen, und die Massenver-
nichtung gegeben. Die Aufbaumentalit�t, die in ganz unterschiedlicher Aus-
pr�gung z. B. in Deutschland und in Israel (oder auch im hier nicht behandelten
Polen und Frankreich) vorherrschte, ermçglichte zwar Teilidentifikationen, gab
Zugang zu Arbeit und relativer materieller Sicherheit, sie verschloß sich aber
gleichzeitig – in unterschiedlichen Abstufungen – Leiderfahrung, einer tieferen
Analyse der angeblichen Passivit�t der Opfer gegen�ber der Vernichtungsdro-
hung und heroisierte bestimmte Verfolgtengruppen. Sie entwarf Bilder einer
neuen Zukunft, zu der zwar der Heroismus, aber nicht das Leiden der Opfer
einen Beitrag geleistet habe. Damit verengte sich der Blick auf wenige, deren
çffentliche Artikulationsmçglichkeiten stiegen; die Tiefe insbesondere der j�-
dischen Verlusterfahrungen wurde dagegen nicht ausgelotet. Diese einge-
schr�nkte W�rdigung der Verfolgungserfahrung, die das jeweils herrschende
Kulturverst�ndnis nicht nachhaltig ersch�tterte, verband sich hinsichtlich der
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Analyse von Verfolgungssch�den mit Fehldeutungen, die sich aus spezifisch
nationalen Kontexten zu ergeben schienen.

Nicht nur in den beispielhaft behandelten Nationen vollzog sich in den
sechziger und siebziger Jahren ein Wandel, der als Ende der Nachkriegszeit
beschrieben werden kann; dies unterstreicht, wie nachhaltig der Krieg die So-
zialideologien der betroffenen L�nder gepr�gt hat, ohne daß sich allerdings die
Bevçlkerung dieser Pr�gung immer bewußt war.

Die zunehmende Aufmerksamkeit f�r die gesellschaftliche Tiefendimension
der nationalsozialistischen Verfolgung hat dazu gef�hrt, daß sich mehr Verfolgte
çffentlich �ußern und ihr Leiden und ihre Lehren in der gesellschaftlichen Re-
flektion wiedererkennen konnten. Dieser Prozeß ist ebenfalls gleichsam ubi-
quit�r in der Bundesrepublik, in den USA oder Israel festzustellen. Die Auf-
baugeneration machte der Nachkriegsgeneration Platz, die neue gesellschaftli-
che Probleme erkannte und offener den Belastungen der eigenen Gesellschaft
durch die Vergangenheit, auf der jene aufbaute und die sie gleich- [234] zeitig
�berwinden mußte, gegen�berstand. Dieser Prozeß setzte allerdings so sp�t ein,
daß er die soziale Isolierung, in der sich viele Verfolgte befanden, kaum auf-
brechen konnte. Immerhin çffneten sich Kommunikationsmçglichkeiten und
realisierte sich f�r manche der Vorsatz, als �berlebender wenigstens Zeuge zu
sein. Das soll nicht �ber typische Kommunikationseingrenzungen �lterer Ver-
folgter hinwegt�uschen, die auf ihre Vergangenheit als einzigen Erinnerungs-
wert zur�ckgeworfen waren. Denn das Alter ist ja nicht nur eine Zeit zuneh-
mender kçrperlicher Anf�lligkeit, es ist auch eine Zeit, in der sich die Erinne-
rung st�rker als in anderen Lebensphasen auf weit zur�ckliegende Zeiten kon-
zentriert, der Kommunikationswert der Vergangenheit zunimmt, ja zum Teil
(wieder) zum beherrschenden Inhalt wird.
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Die NS-Psychiatrie im Spiegel des historischen
Bewußtseins und sozialpolitischen Denkens in der
Bundesrepublik*

Missmenschen, bei denen das menschlich psychische und geistige Leben
keine immanente St�tte hat … Sie haben keine Zukunft.

Im Nationalsozialismus wurde politisches Programm, was der Anstaltspsych-
iater H. Damerow 1858 im medizinischen Sinne zu konstatieren vermeinte.
Freilich verfolgte er damit auch eine politische Absicht: Er pl�dierte f�r eine
Trennung in Heilanstalten f�r die Behandelbaren und Bewahranstalten f�r die
»Idioten«, denen er nur ein »Minimum« an »innerem Seelenleben« zusprach,
dem ein »Minimum des Erfolges und des Gewinnes f�rs Leben einerseits« und
»andererseits ein Maximum der Er-, Einrichtungs- und Unterhaltungskosten,
bei der sicheren Aussicht auf �berf�llung und progressive Vergrçßerung der
Anstalten« gegen�berstehen w�rde.1 In der sich als Wissenschaft erst heraus-
bildenden Psychiatrie bereitete sich bereits eine Diagnostik vor, die schließlich
einem politisch motivierten Tçtungsprogramm wenig hatte entgegensetzen
kçnnen. Die Frage ist, ob wir in der Auseinandersetzung mit dieser Geschichte
Bewertungen von behindertem Leben und Umgangsweisen mit ihm gesichert
haben, die einen �hnlichen lebensverachtenden Zugriff auf Behinderte, sei er
medizinisch oder politisch begr�ndet, verhindern kçnnten.

Ich werde im folgenden Entwicklungsabschnitte beschreiben, die den Um-
gang mit der NS-Psychiatrie nach 1945 gekennzeichnet haben. Dabei kommt es
mir darauf an zu zeigen, dass es zwar einige naturale Faktoren wie Emotionen,
persçnliche N�he zum Geschehen gegeben hat, die die Art des Umgangs mitge-
pr�gt, dass im wesentlichen aber die wechselnden politischen Rahmenbedin-

* Zuerst verçffentlicht in: Franz-Werner Kersting/Karl Treppe/Bernd Walter (Hg.), Nach
Hadamar: Zum Verh�ltnis von Psychiatrie und Gesellschaft im 20. Jahrhundert, Paderborn:
Verlag Ferdinand Schçningh (1993), 174 – 201.

1 Zitiert nach Christian Bradl: Das Bild Geistigbehinderter in der Geschichte der Psychiatrie,
in: Walther Dreher u. a. : Geistigbehinderte zwischen P�dagogik und Psychiatrie, Bonn 1987,
S. 125 – 153, hier S. 131.



gungen Reichweite, Intensit�t und Zielrichtung der Auseinandersetzung mit der
NS-Psychiatrie bestimmt haben.

Unzutreffend scheint mir die Vorstellung zu sein, unsere Erinnerungsleistung
w�rde im positiven oder negativen Sinne geradlinig verlaufen. So w�re es falsch
zu meinen, in Deutschland h�tte man nach dem Krieg die nationalsozialistische
Vergangenheit geleugnet, sich weitgehend von ihr distanziert, sie schließlich
dem privaten und çffentlichen Vergessen anheim gegeben und erst mit zuneh-
mender zeitlicher Entfernung vom Ereignis selbst es hinreichend zu w�rdigen
vermocht; erst [175] die zeitliche Distanz habe es uns mçglich gemacht, »ob-
jektiv« �ber den Nationalsozialismus zu sprechen und seinen historischen
Standort zu bestimmen. Auch der umgekehrte Schluß entspricht nicht dem
wirklichen Verlauf: Je l�nger die Ereignisse zur�ckliegen, desto entfernter seien
sie uns, desto weniger kçnnten wir sie in ihrer vollen Realit�t erfassen. Das
historische Ged�chtnis folgt solchen Zeitautomatismen nicht. Es sind vor allem
herrschende Strçmungen im politischen System, grundlegende gesellschaftliche
Orientierungen sowie generative Br�che gewesen, die uns Fragen nach der
historischen Bedeutung des Nationalsozialismus jeweils neu stellen ließen. Wie
sich die Erinnerung im Einzelnen auspr�gt, h�ngt wesentlich davon ab, in wel-
cher Weise das Ereignis, das es zu erinnern gilt, im Verlaufe der Zeit thematisiert
und emotional besetzt wird.

Analysieren wir die Art und Intensit�t, mit der �ber den Nationalsozialismus
in der �ffentlichkeit geredet und in der Wissenschaft geforscht wurde, so zeigen
sich Wellenbewegungen des Interesses. Ich mçchte diese Phasen sich �ndernder
Deutungen kurz auff�hren, dann im einzelnen n�her kennzeichnen und zum
Schluss Verst�ndnis f�r die These wecken, dass wir uns gegenw�rtig in einem
weiteren �bergang befinden, der bisherige historische Lernprozesse in einen
neuen Kontext stellt.

In den Besatzungsjahren konfrontierten vor allem Prozesse alliierter und
deutscher Gerichte die deutsche Bevçlkerung mit den Massenverbrechen und
forderten sie zur Stellungnahme heraus. Zeitungen und Wochenschau doku-
mentierten Verhandlungen und Urteile ausf�hrlich. Die Besatzungsm�chte be-
trachteten es als Teil der notwendigen Erziehungsarbeit (reeducation), Kennt-
nisse �ber die Massenverbrechen zu verbreiten. Etwa seit Gr�ndung der Bun-
desrepublik nahm die aktive Auseinandersetzung ab, obwohl sie nie wirklich
unterbrochen wurde. Denn schon Ende der 1950er Jahre wandelte sich das Bild
wieder. Politisch-historische Erziehung und das hieß vor allem: Aufkl�rung �ber
die diktatorischen Systeme Nationalsozialismus und Kommunismus – galt als
wichtiges und bisher vernachl�ssigtes Mittel, die Jugend immun gegen�ber
diktatorischen Tendenzen zu machen und so demokratisches Bewusstsein zu
st�rken. Dieser Erziehungsanspruch von oben, noch weitgehend vermittelt von
denen, die selbst den Nationalsozialismus erlebt hatten, wandelte sich im Um-
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bruch der sp�ten 1960er Jahre in eine Bewegung von unten, die sich nun vor
allem an die T�ter und Mitl�ufer wandte, die ihre historische Rolle im Prozess
der Durchsetzung einer Diktatur nicht hinreichend offen gelegt und zu vor-
schnellen Exkulpationsstrategien, so etwa mit dem Theorem des »F�hrerstaats«
und des »Totalitarismus«, gegriffen hatten. Zahlreiche, aber keinesfalls alle
Tr�ger der politischen Bildung nahmen diese Vorw�rfe auf und reflektierten sie
in ihrer Arbeit ; die Wissenschaft schenkte der Erforschung des Nationalsozia-
lismus unter neuen sozial-wissenschaftlichen Fragestellungen mehr Aufmerk-
samkeit; schließlich erreichte die Ausstrahlung des Holocaust-Filmes ein er-
staunliches Massenecho. Die Besch�ftigung mit der Geschichte des National-
sozialismus scheint seitdem einen festen Platz in den Medien errungen zu haben.
Er ist Thema und Hintergrund einer inzwischen un�bersehbaren Zahl von
Fernsehfilmen, Zeitungsdokumentationen, Unterrichtserlassen usw. Obwohl die
çffentliche Diskussion um die Deutung [176] der nationalsozialistischen Ver-
brechen, um ihre Kausalit�t und ihre verantwortlichen Tr�ger mit dem so ge-
nannten Historikerstreit noch einmal einen Hçhepunkt erlebte, blieb diese
Auseinandersetzung jetzt anders als beim Holocaust-Film weitgehend auf die
Fachwelt beschr�nkt. Das Thema scheint »ausgereizt«; mit veranlasst durch die
Wiedervereinigung, die neue Akzente der historischen Besinnung setzt, scheint
es an Bedeutung zu verlieren.

Welche Rolle spielten in diesen Phasen der historischen Erinnerung Psych-
iatrie, Justiz und Geschichtswissenschaft? Sind sie selbst Teil dieser Trends ge-
wesen oder boten sie alternatives Wissen an?

Vorweg sei gesagt: Ich glaube nicht, dass die Psychiatrie hier eine besonders
aktive und von der Gesellschaft bemerkte Rolle gespielt hat – bis auf wenige, zu
nennende Ausnahmen, sondern dass sie sich vielmehr den herrschenden Ten-
denzen angeschlossen und auf ihr Wissenschaftssystem und ihre Vorgehens-
weisen angewandt hat. Sie erwies sich weitgehend von �bergeordneten Orien-
tierungen, Interessen und gesellschaftlichen Machtfragen abh�ngig, �hnlich wie
die Sozialwissenschaften �berhaupt, die mit dem Anspruch auftreten, gesell-
schaftliches Orientierungswissen zu bieten. Zwar besch�ftigt sich die Psychiatrie
in der Regel mit dem Individuum, gerade in Hinsicht auf das hier behandelte
Thema kam sie jedoch nicht umhin, auch die Bez�ge von Individuum und
Gesellschaft zu thematisieren.

Konfrontation, Schuld und Abwehr

Aufgrund von verçffentlichten Dokumenten, Zeitungsberichten usw. waren
unmittelbar nach dem Krieg zumindest die Interessierten, z. B. diejenigen, deren
eigener Arbeitsbereich betroffen war, in der Lage, sich eine Vorstellung vom
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erschreckenden Umfang nationalsozialistischer Massenverbrechen zu machen,
da im großen und ganzen �ber alle Opfergruppen berichtet wurde. Zudem waren
Augenzeugen bereit oder f�hlten die Verpflichtung, die �ffentlichkeit �ber
Verfolgung, Leid und Vernichtung zu unterrichten. Es sei hier nur erinnert an
Eugen Kogons Bericht �ber die Konzentrationslager, dem viele kleinere Publi-
kationen zu diesem Thema zur Seite standen. Es w�re also falsch, wollte man
sagen, die Opfer hatten von Anfang an geschwiegen. Andererseits aber grenzten
sowohl der vorherrschende juristisch-administrative Zugriff, noch dazu im
wesentlichen von der Besatzungsmacht initiiert, als auch die gew�hlten Erkl�-
rungsans�tze, sich Massenverbrechen in einem modernen »Kulturstaat« be-
greiflich zu machen, zumindest den T�terkreis ein. Sie f�hrten bald aber auch zu
unterschiedlichen Maßst�ben, mit denen das Schicksal der Opfer beurteilt
wurde.

Mehr als in sp�teren Jahren waren die Menschen unmittelbar nach dem Krieg
bereit, Unrecht als solches zu empfinden und anzuerkennen. Viele der belasteten
�rzte oder Mitarbeiter der T4-Zentrale tauchten unter ; sie f�hlten sich subjektiv
durchaus schuldig; jedenfalls erwarteten sie nicht, straflos davonzukommen.
Die Gerichte bewerteten die Krankentçtungen durchweg als Mord. Gegen un-
mittelbar an Tçtungshandlungen Beteiligte verh�ngten nicht nur alliierte,
sondern auch [177] deutsche Gerichte Todesurteile; auf direkten Befehl von
Vorgesetzten Handelnde (das waren in der Regel Angehçrige des Pflegeperso-
nals) erhielten hohe Zuchthausstrafen. Diese so genannten Euthanasie-Prozesse
gehçrten zu den ersten Verfahren wegen nationalsozialistischer Massenverbre-
chen �berhaupt. Die Presseresonanz war betr�chtlich. Die Berichterstatter
brachten den �rzten gewçhnlich kein Verst�ndnis entgegen. Der Ablauf der
Mordvorgange wurde in aller Deutlichkeit vorgetragen; dabei wurde auch die
unheilvolle T�tigkeit regionaler »Durchgangsanstalten« erkannt (z. B. in den
Prozessen um Hadamar, Grafeneck, Eichberg, Sonnenstein, Eglfing/Haar,
Hartheim in �sterreich). Schwieriger gestaltete sich bereits der Nachweis einer
Mordhandlung, wenn Anstaltsinsassen �ber mehrere Stationen hinweg verlegt
worden waren, es also nicht hinreichend erkennbar wurde, ob die Eintragungen
in den Meldebçgen und die Verlegungen tatsachlich direkt zum Tode gef�hrt
hatten. Die Ermittlungen zogen sich in diesen F�llen h�ufig so in die L�nge, dass
Verfahrens- oder Prozessentscheidungen schon in die zweite Phase ab 1949
fielen, und damit wesentlich g�nstiger f�r die Beschuldigten ausgingen.2

2 Hierauf ist es u. a. zur�ckzuf�hren, dass in Hamburg und Niedersachsen zwar Verfahren
eingeleitet wurden, aber keiner der Angeschuldigten verurteilt wurde, obwohl in Nieder-
sachsen die staatsanwaltlichen Ermittlungen sogar schon in der Besatzungszeit zentral von
Hannover aus gef�hrt wurden. Allerdings haben hier die Gerichte sich in der Regel ohne
sorgf�ltige Nachpr�fung auf die Versicherung der Angeschuldigten verlassen, den Zusam-
menhang von Verlegung und Ermordung nicht gekannt zu haben. Dietrich Kuhlbrodt:
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Die T�ter erschienen in der Regel als »entmenschte« Gestalten oder R�der in
einem vorgegeben Befehlswerk, das m�chtige F�hrer beherrschten und das
keinen Ausweg zuließ. Sie waren entweder D�monen oder willenlose Befehls-
empf�nger. D�monisierung und Individualisierung der T�ter bestimmten den
Tenor der Berichterstattung.3 Das trifft auch auf andere Bereiche zu. So zeigen
die ersten Berichte von KZ-H�ftlingen �berwiegend das gleiche Bild. Die Au-
toren waren bestrebt, die Darstellung der Inhumanit�t mit einer moralischen
Botschaft zu verbinden, die verk�ndete, warum sie selbst im wesentlichen see-
lisch heil die Hçlle der Verfolgung hatten �berstehen kçnnen; denn damit war
erwiesen, dass sich Menschlichkeit angesichts unfassbarer Grausamkeiten hatte
erhalten, ja letztlich durchsetzen kçnnen. Die Botschaft an den Leser lautete: Ich
bin durchgekommen, weil ich mich dem Bçsen nicht unterworfen habe; mit den
�ber die Diktatur hinweg geretteten menschlichen Werten ist ein Neuaufbau
mçglich.4 Es sind Psychiater wie Viktor Frankl und Bruno Bettelheim gewesen,
die erste theoretische Ans�tze [178] entwickelten und der �ffentlichkeit anbo-
ten, wie ein menschliches �berleben in einer unmenschlichen Umwelt mçglich
gewesen sei.5 Diesen Ans�tzen lag eine klare Dichotomie zwischen Opfer und
T�ter, Gut und Bçse, zugrunde. Zwar gab es von Anfang an konkurrierende
Erkl�rungen, die das Bçse weniger personalisierten, gegen�ber seiner Brutalit�t
die Allt�glichkeit seines Auftretens betonten. Doch zeigten sich weder die
Wissenschaft noch die �ffentlichkeit solchen Ans�tzen gegen�ber besonders
aufnahmebereit. Eine kritische Analyse des Bçsen im Allt�glichen h�tte die
breite Gef�hrdung menschlicher Verhaltensweisen unter diktatorischen Bedin-
gungen thematisieren, die einfache Dichotomie aufheben m�ssen. Dass ein
solcher Prozess einer intensiven Selbstbefragung, welche individuellen Mçg-
lichkeiten bestanden hatten, auf diktatorische Machtanspr�che zu reagieren,
nicht zustande kam, hing keinesfalls nur mit der damaligen Lage der deutschen
Gesellschaft zusammen, sondern scheint vielmehr ein allgemeines Ph�nomen
der Nachkriegsgesellschaften gewesen zu sein, die sehr viel mehr nach stabili-
sierenden, st�rkenden und positiven Zukunftsmomenten suchten, als dass sie

»Verlegt nach … und getçtet«. Die Anstaltstçtungen in Hamburg, in: Heilen und Vernichten
im Mustergau Hamburg, Hamburg 1984, S. 156 – 161; Thorsten S�ße / Heinrich Meyer:
Abtransport der »Lebensunwerten«. Die Konfrontation nieders�chsischer Anstalten mit der
NS-»Euthanasie«, Hannover 1988, S. 226 ff. ; Ernst Klee: Was sie taten – was sie wurden.
�rzte, Juristen und andere Beteiligte am Kranken- und Judenmord, Frankfurt/M 1986, S. 197.

3 Auch hier gab es Ausnahmen, etwa einen Spiegelbericht �ber den Einsatzgruppenleiter Otto
Ohlendorf, der zu den intellektuellen Charakteren unter den Mçrdern z�hlte; Jçrg Friedrich:
Die kalte Amnestie. NS-T�ter in der Bundesrepublik, Frankfurt/M. 1984, S. 97.

4 Rolf Krause: Schreiben als Sp�tform der Bew�ltigung des nationalsozialistischen Terrors. In:
Hans Stoffels (Hg.): Terrorlandschaften der Seele. Beitr�ge zur Theorie und Therapie von
Extremtraumatisierungen. Regensburg 1994. S. 181 – 204.

5 Viktor E. Frankl: Ein Psychologe erlebt das KZ. Wien 1947; Bruno Bettelheim: Surviving and
other essays. New York 1979.
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sich aus der Katastrophe, die der Nationalsozialismus f�r die europ�ische Ge-
schichte bedeutete, grunds�tzlich neue Weltbilder h�tten aufbauen wollen.6

So notwendig es war, die Verbrechen des Regimes zu erkennen, so notwendig
erschien es auch, �ber diese Erkenntnisse nicht das Vertrauen in die Mçglichkeit
einer humanen Zukunft zu verlieren. Selbst ein so scharfer Kritiker einer ge-
schichtsverleugnenden »Restauration« in der Bundesrepublik wie Karl Jaspers
empfand damals, dass die Pflicht zu historischer Aufkl�rung und die erw�nschte
Festigung menschlichen Vertrauens in soziale Beziehungen im Widerspruch
miteinander stehen konnten. So sehr er daf�r pl�dierte, das volle Ausmaß der
Morde an den Anstaltsinsassen bekannt zu machen, so zçgerlich war er, die
�ffentlichkeit mit den Einzelheiten des Mordprozesses, mit den unmenschli-
chen Rollen bis dahin vertrauensw�rdiger �rzte zu konfrontieren: Man erweise
damit »dem Stand des Psychiaters, ja des deutschen Arztes �berhaupt und dem
Wiederaufbau und der Bem�hung um neues Vertrauen einen schlechten
Dienst«.7 Wem war noch zu trauen, wenn die T�ter allgegenw�rtig waren? Die
Zukunft auf Grund der Analyse der Vergangenheit bewusst infrage zu stellen,
erlaubten wir uns erst, als der Rekonstruktionsprozess geleistet war und sichtbar
wurde, dass er mit einer historischen Hypothek belastet blieb.

Administrative Regelungen bildeten schon fr�h den Begriff eines »aner-
kannten Verfolgten« heraus. Bereits die von den Alliierten initiierten »Befrei-
ungsgesetze«, [179] aber auch einzelne çrtliche Entsch�digungs- oder Versor-
gungsvorschriften, die deutsche Stellen in der Besatzungszeit erarbeitet hatten,
zogen den Kreis derer, denen materielle Verg�nstigungen zugute kommen
sollten , so eng, dass die dann klassisch gewordene eingrenzende Definition des
Bundesentsch�digungsgesetzes weitgehend vorformuliert wurde. Behinderte,
Zigeuner, Homosexuelle und andere sozial deklassierte Gruppen wurden aus-
geschlossen, weil angenommen wurde, sie seien letztlich weder aus Gr�nden
ihrer politisch-religiçsen Einstellung, noch wegen der rassenideologischen
Einstellungen der Nazis, sondern wegen eigener Defekte aus der nationalso-
zialistischen Gesellschaft ausgesondert worden. Die Akzeptanz dieser Definition
war also ungewçhnlich hoch; sie reichte von alliierten Stellen bis zu deutschen
Verfolgtengruppen, die aus ihr Nutzen zogen. Die Anerkennung als Verfolgter
sollte nicht nur materiell das �berleben in der Nachkriegszeit sichern; mit ihr

6 Falk Pingel: Individuelle Leidenswege und kollektive Nationalgeschichte – Nachwirkungen
nationalsozialistischer Verfolgung in unterschiedlichen sozialen und politischen Kontexten,
in: Hans Stoffels (Hg.): Terrorlandschaften der Seele. Beitr�ge zur Theorie und Therapie von
Extremtraumatisierungen. Regensburg 1994. S. 215 – 236. [Beitrag auch in diesem Band].

7 Der Bericht von Gerhard Schmidt �ber die Anstalt Eglfing/Haar, um dessen Begutachtung
der Autor Jaspers gebeten hatte, erschien dann erst 1965. s. Anm. 45; Dirk Blasius: Psych-
iatrie und Krankenmord in der NS-Zeit. Probleme der historischen Urteilsbildung. in: Ralf
Seidel / Wolfgang Franz Werner : Psychiatrie im Abgrund. Puhlheim-Brauweiler 1991,
S. 126 – 138. hier S. 131.
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war auch die Hoffnung oder sogar der Anspruch auf Best�tigung der eigenen
politischen Position verbunden. Verfolgung und Widerstand, Verfolgtenstatus
und politische Legitimation gehçrten eng zusammen und waren gef�hrdet ge-
wesen, wenn der Kreis der anerkannten Verfolgten und Opfer sich auch auf
sozial Randst�ndige und politisch nicht �ußerungsf�hige Gruppen bezogen
hatte.8

In der Besatzungszeit entwickelte sich diese Abgrenzung nach und nach,
regional verschieden, war in ihrem Absolutheitsanspruch und vor allem in ihrer
juristischen Formulierung und materiellen Reichweite noch nicht vçllig ab-
sehbar. Aber die Besatzungszeit formte hier, wie in vielen anderen Bereichen
auch, Regelungen vor, die nach Gr�ndung der Bundesrepublik feste und kaum
noch zu durchbrechende Formen annahmen.

Berichten �ber das Entsetzen, das sie erlebt hatten, konnten nur diejenigen,
die der Kunst des Schreibens f�hig waren, und die meisten von ihnen traten mit
dem Impetus auf, aus den Opfern zu lernen, eine bessere Gesellschaft aufzu-
bauen und damit sich und der Gesellschaft allgemein eine sinnvolle Zukunfts-
aufgabe zu stellen. So schalte sich schon fr�hzeitig ein engerer Begriff der
»Verfolgten« heraus, n�mlich derer, deren Schicksal weiterhin in der �ffent-
lichkeit behandelt wurde, und dieser Begriff schloss bei weitem nicht alle ein, die
als Opfer in den Prozessen der Nachkriegszeit gekennzeichnet worden waren.

Menschen, die sich durch die Verfolgung so stark getroffen f�hlten, dass sie
nicht mehr an das Gute im Menschen glaubten oder nicht mehr darauf ver-
trauten, dass es sich durchsetzte, die f�rchteten, dass sie selbst keine Ansprache
mehr in ihren Mitmenschen finden kçnnten, haben sich kaum an die �ffent-
lichkeit gewandt. Sie tauchten vermutlich bald nach ihrer Befreiung in ein lang
anhaltendes Schweigen ein, das zu durchbrechen ihnen sp�ter die gesellschaft-
lichen Rahmenbedingungen auch dann nicht mehr gestatteten, wenn sie es
selbst gew�nscht h�tten. Nicht, dass nicht auch diese tiefen Verletzungen damals
von �rzten bemerkt worden w�ren, aber entsprechende Analysen blieben
Randerscheinungen in der Wahrnehmung der [180] Auswirkungen national-
sozialistischer Massenverbrechen. Sie r�ckten nicht ins Zentrum von kollektiver
Erinnerung, schon gar nicht wurden sie Grundlagen von Perspektiven einer
nachfaschistischen Gesellschaftsordnung. Gerade in Deutschland sollte die
Frage, wie die T�ter und Mitl�ufer integriert werden kçnnten, bald dringlicher
werden als das Bem�hen, den Opfern çffentliches Gehçr zu verschaffen.

Es lassen sich bislang nur grobe Aussagen dar�ber treffen, wie die deutsche
Bevçlkerung allgemein die Nachrichten �ber die Massenverbrechen aufge-

8 Stefan Romey : Zu Recht verfolgt? Zur Geschichte der ausgebliebenen Entsch�digung, in:
Projektgruppe f�r die vergessenen Opfer des NS-Regimes in Hamburg e. V. (Hg.):Verachtet –
verfolgt – vernichtet. Hamburg 1986, S. 221 – 245.
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nommen hat. Die Bewohner von Weimar, die von den Amerikanern angehalten
wurden, sich das Lagergel�nde in Buchenwald anzusehen, waren geschockt und
empçrt – und doch gleichzeitig �berzeugt, dass sie damit nichts zu tun gehabt
hatten, dass dies nicht das Gesicht des Nationalsozialismus war, den sie erlebt
hatten. Ihr Zorn richtete sich schnell entweder gegen die Alliierten, die unter-
stellten, sie w�ren mitverantwortlich, oder gegen ranghohe Vertreter und çrtlich
bekannte Verfechter des nationalsozialistischen Systems. Auch hier war Indi-
vidualisierung und Brutalisierung die einzige Weise, in der vorstellbar wurde,
was sich ihrer Meinung nach hinter ihrem R�cken vollzogen hatte. Gerade den
allgemeinen Erziehungsanspruch, den die Alliierten stellten, lehnte die Bevçl-
kerung allgemein �hnlich wie die Intellektuellen ab, die sich mit der »geistigen
Neuordnung« besch�ftigten. Man tat dies umso heftiger und bewusster, je mehr
man selbst im Zuge der Entnazifizierung mit dem Vorwurf der Mitschuld oder
Mitverantwortung konfrontiert war. Je mehr die Entnazifizierung zu einem
Massenverfahren wurde, desto breitere Schichten lehnten das Pr�fungsverfah-
ren ab, bis es dann auch institutionell scheiterte, als die Alliierten es deutschen
Stellen �bertrugen.

Trotz aller Ans�tze von Information, Konfrontation, Auseinandersetzung,
Aufkl�rung und Bestrafung in der Besatzungszeit gelang es nicht, ein Gef�hl f�r
die Gesamtverantwortung herzustellen, f�hlten sich viele angesichts der eige-
nen, oft vçllig unzureichenden materiellen Verh�ltnisse vielmehr ebenso be-
trogen und als Opfer wie die Verfolgten selbst. Damit war das wesentliche Ziel
historischer Aufkl�rung verfehlt, und man wird sagen d�rfen, dass es auch
sp�ter nicht erreicht wurde. Mehr noch: angesichts der Stasi-Debatte heute
m�ssen wir uns eingestehen, dass wir keine Mittel gefunden haben, çffentlich zu
debattieren, auf welche Weise der Einzelne Mitverantwortung f�r das Funktio-
nieren einer modernen Diktatur tr�gt. Generelle Schuldzuweisungen, zumal
wenn sie mit Sanktionen verbunden sind, wurden und werden allemal abgelehnt.
Schon das N�rnberger Diktum, die SS sei insgesamt eine verbrecherische Or-
ganisation, wurde mit Sicherheit nicht nur von der Mehrheit der SS-Mitglieder
f�r unzutreffend gehalten.

Unzweifelhaft gab es also Abwehrhaltungen, Selbstschutz und Selbstbe-
hauptung in einer Gesellschaft, die ideologisch wie materiell ruiniert schien. Da
waren die Mçglichkeiten gewissenhafter Geschichtsdeutung offenbar begrenzt,
sehr von oben gefordert; aber man war immerhin bereit oder durch die çf-
fentliche Debatte dazu herausgefordert, Stellung zu beziehen.

Die offizielle Haltung der �rzteschaft spiegelt diese Ambivalenz wider. Ob-
wohl die Standesorganisation der westdeutschen �rzte Alexander Mitscherlich
angeregt hatte, eine Dokumentation des N�rnberger �rzteprozesses vorzulegen,
war sie [181] nicht bereit, die Untersuchung zu verbreiten. Eine Studie, die sich
nicht an die herrschende D�monisierungs- und Personalisierungstendenz hielt,
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sondern schonungslos die Normalit�t des Mordvorgangs in den Akten aufdeckte
und vor allem nicht verschwieg, dass f�hrende �rzte, die keineswegs dem
g�ngigen T�terbild entsprachen, aktive Rollen auch in der Vorbereitung der
Kranken- und Behindertenmorde gespielt hatten, stieß in der �rzteschaft auf
Widerstand.9 Eine Entschließung der Westdeutschen �rztekammer zum
N�rnberger �rzteprozess folgte der g�ngigen Auffassung, »eine verschwindend
kleine Schar« sei »verbrecherisch entgleist«; doch wurde auch behauptet, »die
deutsche �rzteschaft« sehe »die allgemeinen Gefahren, die hinter diesen Aus-
w�chsen und Verirrungen lauern«. Dabei m�sse es vor allem darum gehen, den
Einfluss des Staates auf die �rztliche T�tigkeit auszuschalten. Etwas weiter ging
die Westdeutsche �rztekammer in ihrer Erkl�rung f�r den Welt�rztebund im
Januar 1950, in der es hieß, »dass deutsche �rzte sich sowohl einzeln als auch zu
mehreren an Akten der Grausamkeit und Unterdr�ckung und an der Vorbe-
reitung und Aus�bung brutaler Experimente … beteiligt haben.« Zugleich
konstatierte man aber : »Die festgestellten Verbrechen sind geahndet worden, die
einen von alliierten, die anderen von deutschen Gerichten.« Die Auseinander-
setzung mit diesem historischen Bruch der »ethischen Tradition des �rztlichen
Berufes« wurde damit schon wieder f�r beendet erkl�rt.10 Das hieß aber ange-
sichts des Wandels, der sich zu dieser Zeit in der Rechtsprechung vollzog, eher,
die Vergangenheit ruhen zu lassen als sich ihr auszusetzen.

Recht und Rechtsbewusstsein

Schon gegen Ende der Besatzungszeit waren Tendenzen deutlich geworden, die
Schuldzumessung einzuschr�nken. Seit 1948 h�uften sich Urteile deutscher
Gerichte, die den Angeklagten mildernde Umst�nde zubilligten. Statt auf
»Mord« erkannten die Richter nun auf »Totschlag« oder sprachen die Ange-

9 Alexander Mitscherlich / Friedrich Mielke: Das Diktat der Menschenverachtung, Heidelberg
1947. Die zweite Auflage erschien 1948 unter dem Titel: Wissenschaft ohne Menschlichkeit.
Im R�ckblick schrieb Mitscherlich: »Meine medizinischen Kollegen haben mich damals
nicht nur als Vaterlandsverr�ter beschimpft … Das Verhalten der Kapazit�ten grenzte an
Rufmord.« (Ein Leben f�r die Psychoanalyse, Frankfurt/M 1980, S. 146). Eine scharfe Kon-
troverse entspann sich mit dem Rektor der Gçttinger Universit�t Rein, s. Gçttinger Uni-
versit�tszeitung 2 (1947), Nr. 14 u. 17/17. Auch A. Platen-Hallermund berichtete in Hippo-
krates 18 (1947), S. 29 – 31, 199 – 202 und 19 (1948), S. 48 – 49, �ber den N�rnberger �rzte-
prozeß; daraus ging eine selbst�ndige Schrift hervor: Die Tçtung Geisteskranker in
Deutschland, Frankfurt 1948. Einige medizinische Dissertationen besch�ftigten sich Ende
der 1940er und auch in den 1950er Jahren mit Fragen der Euthanasie unter zeitgeschichtli-
cher Perspektive; in den 1950er Jahren erschienen hierzu aus strafrechtlicher Sicht mehrere
juristische Dissertationen; Gerhard Koch: Euthanasie, Sterbehilfe. Eine dokumentierende
Bibliographie, Erlangen 1984.

10 Hier zitiert nach Koch, Euthanasie, S. 102 und 104.
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klagten sogar frei. Einlassungen von �rzten, sie h�tten Meldebogen nur wi-
derwillig ausgef�llt, die [182] Schwerkranken oder »Unrettbaren« geopfert, um
die weniger Behinderten zu retten, wurde immer h�ufiger Glauben geschenkt.

Es klingt wie Hohn, dass sich die Richter bei der Anerkennung dieser
»Pflichtenkollision« rechtsgeschichtlich auf die »G�terabw�gungstheorie« jenes
Jura-Professors Binding berufen konnten, der einst mit dem Psychiater Hoche
begr�ndet hatte, warum »hçherwertiges« Leben vor dem »minderwertigen«
erhalten werden m�sse. Richter und �ffentlichkeit waren zunehmend bereit,
sich ein neues Bild von den Angeklagten zu machen, das weder die Z�ge eines
brutalen Kriminellen noch eines entschlossenen Parteig�ngers trug: Die An-
geklagten waren unter einer Doktrin aufgewachsen, die es ihnen nicht erlaubt
hatte, den Unrechtscharakter ihres Tuns zu erkennen; sie hatten aus der Einsicht
heraus gehandelt, die Schwerkranken zu »erlçsen«. Das war außerordentlich
nachsichtig gegen�ber den Angeklagten, denn die NS-F�hrung selbst hatte
damals eine gesetzliche Regelung der Krankentçtungen noch f�r zu risikoreich
gehalten, so dass die Morde auf dem – geheimen F�hrererlass vom 1. 9. 1939
beruhten, was dazu f�hrte, dass g�ngige juristische Kommentare die Tçtung
unheilbar Kranker auch w�hrend des Krieges nicht f�r rechtm�ßig hielten. Es
hat Richter und �rzte gegeben, die angesichts dieses Widerspruchs zwischen
F�hrerauftrag und offizieller Gesetzeslage die Mitarbeit verweigert haben; ge-
rade in dieser Sache blieb Raum f�r eine persçnliche Entscheidung ohne
Schaden f�r Leib und Leben der Betroffenen.11

Auch in den 1946 bis 1948 gef�hrten Prozessen war die Frage des Rechtsirr-
tums durchaus erçrtert, aber in der Regel verworfen worden, denn die Tçtungen
hatten ersichtlich gegen das allgemeine Sittengesetz verstoßen.12 Diese klare
Anschauung zogen die Gerichte im Folgenden immer st�rker zugunsten der
Angeklagten in Zweifel. Es l�sst sich �ber die Jahre 1947 bis 1949 nahezu im
einzelnen verfolgen, wie sich in dieser Frage ein Moralwandel vollzog, der
zweifellos von der Justiz induziert wurde, aber weit �ber sie hinausging.

Nach der Tendenz dieser Rechtsprechung konnte der Mordvorwurf �ber-
haupt nur noch Hitler und vielleicht die Leiter der Aktion in Berlin treffen, alle
anderen leisteten allenfalls Beihilfe, handelten im guten Glauben oder nur, um
das Tçten zu begrenzen. Es wurde unterschwellig bis offen einger�umt, es sei
w�hrend des Krieges objektiv schwierig gewesen, alle Schwerstbehinderten
angemessen zu versorgen; wenigstens sei es subjektiv verst�ndlich und wirke
damit entlastend f�r den Angeklagten, dass er meinte, eine gewisse Auswahl
treffen zu m�ssen, um damit vielleicht andere vor dem Tod zu bewahren. Mit

11 Lothar Gruchmann: Euthanasie und Justiz im Dritten Reich, in: Vierteljahrshefte f�r Zeit-
geschichte 20 (1972), S. 235 – 279.

12 K. Engisch: Euthanasie und Vernichtung lebensunwerten Lebens in strafrechtlicher Be-
leuchtung, Stuttgart 1948.

Wissenschaftliche Aufarbeitung und schulische Vermittlung von Nationalsozialismus118



dem materiellen Versorgungsargument verbanden sich eng ethische Fragen.
Offener als zu Beginn der Besatzungszeit wurde nun dar�ber gesprochen, bis zu
welchem Grad Leben als unbedingt sch�tzenswert gelten kçnne, bzw. wann
Tçtung von Leben wenigstens subjektiv als gerechtfertigt erscheinen kçnnte.

[183] Die Richter gerieten selbst »auf eine schiefe Ebene, auf der es kein
Halten mehr gab«, um den Titel einer Untersuchung �ber die Alsterdorfer An-
stalten aufzunehmen. Immer mehr n�hern wir uns der Anschauung, dass eben
diejenigen getçtet wurden, deren Lebensrecht nicht unter allen Umst�nden –
n�mlich nicht unter denen des Krieges – von der �rztlichen Ethik her abgesichert
zu sein schien. Besonders deutlich wurde diese Haltung bei den Verfahren wegen
der Tçtung von Kindern. Prof. Catel, einer ihrer Initiatoren und Hauptgutachter,
war bereits 1946 wieder Direktor einer Kinderheilst�tte. Auch die anderen bei-
den Hauptgutachter konnten ihre berufliche T�tigkeit schnell wieder aufneh-
men. Vor Gericht mussten sie sich nicht verantworten. Eine Verhandlung wurde
erst gar nicht erçffnet, weil es selbst die Richter, und nicht nur die Angeklagten,
als zweifelhaft ansahen, ob »die Vernichtung geistig vçllig Toter« g�nzlich »dem
allgemeinen Sittengesetz widerstreitet«. Die �rzte hatten in der �berzeugung
gehandelt, die Kinder zu »erlçsen«. Eine Stellungnahme der Hamburger �rz-
tekammer deckte den entsprechenden Einstellungsbeschluss.13 Auff�llig und
be�ngstigend ist es, dass hier gerade nicht konstatiert wurde, die �rzte h�tten
sich so sehr in nationalsozialistischen Gedankeng�ngen verfangen, dass ihnen
nicht mçglich war, die »objektive Unrechtm�ßigkeit« ihres Handelns zu er-
kennen; sondern dass – �hnlich wie in der Diskussion um die Zwangssterilisa-
tion – infrage gestellt wurde, dass die Kindertçtungen zweifelsfrei auf natio-
nalsozialistisches Gedankengut zur�ckgingen.

Damit stehen wir vor der ambivalenten Situation, dass sich in der Zeit, in der
die meisten Verfahren wegen nationalsozialistischer Massenverbrechen statt-
fanden, die Tatbewertung in Hinsicht auf die Anstaltstçtungen wandelte.14

Wegen Mordes in Zusammenhang mit Anstaltstçtungen wurden die meisten
Urteile (15) im Jahre 1947 gef�llt. Von 1949 bis 1968 hat dann kein erstin-
stanzliches Urteil mehr rechtskr�ftig auf Mord oder Beihilfe zum Mord er-

13 Beschluß des Landgerichtes Hamburg v. 19.4. 1949, hier zitiert nach Klee: Was sie taten,
S. 211.

14 Zahl der rechtskr�ftig auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland wegen NS- Verbre-
chen Verurteilten:
1945: 23; 1946: 238; 1947: 816; 1948: 1819; 1949: 1523; 1950: 809; 1951: 259; 1952: 191; 1953:
123; 1954: 44; 1955: 21.
Der Tiefpunkt wird 1959 mit 15 Verurteilungen erreicht, dann steigen die Zahlen unregel-
m�ßig bis 1971 (39 Verurteilungen) wieder an; nach Adalbert R�ckerl: NS- Verbrechen vor
Gericht, Heidelberg 1982, S. 329.
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kannt.15 Bis heute hat es, soweit ich sehe, nur noch einige Verurteilungen wegen
Beihilfe gegeben, wobei in hohem Maße Strafmilderungsgr�nde anerkannt
wurden. Damit kamen seit 1949 »Euthanasie«-T�ter glimpflicher davon als an-
dere T�tergruppen.16 Wenn auch die Gerichte seit den 1960er Jahren, nicht zu-
letzt durch den BGH dazu angehalten, die Voraussetzungen f�r einen Verbots-
irrtum strenger pr�ften, so gelang es jedoch nicht, die einmal eingef�hrte
Scheidung der Behinderten in zwei Kategorien wieder [184] aufzubrechen:
Konnte der Arzt annehmen, es w�rden nur Anstaltsinsassen »ohne nat�rlichen
Lebenswillen« getçtet (die »fr�her oder sp�ter ohnehin sterben w�rden«, wie es
ein Gericht ausdr�ckte), so konnte er nach wie vor damit rechnen, dass ihm
mildernde Umst�nde zuerkannt wurden.17

Angesichts dieses Wandels der Bemessungsgrundlagen kann es auch nicht
mehr verwunderlich erscheinen, dass im Laufe der 1950er Jahre in der Regel
diejenigen frei kamen, die vorher zu langj�hrigen Zuchthausstrafen verurteilt
worden waren. Dies alles geschah keinesfalls unbemerkt von der �ffentlichkeit,
sondern wurde von ihr weitgehend mitgetragen. F�r diesen Wandlungsprozess
sei nur ein Beispiel angef�hrt: Den zeitweiligen �rztlichen Leiter der Anstalt
Eichberg, Dr. Walter Eugen Schmidt, verurteilte die erste Instanz 1946 zu einer
lebenslangen Zuchthausstrafe; das Revisionsgericht wandelte dieses Urteil 1947
in die Todesstrafe (!) um, da angesichts der Schwere der Tat Strafmilderungs-
gr�nde �berbewertet worden seien, wie z. B. Schmidts Bem�hen, seiner Ansicht
nach behandelbare Patienten vor dem Gastod zu bewahren. (Ein oder zwei Jahre
sp�ter h�tte dieses Verhalten schon zu einem Freispruch f�hren kçnnen.) Ein
Kabinettsbeschluss der hessischen Landesregierung wandelte die Todesstrafe
1948 wieder in »lebenslang« um. Anfang der 1950er Jahre setzte eine �berre-
gionale Pressekampagne ein, um eine Begnadigung Schmidts zu erreichen. Man
wies – zutreffend – darauf hin, dass inzwischen wegen gleicher Vergehen eine
vergleichbare Strafe nicht mehr verh�ngt werde.18 Aus der Bevçlkerung kamen

15 Ulrich-Dieter Oppitz: Strafverfahren und Strafvollstreckung bei NS-Gewaltverbrechen, Ulm
1979, S.26.

16 R�ckerl, NS- Verbrechen, f�hrt f�r die Jahre 1958 bis 1981 allein 121 mal lebenslange Frei-
heitsstrafe bei Verurteilungen wegen NS- Verbrechen auf.

17 Arnold Hess: Vernichtung lebensunwerten Lebens, in: �rztliche Mitteilungen 46 (1961).
S. 1057 – 58; der BGH berief sich in einem Urteil v. 6.12. 1960 dabei auf die bei Engisch,
Euthanasie, aufgef�hrte Tradition, obwohl Engisch selbst abschließend Krankentçtungen
kategorisch f�r unerlaubt erkl�rt, ohne weitere Unterscheidungen zu treffen.

18 Ein Gçttinger Gericht sprach 1953 zwei �rzte frei, die in der Anstalt Uchtspringe Kinder
getçtet hatten. Die Braunschweiger Zeitung berichtete �ber das Urteil : Zwar sei die »Tçtung
missgebildeter und stark schwachsinniger Kinder … rechtswidrig gewesen … In subjektiver
Hinsicht sei zuzubilligen, daß die Angeklagten im Bewusstsein der Rechtm�ßigkeit gehan-
delt hatten … Mit der heutigen Ethik allerdings seien diese Tçtungen nicht vereinbar, doch
habe die Verhandlung zahlreiche Beweise daf�r erbracht, dass sie frei von Brutalit�t und nach
sorgf�ltiger �berpr�fung der F�lle ausgef�hrt worden seien. Dazu komme, dass selbst Eltern
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zahlreiche Eingaben, die dem Arzt korrektes und hilfreiches Verhalten in seiner
medizinischen Praxis außerhalb der Anstalt bescheinigten und sich sogar daf�r
einsetzten, ihm im Falle einer Begnadigung wieder die Approbation zu erteilen.
Schmidt wurde 1953 entlassen.19 [185] Wenn �rzte, die selbst Kranke getçtet
oder zu ihrem Tod beigetragen hatten, wieder praktizierten, wenn Teile der
�ffentlichkeit dieses guthießen, dann war der Arzt als T�ter im çffentlichen
Bewusstsein kein berufsm�ßiger Mçrder, d. h. jemand, der im Berufe mordete,
gewesen. In der Art, wie er seine Praxis versah, war er von all den �rzten nicht
unterscheidbar, die des Mordes nicht angeklagt waren. Freiheitsentzug f�r die
T�ter verlor damit seinen Sinn.

Wir w�rden heute gesellschaftliche Stabilit�t nur als vordergr�ndig gesichert
und im Grund genommen als gef�hrdet ansehen, wenn wir wissen, dass viele
Menschen bei einem Wechsel des politischen Referenzsystems auch ihre mo-
ralischen Kategorien an das neue System angleichen und so handeln w�rden, wie
es ihnen unter den gegebenen Umstanden noch undenkbar schien. Damals aber,
als man aus der Verunsicherung der Nachkriegszeit in die Normalit�t des
Wiederaufbaus zur�ckkehrte, wurde die Integration in die neuen Rahmenbe-
dingungen als Erfolg gewertet, ja sie schien Voraussetzung einer sozial stabilen
und wirtschaftlich aktiven Gesellschaft zu sein.

Mit dem Bild des T�ters wandelte sich der Charakter der Tat, die ihm zur Last
gelegt wurde. Die alten Stereotypen vom »Gnadentod« belebten sich nun neu,
die in den Jahren unmittelbar nach dem Krieg in dieser Weise nicht çffentlich
vertreten wurden, da sie damals nicht zustimmungsf�hig waren. So �berrascht
es im Endergebnis nicht, dass die Dichotomie des Urteils �ber die Behinderten,
die sich im Eingangszitat ausdr�ckt, den Nationalsozialismus �berdauert hat.
Die Massenmorde in den Anstalten erwiesen sich nicht als Menetekel, das einen
durchgreifenden Meinungsumschwung gebracht und vor einem neuerlichen
verh�ngnisvollen Zugriff auf die Lebensrechte von Schwerstbehinderten ge-
warnt hatte: Laut einer Meinungsumfrage stimmten 1969 fast 40 % der Bevçl-
kerung der Tçtung »dahind�mmernder« psychisch Kranker zu; etwa ebensoviel

ihr Einverst�ndnis zu einer ›lebensgef�hrdenden Behandlung‹ gegeben h�tten.« Zur Tçtung
von Kranken, die die Angeklagte selbst selektiert hatte, hieß es: »Das Schwurgericht billigte
der Angeklagten als mildernd zu, dass sie unter dem Druck des Chefarztes gehandelt und sich
bem�ht habe, eine große Zahl von Tçtungen zu verhindern. Bei den Opfern handele es sich
um Frauen in vorgeschrittenem Krankheitsstadium.« Das Urteil lautete auf zwei Jahre Ge-
f�ngnis wegen Totschlags in dreißig F�llen. Zitiert nach Joachim Klieme: Die Neuerkeroder
Anstalten in der Zeit des Nationalsozialismus. Neuerkeroder Anstalten o. J. (1984), S.96.

19 Horst Dickel: »Die sind ja doch alle unheilbar.« Zwangssterilisation und Tçtung der »Min-
derwertigen« im Rheingau. 1934 – 1945. Wiesbaden 1988. S. 39 ff. ; nahezu parallele F�lle
dokumentiert Dorothea Sick: »Euthanasie« im Nationalsozialismus am Beispiel des Kal-
menhofs in Idstein im Taunus, Frankfurt/M. 1983.
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sprachen sich dagegen aus.20 Damit war die Bevçlkerung in ihrer Einstellung zu
dieser Frage wahrscheinlich �hnlich polarisiert wie in der Weimarer Republik.
Freilich konnte die seit den 1960er Jahren neu entfachte Diskussion um die
»Euthanasie« nie so weit gef�hrt werden, dass Vorschl�ge f�r gesetzliche Re-
gelungen, die dem Arzt lebensverk�rzende Eingriffe erlauben sollten, Erfolg
gehabt hatten. Wie auch immer die »çffentliche Meinung« hierzu stand, es gab
doch ein Erinnerungsvermçgen der Entscheidungstr�ger in Politik, �rzteschaft
und in den Sozialwissenschaften allgemein, die die Wiederaufnahme und
Fortf�hrung der Weimarer Diskussion angesichts der Vernichtungspolitik, die
ihr gefolgt war, nicht f�r mçglich hielten.21 Das stellten Revisionisten wie Hans
Nachtsheim, der gerne an die dreißiger Jahre angekn�pft h�tte, mit Bedauern
fest: F�r ihn verstellte der Blick auf den politischen Hintergrund der Zwangs-
sterilisationen im Dritten Reich die Einsicht in die Notwendigkeit einer pro-
gressiven Erbgesundheitspflege in der Bundesrepublik: »Seit 1945 geschieht in
dieser Richtung so gut wie nichts. Schuld daran ist der Nationalsozialis-[186]
mus, der durch den Missbrauch … zu angeblich rassehygienischen Zwecken in
einem großen Teil unseres Volkes einen Widerwillen gegen eugenische Maß-
nahmen, insbesondere gegen die Sterilisierung, hervorgerufen hat«.22

Angesichts einer jahrelangen Debatte, die �ffentlichkeit wie professionell
T�tige ber�hrte, kann ich dem Urteil nicht zustimmen, »in den langen Jahren
nach dem Krieg« sei »�ber dieses d�stere Kapitel der Psychiatrie nicht gespro-
chen worden«.23 Im Gegenteil, viele f�hlten sich herausgefordert, Stellung zu
beziehen.

Unmittelbar nach dem Krieg war man erschreckt, auch empçrt �ber das
Ausmaß der Verbrechen, die »mit dem Namen des deutschen Volkes verbunden
wurden«. Viele waren bereit, sich von den T�tern zu distanzieren, zumal wenn
sie als solche eindeutig charakterisiert und mit NS-Funktionen ausgestattet
waren. Dann aber wurden neue Bedingungen geschaffen, und die T�ter er-
schienen ebenso als Opfer, wie man selbst Opfer geworden war : Opfer der

20 Hier zitiert nach Koch. S. 273.
21 Vergleiche die »Richtlinien f�r die Sterbehilfe« der Bundes�rztekammer. in: Deutsches

�rzteblatt 76 (1979). S. 108 – 110.
22 Hans Nachtsheim: F�r und Wider die Sterilisierung aus eugenischer Indikation, Stuttgart

1952; vgl. auch ders. : Das Gesetz zur Verh�tung erbkranken Nachwuchses aus dem Jahre
1933 in heutiger Sicht, in: �rztliche Mitteilungen 47 (1962), S. 1640 – 44 u. 2518 – 19. Auch f�r
Hans Jçrg Weitbrecht hat historisches Lernen in diesem Zusammenhang negative Folgen: »
… der nachwirkende Schock des barbarischen Missbrauchs eugenischer Maßnahmen durch
das Dritte Reich« verhindere »noch immer kurzsichtigerweise die Verwirklichung der ge-
setzlichen Ermçglichung einer freiwilligen Sterilisation«. Weitere Anmerkungen zu
Zwangssterilisation und »Euthanasie« fand ich in seinem Lehrbuch nicht. Hans Jçrg Weit-
brecht: Psychiatrie im Grundriß, Heidelberg 1973« S. 472.

23 Matthias Leipelt : Die Rheinische Provinzial- Heil- und Pflegeanstalt Galkhausen als Zwis-
chenanstalt, in: Seidel/Werner, Psychiatrie, S. 79 – 83, hier S. 82.

Wissenschaftliche Aufarbeitung und schulische Vermittlung von Nationalsozialismus122



Bombenn�chte, Leidtragende des Hungers in der Nachkriegszeit und nun auf
dem Wege in eine neue Stabilit�t, die nicht mehr erkennen ließ, was geschehen
war.

Bewertende Erinnerung oder: Stabilit�t und Verdr�ngen

Nachdem die Entscheidungen f�r die Gr�ndung der Bundesrepublik gefallen
waren, galten die Verunsicherungen, die von einer offenen Diskussion der
Handlungsmçglichkeiten und -beschr�nkungen im Nationalsozialismus aus-
gingen, nicht nur als subjektiv belastend, sondern auch als politisch uner-
w�nscht. Sie behinderten psychisch wie materiell den Rekonstruktionsprozess.
Nahezu klassisch hat das Hermann L�bbe formuliert: »Wie erkl�rt es sich also,
dass in dieser Weise, im Schutz çffentlich wiederhergestellter Normalit�t, das
deutsche Verh�ltnis zum Nationalsozialismus … stiller war als in sp�teren
Jahren … ? Die Antwort scheint mir zu lauten: Diese gewisse Stille war das
sozialpsychologisch und politisch nçtige Medium der Verwandlung unserer
Nachkriegsbevçlkerung in die B�rgerschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land«.24 Dahinter steht eine psychiatrisch auswertbare These: Das Ged�chtnis
ruhen zu lassen, stabilisiert die Persçnlichkeit. Von L�bbe war das eher mas-
senpsychologisch gemeint, Psychiater haben die These aber auch individualpsy-
[187] chologisch angewandt: st�ndige R�ckerinnerung etwa an Folter, Verlust-
szenen usw. blockiere die Annahme und Bew�ltigung der neuen, nicht mehr
durch den Nationalsozialismus gepr�gten Lebenssituation ehemaliger Verfolg-
ter. Den Sprung in die Gegenwart konnten allerdings die T�ter und Mitl�ufer viel
eher akzeptieren als die Opfer.

In den 1950er Jahren stabilisierten sich die Lebensverh�ltnisse und entwi-
ckelten sich in einer Kontinuit�t weiter, die die Deutschen seit dem Kaiserreich
nicht mehr erlebt hatten. Diese neue Erfahrung von zunehmendem Wohlstand
bei einer auf Zukunftssicherung abgestellten Politik schlug sich deutlich in den
Selbstbildern gerade auch der unteren und mittleren Einkommensschichten
nieder. Die Unruhe der Nachkriegsjahre schwand, die erinnernden R�ckgriffe
auf die Zeit des Nationalsozialismus wurden geringer, selektiver, strichen die
gl�cklichen, die stabilisierenden Momente heraus, umgingen die Erfahrungen
der Verunsicherung, der unerhçrten Anforderungen auch an die Selbstdisziplin,
die Krieg und Nachkrieg an viele gestellt hatten.

F�r viele begann ein Lebensabschnitt einer zunehmenden Gleichfçrmigkeit
der Erlebniswelten – in Beruf, Familie und Freizeit. Hierin unterschied sich

24 Hermann L�bbe: Der Nationalsozialismus im deutschen Nachkriegsbewusstsein, in: His-
torische Zeitschrift 236 (1983), S. 579 – 599, hier S. 585.

Die NS-Psychiatrie in der Bundesrepublik 123



bereits das erste Jahrzehnt der Bundesrepublik von den Zeiten politischer
Wirren, wirtschaftlicher und sozialer Instabilit�t sowie ideologischer Inan-
spruchnahme w�hrend des Nationalsozialismus und der Weimarer Republik.
Wieviel personelle, ja strukturelle Kontinuit�ten die Historiker auch immer von
Weimar �ber den Nationalsozialismus bis hin zur Bundesrepublik feststellen –
vom Lebensgef�hl, von den gesellschaftlichen Anforderungen, von den Zu-
kunftsaussichten her gesehen, differieren diese Lebensabschnitte betr�chtlich.25

Deswegen ist es unscharf, von einer einfachen »Restauration« der Gesellschaft zu
sprechen.

Mit der neuen Qualit�t der Zukunftssicherung schien die Vergangenheit
�berwunden. Beobachter der damaligen Zeit sprechen davon, dass in der Be-
vçlkerung nun der Eindruck vorgeherrscht habe, die nationalsozialistischen
Verbrechen seien ges�hnt und der Prozess der Bestrafung »abgeschlossen«,
nicht etwa abgebrochen, versch�ttet und unabgeschlossen.26

Dieser Wahrnehmung hatten staatliche Organe betr�chtlich Vorschub ge-
leistet. Nach Art. 131 GG wurden ab 1951 Personen, die auf Grund von Entna-
zifizierungsverfahren entlassen worden waren, wieder bevorzugt in den �f-
fentlichen Dienst eingestellt. Dies veranlasste manche – gerade auch durch die
T4-Aktion schwer belastete T�ter, wieder ihre alte, bisher verleugnete Identit�t
anzunehmen. Im Gesundheitswesen, in Anstalten und psychiatrischen Kran-
kenh�usern kehrten �rzte in Positionen zur�ck, in denen sie wiederum mit
demselben Klientel zu tun hatten wie schon zu Zeiten nationalsozialistischer
»Erbgesundheitspflege«. Andere, meist j�ngere �rzte waren zwar nicht an
Verbrechen beteiligt gewesen, hatten aber z. B. im Umfeld der »Euthanasie«
geforscht, indem sie Gehirne ermordeter Behinderter [188] untersuchten. Sie
konnten auf diese Untersuchungen eine akademische Karriere aufbauen, ohne
sich jemals �ber den Gesamtzusammenhang einer solchen »verbrauchenden
Medizin« Rechenschaft ablegen zu m�ssen.27 Angesichts einer Vergangenheit,
die nicht thematisiert werden konnte, taten sich in der Lehre im Kontakt mit
j�ngeren Kollegen Tabuzonen auf. Weder �ber den Gesamtzusammenhang, in
dem die Tradition der Wissenschaft stand, noch �ber das eigene konkrete
Handeln konnte offen gesprochen werden. Das war der Grund f�r die Spreng-
kraft der von einer j�ngeren Generation in den 1960er Jahren entfachten Dis-
kussion, die anlief, als f�r die »Alten« doch schon l�ngst alles zur Ruhe ge-
kommen und durch die Erfolgsgeschichten nach 1945 auch legitimiert war.

25 Vgl. die Interviews in den von Lutz Niethammer herausgegebenen B�nden »Lebensge-
schichte und Sozialkultur im Ruhrgebiet«, Berlin 1983 ff.

26 R�ckerl, NS-Verbrechen, S. 131ft. ; ders. : NS-Prozesse, Karlsruhe 1972, S. 20.
27 Ernst Klee: Die Urnen mit anderer Asche gef�llt. Was vor 40 Jahren in der Euthanasie-

Forschungsanstalt in Heidelberg geschah, in: Die Zeit v. 26. 8. 1983, S. 38.
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Zweifellos ging es nicht darum, zu den Mitteln und Anschauungen natio-
nalsozialistischer »Erbgesundheitspflege« zur�ckzukehren. Doch das Paradig-
ma einer ausgrenzend-vorbeugenden Sozialmedizin galt unver�ndert weiter.
Das wirkte sich vor allem auf die große Gruppe von NS-Gesch�digten aus, die als
»Gemeinschaftsfremde« kategorisiert worden waren. Hierzu gehçrten im
Grunde genommen alle Anstaltsinsassen, ob in Gef�ngnissen, Arbeitsh�usern
oder Heil- und Pflegeanstalten. �hnlich wie bei den Krankentçtungen war die
entscheidende Frage f�r die historische Bewertung der nationalsozialistischen
Verfolgungsmaßnahmen, wieweit diese eben typisch nationalsozialistisch, d. h.
rassistisch bedingt waren oder aber ob sie in eine andere Tradition der Aus-
grenzung eingeordnet werden konnten. Ein solcher Zusammenhang ließ sich
insbesondere f�r das »Gesetz zur Verh�tung erbkranken Nachwuchses« sowie
die Ghettoisierung und Inhaftierung von Bettlern, Vagabunden und Zigeunern
konstruieren. Eine Grundsatzentscheidung mussten der Gesetzgeber bzw. die
Rechtsprechung in Hinsicht auf das BEG treffen. Hierzu wurden nat�rlich auch
psychiatrische Fachgutachten eingeholt, die eine entscheidende Rolle aber vor
allem bei der Beurteilung von Einzelf�llen spielten. Obwohl das bisher ausge-
wertete Material noch keine genauen quantitativen Aussagen erlaubt, unter-
st�tzte deren Tenor weitgehend die Ansicht, ein typisch nationalsozialistischer
Handlungshintergrund habe nicht vorgelegen.28 Selbst diejenigen �rzte, die der
von den Nazis vollzogenen Praxis ablehnend gegen�berstanden, haben deren
Ansatz h�ufig geteilt. So schrieb Bonhoeffer nach dem Kriege, dem »Gesetz zur
Verh�tung erbkranken Nachwuchses« hatten »soziale und kriminalpolitische
Gesichtspunkte … ebenso rassenpolitische« gefehlt, es hatte »fast ausschließlich
eugenischen Charakter« gehabt.29 Nach der »hçchstrichterlichen Rechtspre-
chung« [189] verstieß das Gesetz nicht »gegen Natur- und Menschenrechte«.30

Richter und Psychiater unterschieden bei dieser Interpretation nicht zwischen
dem Wortlaut des Gesetzes, der allenfalls mit �hnlichen Vorschriften in anderen
L�ndern hatte vergleichbar erscheinen kçnnen, und der Praxis, f�r die sich
nirgendwo Parallelen fanden. Sie �bergingen dabei auch konkurrierende wis-

28 In Hamburg bestand nach dem Krieg die Mçglichkeit. die »Berechtigung« von Zwangsste-
rilisationen �berpr�fen zu lassen. Ca. die H�lfte aller F�lle wurden als »nach den Kriterien
des Gesetzes zur Verh�tung erbkranken Nachwuchses« als »ordnungsgem�ß« vollzogen
bezeichnet und galten damit als gerechtfertigt. Romey, Zu Recht verfolgt ?, S. 239. Gutach-
terliche Beispiele auch bei Michael Wunder : Die Karriere des Dr. Kreyenberg. in: Auf dieser
schiefen Ebene gibt es kein Halten mehr. Hamburg 1987, S. 97 – 125.

29 Michael Seidel / Klaus-J�rgen Neumarker : Karl Bonhoeffer und seine Stellung zur Sterili-
sierungsgesetzgebung, in: Totgeschwiegen 1933 – 1945. Zur Geschichte der Wittenauer
Heilanstalten, Berlin 1989’, S. 269 – 282. hier S. 277.

30 So die Oberfinanzdirektion M�nster in einer zusammenfassenden Stellungnahme v. 5. 11.
1957; Karl Heinz Roth (Hrg.):Erfassung zur Vernichtung. Von der Sozialhygiene zum »Gesetz
�ber Sterbehilfe«, Berlin 1984, S. 13.
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senschaftliche Erkl�rungen. Gerade weil hier viel von der legitimatorischen
Funktion der Wissenschaft die Rede ist, soll daran erinnert werden, dass 1953
das Institut f�r Zeitgeschichte in M�nchen seine Arbeit aufnahm, die wichtigste
Forschungseinrichtung zur Geschichte des Nationalsozialismus in der Bundes-
republik. Das Institut ist eine staatliche Gr�ndung und dr�ckte damit auch den
Willen des Staates aus, die Erforschung der NS-Diktatur zu fçrdern. Schon fr�h
durch Prozessgutachten herausgefordert, mussten sich Mitarbeiter des Instituts
mit Behinderten und »Asozialen« als Verfolgtengruppen besch�ftigen. Die
Gutachten, die in diesem Zusammenhang entstanden, boten durchaus Ans�tze,
die Maßnahmen gegen diese Gruppen in den allgemeinen Rahmen einer ideo-
logisch motivierten Rassenpolitik zu stellen.31 Die wichtigste deutsche Studie
zur Zigeunerverfolgung aber ging von der These aus, in Zielsetzungen und
Methoden sei der Nationalsozialismus zumindest bis zum Krieg nicht wesentlich
�ber Maßnahmen kriminalpolizeilicher Pr�vention hinausgegangen, die bereits
im Kaiserreich und in der Weimarer Republik verwirklicht oder doch angestrebt
worden seien und die seit langem im Polizeiapparat verankert waren.32 Distanz
wurde erst eingenommen zum organisierten Massenmord in Auschwitz, der in
Parallele zur Vernichtung der Juden als rassistisch eingestuft werden musste.33

Der Bundestag hat anl�sslich der Beratungen �ber das Bundesentsch�di-
gungsSchlußgesetz die Anspr�che anderer Gruppen ausdr�cklich abgelehnt,
nicht zuletzt weil ihm deren weiter bestehende soziale Randlage bekannt war.
Der grçßte Teil der Entsch�digung h�tte sonst an »Geisteskranke, Schwachsin-
nige und schwere Alkoholiker gezahlt werden« m�ssen.34 Da sich der Wechsel
von der Bewahrpsychiatrie zu einer sozialen Psychiatrie erst im Laufe der 1960er
Jahre Bahn brach, stand diese ablehnende Beurteilung noch in Einklang mit der
damals herrschenden psychiatrischen Anschauung, die in einer besonderen fi-
nanziellen Forderung dieser Gruppen keinen sozialen Sinn erkennen konnte.

[190]
Noch im September 1986 beschied der damalige Kanzleramtsminister

Sch�uble die DGSP, der Gesetzgeber habe bei der Wiedergutmachung »nach Art
und Ausmaß des Unrechts und der dadurch verursachten Sch�den differenzie-
ren« m�ssen; er habe Leistungen nach dem Gesetz »den rassisch, religiçs und

31 Gutachten des Instituts f�r Zeitgeschichte, 2 Bde. M�nchen 1958 u. 1966.
32 Hans-Joachim Dçring: Die Zigeuner im nationalsozialistischen Staat, Hamburg 1964. Der

Jurist Dçring sprach den Deportationen seit dem Krieg kriminalpr�ventiven Charakter ab
und unterst�tzte damit die Revision der Rechtsprechung ab 1963 zumindest teilweise.

33 Diese Interpretation des BEG wurde durch den BGH 1956 festgeschrieben. Der BGH revi-
dierte seine eigene Ansicht 1963; das BEG-Schlußgesetz erlaubte daher f�r die Zigeuner eine
Wiederaufnahme bisher abgewiesener Verfahren; Arnold Spitta: Wiedergutmachung oder
wider die Gutmachung? in: Tilman Z�lch (Hg.): In Auschwitz vergast, bis heute verfolgt. Zur
Situation der Roma (Zigeuner) in Deutschland und Europa, Reinbek 1979, S. 161 – 173.

34 Wiedergutmachungsausschuß v. 21.1. 1965, zitiert nach Romey, Zu Recht verfolgt?, S. 238.
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politisch Verfolgten vorbehalten, da diese mit besonderer Intensit�t und Bru-
talit�t verfolgt worden waren und sich dadurch von allen anderen NS-Gesch�-
digten unterscheiden«.35 Damit wurden nicht nur die Verfolgten, sondern auch
die Art der Verfolgung in einer Weise klassifiziert und voneinander geschieden,
wie dies Historiker und Juristen nicht getan hatten. Aber Sch�uble �bertrug eine
juristisch gemeinte und fest umrissene Kategorie auf den gesamten historischen
Sachverhalt: In der Tat waren sich die Gerichte nicht dar�ber klar, ob die Ver-
gasung von Geisteskranken »brutal« im Sinne der juristischen Definition des
Mordes war – was dann aber auch auf die Vergasung der Juden h�tte zutreffen
m�ssen; das freilich wollte Sch�uble nicht sagen. Es zeigte sich auf diese Weise
nur, wie verh�ngnisvoll die juristische Definition eines komplexen historischen
Vorganges sich auswirken konnte und wie sehr und wie lange sie ein ange-
messenes Verst�ndnis der Geschichte verstellen konnte.

Es stellte sich nun als außerordentlich schwierig heraus, die einmal getrof-
fenen, juristisch abgesicherten Einordnungen zu revidieren. Zwar haben die
meisten der Betroffenen sich darin eingef�gt, dass sie von Wiedergutmachung
ausgeschlossen waren, doch wenn sich jemand imstande f�hlte, diese Ent-
scheidung anzufechten und in gleicher Weise wie Angehçrige der anerkannten
Gruppen Anspruch auf Wiedergutmachung zu stellen, wurde er in der Regel
abgewiesen. Und hierbei gingen Justiz und Psychiatrie Hand in Hand. In einer
großen Zahl von Einzelfallentscheidungen wurden die Ausschließungsgr�nde
des BEG psychiatrisch untermauert. Im Grunde genommen erlaubten die Gut-
achter nicht, dass jemand aus seiner Gruppe ausbrach.36

Erst die Arbeit von Gisela Bock zeigte in aller Breite, was weitere regionale
Studien best�tigten, dass f�r die nationalsozialistischen Gutachter und Richter
in der Regel die Konstanz des sozialen Milieus, das »asoziale« Erscheinungsbild
des Begutachteten, den Ausschlag daf�r gegeben hatte, von einem erblich fest-
gelegten Krankheitsbild zu sprechen.37 An dieser Psychiatrisierung sozial ab-
weichenden Verhaltens hielten viele Gutachter fest.

Die meisten derjenigen, die den sogenannten Gemeinschaftsfremden ange-
hçrten, haben ihr soziales Milieu nach 1945 nicht gewechselt. So fiel es Juristen
und �rzten nicht schwer, anlagebedingte Sch�den der Persçnlichkeitsstruktur
oder [191] kçrperliche Behinderungen zu konstatieren, die es jenen ohnehin
nicht erlaubt hatten, andere Lebenskreise und Lebensentscheidungen zu w�h-

35 Zitiert nach Politik und Euthanasie, in: DGSP-Rundbrief Nr. 35, Dezember 1986,4 – 7.
36 Christian Pross: Wiedergutmachung. Der Kleinkrieg gegen die Opfer, Frankfurt/M. 1988.

Selbst wenn zugestanden wurde, dass ein Urteil irrt�mlicherweise zustande gekommen sei,
so blieben die Folgen doch unges�hnt, wenn angenommen werden konnte, Richter oder
psychiatrische Gutachter h�tten in gutem Glauben bzw. nach den damals herrschenden
Kategorien gehandelt.

37 Gisela Bock: Zwangssterilisation im Nationalsozialismus: Studien zur Rassenpolitik und
Frauenpolitik. Opladen 1986.
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len; spezifisch nationalsozialistische Verfolgungssch�den seien also nicht zu
registrieren.

Psychische Beeintr�chtigungen etwa durch Sterilisation wurden als »simu-
liert« hingestellt oder als »konstitutionsbedingt« klassifiziert; von kçrperlichen
Schmerzen bei Frauen wurde angenommen, sie w�rden sich nicht von »nor-
malen« Menstruationsbeschwerden unterscheiden.

Auf die Dauer wirkte die Leugnung des nationalsozialistischen Tathinter-
grundes wie eine Amnesie: Sprach ein Patient nicht selbst den Zusammenhang
von Nationalsozialismus und Sch�digung an, so bestand wenig Aussicht, dass
die �rzte ihn in der Anamnese entdecken w�rden.38

Wir wissen wenig dar�ber, wie das Ged�chtnis der nicht anerkannten Ver-
folgten auf diese Zur�cksetzung reagiert hat. Nur wenige Lebensl�ufe konnten in
den letzten Jahren aufgenommen und verçffentlicht werden. Oft vermitteln sie
den Eindruck, der Kampf um den vorenthaltenen Rechtsanspruch habe die
Leiden verschlimmert und es unmçglich gemacht, mit Zwangseingriffen wie der
Sterilisation zurecht zu kommen, f�r die entweder die Betroffenen selbst oder
niemand schuldig schien.

Damals machte sich kaum jemand klar, dass nicht nur nicht allein die
Nichtempfindungsf�higen – wen auch immer man sich darunter vorstellte –
getçtet worden waren, sondern dass sogar viele Anstaltsbewohner die tçdliche
Bedrohung, der sie jahrelang ausgesetzt waren, bewusst miterlebt, vor ihr Angst
gehabt hatten und auch nach dem Kriege oft noch f�rchteten, �hnliche Maß-
nahmen kçnnten sich wiederholen; denn schließlich hatte in der Regel niemand
mit ihnen dar�ber gesprochen, gesagt, dass diese nun beendet seien und f�r
Unrecht gehalten w�rden. Die Anstaltsbewohner galten gar nicht als An-
sprechpartner f�r die Auseinandersetzung mit den Verbrechen, die an ihnen
ver�bt worden waren. Spiegelte sich da nicht auch beim Anstaltspersonal die
außerhalb der Anstalten sicherlich verbreitete Anschauung wider, die Insassen
seien weder hinreichend erlebnis- noch �ußerungsf�hig, um ihre Geschichte
zum Gegenstand der Kl�rung gegenw�rtiger Lebensumst�nde zu machen? Auch
hier h�tten die Materialien, die f�r die großen Gerichtsverfahren in der Nach-
kriegszeit zusammengetragen wurden, eine Reihe eindr�cklicher Schilderungen
von Patientenseite bieten kçnnen.39 W�hrend Verfolgungssch�den und Verar-
beitungsweisen der anerkannten Verfolgten untersucht und dokumentiert
wurden, bekamen Psychiater, die sich mit diesem Fragenkomplex befassten,

38 R�diger Kaiser-Martini u. a. : Die Entsch�digungspraxis bei zwangssterilisierten psychisch
Kranken anhand von Beispielen, in: Hans Stoffels (Hg.): Schicksale der Verfolgten. Psychi-
sche und somatische Auswirkungen von Terrorherrschaft. Berlin 1991, S. 226 – 236.

39 Vgl. den Abschnitt »Die Mordanstalt aus der Sicht der Patienten« in Dorothee Roer / Dieter
Henkel (Hg.): Psychiatrie im Faschismus. Die Anstalt Hadamar 1933 – 1945, Bonn 1986,
S. 197 ff.
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�berhaupt nicht in den Blick, dass �hnliche Verarbeitungsprobleme, Angst-
tr�ume, psychosomatische Sch�den auch bei den Gruppen auftauchen konnten,
die nicht [192] unter das Bundesentsch�digungsgesetz fielen. Entsprechende
Lebensl�ufe und Nachuntersuchungen lagen f�r diese Gruppen ja in der Regel
nicht vor.

Die Krankentçtungen hielt die Psychiatrie in der Bundesrepublik dagegen f�r
objektiv rechtswidrig und ethisch nicht zu billigen. So betonen Ehrhardt und
Villinger : »Die Vernichtung lebensunwerten Lebens war auch nach 1933 weder
in der Strafrechtslehre noch in der Psychiatrie anerkannt. Die Freigabe der
Vernichtung lebensunwerten Lebens wurde zwischen 1933 und 1945 in keinem
deutschen Lehrbuch des Strafrechts und in keinem Lehrbuch der Psychiatrie
vertreten«.40 Die N�rnberger Prozesse und Verfahren vor deutschen Gerichten
hatten »nicht den geringsten Zweifel« »an der Rechtswidrigkeit der ganzen
Aktion« gelassen. Damit werden die T�ter eindeutig ausgegrenzt. Der »Kollisi-
onsgrundsatz« wird zwar kurz erw�hnt, nicht aber erkl�rt. Ein entsprechender
Hinweis auf »fehlendes Unrechtsbewusstsein« als Strafausschließungsgrund
unterbleibt dagegen. Wenn zudem bei der Bewertung der ethischen Fragen auf
von Weizs�cker41 und die Stellungnahme der Bundes�rztekammer von 1961
hingewiesen wird, so wird der legitimatorische Unterton der Darstellung deut-
lich. Es wird eine Sicherheit des Urteils unterstellt, die so allgemein, wie die
Autoren sie ausgeben, eben nicht verbreitet war. Die Stufen der Akzeptanz, die
die Tçtung Behinderter auch unter �rzten fand, und die Nachsieht, mit der die
Justiz den T�tern begegnete, wurden damit verschleiert, nicht etwa offen dis-
kutiert. Das Verbrechen als solches war zu groß, zu allgemein bekannt, als dass
es hatte geleugnet oder entschuldigt werden kçnnen. Gerade deswegen konnte
man sich aber nicht eingestehen, dass es viel ambivalenter beurteilt worden war,
als dies nach den so eindeutigen Maßst�ben der Autoren erkl�rbar schien. Aber
w�re dies anders zu erwarten gewesen von einem Autor, der als Chefarzt in den
dreißiger Jahren in Bethel Sterilisierungen bef�rwortet hatte und sich, als der
hier besprochene Artikel erschien, gerichtlich gegen die Behauptung wehren
musste, er sei T4-Gutaehter gewesen?42

40 H. Ehrhardt / W. Villinger : Forensische und administrative Psychiatrie, in: Psychiatrie der
Gegenwart, Bd. III, Soziale und Angewandte Psychiatrie, Berlin 1961, S. 181 – 350, hier S. 237.

41 Viktor von Weizs�cker : »Euthanasie« und Menschenversuche, in: Psyche 1 (1947), S. 68 –
102; Weizs�cker gehçrt zu den wenigen, die »Euthanasie« damals in Anf�hrungszeichen
setzten; �hnlich wie der psychoanalytisch orientierte Mitscherlich, der aus der Heidelberger
Klinik von Weizs�ckers kam, nahm Weizs�cker eine Außenseiterposition ein; sein gegen die
naturwissenschaftliche Herangehensweise gerichteter ganzheitlicher Ansatz erreichte erst in
den siebziger Jahren wieder eine gewisse Popularit�t; den Menschen nur als Objekt zu
betrachten, sah er als die eigentlich fehlerhafte Haltung der modernen Medizin an.

42 Klee, Was sie taten, S. 171.
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Auf eine solche Haltung lassen sich Alexander Mitscherlichs ber�hmt ge-
wordenen �berlegungen zur »Unf�higkeit zum Trauern« anwenden, die nicht
davon ausgehen, die Deutschen h�tten die Verbrechen geleugnet; sondern an-
gesichts der nicht zu leugnenden Verbrechen h�tten sie sich weder eingestehen
kçnnen, dass sie Hitler »geliebt« hatten, noch dass sie selbst und so viele, die
ihnen gleich waren, mitschuldig geworden waren. Deshalb war es logisch, einen
kleinen T�terkreis anzuerkennen und sich von ihm zu distanzieren. Auch His-
toriker wiesen auf den [194] Protest aus Kirche und Bevçlkerung gegen die
Krankentçtungen hin, um eine weit verbreitete Distanz anzuzeigen. Dass die
Tçtungen nach der Einstellung der Vergasungsanstalten »unauff�lliger« wei-
tergef�hrt wurden, geriet dar�ber nahezu in Vergessenheit.43

Im �bergang: Wiedererinnern angesichts neuer Fragen

Wenn man in medizinischen und juristischen Zeitschriften bis 1952 noch hin
und wieder Artikel zum Thema » Euthanasie« entdecken konnte, so herrschte in
den folgenden Jahren bis etwa 1960 nahezu Stille im Bl�tterwald. Dass Prof.
Heyde alias Dr. Sawade 1959 endg�ltig enttarnt wurde, scheint mehr ein Zufall.44

Es fiel aber in eine Zeit, in der auch andere nationalsozialistische Verbrechen neu
aufgerollt sowie �ffentlichkeit und Politik durch antisemitische Tendenzen
aufgeschreckt wurden. Die Geschichte meldete sich erneut zu Wort. Die neue
Auflage der Dokumentation von Mitscherlich und Mielke erschien 1960, der
Bericht Schmidts �ber Eglfing 1965.45 Die Aufbaujahre begannen, Geschichte zu
werden, und mussten sich ihren historischen Vorbedingungen stellen. Im Zu-
sammenhang mit dem Heyde-Sawade Verfahren berichtete die Presse wieder
ausf�hrlich �ber den Gesamtzusammenhang. Rolf Degkwitz begr�ndete in den
»�rztlichen Mitteilungen«, warum er erneut einen Strafantrag gegen Catel ge-
stellt hatte, und entfachte damit eine sich �ber mehrere Nummern hinziehende
Diskussion, die sich mit dem Heyde-Sawade-Fall verquickte.46 Seitdem ist die

43 Noch 1983 verçffentlichte Eberhard J�ckel einen Vortragstext, in dem es heißt: »Nicht nur
erreichte ihn [Hitler] auch das Entsetzen des Volkes, er erhçrte es sogar und ließ die Aktion
beenden.« Eberhard J�ckel: Hitlers Weltanschauung, Stuttgart 19832, S. 139. Der Aufsatz von
Klaus Dçrner »Nationalsozialismus und Lebensvernichtung«, der auf die Fortf�hrung der
»Aktion« hinwies, war schon 1967 in den Vierteljahrsheften f�r Zeitgeschichte erschienen
und inzwischen zweimal wieder abgedruckt worden.

44 Die Geschichte hat immer noch am spannendsten beschrieben Friedrich Karl Kaul: Die
Psychiatrie im Strudel der »Euthanasie«, Frankfurt/M. 1979.

45 Alexander Mitscherlich / Friedrich Mielke: Medizin ohne Menschlichkeit, Frankfurt/M.
1960; Gerhard Schmidt: Selektion in der Heilanstalt 1939 – 1945, Stuttgart 1965 (Frankfurt/M
19832).

46 Rolf Degkwitz: »Masseneuthanasie im Dritten Reich«, in: �rztliche Mitteilungen 45 (1960),
S. 2382 – 83. Auch dieses zweite Ermittlungsverfahren gegen Catel wurde niedergeschlagen,
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Diskussion eigentlich nie wieder abgerissen, sondern im wesentlichen weiter
vorangetrieben worden, wenn auch nicht ohne R�ckschl�ge. 1964 erschien ein
Spiegel-Titel zum Thema sowie ein Interview mit Catel, in dem der damalige
Professor f�r Kinderheilkunde nicht verschwieg, dass er seine Anschauungen
kaum ge�ndert hatte.47 Zugleich erschienen wissenschaftliche Publikationen –
nicht zuletzt auch von kirchlichen Kreisen -,48 die besonders die ethischen
Fragen angesichts der Fortentwicklung der Medizin diskutierten, ohne dabei
den [194] historischen Bezugspunkt zu verlieren, der die Debatte ausgelçst
hatte. Die erste knappe Gesamtdarstellung aus medizinischer Sicht entsprang
aus dieser Diskussion. Doch ging es dem Autor nicht allein darum, die histo-
rischen Sachverhalte zu kl�ren; angesichts der wieder aufgenommenen Debatte
um die Strafbarkeit von aktiver Sterbehilfe wollte er durch historische Aufkl�-
rung auch eine Begriffskl�rung f�r die Zukunft erreichen, die es erlauben m�sse,
auch ohne den Bezugspunkt Nationalsozialismus zu einem begr�ndeten, und
das hieß seiner Meinung nach ablehnenden Urteil zu gelangen.49

Die herrschenden Interpretationen von Nachwirkungen traumatischer Er-
fahrungen wandelten sich nur langsam. �hnlich wie andere Institutionen auch,
hatten die Anstalten nach 1945 im wesentlichen wieder an den Strukturen der
dreißiger Jahre angekn�pft, als habe es die Erfahrung der Zeit von 1939 bis 1945
nicht gegeben. Bei den Anstaltstr�gern ist kaum ein Interesse zu erkennen, die
Verbrechen, von denen die eigene Einrichtung betroffen war, wirklich aufzu-
kl�ren. Dies sollte allein Sache der Gerichte sein.50 Zwar hatten die Spitzen oft
gewechselt, doch reformiert wurden die Anstaltsstrukturen nicht. Die H�user
wurden, wie es in der Literatur heißt, wieder »aufgef�llt«. Es w�re an der Zeit, die
Anstaltsgeschichten, die inzwischen von der Gr�nderzeit bis zum Ende des
Nationalsozialismus vorliegen, fortzuschreiben, um mehr dar�ber zu erfahren,
wie der Prozess des Vergessens vor Ort eingeleitet wurde.

Lange Zeit blieb der Erste Weltkrieg das leitende Paradigma, das durch die
Erfahrungen im Zweiten Weltkrieg eher best�tigt als revidiert worden w�re. M.
M�ller hob in seinen einleitenden Bemerkungen zur »Psychiatrie der Kriegszeit«

da allenfalls eine Verurteilung wegen Totschlags zu erwarten gewesen w�re; dieses Delikt war
aber inzwischen verj�hrt; Auf dieser schiefen Ebene, S. 123; Sueße / Meyer, Abtransport,
S. 224.

47 NS-Verbrechen. Euthanasie. Handvoll Asche, in: Der Spiegel, 1964, H. 8, S. 28 – 38.
48 Wegweisend war H.-C. von Hase: Evangelische Dokumente zur Ermordung »unheilbar

Kranker« unter der nationalsozialistischen Herrschaft in den Jahren 1939 – 1945, Stuttgart
1964.

49 Helmut Ehrhardt: Euthanasie und Vernichtung »Lebensunwerten Lebens«, Stuttgart 1965.
50 Nachdem die Milit�rregierung den Leitenden Arzt der Alsterdorfer Anstalten vom Dienst

suspendiert hatte, entließ ihn der Anstaltsvorstand … weil er sich, obgleich er ein gewis-
senhafter und eifriger Arzt, zu sehr von der christlichen Tradition der Anstalt entfernt habe«;
Auf dieser schiefen Ebene. S. 122.
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hervor, wesentlich seien die Erkenntnisse »�ber das unvorstellbare Ausmaß der
Leidensf�higkeit des Menschen, �ber seine psychische Resistenz in schwie-
rigsten �ußeren Notsituationen … ganz besonders aber �ber die Tatsache, dass
augenscheinlich schwerste traumatische Erlebnisse an der Front oder in den
Bombenn�chten der Zivilbevçlkerung dann nicht oder nur selten in abnormer
Weise beantwortet werden, wenn der Mensch aktiv bleiben, in einer f�r ihn
sinnvollen T�tigkeit des kriegerischen Einsatzes, der Selbstverteidigung oder
der Hilfeleistung handeln kann«.51 Genau dies aber konnten viele der Gesch�-
digten nicht mehr, weil ihr Trauma tats�chlich ihre gesamte Persçnlichkeits-
struktur nachhaltig und manchmal irreparabel ver�ndert hatte. Diese Er-
kenntnis deutet sich in der »Psychiatrie der Gegenwart« freilich erst an; denn, so
hieß es, neuere Forschungen w�rden zeigen, dass »dieser relativen seelischen
Immunit�t des in Gefahr und Bedr�ckung t�tigen Menschen die st�rkere An-
f�lligkeit f�r psychische Stçrungen jeglicher Art bei Fl�chtlingen, Deportierten,
Zwangsemigrierten« gegen�berstehe. Damit geraten [197] die eigentlichen
Verfolgten des Regimes aber noch gar nicht in den Blick.52 Zehn Jahre sp�ter war
dies anders. Insbesondere hatten inzwischen außer den Forschungen von
Venzlaff die Arbeiten von Bayer, H�fner und Kisker dazu beigetragen, dass sich
die Anschauung durchsetzte, verfolgungsbedingte Erlebnisse kçnnten auch
noch Jahre nach dem Ereignis f�r psychosomatische Sch�den urs�chlich sein.53

Aber auch diese Neuinterpretation bezog sich vorerst fast ausschließlich wieder
auf die Gruppen, die bisher schon unter das BEG fielen.

Aufbruch in eine neue Generation oder: Zur�ck zur Geschichte

Obwohl die herrschende Integrationsphilosophie nicht unbestritten geblieben
ist, konnte die Vergangenheit zur Aufkl�rung der Gegenwart erst eine Genera-
tion einsetzen, der diese Vergangenheit selbst fremd war. Wenn es anthropolo-
gische Konstanten in der Bew�ltigung der Vergangenheit gibt, dann mag es sein,
dass die Generations�berg�nge die eigentlichen Einschnitte bilden und glei-
chermaßen �ber sie hinweg Traditionen weitergegeben und gesichert, aber auch
neue �berlieferungslinien gebildet werden, die die Erfahrungen der Eltern und
ihre Leitwirkung f�r die n�chste Generation infrage stellen.

51 Psychiatrie der Gegenwart. S. VI.
52 Der Abschnitt zur Kriegzeit behandelt u. a. »Psychologie und Psychiatrie der Kriegsgefan-

genschaft«, »der Internierung und des Fl�chtlingsdaseins« und in einem Beitrag von Frankl
auch »des Konzentrationslagers«. In Psychiatrie der Gegenwart, Forschung und Praxis,
Berlin 1972, S. 387 – 427, bringen dann K. P. Kisker u. a. einen Beitrag »Psychische Sp�t-
sch�den bei Konzentrationslagerh�ftlingen«, der die neuere Forschung repr�sentiert.

53 Die neueren Forschungen fassten erstmals zusammen W. v. Bayer u. a. : Psychiatrie der
Verfolgten, Berlin 1964.
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Die Neubewertung des Nationalsozialismus und der Fr�hgeschichte der
Bundesrepublik begann damit, dass Studenten und j�ngere Dozenten, die den
Nationalsozialismus nicht mehr bewusst miterlebt hatten oder ohnehin nach
1945 geboren waren, nach der Rolle fragten, die ihre eigene Institution, die
Universit�t, im Dritten Reich gespielt hatte, welche Ideologeme des National-
sozialismus ihre Vertreter geteilt hatten, f�r welche sie anf�llig gewesen waren
und wie sehr sich die Universit�t als Institution in den diktatorisch gef�hrten
Staat widerstandslos hatte einf�gen lassen, wie sehr diese Institution damit auch
in einer Kontinuit�t stand und wie unzureichend die verbreitete Selbstinter-
pretation war, die Universit�ten h�tten nach 1945 weitgehend unver�ndert in
Struktur und personellem Aufbau fortgef�hrt werden kçnnen, weil sie inhaltlich
»frei« geblieben seien. Nun begann eine ganze Reihe von Selbstbefragungen, die
nicht selten als Inquisition der betroffenen T�tergeneration aufgefasst wurde.
Das bezog sich vor allem auf die Justiz, die Geschichtsforschung und nat�rlich
auf die Psychiatrie.54

Das geschah oft erst einmal auf rein wissenschaftlicher Ebene und wurde hier
begleitet von einem Wechsel der Forschungsinteressen, -gegenst�nde und
–metho- [196] den �berhaupt. Die Geschichtswissenschaft untersuchte das
Wechselverh�ltnis von Bewusstseinslagen und Handlungsorientierungen und
wandte Fragestellungen aus der Soziologie auf historische Problemstellungen
an: Unter welchen Bedingungen machte jemand mit? Statt die Verbrechen mit
moralischer Entr�stung nur abzulehnen, lag das Interesse nun darin zu ver-
stehen, wie sich Ausgrenzungs- und Vernichtungspolitik hatten durchsetzen
kçnnen. T�ter und Opfer erhielten nun ein anderes Gesicht. Es wurde deutlich,
dass das Regime sich in nahezu allen Teilen der Gesellschaft auf eine breite
Schicht von Menschen st�tzen konnte, die bereit waren, im Sinne des Systems
t�tig zu werden, zum Teil weil sie sich einfach eingebunden sahen in herrschende
Strçmungen, zu einem guten Teil aber auch, weil sie bestimmte Bereiche einer
rassistisch gef�rbten Herrschaftsideologie voranzutreiben und zu verwirklichen
gewillt waren, selbst wenn sie sich dabei nicht als Nationalsozialisten begriffen.

Das Bild der nationalsozialistischen Gesellschaft differenzierte sich. Es wurde
sichtbar – und das traf nun insbesondere auch auf den Bereich der Diakonie zu -,
dass Probleme, die die Nationalsozialisten mit ihrer Rassenpolitik ansprachen,
von vielen als Probleme der Zeit empfunden wurden, die einer Lçsung harrten.
Hierzu z�hlte das schon in der Weimarer Republik verbreitete Unbehagen an der
Sozialpolitik und damit auch an der Behindertenf�rsorge, die in eine materielle
Sackgasse, in eine gesellschaftlich nicht mehr tragbare �berversorgung geraten

54 W. von Bayer: Die Best�tigung der NS-Ideologie in der Medizin unter besonderer Ber�ck-
sichtigung der Euthanasie, in: Nationalsozialismus und Deutsche Universit�t, Berlin 1966,
S. 63 – 75.
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seien und die ethischen Werte der Gesellschaft auf den Kopf gestellt hatten.
Damit wurden zum ersten Mal seit 1945 unter einem sehr grunds�tzlichen
Ansatz die Voraussetzungen der Vernichtungspolitik diskutiert.

Viele derjenigen, die die Psychiatrie-Reform in der Bundesrepublik voran-
trieben, wagten sich einzugestehen, dass sie und die Struktur ihrer Anstalten in
einer Kontinuit�t zum Nationalsozialismus standen, derer sie sich bewusst
werden wollten, um ihr Verh�ltnis und das ihrer Institutionen zu den Behin-
derten zu �ndern. Sie erkannten in sich selbst fortwirkende Objektivierungs-
tendenzen, die es ihren Vorg�ngern erst erlaubt hatten, Behinderte wie leblose
Dinge zu behandeln.55 Es schien geradezu so, dass die nicht aufgekl�rte Ver-
gangenheit der Schl�ssel zur bisherigen Immobilit�t in den Strukturen war. Die
DGSP-Denkschrift »Holocaust und die Psychiatrie« von 1979 leitete von
psychiatrischen Einstellungen, die in die NS-Geschichte zur�ckreichen w�rden,
die Notwendigkeit einer Psychiatrie-Reform in der Bundesrepublik ab. »Die
Erfahrungen, … klinisch amorph-inzestuçse Strukturen zu ver�ndern, das
historische Erbe der Klinik in der entsprechenden Dimension zu erkennen …
haben f�r mich entscheidend die eigene Rolle und Identit�t des in der Psych-
iatrie T�tigen beeinflusst«, schrieb Wulf Steglich �ber seinen Versuch, Zukunft
und Vergangenheit der Anstalt Hadamar zusammenzubinden.56

[197]
Unser (ich mçchte nicht verschweigen, dass ich zu dieser Generation gehçre)

unendlicher Vorteil gegen�ber der V�tergeneration war, dass – welche Konti-
nuit�t wir auch immer sahen – diese vermittelt wurde durch eine bestimmte
Geschichtsanschauung und nicht durch eine praktische Rolle, die wir im Na-
tionalsozialismus gegen�ber den Behinderten selbst eingenommen h�tten. Das
»Wir sind wie sie« aus der DGSP-Denkschrift gab eine N�he vor, die doch aus
einer großen Entfernung gesprochen wurde. Wer selbst Psychiater in der NS-Zeit
gewesen war, konnte diesen Satz nicht akzeptieren, weil er jeden Unterschied zu
denen, die gemordet hatten, verwischte oder zum reinen Zufall erkl�rte.57

Wir waren von vornherein frei von historischer Schuld, ja benutzten die
Vergangenheit, um zu verh�ten, dass neue Schuld aufkam. Der historische Zu-
gang zum Problem war f�r uns so �berzeugend, weil wir uns selbst auf diese
Weise �ber die Generation unserer Eltern aufkl�ren konnten. Diesen Zugang teilt
die Generation, an die wir uns jetzt mit unseren Studien wenden, nicht mehr. Sie

55 Einen hautnahen Zugang zu diesem Ansatz vermittelt der Diskussionsbericht »Holocaust
und die Psychiatrie: Einladung zum Nachdenken �ber den Vergleich 1940 – 1979«, in: Der
Krieg gegen die psychisch Kranken, Rehburg-Loccum 1983, S. 11 ff.

56 Gerhard Kneuker / Wulf Steglich: Begegnungen mit der Euthanasie in Hadamar, Rehburg-
Loccum 1985, S. 7.

57 Eberhardt Schmidt nennt im Nachwort zur zweiten Auflage von »Selektion in der Heilan-
stalt« diesen »Slogan der Identit�t, der Wesens�bereinstimmung mit den T�tern« »unhalt-
bar« (S. 162).
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sieht sich nicht mehr in der Kette einer Kontinuit�t, die persçnlich erfahrbar ist,
sie sieht sich vermutlich auch nicht mehr in einer Kontinuit�t professionellen
Verhaltens und fortwirkender institutioneller Bindungen aus der Vergangenheit.
Das Studium der nationalsozialistischen Geschichte sagt ihnen infolgedessen in
der Regel nicht mehr mit gleicher Eindringlichkeit, dass wir hier im Grunde
auch von eigenen Erfahrungen handeln. Die historische Aufkl�rung oder die
Aufkl�rung als Geschichte ist f�r sie daher nicht mehr in gleicher Weise Hebel
von gesellschaftlichen Ver�nderungen. Das trifft umso mehr zu, als sie ja nun
unter Verh�ltnissen arbeiten, die angeblich aus einer Psychiatrie-Reform her-
vorgegangen sind, die bereits einen Lernprozess aus der Geschichte des Natio-
nalsozialismus darstellte. Warum also muss diese Geschichte weiterhin als Ar-
gument dienen, um Handeln in der Psychiatrie zu leiten?

Diesen Prozess einer fortschreitenden Entfernung vom Nationalsozialismus
durch den Wechsel der Generationen kann man »Historisierung« nennen. Da
der Terminus aber bei vielen, gerade historisch geschulten, enger besetzt ist, gibt
er zu Missverst�ndnissen Anlass. Er ist im sogenannten »Historikerstreit« auch
benutzt worden, um legitimatorische Argumentationen zu st�tzen, die den
Nationalsozialismus und insbesondere die Vernichtung der j�dischen Bevçl-
kerung mit Vernichtungsaktionen anderer Regime verglichen oder zu erkl�ren
versucht haben. Davon kann hier nicht die Rede sein. Vielleicht ist, um mit
einem Wort Rankes zu sprechen, jede Epoche »unmittelbar zu Gott«, aber wir
sind nicht in gleicher Weise unmittelbar zu ihr. Wir haben uns auseinanderge-
setzt mit der Generation, die den Nationalsozialismus erlebt, ihn »gemacht«,
unter ihm gelitten hat. Wir wollten wissen, wie man erst unter und mit dieser
Diktatur existieren und dann ein normales Leben in einer demokratisch ver-
fassten Gesellschaft f�hren kann. Wer heute in der Ausbildung steht und das
historische Umfeld erforschen will, in das er hineinw�chst, der befragt eine
Generation, zu deren Erfahrungshorizont nicht der Nationalsozia- [198] lismus
selbst, sondern allenfalls dessen »Bew�ltigung« gehçrt. Die Geschichte lçst sich
vom Erfahrungshaushalt, bzw. die Erfahrungshaushalte, die ich als Geschichte
weitergebe, ver�ndern sich von Generation zu Generation. Diesen �bersprung
von der persçnlichen Erfahrung zur geschichtlichen Erz�hlung nenne ich hier
Historisierung.

Die seit den 1980er Jahren auf breiter Basis initiierten lokalen Forschungen
deckten auf, dass die Rolle der Anstalten und ebenso des Personals w�hrend des
Krieges an Hand von Zeugenaussagen nur noch selten und bruchst�ckhaft re-
konstruierbar war ; archivalische Forschung war unerl�sslich geworden, um sich
ein Bild von der psychiatrischen Arbeit in der eigenen Region aus einer Zeit zu
machen, die nur eine Generation entfernt lag.

Es mutet unwahrscheinlich an, dass es selbst an einem Ort wie Hadamar
notwendig wurde, eine vergessene Geschichte zu rekonstruieren. »Die ganze
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Bevçlkerung wusste ja, dass, wer nach Hadamar kam, ein Kind des Todes war.«
Das wusste man noch unmittelbar nach dem Krieg.58 Vergessen wurde dies wohl
nie, denn Namen wie Hadamar oder Grafeneck blieben als exemplarische St�tten
der Ermordung Behinderter im çffentlichen Ged�chtnis und wurden in diesem
Zusammenhang immer wieder erw�hnt. Die allgemeine Erinnerung st�tzte aber
nicht das regionale Ged�chtnis und verhinderte nicht, dass all die Einzelheiten,
die einmal bekannt gewesen waren, in Vergessenheit gerieten. Von vielen an-
deren Anstalten, die eine weniger zentrale Rolle im Vernichtungsprozess ein-
genommen hatten und mit ihrer Geschichte nie in das çffentliche Ged�chtnis
eingegangen waren, war bald �berhaupt nicht mehr bekannt, dass in ihnen
getçtet worden war. Das war zum Beispiel bei der kleineren, nicht weit von
Hadamar entfernten Anstalt Kalmenhof der Fall. Obwohl auch hier 1947 ein
weithin beachteter Prozess stattgefunden und der Ortspfarrer gar eine Chronik
der Vernichtung erstellt hatte, um die Morde f�r die Nachwelt zu dokumentieren,
musste die Frankfurter Forschungsgruppe, die Anfang der 1980er Jahre damit
begann, die Geschichte der Anstalt aufzuarbeiten, ganz von vorn anfangen, fand
sie in der Anstalt und im Orte die Anschauung vor, im Kalmenhof seien keine
Behinderten umgebracht worden.59

Die bisherigen Randgruppen wurden, nicht zuletzt auch wieder durch die
Arbeit von Personen, die sich diesen Gruppen zugehçrig oder besonders ver-
pflichtet f�hlten, neu gesehen.

Seit 1980 konnten Zwangssterilisierte auf der Grundlage des Kriegsfolgen-
gesetzes eine einmalige Entsch�digung erhalten. Auch f�r andere, bisher aus-
geschlossene Gruppen ermçglichten »H�rtefondsregelungen« einmalige Son-
derzahlungen. Die [199] Psychiatrie hatte sich nun weitgehend von der Kon-
stitutionslehre gelçst. Der internationalen Entwicklung Rechnung tragend,
fanden psychoanalytische Ans�tze weite Verbreitung. Lebensl�ufe wurden neu
rekonstruiert; psychosomatische Stçrungen hatten nun ungleich grçßere
Chancen, als verfolgungsbedingt anerkannt zu werden.60

Vielleicht wichtiger als die finanziell nicht bedeutsamen Zuwendungen, die
jetzt noch erreicht wurden, war die Mçglichkeit, Interesse und Aufmerksamkeit
f�r die eigene Lebensgeschichte bei Besch�ftigten in der Psychiatrie zu finden.

58 Matthias Hamann: Die Morde an polnischen und sowjetischen Zwangsarbeitern in deut-
schen Anstalten. Beispiel Hadamar, in: Aussonderung und Vernichtung, Berlin 1985,
S. 158–187.

59 Sick, Euthanasie. Aus den hessischen Forschungen sind auch Unterrichtsmaterialien her-
vorgegangen: Dickel, Unheilbar ; f�r den Religionsunterricht erschien schon fr�her: Aus
Mitleid tçten? Ein Entwurf zum Problem der so genannten »Euthanasie«, M�nchen 1972.
Vgl. Bernd M�tter und Falk Pingel: Die Ideologie des Nationalsozialismus. Unterrichtsmo-
dell und Arbeitsbuch f�r die Sekundarstufe II, Bochum 1988.

60 Ein Beispiel daf�r bietet die Geschichte von Paul W. (s. Anm. 61), dem ein Gutachter
schließlich 1979 ein »Kastrationstrauma« bescheinigte.
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Wir glauben, uns inzwischen von der T�termentalit�t abgesetzt zu haben.
Unsere Solidarit�t gehçrt den Opfern. Sicherlich ist es richtig, deren Berichte in
den Vordergrund zu r�cken. Doch d�rfen wir aus R�cksicht nicht neuen
Selbstverst�ndlichkeiten verfallen, die die Entwicklungsstufen des Terrors, die
wir aufgedeckt haben, wieder nivellieren: »Dann haben wir einen Bescheid ge-
kriegt, dass wir zu den Herren �rzten kommen sollten … Darum … , -lieber das
… als in die Gaskammer, habe ich gesagt. Das hab’ ich gesagt. Mehr konnte ich
auch nicht sagen. »61 Gewiss konnte die Mutter eines im Januar 1938 Zwangs-
sterilisierten dies so nicht gesagt haben. Wer ahnte damals schon etwas von
Gaskammern? Aber es gibt vor zu erkl�ren, warum sie der Sterilisation ihres
Sohnes zustimmte; an dieser Stelle zitiert, enthebt es auch den Interviewer und
Autor der Frage, ob sie nicht mehr h�tte unternehmen kçnnen, um ihren Sohn
vor dem Eingriff zu bewahren; aber angesichts der Gaskammern? Eine Nach-
frage hatte auf schmerzliche Weise die gew�hlte Legitimation zerstçren kçnnen.
Es scheint, als h�tte es keinen Ausweg gegeben. Das kann zutreffen. Aber eine
entsprechende Aufkl�rung der Situation unterbleibt, auch die Frage, wann zum
ersten Mal die Mutter konkrete Kenntnisse �ber die Vergasungen erhielt.

Angehçrige nehmen in neueren Verçffentlichungen zur Euthanasie in der
Regel eine Rolle als Besch�tzer der Kranken ein, war es doch ihr Nachfragen, ihr
Zweifeln an dem plçtzlichen Tod, die zusammen mit Protesten aus kirchlichen
Kreisen es Hitler angeraten sein ließ, die Massenvergasungen einzustellen. Aber
nat�rlich gab es auch Eltern, die nicht nachfragten, die erleichtert waren, dass
eine Last von ihnen genommen wurde. Auch diesen Kontext, der selbstver-
st�ndlich von den »Euthanasie«-�rzten ins Feld gef�hrt wurde, sollten wir nicht
vergessen, wenn wir heute dar�ber reden, wie in psychiatrischen Berufen T�tige
die Rolle der Psychiatrie im Nationalsozialismus gedeutet haben und deuten.

Vergangenheit und Zukunft in der Bew�ltigung der Gegenwart

Inzwischen haben Forschungsans�tze, die die nationalsozialistische Vernich-
tungspolitik in Verbindung setzen zu umgreifenden Strategien einer Sozialpo-
litik, [200] die zum Genozid f�hrte, die regionalen Untersuchungen erg�nzt.
Freilich befriedigen die Erkl�rungen, die die konkreten Schritte der Ausgren-
zung, Verfolgung und Vernichtung auf ein �bergreifendes Paradigma zur�ck-
f�hren sollen, noch nicht.

61 Robert Krieg: »Die nicht vorhersehbare Sp�tentwicklung des Paul W.«. Wiedergutmachung
eines Zwangssterilisierten im Nachkriegsdeutschland, in: Roth, Erfassung, S. 10 – 29, hier
S. 12.
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In einer Kritik neuerer Erkl�rungsans�tze der nationalsozialistischen Ver-
nichtungspolitik kommt Gisela Bock zu dem Ergebnis, »als ein diskriminie-
rendes Verh�ltnis zwischen bestimmten Gruppen von Menschen ist Rassismus
eine sozialkulturelle Beziehung sui generis«; der Nationalsozialismus habe
Rassismus »in den Rang staatlicher Politik« erhoben, »die systematisch alle
gesellschaftlichen Bereiche durchdringen solle«.62 Das bedeutet : Es gibt keine
bestimmten Klassenverh�ltnisse oder Wirtschaftslagen, die per se diskrimi-
nierende Verhaltensweisen hervorbringen w�rden. Selektionskriterien f�r
Ausgrenzung – einmal freigegeben – kçnnen sich gleichsam unvorhersagbar
entwickeln, oder, wie es Peter von Rçnn in seiner neuen Untersuchung �ber die
Anstalt Langenhorn im Kriege ausdr�ckt, sie »konnten sich gewissermaßen frei
flottierend und wahllos an den unterschiedlichsten Patientenmerkmalen fest-
machen: der mangelnden Arbeitsf�higkeit oder dem zu hohen Pflegeaufwand,
der ehemaligen Straff�lligkeit oder dem zu hohen Alter, der sexuellen Abwei-
chung oder der Verwirrung nach einem Bombenangriff. Grenzen dieser durch
Negativkataloge immer unsch�rfer gesteuerten Selektionen sind kaum noch
erkennbar, denn selbst wenn ein Patient in der einen Dimension nicht auffiel, …
so reichte doch die Auff�lligkeit in einer anderen Dimension, um ihn in eine
Tçtungsanstalt abzuschieben.63

Klaus Dçrners These von der »Endlçsung der sozialen Frage«64 behauptet
einen s�kularen Trend hin zu einer vernichtenden Haltung gegen�ber den sozial
Schwachen �berhaupt, der nicht auf Deutschland beschr�nkt ist, sondern alle
Industriegesellschaften umfasst (oder umfassen m�sste – entsprechende Un-
tersuchungen zu anderen L�ndern liegen aber nicht vor oder werden nicht mit
herangezogen). Obwohl vielleicht nicht beabsichtigt, idealisiert dieser Ansatz
leicht das Verh�ltnis zu sozial randst�ndigen Gruppen in vorindustriellen Ge-
sellschaften; auf die Gegenwart bezogen, scheint mir seine grçßte Schw�che zu
sein, dass er das Verh�ltnis von unterst�tzender und ausgrenzender Sozialpolitik
im modernen Sozialstaat nicht in den Griff bekommt, sondern im Grunde ge-
nommen von einem fast zwangsl�ufig sich versch�rfenden Trend der Abson-
derung von Alten, Behinderten, Obdachlosen usw. ausgeht. Dçrner unterstreicht
diesen Trend geradezu, wenn er heute eine neue Wende hin zu einer Abwertung
behinderten Lebens sieht: »Denn wenn nicht alles t�uscht, geht heute die

62 Gisela Bock: Krankenmord, Judenmord und nationalsozialistische Rassenpolitik: �berle-
gungen zu einigen neueren Forschungshypothesen, in: Frank Bajohr u. a. (Hg.): Zivilisation
und Barbarei. Hamburg 1991, S. 285 – 303, hier S. 302.

63 Peter von Rçnn: Auf der Suche nach einem anderen Paradigma. �berlegungen zum Verlauf
der NS-Euthanasie« am Beispiel der Anstalt Langenhorn, in: Recht und Psychiatrie 9 (1991).
S. 50 – 56.

64 Entworfen in Klaus Dçrner : Tçdliches Mitleid. Zur Frage der Unertr�glichkeit des Lebens,
G�tersloh 1988; ders.: Die These von der »Endlçsung der sozialen Frage«, in: Sozialpsych-
iatrische Informationen, 1991, H. 1, S. 11 – 14.
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Nachkriegszeit allm�hlich zu Ende, in der es im Sinne [201] einer zudeckenden
Doppelmoral ›taktisch-opportun‹ war, f�r das Leben zu sein«,65 Zweifellos hat
das warnende Beispiel der NS-Krankenmorde bisher dazu beigetragen, dass in
Deutschland weder Gesetze noch eine Praxis lebensverk�rzender Eingriffe –
oder auch nur Ideologien, die diese st�tzen w�rden – haben Platz greifen kçn-
nen. Gegen Singers Thesen regt sich – noch? – entschiedener Protest; die Un-
terlassung �rztlicher Hilfe bei missgebildeten Neugeborenen scheint in Holland
verbreiteter (oder wird sie dort nur offener diskutiert?) als bei uns; aus den USA
kommt der warnende Hinweis, dass immer mehr Alte durch �berdosen von
Medikamenten oder Unterversorgung dem Tod �berantwortet werden.66 Dçr-
ners Warnung, diese Entwicklung greife auf uns �ber, kçnnte im Sinne meiner
Historisierungthese verstanden werden: Die historische Erinnerung ist nicht
mehr stark genug, um praktisches Handeln gegen Fehlentwicklungen in der
Gegenwart zu leiten; die Auseinandersetzung mit der Geschichte reicht nicht,
um Anforderungen, die der Alltag in sozialen Berufen stellt, zu bew�ltigen.
Diesen Stand der Dinge reflektieren offensichtlich schon einige derjenigen, die –
man kann schon sagen »damals« – die Psychiatrie reformieren wollten, indem
sie deren Geschichte bewusst machten. Historische Aufkl�rung wird zuneh-
mend erg�nzt durch die Forderung nach einer absoluten Ethik, die die Be-
grenzungen des Lernens am historischen Fall �bersteigt und geeignet sein
kçnnte, Handlungsanleitungen jenseits geschichtlicher Erfahrungen zu sichern,
da letztere gerade in ihrem emotionalen Moment all zu sehr generationsbezogen
sein kçnnten.67

Wenn auch die Begr�ndungsstr�nge sich �ndern, so scheint doch das prak-
tische Ziel, die Lebensverh�ltnisse von Behinderten in der Bundesrepublik zu
verbessern, seit der Psychiatrie-Enquete noch das gleiche zu sein: hin zu einer
gemeindenahen Versorgung, weg von den Großkrankenh�usern, gegen eine
weitere Separierung der »schw�chsten und pflegebed�rftigsten Patienten«68,
derer, die in der j�ngsten Geschichte als »lebensunwert« galten. Das stellt hohe
Anforderungen an die Gemeinde, an eine Gesellschaft, die sich seit �ber hundert
Jahren an die Absonderung der Behinderten gewçhnt hat. Eine solche Trend-
wende kann wahrscheinlich nur gelingen, wenn sie politisch gewollt und ent-
schlossen unterst�tzt wird. Auch eine absolute Ethik hilft nicht, wenn sie keinen
Boden findet, auf dem sie wachsen kann, wie Lothar Evers warnt.69 Jeder Schritt

65 Dçrner, Tçdliches Mitleid, S. 71.
66 Wim Croughs: Selektives Nichtbehandeln und Tçten von behinderten Neugeborenen in den

Niederlanden, in: Georg Hermann / Klaus L�pke (Hg.): Lebensrecht und Menschenw�rde.
Behinderung, eugenische Indikation und Gentechnologie, Augsburg 1991, S. 145 – 161.

67 Renate Schernus: Du sollst nicht tçten. Fragmentarische Gedanken, in: ebd., S. 206 – 221.
68 Klaus Dçrner : Helfen und Tçten. Vorl�ufige Gedanken zu den Patiententçtungen in Kran-

kenh�usern und Heimen, in: Dr. Mabuse 73, S. 28 – 30.
69 Lothar Evers: Januskopf Selbstbestimmung, in: Hermann /L�pke, Lebensrecht, S. 235 – 243.

Die NS-Psychiatrie in der Bundesrepublik 139



in Richtung auf die Tolerierung von lebensverk�rzenden Eingriffen w�rde die
Isolierung der Behinderten und Alten weiter treiben und die Reform zum
Scheitern verurteilen.
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From Evasion to a Crucial Tool of Moral and Political
Education.
Teaching National Socialism and the Holocaust in
Germany*

Introduction: The External Structure of the Classroom-Curricula
and Textbooks

Not everything pupils are supposed to learn at school is learnt and not every-
thing learnt is memorized. Moreover, what pupils know and what influences
their way of thinking is not only learnt in school. School learning is simply one of
several factors that help form young people’s knowledge and consciousness of
history. When we start to examine how history curricula and school textbooks
deal with the subject of National Socialism and the Holocaust, we are basically
dealing with the ideas of educationalist institutions (ministries; textbook au-
thors; teachers) on what pupils should learn, i. e. what society would like to have
passed on to the following generation. Youngsters are not always prepared to
accept older people’s ideas, [132] they often discover quite different traditions,
which is probably one of the reasons why they do not learn what they are
expected to learn, but become interested in other things.

To begin with, a few general remarks on the structure of the history curricula
and textbooks in the Federal Republic of Germany. The education system is
federally organized, there is no central Ministry of Education, syllabi are issued
by the Ministry of Education and Cultural Affairs of the individual federal states.
A »Standing Conference of Ministries of Education and Cultural Affairs« ensures
comparable requirements regarding the compatibility of the syllabi and pupil
mobility between federal states. The ministries examine whether school text-
books comply with the curricula, teaching regulations and constitutional
principles. Approved textbooks are selected as a teaching basis for individual
class levels. There are a large number of different history textbook series in the
Federal Republic of Germany containing a broad spectrum of didactic ap-

* Zuerst verçffentlicht in: Stuart J. Foster/Keith A. Crawford (Eds.), What Shall We Tell the
Children? International Perspectives on School History Textbooks. Greenwich (Connecti-
cut): IAP Information Age Publishing Inc. (2006). 131 – 153 (Chapter 6).



proaches, content and focus. It is only possible to offer a condensed overview
here, indicating the most important tendencies, without any strong differ-
entiation according to individual textbook series.

The German school system is highly differentiated. Following a four- or six-
year elementary education, the school system is divided into three main
branches, depending upon the achievement of the pupil: secondary grade
schools (lowest academic level), intermediate schools, and grammar schools or
gymnasiums (highest academic level). After nine or ten years, mandatory school
education is completed. From then approximately 25 % continue their education
at a grammar school for the higher secondary level (grade 11 to 13 or-in the
future-to 12).

Within the last thirty years, the German school system has been drastically
reformed in a pluralistic and democratic sense. More and more children are
reaching the level required for entry into grammar schools and thus gaining
qualifications to enable them to study at university. »Broader education instead
of elitism« has been the motto since the 1970s. While during the 1950s and 1960s
only about 10 % of students attended a grammar school for their lower secon-
dary education, today 30 % are reaching this level. In consequence, the more
challenging the school education, the more thoroughly students will have
learned about the Holocaust.

The Holocaust and National Socialism are not usually dealt with in ele-
mentary school, the curricula neither lists it as a compulsory or optional subject
in a context where such schools do not differentiate between history, geography,
and social studies. These disciplines are covered in regional studies, dealing
mostly with the history and geography of the pupils’ town or region. During the
course of such a unit topics concerning the persecution of the Jews or the Nazi
regime may arise and be thematized, for example when concentrating on a
specific part of a town where [133] many Jews lived. Same pedagogues and
historians are discussing the possibility of teaching about the Holocaust, or at
least about the persecution of the Jews, at the elementary school level.1 The main
topic of this chapter is however secondary education, so I will leave this question
open.

The topics »National Socialism« and »Holocaust« are a compulsory part of
the curriculum for lower secondary schools in all federal states, especially in
history classes. All history courses are constructed to allow for a chronological
study of history from the earliest times to the present. National Socialism and the
Holocaust are automatically incorporated into this process. From the age of
approximately 14 to 16 (8th-10th grade) a thorough study of the Nazi era and the

1 Vocational schools that some pupils attend after their compulsory education are not included
in this analysis.

Wissenschaftliche Aufarbeitung und schulische Vermittlung von Nationalsozialismus142



Holocaust is undertaken. As a rule, the Holocaust was -and still is-presented
alongside other themes like occupation, persecution, and war. It is often studied
again in more depth in higher secondary schools, for students aged 16 to 19 (11
th-13th grade).

The subjects of history and social studies each receive one or two periods of
fifty minutes per week at these schools. In many federal states history is only
taught as an autonomous subject at grammar schools, in other schools it is
integrated into geography, social studies and environmental studies. As a result,
the curriculum of the grammar schools usually contains detailed coverage of the
Holocaust as a central event in contemporary German history, while other
schools aim at less detail concentrating on those aspects relevant for con-
temporary times. The syllabi issued by several federal states deal with the subject
of National Socialism in civics lessons as well as in history teaching. In this
analysis I will concentrate on lower secondary level teaching, which contains the
last years of compulsory schooling, grades 9 and 10.

The history of contemporary history teaching in the Federal Republic of
Germany can roughly be divided into four phases:
1. The immediate post-war period (occupation and the foundation of the

Federal Republic of Germany), i. e. , approximately 1945 – 1952.
2. The period of stabilization in post-war society-from the beginning of the

1950s to the beginning of the 1960s.
3. The period of change, approximately from the mid-1960s to the end of the

1970s.
4. The period of stabilization in the 1980s.

Today’s perspective is still open. A new phase must be developed due to the
breakdown of the socialist system and German reunification.2 [134]

Occupation and the Foundation of the Federal Republic of
Germany: 1945–1952

History teaching was a varied and contradictory experience during this period.
The Allies set out the history curriculum immediately after taking over political
responsibility.3 However, textbooks were seldom available or were of an ex-

2 F. Pingel (1990) »Geschichte unserer Zeit-Zeit f�r Geschichte? Geschichtsdidaktik und Ge-
schichtswissenschaft in ihrem Verh�ltnis zur Zeitgeschichte in den Westzonen und in der
Bundesrepublik,« in Tel Aviver Jahrbuch f�r Geschichte, Volume XIX, pp. 233 – 258.

3 U. Mayer, Neue Wege im Geschichtsunterricht. Studien zur Entwicklung der Geschichts-
didaktik und des Geschichtsunterrichts in den westlichen Besatzungszonen und in der
Bundesrepublik Deutschland 1945 – 1953, Kçln, 1986.
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perimental nature. The trial of war criminals and the process of de-Nazification
provoked public debate, particularly in intellectual circles, on the »historical
disaster« that National Socialism represented for German history. The mass
crimes were not left out of public debate but the question of cause or guilt was
often pushed aside and the idea of a »collective guilt« was generally denied. It is
doubtful that this discussion was conducted in schools although it affected
young people, in particular, who had been members of National Socialist mass
organizations. Syllabi, which were again regularly issued from about 1947, re-
flected this debate only in exceptional cases. National Socialism was not always
mentioned as a subject area and whenever it was explicitly included, the subject
of the war was usually predominant. This was reflected in school textbooks, in
same textbooks of the period half the chapters on National Socialism dealt with
the war, the subject of mass extermination was barely touched upon.

There were some new approaches towards developing teaching material
among which the most successful history textbook of the time, »Wege der
Vçlker,« can be counted.4 This book dealt with National Socialism including
mass crimes and the extermination of the Jews and raised the question of the
responsibility of bystanders. In contrast to almost all textbooks that were to
follow the authors of this series were not afraid to clearly and morally condemn
the persecution of the Jews (»the most cruel and humiliating chapter in the
history of the Third Reich«). Individual stages of persecution from the N�rnberg
laws to the »fundamental destruction of Jewish life« were presented. Never-
theless, the gas chambers were only mentioned in the edition intended for senior
classes. Although the book stated that the population in general had not known
the true extent of mass extermination, it emphasized the responsibility of large
numbers of the population who had supported Hitler until the end.

At the beginning of the 1950 s »Wege der Vçlker« became the most widely
used history textbook. This series stood for a new development that could have
meant a breakthrough due to the emphasis placed on contemporary history. The
last volume, for the middle grades, covered the period from 1849 to the Potsdam
Agreement and the beginning of a new »policy of world security.« Authoritari-
anism, democracy and dictatorship were the diverging points of reference in
German history. »Wege der Vçlker« was jointly produced by a trade union-
orientated group of teachers from Berlin who drew their inspiration from so-
cialist tendencies. The book reflects new [135] intellectual approaches that were
much in evidence in the post-war period. However, following the foundation of
the two federal German states these principles began to fade.

4 Arbeitsgemeinschaft Berliner Geschichtslehrer (Ed) Wege der Vçlker. Geschichtsbuch f�r
deutsche Schulen, vol. I-VIII, Berlin 1948 – 49, Volumes IV and VIII.
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A Period of Stabilization: 1950s to Early 1960s

The few new approaches towards the structure of curricula and school textbooks
were more or less abandoned at this time. The history textbooks appearing after
the mid-1950s regarded the Third Reich as a wrong path taken in German
history, denied factors of historical continuity with the German past and sup-
ported the widespread opinion that »the people« had been led astray by a small
group of individuals bearing sole responsibility : any crimes mentioned were
attributed to this group. The extermination of the Jewish population was usually
dealt with in a few sentences and there was little consideration of how this
genocide could have been possible. The »Fundamental Aspects of History
Teaching« agreed on by the Ministers of Education and Cultural Affairs on
December 17, 1953, did not give particular mention to the National Socialist
system of power and rule, and merely spoke generally of »dictators« and the
Second World War.

However, tendencies towards apology began to increase considerably. One
publication, Geschichtliches Unterrichtswerk, stated that »the annihilation of
the millions of Jews in the East« was an act unequalled in the history of mankind,
but this is followed by the sentence, »Hitler knew that his officers and the
German army could not be expected to perform such destruction of human
beings and so he commanded special troops for the purpose. »5 This error of
judgement on the part of the authors can only be understood by the fact that they
were not only following the opinion held by the general public but the prevailing
viewpoint of historical science.6 They were certainly also aware that »Western«
Jews were not spared from extermination. The longest text on the extermination
of the Jews in this book is a ten-line extract from Himmler’s infamous Posen
speech on October 4, 1943. The authors were unwilling to describe mass murder
in their own words or in those of the victims.

In the textbooks of this period, the extermination of the Jews was not treated
in separate paragraphs but seen as a component of warfare in general. History
teachers (mostly men in grammar schools) had usually served as soldiers during
the war and very few had really condemned the National Socialist system. Many
avoided the subject so as not to come into conflict with the official teaching

5 R H. Tenbrock, et al. , Geschichtliches Unterrichtswerk f�r hçhere Lehranstalten, Mittelstufe,
4 vols. , Paderborn, Volume IV, p. 153, 1957.

6 The »Geschichtliches Unterrichtswerk, Volume 4, p. 96, presented Hitler’s anti-semitism
through a wrong perspective, which could easily be slightly directed against foreign countries
in the pupils’ eyes: »Hitler’s National Socialism was aggravated by his having grown up close
to the German-Czech border and experiencing all the ethnic problems arising from the bitter,
intolerant battle against Czech nationalism.«
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doctrines whereby they would have had to adopt an attitude of disapprobation
and, thus, question their own actions. Nevertheless, teachers did refer to war
experiences, which were often the focus of memory for parents. These adults saw
themselves as victims of the sys- [136] tem, victims of the Allies’ bombing
attacks, victims of a system that had sent them to war. There was no change of
perspective, few asked, »Who were the persecuted?« and there was no mention of
resistance to National Socialism. The question of guilt and collaboration could
not be asked in this context. Nevertheless there were attempts to come to terms
with the past, for instance in the protest activities against rearmament and the
»emergency laws,« which did not seem compatible with the anti-military, anti-
state power lessons derived from history. But the majority of the population
wanted to see the consolidation of society and political normality, accepting
many unpleasant consequences, such as rearmament, as the price for Western
orientation. This required distance from the past and not reflection upon it.

With this approach, it was difficult in textbooks and classrooms to name the
perpetrators and victims explicitly since many perpetrators, and for the most
part collaborators, were still alive and among us at the time and were represented
among schoolteachers and university professors. They were neither willing to
speak about their crimes nor about the victims. The inability to commemorate
was characteristic of the collective memory of the post-war period.7 This was
precisely the reason why survivors’ memories were not recognized at that time.
It was not until the 1970s that school textbooks appeared that gave the victims
voices and individual faces.

A Period of Change: Mid-1960s to the End of the 1970s

The historical understanding of young people growing up in the Federal Re-
public of Germany in this period was influenced to a great extent by traditional
opinions. Von Friedeburg and H�bner discovered that the prevailing picture of
history was characterized by »overemphasizing the role of the individual, per-
sonalized collectives, stereotypical ideas of order and anthropomorphic cate-
gories of reference.« In terms of National Socialism, this meant that Hitler took
an overpowering position as the person with sole responsibility for the horrors
of National Socialism, often appearing as the only active participant.8 The higher
the level of education, the more pupils knew of the events of National Socialism,
but the categories of analysis did not deepen in terms of reflection and precision.

7 A. Mitscherlich and M. Mitscherlich, The inability to mourn: principles of collective behavior,
New York, 1975.

8 L. von Friedeburg and P. H�bner, Das Geschichtsbild der Jugend, M�nchen (1st ed. 1964); cf.
R. Raasch, Zeitgeschichte und Nationalbewußtsein, Berlin, 1964.
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At least senior pupils knew about the policy of extermination; exculpation ar-
guments were used in attempts at explanation-the population had not known
about the mass crimes, the majority had followed the National Socialists because
of their family-orientated labour and social policies. In a survey carried out from
1958 to 1962, Jaide found that pupils were often far more interested in dealing
with the subject of National Socialism than their [137] teachers. The majority of
young people had a clearly negative opinion of Hitler, in contrast to their
teachers in many cases.9

Throughout the 1960s history textbooks underwent a change in terms of
methods and content, for the first time victims were allowed to speak. The
persecution of the Jews was more frequently described in all its stages-from
discrimination in society to ghettoization and subsequent extermination. The
development of specialized academic research contributed by examining in-
ternal resistance to National Socialism and the institutions of persecution. The
prime goal of teaching about the Nazi era was to elucidate why the democratic
attempt of the Weimar Republic had failed and why a murderous dictatorship,
which could only be defeated from the outside, replaced it. Curricula, school
textbooks, and lesson plans in the Federal Republic thus often emphasized the
road to dictatorship rather than the dictatorship itself. While neither the authors
of textbooks nor the politicians denied the murder the Jews, they nevertheless
did not find it appropriate to deal with the Holocaust more extensively. lt was not
regarded as a central event that would have a durable impact on modern civi-
lization. lt did not yet shape the German historical consciousness.

A breakthrough in textbook design was achieved by the book »Menschen in
Ihrer Zeit« which for the first time presented primary source material for
analysis.10 The authors referred to Auschwitz and gave the number of Jews
murdered as »more than 4 million.« It is pointed out that »other undesirable«
ethnic groups, for example gypsies, also »were systematically wiped out.« The
process of extermination was described in the book by a former prisoner and
not, as usual, by an extract from the diary of camp commander Hçß. The text was
illustrated with photographs taken from the camp at Auschwitz. But the question
of responsibility for these crimes remained problematic:

The victims. lt was only much later that people realised what the »Third Reich« really meant for
Germany ( … ) Fear, mistrust, and the evil they faced had seduced countless people to stay silent,
look the other way or even help. Many others heard practically nothing about the monstrous

9 W. Jaide, Das Verh�ltnis der Jugend zur Politik. Empirische Untersuchungen zur politischen
Anteilnahme und Meinungsbildung junger Menschen der Geburtsjahrg�nge 1940 – 1946,
Darmstadt, p. 93, 1964.

10 Menschen in ihrer Zeit. Geschichtswerk f�r Realschulen, 6 vols. , Stuttgart 1965 – 66, volume
6, p. 64.
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deeds perpetrated. They supported the government in the firm belief that they were doing right
and did not realise until much later how shamelessly they had been abused.11

All in all, the books remained weak in what is, admittedly, the most difficult
part-attempts at explanation. Often they merely pointed out the irrationality of
the process or the pathological attitudes of National Socialist leaders.

The view of history began to change in the late 1960s as a result of the first
economic crisis in the Federal Republic of Germany and the students’ movement.
The generation growing up at this time had not experienced [138] National
Socialism (except maybe as children) and questioned the interpretations prev-
alent in society. This »break« between the war-generation and the post-war
generation was by no means limited to Germany. The representatives of aca-
demic youth, in particular, claimed that the restoration of society in West Ger-
many had required the suppression of the past. Political and ideological security
had been given priority over painful self-questioning about what interests made
»Fascism« possible in Germany. In general it can be said that the higher the level
of education the more probable it was that pupils were confronted with, and
actively participated in, this discussion.

Historical research was mainly concerned with National Socialist racial
ideology as well as the policies of occupation and extermination. An increasing
number of contemporary historians, who had studied after the war and adopted
modern social-historical methods from France and English-speaking countries,
were lecturing at universities. History books and history lessons profited from
these factors. Texts now discussed which social groups had helped to maintain
National Socialism and what possibilities for resistance there had been. The
extermination of the Jews and other groups was described with relentless
openness; it had after all been carried out by people who were, or could have
been, the parents or grandparents of pupils. This detailed treatment of the
subject of persecution, including primary sources was particularly evident in the
new, but not very successful, series Zeitaufnahme.12 In the chapter entitled,
»Their life was hell. Cause and extent of the extermination of the Jews,« the
»scapegoat theory« and the Jewish contribution to German culture are briefly
acknowledged before coverage of the stages of persecution from the boycotting
of Jewish businesses in 1933, to the gassing during the war was discussed. The
subject of »Resistance against deportation in the occupied areas« is also men-
tioned.

11 Menschen in ihrer Zeit, p. 64, 1965 – 1966.
[152]

12 C. Schatzker, Die Juden in den deutschen Geschichtsb�chern, Bonn 1981; M. Kolinsky and E.
Kolinsky »The Treatment of the Holocaust in West German Textbooks,« in Yad Vashem
Studies X, pp. 149 – 216, 1974.
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The increased penetration of National Socialism and its detailed treatment in
school history books plus a greater degree of public interest eventually caused
the Conference of Ministries of Education and Cultural Affairs to stress in a new
guideline »Nowadays too, schools must actively work against uncritical ac-
ceptance of portrayals that trivialize or even glorify the Third Reich and its
representatives, characterized as it was by dictatorship, genocide and in-
humanity.«13

The Period of Stabilization: Securing the Achievements in the 1980s

Many of the controversial issues of the 1970s that were the subject of public
debate became an almost natural component of curricula in the [139] 1980s. The
Holocaust was now regarded as a topic in its own right. Not only were com-
prehensive accounts of the persecution found, same author also described
Jewish life in the ghettos, and made pupils aware of the difficult choices or the
dilemmas Jewish families were confronted with: to emigrate or to stay and to
hope that they could at least survive in Nazi Germany as they had endured so
much suffering in previous generations. New questions, however, were raised
about the efficacy of teaching such horrible events to 14-year olds. Could chil-
dren understand the full extent of terror, violence and inhuman behavior that
denied all the values that they should learn to follow? Could they deal with the
emotional impact of descriptions and pictures displaying the gas chambers and
corpses in concentration camps? To provide an adequate account of these as-
pects it was suggested that it was no longer sufficient to simply describe what had
happened. Advocates of change argued that the material must be open to
question and to further inquiry. It was not enough to tell the story ; that quite
different stories existed became apparent not through the writing of new
schoolbooks but through a TV series.

The series »Holocaust« gave public discussions on the past a new dimension.
The suffering of the persecuted, the willingness of »normal« citizens to »join in«
even in the face of the most atrocious crimes, was voiced more clearly than ever
before.14 I personally participated in numerous debates in various educational
institutions, where -I believe for the first time in public -a genuine discussion
between the generations took place. Nevertheless, such discussions came too late
for some, as many of the generation who could speak of their experiences were
no longer alive. Perhaps this dialogue only became possible when the generation

13 Sekretariat der St�ndigen Konferenz der Kultusminister der L�nder in der Bundesrepublik
Deutschland, 1997.

14 F. Pingel. »Nationalsozialismus im Geschichtsunterricht-Neue Perspektiven seit »Holo-
caust’?«, in Geschichtsdidaktik (1979), 4, pp. 306 – 318,1979.
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that should have protested and offered resistance during the era of National
Socialism no longer bore responsibility in the Federal Republic of Germany.

But certainly many young history teachers were able to strengthen their
commitment in this dialogue with the older generation and went on to teach
children how people can be harnessed to systems of enforcement.15 In contrast to
previous stages of development, this new impulse was reflected in a number of
pupil activities. One example was a school competition under the patronage of
the Federal President where children carried out research on a particular topic.
This competition is now held every two years. In 1980 – 81 and 1982 – 83 it was
devoted to the period of National Socialism, by far the largest number of par-
ticipants ever took part. Children carried out research on the history of their
hometown, their schools or on individuals persecuted under National Socialism.
They asked mayors, teachers and relatives such questions as »How much did you
know?; what happened to the Jews in our area?; what did you do?« Textbook
authors no longer spoke about »extermination« in a general way but mentioned
the places where many of the Jews and other persecuted groups were mur- [140]
dered. Auschwitz became the symbol of genocide under the Nazi regime.16 When
the Georg-Eckert-Institute for International Textbook Research presented the
German-Israeli textbook recommendations in 1985, which were compiled by
Israeli and German historians as well as geographers, one could read about the
presentation of the Nazi period in German history textbooks.

The most detailed portrayal in the textbooks is that of the history of the Jews
in the modern world. However, the density of information in the survey period is
extremely uneven. The ideological defamation and-even more so-the persecu-
tion and murder of the Jews under National Socialist rule stand quite un-
mistakably in the foreground. The fate of Jews during this period is neither
hushed up nor trivialized. The intensity of reporting in general has increased
considerably in comparison with earlier textbooks. This manifests itself not only
in the scope of the portrayal and in a consistently very broad documentation of
text and picture sources, but also in the way that-especially in the more recent
works-the persecution is no longer dealt with as part of Hitler’s biography but is
placed more strongly in its social context. The crucial question of responsibility
and co-responsibility for the persecution of Jews is posed more sharply than in
earlier textbooks, even if it does not always receive a clear enough answer. Some
shortcomings concerning the authors’ perspective were criticized:

15 C. Hopf, et.al, Wie kamen die Nationalsozialisten an die Macht: eine empirische Analyse von
Deutungen im Unterricht, Frankfurt/M, 1985.

16 J. Lietzke, Alltag im Nationalsozialismus: die Kriegsjahre in Deutschland. Sch�lerwettbewerb
um den Preis des Bundespr�sidenten, Hamburg. 1985.
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Persecution is described in most of the books in the sequence of state measures, often, however,

using self-styled terminology or the terminology of the National Socialist era, intended to play

the matter down. This means words such as »Reichskristallnacht,« »destruction,« »ex-

termination,« »Final Solution.«17

Even today warnings must be issued with regard to such terminology even
though there are now books on the market that have found a new language better
suited for pupils’ needs. It is also true that today criticism aims at didactics
rather than at specialized knowledge.18 The amount of information on National
Socialism now offered in school textbooks is perhaps too much for many pupils.
The dry style and highly rational argumentation are factors that prevent pupils
from developing a high degree of emotional involvement with the subject. Most
textbooks have a separate section containing source material but it is unclear to
what extent this material is used during lessons. Trying to »prevent undue
pressure,« a lesson learned from National Socialist indoctrination, has led au-
thors to present National Socialist history in great detail but in an extremely
emotionless manner.19 This was certainly a method of gaining access to pupils
still in conflict with a generation of parents who had lived in the Third Reich,
when both sides were full of emotion, feelings of guilt, accusations, justification,
and in need of de-emotionalization. Today this situation has completely changed
[141] and such an approach does not comply with the educational needs of a
generation who are no longer confronted with eye-witness accounts and the
personal experience of one ’s family.

For many teachers it was impossible to teach this subject without emotion.
However, they did not want to create the impression that they were politically
prejudiced or that they wanted to force their own negative opinion of National
Socialism on their pupils. Therefore, they often started their lessons by de-
scribing the processes of mass extermination in a realistic manner so that the
students had no other choice than to speak out against such inhuman behavior.

17 Deutsch-israelische Schulbuchempfehlungen. »Zur Darstellung der j�dischen Geschichte
sowie der Geschichte und Geographie Israels in Schulb�chern der Bundesrepublik
Deutschland. Zur Darstellung der deutschen Geschichte und der Geographie der Bundes-
republik Deutschland« in israelischen Schulb�chern, Braunschweig 1985, Frankfurt/M. 1992
(2nd. ed.).

18 E. Kolinsky, »Geschichte gegen den Strom. Zur Darstellung des Holocaust in neuen Schul-
geschichtsb�chern«, in Internationale Schulbuchforschung 13, pp. 121 – 145, 1991; P. Pingel,
»J�dische Geschichte in deutschen Lehrb�chern,« in Geschichte lernen 6, 1993; W.F. Renn,
»The Holocaust in the school textbooks of the Federal Republic of Germany,« in Holocaust
Literature, Westport (cf.), pp. 481 – 520,1993.

19 B. M�tter, and U. Uffelmann, Emotionen und historisches Lernen. Forschung-Vermittlung-
Rezeption, Frankfurt/M, 1992; P, Malina, »Auschwitz: Betroffenheit statt Einsicht: Schul-
buchtexte als Indikator çffentlichen Geschichtsbewußtseins, » in: Materialien zur Ge-
schichtsdidaktik, 1995.
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This approach, however, often prevented controversial discussion and did not
allow students to form their own opinions.

Before Unification: A Glance at the German Democratic Republic
(GDR)

In the GDR, the theory of anti-fascist resistance that later became part of the
state’s heritage and political doctrine offered an explanation that concentrated
on communists as victims and as active opponents of the Nazi system. It ex-
cluded others and was clearly discriminating in this sense, probably with long-
term effects we are only now beginning to become aware of20. Jews were rarely
mentioned in textbooks as victims or as inmates of concentration or death
camps until the late 1980s. Generally, one spoke of »prisoners« when referring to
Jewish prisoners. Terms like »racism,« »anti-Semitism,« or »the persecution of
the Jews« did appear in the official teaching guidelines and school textbooks.
However, during the 1950s and 1960s they were perceived as ideological con-
ditions of capitalism. Excessive crimes against the Jews as something new and
previously unheard of remained under-emphasized. The first careful steps to-
wards portraying the Holocaust were taken by textbook authors during the
1970s and 1980s. Dogmatic positions declined and a greater emphasis on social
history and everyday lives could be found in textbooks. This development went
hand in hand with a modernization of didactical strategies leading to the
incorporation of pictures, photographs and short primary sources into text-
books that now offered an impression of the Jews’ difficult living conditions in
Germany during the 1930s. Anti-Semitism was defined as the driving force of
National Socialism.

Commemorating the victims of resistance and persecution had a high
standing in the official memory culture of the GDR. This was expressed in
numerous marches, talks, conventions, and holidays, and found its way into the
classroom in the form of commemoration periods or history projects. Every new
generation of students reacted differently to this indoc- [142[ trination into
historical anti-fascism that served to legitimize the politically immobile socialist
system. Some students of later generations resisted the exaggerated formal-

20 S. K�chler, S. , »DDR-Geschichtsbilder. Zur Interpretation des Nationalsozialismus, der j�-
dischen Geschichte und des Holocaust im Geschichtsunterricht der DDR«, in Internationale
Schulbuchforschung/International Textbook Research, 22, 31 – 4, 2000. p. 124; Weißer, A. Die
Darstellung des Dritten Reiches und des Holocaust in Geschichtslehrb�chem und Unter-
richtsmaterialien der DDR 1949 bis 1989. Hausarbeit f�r die Erste Staatspr�fung f�r das
Lehramt, Universit�t M�nster, 1999; B.B. Weber, What shall we tell our chidren?: The
presentation of Nazi atracities in East and West Gennan Textbooks, Vermont, 1995.
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ization of commemoration and especially rejected the political messages asso-
ciated with it. Of course this does not mean that they were not in favor of a
political and historical condemnation of fascism. After reunification, it suddenly
became possible to openly voice ambivalence to the GDR’s proclaimed anti-
fascism and to regard National Socialism more as an historical phenomenon. In
the most extreme cases, the social pressure on young people brought about by
economic and ideological change lead to a growing youth culture that adopted
neo-Nazi role models from Western Germany. These young people rejected the
strictly prescribed educational indoctrination of the GDR, as well as the »for-
eign,« dominant pluralistic society a united Germany was starting to create.

Current Curricular Developments

After the breakdown of socialism and the unification of Germany, many federal
states began to revise and renew their curricula. The new and revised history
courses of several federal states placed more emphasis on dealing with the period
after 1945. National Socialism and the Weimar Republic are thus now dealt with
in the context of early modern history, beginning with the French Revolution. In
the former syllabi, the First World War was seen as the major turning point and
the last year of compulsory schooling was devoted to the time period from the
First World War to today. Now the end of the Second World War replaces this
caesura. However, this shift has not lead to a cut in the time allotted to the
teaching of the Holocaust. A less elaborate teaching of medieval and ancient
history provided more time to teach contemporary history. The topics of Na-
tional Socialism and the persecution and murdering of the Jews have become
central elements in teaching modern history during the last decade even if this is
not explicitly required by the syllabus. Today the Holocaust is regarded as a topic
in its own right and it is treated in separate chapters in curricula and textbooks.

During the 1980s and 1990s, a growing pedagogical concern emerged: not
why, but how to deal with the topic became the crucial issue. Teachers were asked
to make more use of activities outside the classroom setting. Ministries of Ed-
ucation recommend and financially assisted visits to memorials. The educa-
tional staff of the memorial sites increased, and enriched teachers’ pedagogical
efforts by planning seminars and developing educational materials. They de-
veloped pedagogical approaches for schoolchildren and offered special tours,
task sessions, and seminars, which usually went hand in hand with teachers’
efforts so that school classes and visits to [143] memorials could complement
one another. This change in interest again reflected an international trend caused
by generational change. As the shift in the consciousness of time took place in
other modern industrial societies the general didactic requirements of history
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teaching in Germany and in other Western European countries no longer differs
as strongly.21 In Germany, teachers do not have to follow the syllabus slavishly,
they have a certain leeway in preparing their courses. At present, in contrast to
previous decades, this often leads to a more extensive coverage of the Nazi era
than is prescribed. In addition to textbooks many teachers include didactically
valuable teaching methods like excursions, films, and talks with eye-witnesses.
In every federal state, teachers find in-service and resource centers offering a
wide range of printed material, as well as electronic and other media. The Georg-
Eckert-Institute for International Textbook Research in Braunschweig collects
all history textbooks and additional material designated for the use in German
schools. Its latest catalogue on teaching materials dealing with »The Persecution
of Jews in the Third Reich« contains more than a hundred titles published in the
1980s and 1990s. Again in contrast to previous times, today a micro-historical or
biographical approach is emphasized. The Nazi regime is not presented as an
impenetrable and incomprehensible system of terror for the individual that left
absolutely no possibility for decision-making. Certainly it remains important to
convey basic facts concerning widespread suppression and genocide, but the
possibilities of helping those who were persecuted, and resistance should also be
discussed.

Contemporary History and Post-War-History?

Little doubt remains that the majority of pupils today have at least a basic
knowledge of the Third Reich and are aware of the fact that millions of Jews and
other ethnic groups were murdered. It is true, however, that the National So-
cialist era is becoming increasingly strange and distant to pupils. To many of
them it is incomprehensible that a civilized society could be in favor of organized
mass murder. These pupils no longer see National Socialism as a part of their
own world, as a part of contemporary history. To them this period belongs to a
history, like the Kaiserreich or other phases of German development, with which
they feel no involvement. They find it difficult to compare the barbarous ac-

21 See Aktion S�hnezeichen Friedensdienste e.V.: Rencontre Pedagogique Internationale. La
memoire d’Auschwitz dans l’enseignement. Problemes et perspectives, Br�ssel, 4.– 8.11.1991.;
R.L. Braham, The Treatment of the Holocaust in Textbooks. The Federal Republic of Germany,
Israel, The United States of America, New York, 1987; RL. Braham, Anti-Semitism and the
Treatment of the Holocaust in Post-communist Eastern Europe, New York, 1994; R Steininger
(ed.), Der Umgang mit dem Holocaust. Europa-USA-Israel, Wien 1994; M. Heyl, Erziehung
nach Auschwitz. Eine Bestandsaufnahme. Deutschland, Niederlande, Israel, USA, Hamburg
1997; »Unterricht �ber den Holocaust/Teaching the Holocaust«, Internationale Schulbuch-
forschung/International Textbook Research 22, 1; M. Heyl, Erziehung nach Auschwitz. . Eine
Bestandsaufnahme, Deutschland, Niederlande, Israel, USA, Hamburg, 1997.
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tivities of the National Socialist era with racist behavior today.22 The living
conditions that the youth of today aspire to are mainly connected with the
economic rise of Western Germany, if a historical perspective is attributed to
such wishes at all. This is the only historical background against which pupils in
Western and Eastern Germany want to see the future of a reunited Germany.
[144]

Unquestionably, new didactic approaches are required to fulfil the needs of
pupils today. Arguably, approaches adopted in the United States, where teaching
the Holocaust tries to establish common factors and conditions and seeks to find
similar historical events in order to penetrate the distance and feelings of
strangeness towards history, are appropriate for German students.23 For German
historical science and didactics, the use of comparison as a means of under-
standing the Holocaust was taboo for a long time. Mass murder was viewed as an
occurrence so monstrous and unique that it could not be explained in terms of
comparison. This was an adequate approach only as long as we had the feeling
that National Socialism belonged to our time and had happened in the German
society of our parents or grandparents-but the chain of memory has torn over
the generations. The conflict between the National Socialist and post-war gen-
erations has itself become history, and it is becoming increasingly difficult to
make the pupils of today realize that this is not just history, but contemporary
history, the history of our and their time. Recently mass murder has occurred in
other nations such as Cambodia, the former Yugoslavia and other parts of the
world. These horrors are also brought to us in immediate proximity and in
graphic detail by the media. Surveys show that the majority of young people
today are strongly rooted in the present; their political convictions, moral
opinions and expectations for the future hardly arise from reflection on the past-
only a small minority are consciously involved in the historic experiences of
their parents or grandparents.

From Old to Neo-Nazis

But is this conclusion not contradicted by the existence of neo-Nazi groups
gathering beneath Nazi symbols, proclaiming anti-Semitic slogans and
spreading hate of everything »non-German?« It would be too simple to assume

22 H. Hçtte, »Museumsp�dagogische Arbeit mit Jugendlichen im Dokumentenhaus KZ Neu-
engamme, » in: Internationale Schulbuchforschung 6, 1984, [153] pp. 173 – 185; B. M�tter and
F. Pingel, Die Ideologie des Nationalsozialismus. Unterrichtsmodell und Arbeitsbuch f�r die
Sekundarstufe II, Bochum, 1988.

23 H. Freiling, »Der Holocaust als Thema amerikanischer Schulcurricula,« in: Internationale
Schulbuchforschung 11, 1989, pp. 255 – 282.
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they do this through lack of knowledge about the significance of National So-
cialism. These Neo-Nazis prefer to see it as a sign of the times when Germans
were privileged over other members of society who are regarded as »inferior.«
They would like to re-establish these times as they feel threatened by economic
insecurity and competition on the job market that no longer guarantees well-
trained youngsters employment. When social benefits are cut, and chances for
employment jeopardized, members of neo-Nazi groups attempt to protect
themselves in a society in which all people are equal by constitutional law. On the
one hand, globalization and the dissolution of ideological blocs have proved
traditional social-political patterns outdated and without place in a society
which apparently has no borders. On the other hand, German reunification
seems to offer a differ- [145] ent model – a truly traditional pattern of political
identity which has survived changes in the political landscape: namely nation-
alism.

Thus, young people in particular, question the principle of equality in our
society by attacking people who still have to find a way of adapting to this
national society and whose social position is not yet assured. These young
people feel resonance with some parts of our society. Their orientation to Nazi
history provides legitimation as well as the ideological framework and organ-
izational structures required for their activities. To them it is not a question of
imitating National Socialism or reviving it as a system, because that would be
contradictory to modern ways of living that are desirable even for neo-Nazis, or
at least their less organized supporters. Therefore, these groups adopt a selective
view of the past; they imitate what seems worth imitating. History lessons alone
can do little against this, as the neo-Nazis are in favor of exactly the passages
from history that should have a deterrent effect and deny all those which appear
too monstrous. This means they can combine anti-Semitic activities with state-
ments of their own that no Jews were gassed in Auschwitz. It is not a lack of
knowledge of the facts that is the problem, but imparting the desired moral
message.

Why do young people choose National Socialism for their purposes? It is
probably because it is the most recent historic example of nationalistic ideology.
On the other hand, it is long enough ago not to mobilize the protest of large
groups of affected individuals. However, I believe that the neo-Nazis have mis-
judged this factor. It is evident that among the general population, as well as the
political-economic leaders and intellectuals in Germany, that a defensive atti-
tude towards nationalist, racist thinking and activities is so great that the hoped-
for social acceptance of xenophobic actions has not taken place. Thus a degree of
learning from history has taken place, even though it has not reached society as
completely as could be hoped.
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It is important to recognize the reasons that today lead a small minority of
youths to orientate towards National Socialist ideologies. Dissatisfaction with
the present situation is probably a greater reason than identification with the
historical model. Contemporary teaching should address the deeply held beliefs
of neo-Nazis and right-wing radicalism and should incorporate and not just try
to show the catastrophes caused by National Socialism. The extensive research
on right-wing radicalism, xenophobia and neo-Nazism currently carried in
Germany is included in teaching material for these subjects.24 In my opinion, the
greatest chance for intensive teaching on the subject of National Socialism does
not lie in trying to convert those already belonging to neo-Nazi groups, but in
strengthening the defensive attitude of others.
[146]

The Challenge of »Learning« from Mass Destruction in History

The evaluation of National Socialism has perhaps become more strongly po-
larized among pupils than in previous decades. In considering views of National
Socialism, pupils today associate phrases such as »war and pointless destruc-
tion,« »murder of Jews and gypsies« far more often than the harmonizing
stereotypes of »work for all« or »safety and order« which were still used in the
1950s to explain acceptance of National Socialism.25 Young people today are far
more aware of the terror of this era than its so-called »good sides.« Gerd Steffens,
a teacher at a German Gymnasium, has the good fortune to teach in a partic-
ularly favorable classroom situation, but his opinion of his students probably
reflects the attitudes of majority of pupils at German Gymnasium schools:

Moreover, genuine national motives are not so widespread among the pupils. On the whole they
are more universalistically than ethnocentrically orientated, more cosmopolitan than national.
The Gulf War, for example, affected them more than their own national reunification and
questions of ecology, peace and mass poverty in the Third World, i. e. questions regarding
humanity, bring more to bear on their view on life than national feelings. Maybe this is why it
seems to some of them to be unfair that they have to live with the memories of National
Socialism despite having no inner relationship to national claims.26

24 K. Fritzsche, and M. Hartung. (ed.), Der Umgang mit »Fremden«. Eine deutsch-deutsche
Sch�lerbefragung zum Thema Schulbuch und Fremdenfeindlichkeit. Eine kommentierte
Auswahlhilfe von Unterrichtsmaterialien, Hannover, 1997.

25 B. von Borries, »Vorstellungen zum Nationalsozialismus und Einstellungen zum Rechts-
extremismus bei ost- und westdeutschen Jugendlichen. Einige empirische Hinweise von
1990, 1991 und 1992,« in Internationale Schulbuchforschung 15, 1993, pp. 139 – 166; K. Pohl,
Bildungsreform und Geschichtsbewußtsein, Pfaffenweiler, 1996.

26 G. Steffens (1991) »Die nationalsozialistischen Verbrechen und der Vçlker· mord. Be-
merkungen zur Unterrichtspraxis in der Bundesrepublik,« in Aktion S�hnezeichen Frie-
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Some perceive National Socialism as an historical burden that they have
inherited but are not responsible for and which, particularly abroad, makes
communication and the ability to declare themselves to be Germans very dif-
ficult. Examples, given by students at an international conference in L�beck,
show that this period of history remains tangible, even if the chain of generative
experience seems to be broken.27

Schoolbooks and lessons are by no means the only media, and often not the
most important media, that transmit knowledge and emotional access to Na-
tional Socialism. It is the media that confronts pupils with the subject. The great
historical debates on the place of National Socialism in German history and the
comparability of the Holocaust with the crimes of Stalinism have given the
subject a prominent position in the media, the reporting and presentation of
which is also dealt with in schools. Pupils, however, are often only superficially
aware of these issues. They feel they are confronted with the subject in nearly all
media and that after a certain time they know enough about what happened. At
school they show an attitude of rejection when the subject is to be dealt with »yet
again.«

Nevertheless, it is often reported that students feel insecure, and sometimes
even guilty, abroad. This seems odd, as almost no teacher, or parent, [147] or
politician would consider making young people of today guilty for the crimes of
National Socialism. In turn, many in the public sphere, including many Minis-
ters of Education speak of the »responsibility« of this generation for the history
of their country)’. The students themselves overwhelmingly confirm that it is
necessary to take responsibility for the history of one’s nation, but it is probably
difficult for students between the ages of 14 – 16 to distinguish between »guilt«
and »responsibility,« which seem abstract to them. Those authors adhering to
psychoanalytical models of explanation go further, postulating that students are
shouldering the guilt that the generation of perpetrators refused to accept.28 In
light of the fact that these two generations are far apart, this assumption seems
highly speculative. Interestingly, many members of the post-war generation
rejected the notion of having to shoulder the guilt of their parents’ generation
and publicly, as well as privately, made the whole of the older generation re-
sponsible of having been bystanders. Today’s student generation is usually no

densdienste e.V.: Rencontre Pedagogique Internationale. Le memoire d’Auschwltz dans
l’enseignement. Problemes et perspectives, Bruxelles, 4 – 8 novembre.; S. K�chler, S. Ibid, p.
124, 2000.

27 Time to Remember-Zeit des Erinnerns, L�beck, 9 – 11 November 1999.
28 H. Stierlin, Der Dialog zwischen den Generationen �ber die Nachkriegszeit, Stuttgart, 1982;

M�ller-Hohagen, J., Verleugnet, verdr�ngt, verschwiegen. Die seelischen Auswirkungen der
Nachkriegszeit, M�nchen, 1988.
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longer subject to these familial conflicts involving rejection of facts, inter-
rogation, and blame.

Purely factual and informative lessons are not of much help in dealing with
transferred or assumed feelings of guilt, which are directed in anger and re-
criminations against the Nazi generation, but hardly lead to a deeper under-
standing of how completely normal people could become willing servants of
state terrorism. In comparison to the 1970 s and 1980 s, young people today are
more prepared to generally condemn the generation of those who »joined in«
National Socialism without any examination of the subject, as they have a pre-
conceived notion that this generation is guilty in general. In this respect, the
younger generation’s view of the Holocaust differs a lot from the beliefs their
grandparents held, in that they acknowledge wide responsibility for the horror
of the Third Reich but reject personal guilt.29

Appropriate Teaching Approaches

The vast amount of supplementary teaching material published in recent years is
suitable for dealing with National Socialism as it allows a higher degree of
identification than school textbooks, which often have to present their material
at a relatively general level.30 Detailed treatment includes, for example, personal
research in archives, exhibitions and museums or even interviews. These cannot
often be managed in the course of regular lessons, so the subject is dealt with in
long-term projects, or projects involving several school subjects. The concen-
tration camp memorials that have developed their own educational departments
over the past few years are growing in importance. These educational centers are
run by qualified, [148] knowledgeable personnel, mainly teachers transferred
from school service for a limited period, who offer an exchange of information
on their work with school classes and have learnt to deal with the particular
questions asked by students. In addition, several institutes for further education
have specialized on the subject. The best known is the Fritz-Bauer-Institut in
Frankfurt that reports continuously on practical teaching experience and the-
oretical concepts for educational work.

Most teaching approaches still presume that the Holocaust has to be dealt
with as part of recent German history. Dealing with this subject needs no jus-
tification, but certainly requires special didactic considerations with regard to

29 T.R. Henschel, Young German Europeans divided memory in a united Germany, unpublished
presentation at the conference on »European Historical Consciousness: Empirical Evidence
and Experience,« Essen, 13th-15th January, 2000.

30 Georg-Eckert-Institut f�r internationale Schulbuchforschung, 1999; E. Fuchs, et al. (ed.)
Holocaust and Nationalsozialismus, Wien, 2000.
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teaching aims and methods. In contrast to many other countries, particularly the
United States, no intensive discussion on this has taken place in Germany. When
asked about their aims in teaching this subject, teachers often reply that hu-
manistic values should be strengthened in young people and an emphasis placed
upon ensuring that there is no repetition of what happened in the past. Although
strong agreement with these aims is possible, they contain two theoretical di-
lemmas:
1. If the Holocaust is treated as a unique and hitherto unheard-of occurrence

that cannot be compared with other forms of genocide, then it might be
argued that there is little point in assuming any danger of repetition. More-
over, when dealing more closely with the subject, the pupils often are too
overwhelmed at what happened to be interested in examining potential
parallels or extrapolations in the future.

2. By its very nature the Holocaust exposes the radical denial of humanistic
values. Fundamentally, it deals with the destruction of human civilization in a
highly civilized country. Dealing with the Holocaust therefore does not create
trust in human values, but shows their fragility.

Memory of the Holocaust as a field within the teaching of history entails more
than mere description. This memory should conjure empathy for the victims.
Just as important as the cognitive, is the emotional aspect which is often difficult
for German teachers to manage because they are trained to teach rationally and
are asked not to show »ideological bias« or to put students under moral pressure.
This was one of the main lessons learned from the example of ideological
teaching during the Nazi era. I experienced this emphasis on rationality in the
course of the German-Israeli teachers’ seminars, which the Georg-Eckert-In-
stitute conducted during the 1990s in cooperation with the Israeli teachers’
union in order to implement the German-Israeli school textbook recom-
mendations. The German teachers were eager to present the methods and ma-
terials they used for the teaching of [149] the Holocaust. The Israeli teachers, on
the other hand, could not understand how the German teachers could remain so
»objective,« since they found it impossible for both teachers and pupils to
comprehend the subject matter without emotion. The philosophy behind the
teaching of history in Germany implies giving the pupils the chance to express
their emotions when they are dealing with primary sources. The teacher’s pre-
sentation should remain free of judgements that could lead to an emotional
response from students. In the last few years, however, a discussion has been
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taking place as to whether or not it would be wise to promote an affective aspect
in the teaching of the Holocaust.31

In same federal states, children have to deal with the subject for the first time
in the fifth or sixth grade in lessons on »The World and the Environment.32

Authors of school textbooks for this age group generally avoid direct allusions to
the extermination of people. The effects of persecution are dealt with through
examples of resistance and the fate of individuals. The higher the age group the
greater the lack of specific didactic considerations regarding the introduction of
National Socialism. For older students the topic is often dealt with simply be-
cause it is in the chronological period in question. The dilemma for teachers is
that whereas one approach remains too factual, the other might prevent open
discussion and exert too much moral-political pressure on pupils.

The Inner-German Divide

The context of lessons on the persecution of the Jews has altered with the changes
in German society. More and more frequently, teachers at seminars and con-
ferences are reporting that they have to take into consideration the multicultural
nature of their classes. Those belonging to other persecuted minorities ask to
what extent their fate is dealt with in lessons in Germany. For example, for a
Kurd, whose nationality is hardly mentioned in lessons about Turkish or Ot-
toman history, or for refugees from the war torn areas of the former Yugoslavia,
parallels with the Holocaust are more apparent. As a consequence, calls for
greater inclusion of comparative aspects of history may have some justification.
Since reunification one can hardly speak of generally similar conditions for the
teaching of contemporary history. Knowledge of the history of persecution,
patterns of judgement and the emotional occupation of the National Socialist
past are too different in the east and west to render it wise to presume the same
kind of questions and teaching approaches are relevant in both geographic
locations.33 Coming from outside after numerous courses of further education in
East and West Germany, Chaim Schatzker issued an early warning against simply
transferring West German teaching methods to East Ger- [150] many. The ter-
minology had different connotations. For example, »anti-Semitism« would
mean practically nothing to East German pupils, so that a comparison of Na-

31 B. M�tter and U. Uffelmann, Emotionen und historisches Lernen. Forschung-Vermittlung-
Rezeption, Frankfurt/M., 1992.

32 This subject deals with geography, history, civics and even biology in an integrated manner.
33 S. Wolf, »Antisemitismus und Schoah als Unterrichtsgegenstand in Ostdeutschland – ein

Fragment«, in T. Lange (ed.), Judentum und j�dische Geschichte im Schulunterricht nach
1945, Wien, pp. 125 – 139, 1994.
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tional Socialist discrimination with anti-Semitic statements or attitudes after
1945 would be meaningless. »Anti-Zionism,« on the other hand, would appear to
many to be justified today and would be translated as »anti-Israeli« or »anti-
imperialist« and would not be associated with an anti-Jewish attitude.

Following reunification, a strong nationalist attitude began to spread among
some young people leading them to equate Jews with foreigners in general, and
making both these groups subject to prejudice and violence. In many cases,
individuals adhering to these attitudes had never consciously been in contact
with Jews. They assimilated a xenophobe ideology coming from the radical right
in Western Germany that stood in contrast to the sociological situation in
Eastern Germany. With few exceptions, there was only one group of foreigners,
the Vietnamese, who were ever represented in East German society. Xenophobic
tendencies were largely geared toward phantoms. These young people never-
theless constructed an ideal picture of a homogenous society without ever
having lived in a pluralistic society. The old social order, which had formerly
provided them with cultural orientation and social welfare, was diminished with
the fall of the socialist system. The only thing that could now take the place of
this security was their awareness of being »German,« an awareness entailing
nationalist or even neo-Nazi attitudes.

The particular starting conditions and the comparatively small amount of
knowledge about Jewish-Israeli history in eastern Germany was taken into
consideration by the S�chsische Akademie f�r Lehrerfortbildung when they
developed courses in cooperation with the Israeli Embassy on the subject of
»Judaism and the State of Israel« or »Anti-Semitism, xenophobia and right-wing
extremism.« These have been supplemented by extracurricular and outside
activities such as school twinning arrangements with Israeli educational in-
stitutions and school competitions. However, even with all of these measures it
must be noted that pedagogical methods only achieve minimal success in in-
fluencing right-wing attitudes among young people. In spite of the fact that
civics claims to be able to contribute to the development of democratic behavior
and multicultural openness, sociological research has shown that the school has
little authority over the students and is largely unable to alter attitudes that have
already shaped the individual. In these cases, external political and social
measures must be taken within the school setting, in the form of programs such
as »awareness groups,« where students can learn to control their behavior in and
outside of school, and to adapt to generally accepted moral norms and values.34

[151] Nevertheless, teaching the Holocaust should not be over-saturated with
questions pertaining to problems of our daily societal situation. In a pedagogical
sense it could be destructive to instrumentalize the Holocaust in order to en-

34 Fritzsche and Hartung (eds.), 1997.
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courage currently appropriate forms of behavior, or to expect students to take a
stand on current xenophobic attitudes as a direct conclusion of teaching the
Holocaust. We do not need the Holocaust to impart in our students the con-
viction that it is important to combat anti-Semitism or other forms of dis-
crimination. We should teach it because it happened. It had grave consequences
for the Jews, the Sinti and Roma, handicapped people, political dissidents, and
those of the social underclass. But most of all, it was a threat to our very hu-
manity.
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Unterricht �ber den Holocaust.
Eine kritische Bewertung der aktuellen
p�dagogischen Diskussion*

Die Ausbildung eines kollektiven Ged�chtnisses an Holocaust oder Shoah, wie
der hebr�isch-j�dische Terminus heißt, oder den Vçlkermord an den Juden, wie
der ad�quate deutsche Begriff lautet, ist ein m�hsamer und langwieriger Prozess
gewesen. So ungeheuer uns die Ermordung der j�dischen Bevçlkerung unter
nationalsozialistischer Herrschaft im R�ckblick erscheint, so zentral ihre Be-
deutung f�r ein Verst�ndnis des NS-Regimes und des Vçlkermords im
20. Jahrhundert heute angesehen wird, so wenig war es selbst-verst�ndlich, dass
dieses Ereignis einen prominenten Platz in der historischen �berlieferung sowie
der historisch-politischen Bildung erhalten hat.

Erinnern – Gedenken – aus der Geschichte lernen?

Dass die T�ter, Mitt�ter und die Gleichg�ltigen, die zu- oder weggesehen hatten,
die Erinnerung an den Vçlkermord nicht wachhalten wollten, sie nicht auch
noch in die offizielle, staatlich sanktionierte Form eines Curriculums gießen
wollten, mag zumindest verst�ndlich erscheinen. Aber auch f�r die Opfer, die
�berlebt hatten, war es schwierig �ber ihre Erfahrungen, die sich in ihr Ge-
d�chtnis eingegraben hatten, zu reden, ja sie zum Gegenstand der objektiven
Wissenschaft und lehrender p�dagogischer Bem�hungen zu machen. War denn
Jugendlichen vermittelbar, was sie erlebt hatten? Hatte, was sie zu berichten
wussten, einen p�dagogischen Sinn?

Die Stadien, in denen sich das Wissen �ber den Holocaust in Wissenschaft
und Schule entfaltet und verbreitet hat, will ich hier nur mit wenigen Beispielen
anzeigen, da der aktuelle Unterricht im Vordergrund stehen soll. Angesichts des
unterschiedlichen Stellenwertes, den der Vçlkermord an den Juden heute in den
Curricula verschiedener L�nder einnimmt, einer Vielzahl von p�dagogischen

* Zuerst verçffentlicht in: Eduard Fuchs/Falk Pingel/Verena Radkau (Hg.), Holocaust und
Nationalsozialismus, Innsbruck: Studienverlag (2002), 11 – 23.



Methoden, mit denen er unterrichtet wird, sollten wir uns nur der Tatsache
bewusst bleiben, dass der jeweilige Stand, den wir in unserem Lande, in unserer
Schule erreicht haben, das Ergebnis einer Entwicklung ist, in die viele Faktoren
eingegriffen haben: politische Kr�fteverh�ltnisse und Ideologien, Forschungs-
beitr�ge der Wissenschaft, die Erinnerungsleistungen der �berlebenden, hier
vor allem der Opfer, nicht zuletzt der p�dagogische Wille und die Einsicht der
Unterrichtenden. Schließlich sind der Zwangs-Institution Schule spezifische
Formen des historischen Lernens eigen. Wir werden [12] also fragen, ob uns die
so genannten »authentischen« Orte des Geschehens andere Einsichten und
Lernformen ermçglichen als der Lernort Klassenzimmer, in dem das Lehrbuch
immer noch einen zentralen Platz einnimmt. Kçnnen wir dagegen auch »au-
thentische« Stimmen in die Schule holen, Zeugen des Geschehens sprechen
lassen? Wir m�ssen die politischen Rahmenbedingungen einbeziehen, die Un-
terrichtsinhalte und p�dagogische Zielsetzungen heute beeinflussen. Entspricht
der Globalisierung der Kommunikation eine Generalisierung oder Universali-
sierung von Wertvorstellungen, von intendiertem moralischem Lernen aus der
Geschichte? Wird der Holocaust zu einem verpflichtenden Bestandteil offiziellen
historischen Gedenkens nicht nur in Europa, sondern verleiht er in seiner
Verbindung von Einzigartigkeit des Ereignisses und der Universalit�t der Be-
drohung, die in ihm zum Ausdruck kommt, der Weltgemeinschaft ein f�r allemal
einen Fixpunkt des Gedenkens an und der Warnung vor dem Genozid?

Uns, den Nachgeborenen, die den Holocaust nicht erlebt haben, ist Erinne-
rung daran nicht mçglich. Wir rekonstruieren Geschichte, zeichnen sie nach,
bearbeiten sie auf Grund der Quellen, die uns �berliefert sind. Selbst f�r die
Zeitzeugen wird alsbald die vergangene Erfahrung nur durch die Wiedererin-
nerung zug�nglich, mischt sich die Gegenwart in eine Vergangenheit ein, die so
unnahbar wie unauslçschlich schien. Erinnere ich die Vergangenheit nicht,
entgleitet sie mir, erinnere ich sie, ver�ndere ich sie bei der Suche nach dem, was
durchlebt worden ist.

»Es ist der 12. April 1945, der Tag nach der Befreiung von Buchenwald. Die
Geschichte ist also frisch. Es bedarf keiner besonderen Ged�chtnisanstrengung.
Auch keiner glaubw�rdigen, �berpr�ften Dokumente. Der Tod steht noch im
Pr�sens …

Dennoch �berkommt mich ein Zweifel an der Mçglichkeit des Erz�hlens. Nicht,
dass das Erlebte unsagbar w�re. Es ist unertr�glich gewesen, was etwas ganz
anderes ist, wie man leicht verstehen wird. Etwas anderes, was nicht die Form
eines mçglichen Berichtes betrifft, sondern seine Substanz. Nicht seine Gliede-
rung, sondern seine Dichte … Nur die Kunstfertigkeit eines geb�ndigten Be-
richtes vermag die Wahrheit des Zeugnisses teilweise zu �bermitteln.«

Der Bericht aber, den sich der Buchenwald-H�ftling und Schriftsteller Jorge
Semprun »Brocken f�r Brocken, Satz f�r Satz« seinem Ged�chtnis entriss, zer-
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fraß sein Leben. »Ich wusste mit Sicherheit«, so schrieb er sp�ter, »daß ich an
einen Punkt kommen w�rde, wo ich mein Scheitern zur Kenntnis nehmen
m�ßte: Nicht, weil es mir nicht gelang zu schreiben: vielmehr weil es mir nicht
gelang, das Schreiben zu �berleben.« (Semprun 1996: Schreiben oder Leben,
S. 22/3 und 232)

Wirklich zu vergessen, war Jorge Semprun nicht mçglich, da die Substanz der
Erinnerung das Konzentrationslager war. Aber woraus diese unaufgebbare Er-
fahrung bestand, l�sst sich nur festhalten im Bericht. So stellt er schließlich den
Bericht aus den St�cken der Erinnerung fertig und kehrt, im Jahre 1992, nach
Buchenwald zur�ck.

So beklemmend es sein mag, am Orte des Geschehens nun eine wissen-
schaftlich-p�dagogische Konferenz abzuhalten, so unausweichlich ist es sich
einzugestehen, dass in der Erinnerung der Zeitzeugen selbst dieser Ort, wie [13]
andere auch, die ihm �hnlich sind, zu einem Ort der Wiedererinnerung, der
Reflexion, der Verarbeitung von Erfahrung, und nicht allein des Gedenkens und
der Trauer um die Opfer geworden ist. In ihrem Auftrag, die Erinnerung wach zu
halten, sind die Gedenkst�tten in der Abfolge der Generationen zu einem Ort der
P�dagogik geworden. Mit dieser Konferenz dokumentieren wir selbst ein St�ck
notwendiger und deshalb akzeptabler »Historisierung« des Holocaust.

Die Beschreibung aber, zumal wenn sie an kommende Generationen mit dem
Anspruch eines p�dagogischen Sinnes weitergegeben werden soll, dessen sie
selbst g�nzlich entbehrt hatte, da die Erfahrung des Lagers geradezu den Wi-
dersinn menschlichen Handelns repr�sentierte, ger�t so zu einer Interpretation
einer Erfahrung, die selbst so urspr�nglich schien, dass sie keiner Interpretation
bedurfte oder f�hig war. Wir aber kommen ohne Interpretation nicht aus. Hierin
liegt der tiefere Grund, dass in den Gesellschaften der Opfer – insbesondere in
Israel – anfangs nicht die Beschreibung, sondern das Gedenken, das Ritual, die
Wiedererz�hlung, die literarische oder noch viel mehr die poetische Form im
Vordergrund gestanden haben. Es ging darum, der individuellen Trauer einen
kollektiven Ausdruck zu verleihen, sich in unterschiedlichen Formen des Ge-
denkens einer nicht vermittelbaren Erfahrung anzun�hern, ohne sie je rekon-
struieren zu kçnnen. Erst Generationen, die den Zeitzeugen folgten, stellten
Fragen, die eine Rekonstruktion der Geschichte notwendig machten. Sie wollten
wissen, um Gedenken mçglich zu machen.

Nationalgeschichte im Vordergrund

Bis heute wird Geschichte als Gegenstand des staatlich vermittelten Ge-
schichtsunterrichts im Wesentlichen in den meisten L�ndern der Welt als Na-
tionalgeschichte und nicht als »Menschheitsgeschichte« gelehrt. Die N�he zur
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eigenen Nationalgeschichte ist das leitende inhaltliche Auswahlkriterium; die
Perioden der Nationalgeschichte strukturieren große Teile der Darstellung in
Curricula und Schulb�chern und machen oft auch noch den grçßten quantita-
tiven Anteil aus. Die Einbettung auch unseres Themas in den jeweiligen natio-
nalen Kontext ist auch der Grund daf�r, dass sich lange Zeit keine spezielle
Didaktik des Unterrichts �ber den Holocaust entwickelt hat. Solange die Er-
mordung der Juden nur als ein Teilbereich der Verbrechen und Ereignisse des
Zweiten Weltkrieges betrachtet wurde, bestand kaum Anlass, die besonderen
didaktischen Herausforderungen zu untersuchen, die sich in der Regel erst
zeigen, wenn dem Thema ein eigenst�ndiger Platz einger�umt wird.

Schauen wir uns die curriculare Situation in den L�ndern an, in denen auf den
Vçlkermord an den Juden �berhaupt ausf�hrlicher eingegangen wird, so lassen
sich grob vier unterschiedliche Herangehensweisen unterscheiden. Dabei wird
deutlich, dass die Kontextabh�ngigkeit im Curriculum zu unterschiedlichen
didaktischen Leitfragen und verschiedenen Lehr- und Lernformen f�hrt:

a) In Deutschland stellt der Nationalsozialismus im chronologischen
Durchgang durch die Geschichte, wie ihn das Curriculum f�r die Sekundarstufe
I vorsieht, eine der drei zentralen Epochen der deutschen Zeitgeschichte dar [14]
(Weimarer Republik/Nationalsozialismus/Nachkriegszeit bis zur Wiederverei-
nigung). Der »Holocaust« ist verpflichtender Bestandteil dieser Epoche. Leitend
f�r die Interpretation des Holocaust ist bis in die neunziger Jahre die Frage nach
der Kontinuit�t der deutschen Geschichte gewesen. Lief die deutsche Geschichte
auf Nationalsozialismus und Massenvernichtung zu, gab es hierf�r spezielle
Bedingungen in der deutschen Geschichte, kamen die T�ter aus der Mitte der
Gesellschaft oder gehçrten sie der Elite an oder waren sie gar Outsider, die die
staatliche Macht usurpierten? Drei Interpretationsphasen lassen sich unter-
scheiden:
1. F�r die Lehrergeneration, die im Nationalsozialismus gelebt hatte – zumeist

als Mitl�ufer oder gar T�ter, seltener als Opfer –, war es außerordentlich
schwierig, das Thema zu unterrichten. Die Ungeheuerlichkeit des Holocaust
wurde weitgehend geleugnet, oder durch den Vergleich mit eigenen Opfern
relativiert.

2. F�r die Nachkriegsgeneration war es relativ einfach, sich von der T�terge-
neration zu distanzieren und eine umfassende Aufkl�rung zu fordern. Diese
Forderung war h�ufig verbunden mit Vorstellungen von einer neuen Ge-
sellschaftsordnung, die eine Wiederholung unmçglich machen w�rde. Ver-
gleichende Fragen, die andere Beispiele von Vçlkermord einbezogen, wurden
weder von der Wissenschaft noch in der Unterrichtsdidaktik gestellt.

3. Das persçnlich-aufkl�rerische Engagement in den 60 und 70er Jahren ist in
der folgenden Generation eher einer Skepsis gewichen, noch verstehen zu
kçnnen, wie der Nationalsozialismus mçglich wurde. Er gehçrt mehr und
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mehr einer fernen Zeit an, die einer detaillierten, mçglichst »objektiven«
Aufarbeitung bedarf.

b) In Israel ist die »Shoah« der schreckliche Tiefpunkt einer umfassenden
Verfolgungsgeschichte der Juden in der Diaspora. Die Erfahrung der »Shoah«
war Beleg f�r das Scheitern der Diaspora, der Zionismus die erfolgreiche und in
die Zukunft weisende Alternative. Bis in die sechziger Jahre stand das Gedenken,
nicht die historische Unterrichtung im Vordergrund. Erst mit dem Eichmann-
Prozess begann die in Israel aufgewachsene Generation Fragen nach dem
Funktionieren eines mçrderischen Systems und nach den Verhaltensmçglich-
keiten der Opfer zu stellen. Es setzte eine Verwissenschaftlichung und Objek-
tivierung des Themas ein. Erst damit entstanden auch ausf�hrliche Schul-
buchdarstellungen des Holocaust.

c) In Polen, Frankreich und vielen anderen L�ndern, die vom nationalso-
zialistischen Deutschland besetzt waren, wird der »Holocaust« zwar im Kontext
der eigenen Nationalgeschichte abgehandelt (und zwar als Geschichte der Opfer
und T�ter), er stand und steht aber nicht im Zentrum der Behandlung von
Fremdherrschaft und Widerstand, denn die Juden stellten nur eine Minderheit
der Bevçlkerung dar. Sie gehçrten nicht zum Kern der Nation, so dass ihr
Schicksal
1. entweder als das einer Teilgruppe betrachtet wurde, die �hnlich litt wie die

gesamte Nation und damit kaum besondere Erw�hnung verdiente; dies war
vor allem in den ehemals sozialistischen L�ndern der Fall

2. oder als eine ganz spezielle Art der Verfolgung betrachtet und damit aus dem
Haupt- [15] strang der nationalen Geschichte ausgegliedert wurde (so etwa
�berwiegend in Frankreich, wo das Schicksal der j�dischen Bevçlkerung
nicht in die lange vorherrschende heroisierende Betrachtungsweise der R�-
sistance passte).

3. In den Geschichtsschulb�chern von L�ndern wie Frankreich oder England
z. B. wurde der Holocaust in den ersten Dekaden nach dem Kriege kaum
erw�hnt. Es bedurfte langwieriger Forschungsarbeit und einer anhaltenden
çffentlichen Diskussion, bis bewusst wurde, dass die Vernichtung der Juden
mindestens ein ebenso berichtenswertes Ereignis des Zweiten Weltkrieges
war wie die Bombardierung von London, die Invasion oder der Widerstand.
Bis heute wird der Gegenstand relativ unvermittelt eingef�hrt; in den
Schulb�chern stehen oft nur eine oder zwei Doppelseiten zur Verf�gung, die
die Sch�ler mit der intendierten Vernichtung eines ganzen Volkes konfron-
tieren. Nur selten werden dabei die emotionalen Ersch�tterungen bedacht,
die die Behandlung des Themas bei Sch�lern hervorrufen kçnnte, oder
moralische und politische Schlussfolgerungen angesprochen, die die Sch�ler
daraus ziehen kçnnten.
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d) Der Holocaust steht im Wesentlichen außerhalb der eigenen historischen
Erfahrung, er hat mit der eigenen nationalen Geschichte keine oder nur mit-
telbare Ber�hrungspunkte (etwa durch Emigranten, die den Holocaust �berlebt
haben). Hier wird Verfolgung und Vernichtung der Juden unter dem National-
sozialismus behandelt, weil sie ein ungeheuerliches Ereignis von weltge-
schichtlicher Bedeutung darstellen. Hieraus entspringen zwei nahezu entge-
gensetzte Interpretationsweisen:
- Der »Holocaust« stellt ein in der Weltgeschichte einmaliges, unvergleichbares

Ereignis dar, das gerade wegen seiner Einzigartigkeit behandelt werden sollte.
- Ein Verst�ndnis des »Holocaust« ist nur im Vergleich mit anderen Beispielen

von Vçlkermord mçglich. Es ist das vielleicht schrecklichste, aber nur eines
unter mehreren Beispielen daf�r, dass sich auch in der modernen Welt In-
humanit�t durchsetzen kann.

Beide Ans�tze finden sich heute vor allem in US-amerikanischen Kursma-
terialien zum Holocaust. In den B�chern zur amerikanischen Geschichte wurde
das Thema lange Zeit nicht oder nur mit wenigen Hinweisen erw�hnt; letzteres
galt auch f�r die Geschichtsb�cher zu »Western Civilisation« oder »European
History«. Erst durch langj�hriges Bem�hen der j�dischen Gemeinden und Or-
ganisationen gelang es, die Einsicht zu verbreiten, dass einer der grçßten
Massenmorde der modernen Geschichte wenigstens optionaler Bestandteil des
Unterrichts sein sollte. Heute wird der Holocaust ausf�hrlich in besonderen
Kursen behandelt, die allerdings nur in einigen Staaten Pflicht sind.

Gerade weil das Thema nicht Gegenstand des Pflichtunterrichts zur ameri-
kanischen Geschichte ist, bedurfte es besonderer didaktischer �berlegungen,
um Sch�ler und Lehrer an das Thema heranzuf�hren. Curricula wurden ent-
wickelt, die von vornherein Vergleiche zu anderen Vernichtungsaktionen in der
Weltgeschichte zogen, da ansonsten den Sch�lern weitgehend fremd, unver-
gleichlich und damit auch per se nicht wiederholbar erscheinen musste, was in
Europa geschah. Einige Curricula ziehen [16] z. B. auch Vergleiche zur Ver-
nichtung der Indianer in Amerika.

Um mçglichen Protest von Eltern zu begegnen, die ihre Kinder nicht unnçtig
mit so unmenschlichen und grausamen Ereignissen konfrontiert sehen wollten,
bem�hen sich viele Didaktiker darzulegen, auf welche Weise ein solch schwie-
riges Thema nahe gebracht und im Unterricht verarbeitet werden kçnnte – so
bildete sich ein gesonderter Zweig der Didaktik der modernen Geschichte her-
aus: »Holocaust Education«, eine Forschungsrichtung, die es in den meisten
europ�ischen L�ndern auch heute nicht gibt, obwohl der Holocaust in den
Schulb�chern, im Unterricht und in gesonderten Materialien und Jugendb�-
chern behandelt wird.
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Universelle Bedeutung

Gegenw�rtig bestimmen zwei, zueinander in der Regel im Gegensatz stehende
Tendenzen die didaktische Diskussion: eine fortschreitende Generalisierung der
Lernziele und des historischen Kontextes auf der einen und eine kritische
�berpr�fung der bisher g�ltigen nationalgeschichtlichen Interpretation auf der
anderen Seite. Das heißt: einerseits wird der Holocaust immer st�rker als eines
der zentralen Ereignisse des 20. Jahrhunderts angesehen, von welchem natio-
nalen Standpunkt auch immer ich mich ihm ann�here, andererseits m�ssen aber
auch gerade die jeweiligen Bez�ge zur eigenen Geschichte neu �berdacht wer-
den. Letzteres gilt vor allem f�r die osteurop�ischen L�nder, die in vielen F�llen
sich erst jetzt dem Thema çffnen.

Eine unvoreingenommene und ausf�hrliche Behandlung des Holocaust be-
gegnet hier besonderen Schwierigkeiten:
a) Der Massenmord an der j�dischen Bevçlkerung – vor allem, wenn die Juden

einen betr�chtlichen Anteil an der eigenen Bevçlkerung stellten – steht der
bisherigen und noch nicht �berwundenen heroischen Darstellung des
Zweiten Weltkrieges entgegen, welche st�rker als die Leiden den aufop-
fernden Kampf der unterdr�ckten Bevçlkerung gegen die Besatzer betont.
Der Holocaust aber hat keine Helden hervorgebracht, er eignet sich nicht f�r
Heroisierung.

b) Die Juden sind in fast allen L�ndern, die zum kommunistischen Herr-
schaftsbereich gehçrten, eine ungeliebte Minderheit gewesen, die von jeher
in der nationalen Geschichtsschreibung nur ein randst�ndiges Dasein ge-
f�hrt haben. Sie blieben aus dem nationalen Geschichtsbewusstsein weit-
gehend ausgeschlossen.

c) Auf die nationalsozialistische Diktatur folgte die ungleich l�ngere und f�r die
nicht-j�dische Bevçlkerung oft auch verlustreichere sowjetische Herrschaft.
Beide Unterdr�ckungssysteme werden zusammen gesehen, wie gerade jetzt
das Programm der ungarischen Regierung zur Erinnerung an die Opfer der
Diktaturen zeigt.

Um diesen Schwierigkeiten zu begegnen, muss der Unterricht weiter aus-
greifen. Er muss erst einmal eventuell noch bestehende Vorurteile oder Ste-
reotypen gegen�ber den Juden aufbrechen, damit Empathie mit den Verfolgten
und Verst�ndnis f�r deren weitgehend aussichtslose Situation entstehen kann.
Ansonsten steht der Unterricht in der Gefahr, alte Vorurteile zu best�rken. Denn
schließlich wird nicht weniger verlangt, als dass die j�dischen Opfer gleichwer-
[17] tig neben denjenigen der nicht-j�dischen Bevçlkerung stehen. Hierzu ist es
sicherlich noch ein langer Weg, wie etwa Umfragen in Polen zeigen, wo immer
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noch ein Großteil der Bevçlkerung der Meinung ist, »die Polen« h�tten mehr
gelitten als »die Juden«.

Von dieser besonderen Situation einmal abgesehen, die sich aus dem Zu-
sammenbruch des sozialistischen Systems und der materialistischen Ge-
schichtsdeutung ergeben hat, werden die unterschiedlichen Ausgangsbedin-
gungen in den einzelnen L�nder aber voraussichtlich nach und nach an Be-
deutung verlieren. Milena Santerini schreibt �ber ihr Projekt »Education after
Auschwitz«, sie betrachte die Shoah als ein Ereignis, an Hand dessen die großen
Probleme unserer Zeit in der Schule erkannt w�rden.1 �hnliche Aussagen finden
sich mehr und mehr in didaktischen Einf�hrungen zu unserem Thema. In der
Tat lassen sich einige Faktoren nennen, die die p�dagogische Situation zuneh-
mend pr�gen und nationale Besonderheiten �berdecken:
a) �berall in unseren Schulen lernen jetzt Sch�ler, f�r die der Nationalsozia-

lismus eine weit entfernte Periode darstellt, �ber die sie immer weniger
durch persçnliche Erfahrung und Erinnerung unterrichtet werden kçnnen.

b) Nationale Tabus, die auch von der Geschichtsschreibung nicht oder nur von
Außenseitern ber�hrt worden waren, werden aufgebrochen, wie z. B. Kolla-
boration oder antij�dische Haltungen in der eigenen Bevçlkerung.

c) Mit zunehmender Entfernung von der Zeit des Zweiten Weltkrieges und der
Integration Deutschlands in die Europ�ische und die Weltgemeinschaft wird
der Holocaust weniger als ein spezifisches Ereignis der deutschen Geschichte
angesehen; die von Deutschen ver�bten Verbrechen stehen vielmehr bei-
spielhaft f�r die Mçglichkeit des Genozids in der modernen Welt.

Die Tendenz zu einer generalisierenden Interpretation wird sicherlich da-
durch verst�rkt, dass etwa seit Anfang der neunziger Jahre die bedeutenden
Gedenkst�tten p�dagogische Seminare zum Unterricht �ber den Holocaust
anbieten, die sich an ein internationales Publikum wenden und daher notwen-
digerweise Ans�tze vermitteln und Erfahrungen vergleichen, die nicht mehr nur
auf ein Land bezogen sind. Mit dem Aussterben der Generation, die noch als
Zeugen auftreten kann, scheint die Zeit gekommen zu sein, um nach �ber-
tragbaren Erkenntnissen f�r die Vermittlung der Geschichte des Holocaust zu
suchen. Diesem Ziele diente die Tagung in Buchenwald ebenso wie die hiermit
vorgelegte Verçffentlichung. Auf politischer Ebene verfolgt die internationale
Task Force on Holocaust Remembrance and Research das Ziel, einerseits den
jeweiligen nationalen Diskurs zu beleben, andererseits solche Gesichtspunkte zu
betonen, die die universale oder zumindest die besondere Bedeutung des Ho-
locaust f�r das Verst�ndnis der Zeitgeschichte im Allgemeinen unterstreichen.

1 Milena Santerini: Auschwitz � l’�cole: m�moire et projets �ducatifs, in: Bulletin trimestriel de
la Fondation Auschwitz, No 96, 2000, 59.
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Kritische Leitfragen

Die Geschichtscurricula in Europa sind in der Regel chronologisch aufgebaut
und erreichen w�hrend der Pflichtschulzeit in den meisten L�ndern das
20. Jahrhundert in der achten, neunten oder zehnten Klasse. F�r die national-
soziali-[18] stische Herrschaft stehen dann im Hçchstfall 10 bis 20 Stunden zur
Verf�gung, von denen wiederum nur ein Anteil – oft der geringere – auf die
Behandlung des Holocaust entf�llt. Angesichts der knappen Unterrichtszeit und
dem damit beschr�nkten Raum, der f�r die Darstellung von Judenmord und
Judenverfolgung unter dem Nationalsozialismus im Schulbuch normalerweise
zur Verf�gung steht, konzentrieren sich die entsprechenden Lehrbuchkapitel in
der Regel auf die schlimmsten Abschnitte dieser Geschichte und haben wenig
Mçglichkeiten, die einzelnen Schritte von Diskriminierung und Ausgrenzung
bis hin zur Vernichtung darzustellen. Von vornherein stehen Juden und natio-
nalsozialistische Gesellschaft sich feindlich gegen�ber. Eine Ausnahme bilden
hier allerdings die deutschen – ebenso wie im Ansatz zahlreiche çsterreichische
und italienische – Geschichtsschulb�cher, die auch die Vorgeschichte der
Emanzipation und des Antisemitismus in der Zeit vor dem Nationalsozialismus
behandeln. Leider werden jedoch diese Teile im konkreten Unterricht h�ufig
�bergangen, gerade weil manche Lehrer meinen, auf die Juden hinreichend
ausf�hrlich beim Thema »Nationalsozialismus« zu sprechen zu kommen. So
wird der Mord an der j�dischen Bevçlkerung oft eingef�hrt, ohne an Vor-
kenntnisse zur Geschichte der Juden in Europa ankn�pfen zu kçnnen. Allein
hierin liegen eine Reihe der Schwierigkeiten und Verk�rzungen begr�ndet, die
die Lehrbuchkritik ebenso wie eine Durchsicht der erreichbaren Praxisberichte
aufdeckt. Ich mçchte diese Kritik in folgende Fragen fassen:
- Wie kann ich vermeiden, dass die Sch�ler durch die Konfrontation mit dem

Terror emotional paralysiert werden und sich nicht getrauen Fragen zu stellen
und sich ein eigenes Urteil zu bilden? Wie muss ich den Unterricht vorbe-
reiten, wenn ich etwa �ber die Gaskammern spreche? Wie kann ich eine
Atmosph�re herstellen, in der Diskussion und Reflexion mçglich sind?

- Wer steht im Vordergrund des Unterrichts, Opfer oder T�ter? Kann ich beide
Gruppen ausgewogen ber�cksichtigen? Einerseits ist es wichtig, Opfer wie
T�ter zu individualisieren. Andererseits darf ich gerade die Gruppe der T�ter
nicht unzul�ssig personalisieren, sondern muss den systematischen Terror
ebenso wie die Unterst�tzung durch breite Schichten der Bevçlkerung (by-
standers) deutlich werden lassen.

- Behandle ich den Holocaust nur im Zusammenhang des Nationalsozialismus
oder ziehe ich Vergleiche zu anderen Diktaturen/Beispielen von Vçlkermord?
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Kann ich auch auf andere Opfergruppen als die Juden eingehen, ohne deren
Schicksal zu relativieren?

- Wie dr�cke ich mich selbst aus, wenn ich �ber den Mordvorgang berichte?
Nehme ich Zuflucht zur vermeintlich »realistischen« und beweiskr�ftigen
Sprache der T�ter oder lasse ich die Opfer zu Worte kommen? Denn der
Unterricht soll die Sch�ler ausdrucksf�hig machen, so dass sie selbst �ber den
Holocaust sprechen kçnnen.

- Wie entgehe ich der Gefahr, die Juden nur als Opfer und Verfolgte in der
Geschichte zu sehen (»victimisation«)?

Sind die Ziele erreichbar?

Beginnen wir unsere kritische Bewertung mit einer Betrachtung der Unter-
richtsziele, die in [19] einem auff�lligen Gegensatz zu den Maßnahmen der
Unmenschlichkeit stehen, auf die die Lehrbuchdarstellung konzentriert. An die
Sch�ler wir die Erwartung gerichtet, dass sie aus dem negativen Beispiel einer
Diktatur, die in einzigartiger Weise die Menschenrechte negiert hatte, positive
Folgerungen ziehen und Systeme ablehnen, die nicht auf demokratischen
Grundrechten beruhen. Holocaust-Erziehung ist somit Menschenrechts- und
Demokratie- sowie antirassistische Erziehung. Denn eine Einteilung der
Menschheit in Rassen oder Kulturen unterschiedlicher Wertigkeit verbiete sich
angesichts der Konsequenzen, die sich aus der rassistischen NS-Ideologie er-
gaben. Zwar best�tigen Sch�lerumfragen und Unterrichtsberichte, dass diese
Zielsetzung in der Regel erf�llt w�rde, doch kann dies ein oberfl�chliches Er-
gebnis sein, das bei genauerer Betrachtung mit Fragezeichen versehen werden
muss.

Auf der einen Seite ist es sicherlich richtig, dass die meisten Sch�ler einer
Klasse die Mordmaßnahmen der Nazis spontan ablehnen und sich von der
Brutalit�t der NS Politik emotional getroffen f�hlen. In diesem Falle mobilisiert
die Konfrontation mit dem Massenverbrechen allerdings wahrscheinlich nur
Einstellungen, die bisher schon angelegt waren. Denn unsere Sch�ler bed�rfen
in der Regel des negativen Beispieles des Holocaust nicht, um Einsicht in de-
mokratische Werte und die Achtung der Menschenrechte zu gewinnen. Das
Beispiel dient allenfalls dazu zu best�tigen und bewusst zu machen, was bisher
vielleicht selbstverst�ndlich schien. In der moralischen Empçrung wird die NS-
Diktatur aber leicht soweit der Zeitgeschichte entr�ckt, dass im Grunde auch
kein Verst�ndnis daf�r gelegt werden kann, wie sich Terror in einer modernen
Gesellschaft entwickelt. Das Beispiel bleibt also historisch. Die Gegenwart er-
reicht der Unterricht wohl nur, wenn die Verletzung der Menschenrechte zu-
gleich auch das Vertrauen darin ersch�ttert, dass sie »mehr-w�chsig« seien, zu
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»unserer« Welt dazugehçrten. In der Auseinandersetzung mit der Vergangenheit
erschließen wir uns ein St�ck deutlicher die Gegenwart, was in diesem Falle
allerdings bedeuten kann, dass wir auch die Mçglichkeit der Inhumanit�t in ihr
entdecken. Erst dann werden Erkenntnisse aus der nationalsozialistischen
Vergangenheit in unsere Gegenwart �bertragen. Die Frage ist dann, ob wir stark
genug sind, vergleichbaren Gef�hrdungen heute zu begegnen, und diese Frage
beantworten Sch�ler dann oft genug mit einem Zçgern, wenn nicht mit einem
Nein.

Ein solcher Prozess kann nur in Gang gesetzt werden, wenn das Nazi Regime
nicht als ein Unterdr�ckungssystem geschildert wird, das den Einzelnen kei-
nerlei Handlungs- oder Entscheidungsspielraum mehr ließ. Freilich kann der
h�ufig anzutreffende »Frontalunterricht« selten Einsicht in die komplizierten
Handlungsbedingungen in einer Diktatur schaffen; dies ist wohl nur in einem
Klassengespr�ch zu erreichen, f�r das zudem hinreichend Ruhe und Zeit zur
Verf�gung stehen muss. Zumal wenn es darum geht, Folgerungen f�r eigenes
Handeln in der Gegenwart abzuleiten, erscheint die Wirklichkeit des »Dritten
Reiches« heutigen Jugendlichen doch sehr entfernt und fremd. Die anspruchs-
vollen Unterrichtsziele werden in der Praxis dann kaum eingelçst. Projektun-
terricht, der bei diesem Thema die Regel sein m�sste, bleibt die Ausnahme. Es ist
zu empfehlen, falls f�r ein Projekt die Voraussetzungen nicht gege-[20] ben sind,
wenigstens mçglichst zahlreiche Elemente, die Projektunterricht auszeichnen,
auch in den »normalen«, am Stundenplan orientierten Unterricht hinein zu
nehmen. Um dazu anzuregen, pr�sentieren wir in diesem Heft einige konkrete
Unterrichtsprojekte. Auf jeden Fall sollten zus�tzlich zum Lehrbuch weitere
Lehrmethoden eingesetzt werden wie Exkursionen zu Gedenkst�tten, Filme,
Zeitzeugengespr�che etc. Biographische oder mikro-historische Ans�tze sollten
die Einf�hrung in das politisch-wirtschaftliche System erg�nzen.

Sprache der T�ter versus Stimmen der Opfer?

Die Schulb�cher vieler westeurop�ischer L�nder bieten oft eigene Quellenteile,
die unterschiedliche Interpretationen vorstellen und Handlungswege vom
»Mitmachen« bis zum »Widerstand« aufzeigen. Die Sch�ler kçnnen so Hand-
lungszw�nge und Handlungsmçglichkeiten systemimmanent nachvollziehen
und sich wenigstens ann�herungsweise in Konstellationen der damaligen Zeit
hineinversetzen. Das mag helfen zu verstehen, warum der Terror wenig Ge-
genwehr fand, es erkl�rt aber nicht, warum die Nazis ihre mçrderische Politik
�berhaupt entwarfen und in die Tat umsetzten. Das schwierigste Problem
scheint darin zu bestehen, Gr�nde f�r den nationalsozialistischen Vçlkermord
anzugeben. Der Zusammenhang von deutschen Siedlungspl�nen und »Aus-
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hungern« oder Ermordung der ans�ssigen Bevçlkerung wird nur selten, und
dann vor allem in Schulb�chern osteurop�ischer L�nder angesprochen. Die
Schulbuchtexte nennen explizit fast ausschließlich die antisemitische, rassisti-
sche Ideologie als entscheidenden Faktor. Das hat zur Folge, dass als eigentliche
T�ter auch nur die Ideologen, d. h. vor allem SS und Partei, auftreten, w�hrend
die Techniker und Administratoren des Terrors, ob Gener�le oder Soldaten,
Richter, �rzte oder Verwaltungsbeamte, kaum jemals erw�hnt, in Bildern gezeigt
oder in ihrer Dienstfertigkeit dem Mordsystem gegen�ber zitiert werden. Eine
Figur wie Eichmann etwa, von dem so reichlich Prozessaussagen vorliegen, die
Hannah Arendt zu ihrem umstrittenen Begriff der »Banalit�t des Bçsen« f�hr-
ten, findet kaum die Aufmerksamkeit der Schulbuchautoren, w�hrend der
Auschwitz-Kommandant Hçß wohl immer noch am meisten zitiert wird, wenn
der Tçtungsprozess mit einer »Originalquelle« dargestellt werden soll. Das f�hrt
mich zu einer weiteren kritischen Bemerkung �ber die Schulbuchdarstellung:

In vielen L�ndern, insbesondere in Osteuropa, dominiert eine faktenorien-
tierte Beschreibung. Um »Objektivit�t« und Authentizit�t zu erreichen, werden
am h�ufigsten nationalsozialistische Berichte zitiert, obwohl uns auch Tage-
buchaufzeichnungen von H�ftlingen oder Nachrichten von Widerstandsgrup-
pen vorliegen. Mit den Quellen der T�ter findet auch deren Sprache und Be-
grifflichkeit Eingang ins Schulbuch, so dass nicht selten von »Vernichtung«,
»Judenfrage« und vor allem »Endlçsung« die Rede ist. Dieses sind nationalso-
zialistische Termini, die wir nicht unkritisch und unkommentiert verwenden
sollten, wenn wir heute �ber den Vçlkermord an den Juden reden.

Extrem schwer f�llt es vielen Autoren, auch nur n�herungsweise korrekte
Zahlen der j�dischen Opfer anzugeben und das Schicksal anderer Gruppen, wie
etwa der Behinderten und Zigeuner, die ebenfalls Opfer der Massenver-[21]
nichtung wurden, zutreffend zu beschreiben. In der Regel wird es Lehrer wie
Sch�ler �berfordern, alle Gruppierungen gleichermaßen zu ber�cksichtigen. So
ist es richtig, sich auf die grçßte Gruppe, die Juden, zu konzentrieren. Aber das
Schulbuch sollte zumindest die Mçglichkeit geben, sich zus�tzlich �ber den
Leidensweg auch anderer Verfolgter zu informieren.

�berdruss am Thema?

Nicht mehr nur aus Deutschland oder �sterreich, auch aus den Vereinigten
Staaten oder Italien berichten Lehrer, dass Sch�ler zunehmend Abwehrreak-
tionen gegen�ber der Behandlung des Holocaust im Unterricht zeigen, da sie der
Meinung sind, mit dem Thema bereits �berf�ttert zu sein. Wir m�ssen uns vor
Augen halten, dass in der Tat nicht nur im Geschichtsunterricht, sondern oft
auch in den Religions- oder Literaturstunden das Thema angesprochen wird.
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Zudem sind Schulb�cher und Unterricht bei weitem nicht die einzigen Medien,
die Zugang zum Thema bieten. Fernsehfeatures und Zeitungsberichte nehmen
zu aktuellen zeithistorischen Debatten und çffentlichen Gedenkveranstaltungen
Stellung. Spielfilme spielen in der Zeit des Nationalsozialismus. »Unschuldige
Juden« und brutale M�nner in SS-Uniform werden zu Stereotypen wehrloser
Opfer und sadistischer T�ter stilisiert. Die Sch�ler haben das Gef�hl die histo-
rischen Rollen bereits zu kennen. Allerdings ist es in der Regel nicht schwierig sie
davon zu �berzeugen, dass sie nur oberfl�chliche Kenntnisse und Meinungen
sowie unzusammenh�ngende Bilder im Kopfe haben. Die Konfrontation mit
einzelnen Biographien oder einige Fragen danach, wie der Verfolgungsprozess
sich durchsetzte, bringen meistens schnell einen Meinungsumschwung und
lassen Neugier oder Engagement erkennen. Allerdings w�re es falsch dabei
Vergleiche mit anderen Beispielen von Vçlkermord aus der Geschichte oder der
Gegenwart der Sch�ler zu scheuen. Die Medien bringen uns politisch motivierte
Massenmorde in Ruanda, im ehemaligen Jugoslawien oder in Indonesien nahe,
um nur einige F�lle aus den letzten Jahren zu aufzuz�hlen. Sch�ler in ethnisch
gemischten Gesellschaften bringen eventuell ganz unterschiedliche Beispiele
historischer Traumatisierung in den Unterricht ein, die nicht einfach unter
Hinweis auf die Einzigartigkeit in Umfang und Methode des Vçlkermords an
den Juden beiseite geschoben werden d�rfen. Sch�lerberichte �ber Unter-
richtsprojekte zum Thema zeigen ebenso wie die Beitr�ge von Sch�lerseite auf
der Buchenwalder Konferenz, dass Jugendliche kaum Interesse an der akade-
mischen Diskussion �ber die »Einzigartigkeit« des Holocaust haben. Sie sind
von der Ungeheuerlichkeit des Geschehens in der Regel ohnehin so gefangen,
dass sie sich voll auf diesen Fall einlassen wollen, ohne allerdings abzulehnen,
dass sich in Geschichte oder Gegenwart vergleichbare F�lle finden ließen, die
einen vergleichenden Einstieg ins Thema oder verallgemeinernde Schlussfol-
gerungen erlaubten.

Unsere Sch�ler leben vor allem in der Gegenwart. Ihre moralischen Haltun-
gen und politischen Meinungen werden zuallererst durch aktuelle Erfahrungen,
nur selten in der historischen Reflektion oder am historischen Beispiel geformt.
Die �berpr�fung an der Geschichte ist der zweite Schritt. Das trifft selbst auf
diejenigen zu, die den Nationalsozialismus nicht ablehnen, sondern in ihm sogar
Vorbild [22] f�r rassistische und fremdenfeindliche Haltungen sehen, denen sie
anh�ngen. Der Grund f�r diese Haltung ist aber prim�r kaum in der Faszination
durch ein Gewaltsystem der Vergangenheit zu suchen, sondern in der Unf�-
higkeit in der gegenw�rtigen Gesellschaft auf friedliche Weise einen anerkannten
Platz zu erreichen und f�r die Zukunft gesichert zu sehen. Die Geschichte bietet
dann mit dem Nationalsozialismus der unzufriedenen Phantasie einen An-
haltspunkt, sich eine k�mpferische, idealisierte homogene Gesellschaft vorzu-
stellen. Der Unterricht �ber den Holocaust kann daher rechts-extreme Haltun-
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gen, die sich bereits verfestigt haben, kaum r�ckg�ngig machen. Hier m�ssen
außerhalb der Schule sozialpolitische Maßnahmen unterst�tzend eingreifen und
im schulischen Rahmen Programme f�r »aware-ness groups« eingerichtet
werden, in denen Sch�ler selbst f�cher- und klassen�bergreifend ihr Verhalten
zu kontrollieren und akzeptierten moralischen Normen anzupassen lernen.

Gegen den Missbrauch als p�dagogisches Allheilmittel

Der Unterricht �ber den Holocaust ist kein direktes Erziehungsmittel. Es kçnnte
dem p�dagogischen Sinn dieses Unterrichts entgegenwirken, ihn vordringlich
dienstbar zu machen, um aktuell geforderte Verhaltensweisen bei Sch�lern zu
erreichen und etwa Stellungnahmen gegen ausl�nderfeindliche Einstellungen –
gleichsam als unausweichliche Folgerung des Unterrichts �ber den Holocaust –
zu erwarten. Wir sollten �ber den nationalsozialistischen Vçlkermord vor allem
unterrichten, weil er geschehen ist. Er hat Juden, Zigeuner, Behinderte, politi-
sche Gegner, sozial Deklassierte betroffen, aber er hat uns vor allem 0in unserem
Menschsein bedroht. So ist er Symbol daf�r, dass die fundamentalen Werte, auf
die wir unser Zusammenleben aufbauen, infrage gestellt sind und der st�ndigen
Sicherung bed�rfen.

Zu denken die Erinnerung an und die Unterrichtung �ber den Holocaust
wirke wie ein Mechanismus, der Jugendliche gegen Rechtsradikalismus und
Fremdenfeindlichkeit immunisiere, hieße, der Geschichte generell eine Macht
zuzuweisen, die sie zumindest in den westeurop�ischen Gesellschaften und den
USA nicht (mehr) hat. Wo aber in Europa historische Tradition (noch) wir-
kungsm�chtig gegenw�rtiges Handeln zu bestimmen in der Lage ist, ist j�dische
Geschichte nie Kernbestand der offiziellen, national oder ethnisch-kulturell
gepr�gten Erinnerungskultur gewesen und sind die Juden eben durch den Ho-
locaust aus diesen Gesellschaften so weitgehend eliminiert und vertrieben
worden, dass Gedenken allein sie weder zur�ckholen kann, noch ihrer Ge-
schichte einen prominenten Platz im offiziellen Geschichtsbild verleihen wird.
Es wird auf erste gen�gen, wenn diese nicht mehr �bergangen oder gar geleugnet
wird.

Juden als Teil der Gesellschaft – nicht nur als Verfolgte

Das bringt mich zum letzten Punkt. Gerade weil j�dische Geschichte kaum
irgendwo einen integralen Platz in der nationalen �berlieferung hat und sich
dort, wo sie in der kodifizierten �berlieferung in Schule und çffentlichen Ge-
denkfeiern ber�cksichtigt wird, auf eine Geschichte der Diskriminierung und
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Ver- [23] folgung verengt, bleibt das Bild, das sich die Heranwachsenden von
»den Juden« machen kann, notwendigerweise defizit�r. Juden bleiben Außen-
seiter und haben keinen anerkannten gesellschaftlichen Standort. Unterricht
�ber den Holocaust h�tte ein wichtiges Ziel erreicht, wenn er Interesse an j�-
dischem Leben und j�discher Kultur wecken und die Besch�ftigung mit j�di-
scher Gemeinschaft aus dem Ghetto einer Leidensgeschichte befreien kann.

Es ist nicht mçglich ein abschließendes Urteil �ber Sch�lerreaktionen zum
Unterricht �ber den Holocaust auch nur in einem Lande, geschweige denn eu-
ropaweit zu formulieren. Vielleicht aber werden viele Lehrer die Bewertung
akzeptieren, die ein deutscher Lehrer auf einer Fortbildungsveranstaltung �u-
ßerte:

»…Genuinely nationalist motives are not widely spread among students.
Their orientation, on the whole, is more universal than ethno-centric, rather
cosmopolitan than national. … Questions of ecology, peace, and poverty in the
Third World, thus questions pertaining to humanity, weigh heavier on their life
perspectives than national values.2

Andererseits befindet der Lehrer, daß »in some cases, collective identifications
and a feeling of belonging are strongly apparent, and are voiced in nationalism on
the soccer field, or in sometimes xenophobic intolerance of foreigners.« Auch
wenn die Erwartungshaltung der meisten Sch�ler anfangs skeptisch war, so
sp�rte der Lehrer alsbald, »how the views of the students changed during the
course of a teaching unit, and how the students’ interest increased instead of
diminishing, how feelings of responsibility grew, and questions became more
intense. Smart remarks, as well as relativizing remarks about other crimes in
history, ebbed away.«

2 Gerd Steffens: Die nationalsozialistischen Verbrechen und der Vçlkermord – Bemerkungen
zur Unterrichtspraxis der BRD, in: Aktion S�hnezeichen Friedensdienste e.V.: Rencontre
P�dagogique Internationale (s. Fußnote 6), 117 – 128.
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Zeitgeschichtliche Analysen zu Politik,
Wirtschaft und Bildung in Deutschland nach
1945





Western Alliance and the Welfare State – The German
Response to Fascism? The Federal Republic of
Germany 1949 – 1989*

The years 1979 and 1989, the 30th and the 40th anniversary of the foundation of
the Federal Republic of Germany, saw a wealth of reflective publications, whose
authors analysed the development of the Federal Republic since 1949, often
posing the question »Is Bonn Weimar?«1

[82]

* Zuerst verçffentlicht in: Stein Ugelvik Larsen (Ed.), Modern Europe after Fascism. 1943 –
1980 s, Vol. I, New York: Columbia University Press (1998), 81 – 110.

1 In the fifties, some authors were more determined, cf. Allemann, Fritz R., (1965) Bonn ist
nicht Weimar (Bonn is not Weimar), Kçln: Kiepenheuer and Witsch; from a comparative
point of view argue Bçlling, Klaus, (1963) Die zweite Republik. 15 Jahre Politik in Deutsch-
land (The second Republic. Politics in Germany – the first 15 years), Kçln: Kiepenheuer and
Witsch; Lçwenthal, Richard and Hans-Peter Schwarz (eds.), (1974) Die zweite Repu-
blik. 25 Jahre Bundesrepublik (The Second Republic. The first 25 years of the Federal Re-
public), Stuttgart: Seewald; Bracher, Karl D., (1970) Nach 25 Jahren. Eine Deutschlandbilanz
(After 25 years. An assessment), M�nchen: Kindler ; Severin, Pitt and Hartmut Jetter (eds.),
25 Jahre Bundesrepublik Deutschland. Wandel und Bew�hrung einer Demokratie (25 years
Federal Republic of Germany. Change and test of a democracy), Wien: Molden; this volume
offers statements of prominent figures in German political and cultural life; Becker, Josef
(ed.), (1979) Dreissig Jahre Bundesrepublik. Tradition und Wandel (Thirty years Federal
Republic of Germany. Tradition and change), M�nchen: Vogel; a collection of articles dealing
with politics, the Basic Law, social market economy, churches, literature, education and the
»German Question«; Scheel, Walter (ed.), (1979) Nach dreissig Jahren. Die Bundesrepublik
Deutschland – Vergangenheit, Gegenwart, Zukunft (After thirty years. The Federal Republic –
past, present and future), Stuttgart: Klett-Cotta; the former President of the FRG (1974 –
1979) presents a collection of essays which offer something like the official interpretation of
the FRG’s short history ; Sontheimer, Kurt, (1979) Die verunsicherte Republik. Die Bundes-
republik nach 30 Jahren (The uncertain Republic. The Federal Republic after 30 years),
M�nchen: Piper ; Benz, Wolfgang (ed.), (1989) Sieben Fragen an die Bundesrepublik (Seven
questions to the Federal Republic), M�nchen: dtv ; remembering the 40th anniversary seven
historians, political scientists and economists critically discuss a wide range of problems in
politics, culture and economy ; not referring to an anniversary, but nevertheless much to the
point are Greiffenhagen, Martin and Sylvia, (1981) Ein schwieriges Vaterland: Zur politischen
Kultur Deutschlands (A troubled Fatherland: On Germany’s political culture), Frankfurt/M.:
Fischer ; the introductory chapters are headed »On leave from history?«, »German tradi-
tions«, »The burden of the past«; »Heritage of fascism«.



Two things are striking here – firstly, that the contemporary historians were
not really certain of the future political stability of the West German State, and,
secondly, that they did not compare the Federal Republic with National So-
cialism, or with West European democracies, but with the short history of the
Weimar Republic. These authors obviously think the second German parlia-
mentary republic still has more in common with the first one (which broke down
more than 50 years ago) than with its West European neighbour states of today
with which the Federal Republic since its establishment has close political,
economic and military ties. The reversion to Weimar has a special significance
because Weimar does not just stand for the breakdown of democracy in Ger-
many. In many respects it was also a model for the establishment of the Federal
Republic, whose founding fathers, wanting to link it to democratic, but not to
socialist traditions in Germany, could only look back to the Weimar Republic
and the older democratic-revolutionary movement of 1848.

Continuity and Discontinuity in the Socio-economic System

In contrast to the situation in the Eastern Zone, i. e. the German Democratic
Republic, neither the Western occupying powers nor the influential German
ruling groups attempted a radical restructuring of the economic and social
system in the Western Zones. This factor alone had the consequence that, after
the elimination of persons who had backed Nazi politics in high-ranking posts,
key positions in economy, politics and administration were filled with people
who had fulfilled similar tasks during the Weimar period and who drew on their
former experiences. Especially since those in key positions were, in the long run,
not replaced to the same degree as in the GDR – particularly as far as education
and, to a certain extent, the economy were concerned. A number of individuals,
who had been actively involved in the Nazi system, could not retain their jobs –
they sometimes had to give up their jobs completely, or for a certain period of
time, and to change over into different professions. This meant, to a certain
degree that people who until then had not held top positions and were therefore
publicly relatively unknown, could occupy key positions, which were now va-
cant. Thus – in contrast to the Eastern Zone, i. e. the GDR, and despite a [83]
considerable amount of reshuffling in personnel, it was possible to ensure that
experience in leadership was passed on.2

2 Regarding denazification cf. Clemens Vollnhals’ essay in this volume. Specific sectors of the
German society are dealt with by Berghahn, Volker, (1985) Untemehmer und Politik in der
Bundesrepublik (Entrepreneurs and politics in the Federal Republic), Frankfurt/M.: Suhr-
kamp; B�hrer, Werner, (1989) »Unternehmerverb�nde« (Employers’ associations) in: Benz,
Wolfgang (ed.), (1989) Die Geschichte der Bundesrepublik Deutschland (The History of the
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Likewise in their planning, the occupying powers believed that the insti-
tutional structure of the Weimar state, admittedly modified, but not radically
altered, would provide West Germany with a stable democracy. This corre-
sponded particularly with the wish of the American occupying power, which was
able to assert itself energetically against the more extensive demands of its
British partner. The safeguards which were built in to prevent a repetition of the
path to dictatorship, consisted of the dissolution of the state of Prussia, the
splitting up of monopolistic corporations, de-militarisation, the weakening of
the position of the president, the creation of a constitutional court and – not
introduced until 1953 – the »5 per cent clause« (which debars parties with less
than 5 per cent of the vote from entering Parliament).

The Potsdam Agreement had already provided for the dissolution of Prussia;
the division into zones cut across Prussian territory. The new division into
federal states of »L�nders« prevented any single state from acquiring the means
to dominate the entire Republic, either economically or politically. North Rhine-
Westphalia together with the Ruhr region certainly constituted the most densely
populated and economically strongest [84] state.3 However, there were other
important industrial, trade, and banking centers to be found in the Rhein-Main
region, in Hamburg and – with increasing significance – around Stuttgart and
M�nchen. The economic era, in which the heavy industries dominated, had in
any case come to an end, and it was only due to deficient energy supplies during
the first decade of the post-war period that the coal and steel industry continued
to form the backbone of economic recovery. The West German economy, how-

Federal Republic of Germany), vol. 2: Wirtschaft (Economy), Frankfurt/M.: Fischer,
pp. 140 – 168; Reusch, Ulrich, (1985) Deutsches Berufsbeamtentum und britische Besatzung
(German civil service and British occupation), Stuttgart: Klett-Cotta; Pingel, Falk, (1985)
»Wissenschaft, Bildung und Demokratie – der gescheiterte Versuch einer Universit�tsre-
form« (Science, education and democracy – the unsuccessful attempt at university reform)
in: Foschepoth, Josef and Rolf Steininger (eds.), Die britische Deutschland – und Besat-
zungspolitik 1945 – 1949 (British occupational policy towards Germany), Paderborn: Schç-
ningh, pp. 183 – 209; Phillips, David (ed.), (1983) German Universities after the Surrender,
Oxford: University of Oxford, Department of Educational Studies; Conze, Werner and M.
Rainer Lepsius (eds.), (1983) Sozialgeschichte der Bundesrepublik. Beitr�ge zum Kon-
tinuit�tsproblem (Social history of the Federal Republic. Contributions to the problem of
continuity), Stuttgart: Klett-Cotta; continuity and change in the FRG’s social system are
discussed, comparing its achievements with the Empire and the Weimar Republic, see par-
ticularly Josef Mooser on social stratification of workers, Heinrich A. Winkler on commercial
middle classes, J�rgen Kocka and Michael Prinz on white collar workers.

3 Steininger, Rolf (ed.), (1988) Die Ruhrfrage 1945/46 und die Entstehung des Landes Nord-
rhein- Westfalen. Britische, franzçsische und amerikanische Akten (The Ruhr problem and
the foundation of the State of North Rhine-Westphalia. British, French and American do-
cuments), D�sseldorf: Schwann; Foelz-Schroeter, Marie E., (1974) Fçderalistische Politik
und nationale Repr�sentation 1945 – 1947 (Federalist policy and national representation
1945-1947), Stuttgart: DVA.
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ever, then decided to join the global trend, switching over to oil as its primary
source of energy, hence providing the petro-chemical industry with excellent
means for expansion and growth.

At first glance, one realizes that only a part of these safety measures has
withstood the test of history. For this reason, the question by the quoted authors
is understandable: has the work of the founders of the state been successful, or
have they achieved no more than Weimar – something that appears to be a
democracy, but which harbours the danger of fascism? One should remember
that before the establishment of the Federal Republic of Germany a lively dis-
cussion took place in the Western zones, too, as to whether far-reaching reforms
were necessary in the educational system, in the social rebuilding of society and,
most importantly, whether a change in the distribution of property in big
business was needed in order to create mental and institutional safeguards
capable of preventing a repetition of history. Such demands were supported by
the communists, but they were also widespread amongst social democrats and
among the unions. The decision against these ideas, and for the renewal of
democracy on the basis of an economic system organised along the lines of
private profit, had already been taken during the time of occupation. It was
pushed through by the USA, the most powerful partner of the three Western
Allies. The means which the American government applied were far from un-
pleasant for the West Germans: economic aid, with which the Western Allies as
well as Germans hoped to overcome hunger, the serious housing shortage, and to
avoid political unrest. With the approval of the Marshall Plan, the Social dem-
ocrats, the unions and the British military government gave up all socialist and
planned economy, the elements of which were designed to prevent the reunion of
industrial and political power in Germany, which [85] again might result in
destruction of democracy. In the first years of the Federal Republic the system of
private industry reorganised itself completely. Leaders of industry, like Flick and
Krupp, who had been convicted by the courts of the Western Allies, were set free
and could once again take over the management of their firms. Likewise, the
break-up of the great firms in the chemical-, in steel industry and in the banks,
which had been decided upon in the Potsdam Agreement, was reverted into a
new process of concentration. Quickly, the big companies of the Federal Re-
public surpassed their predecessors of the »Third Reich« in terms of turnover
and economic power. The process of concentration begun in the 50’s still goes on
today.

Table 1: Concentration in the German Economy : Percentage Shares of Turnover of the Ten
Biggest Companies in Important Sectors of Industry

Sector 1954 1973 1992

Petrol Industry 72.6 83.8 93.1
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Table 1 (Continued)

Sector 1954 1973 1992

Mining Industry 34.6 90.9 80.6

Vehicles 58.6 80.9

Iron and Steel 68.3

Electrical Industry 37.8 43.9 40.7

Chemical Industry 37.5 43.8 41.1

Textile Industry 7.1 9.6 13.9

Source: Monopolkommission (1976), Mehr Wettbewerb ist mçglich. Hauptgutachten 1973/1975 (More competition is feasible. Expert
opinion on monopoly 1973/1975) Statistisches Jahrbuch der Bundesrepublik Deutschland (Statistical Yearbook, FRG). Baden-Baden:
Nomos 1994.

At the end of the fifties, the statistical figures for mergers and bankruptcies
per year were about 15 and 3,000 respectively. In the following two decades
mergers developed at a faster rate than bankruptcies. At the end of the seventies
about 600 mergers a year were counted against 8,700 bankruptcies.4 The gov-
ernment set up a commission to put forward recom- [86] mendations for
keeping the market system competitive. Particularly those sectors of the econ-
omy which had been the target of decentralisation during the occupation period,
showed now a high degree of concentration; others were less affected.

But in spite of this renewal of economic power in Germany, the economic
ruling elites have not yet put democracy in danger ; they even supported the SPD.
This would have been nearly unthinkable during the time of the Weimar Re-
public.

The decision for economic reconstruction, with the inclusion of West Ger-
many in the Marshall Plan, was a decision to the advantage of free enterprise. In
contrast to 1918, when democracy was introduced against the wishes of old elites
in almost revolutionary ways, this was more than welcome in 1948/49. The
orientation towards the American occupying power and its political-economic
model of representative parliamentary democracy, which also guaranteed free
enterprise, probably represents the most lasting lesson for a great number of
capitalists and managers in West Germany. A better lesson than the simple defeat
of fascism.

Consequently, after plans by the trade unions’ and the Social Democrats’ in
the British Zone for transferring further sectors of industry in the Ruhr to public
ownership had failed, the trade unions concentrated on improving rights for
worker participation in company matters, i. e. on securing those rights already
attained. Although the trade unions had not as yet officially given up the concept

4 Jçrg Huffschmid (1979) Marktwirtschaft in der Bundesrepublik (Market economy in the
FRG), in: Ulrich Albrecht et al. Geschichte der Bundesrepublik (History of the FRG), Kçln:
Pahl-Rugenstein, p. 62.
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of socialisation, ownership was no longer discussed in concrete terms.5 The
future aims of the trade unions were to continue developing social policies and
making them an integral part of trade union demands, without at the same time
dispensing with an offensive wage policy. In the still unsettled years directly
following the currency reform, when economic stability had not been fully
restored, this double strategy would have resulted in serious social re-
percussions. The steady upward trend of development, however, starting from
the early 1950 s, enabled the trade unions to follow their strategy, even if this
occasionally involved calling for strike. The social-economic compromise, al-
ready initiated during [87] the years of occupation, proved to be far more stable
and enduring than the Stinnes-Legien-Agreement, which was supposed to serve
as a basis for the social-economic balance of interests in the early years of the
Weimar Republic. Shortly afterwards, the business elite declared that they would
do everything in their power to annul specific agreements, e. g. the 8-hour-day.
In the Federal Republic, they only struggled successfully to prevent the rights
from spreading to the entire economy, given to the coal-, iron-, and steel in-
dustries during the occupation period, allowing extensive worker participation
in management. When, in 1953, the parliament debated the final ruling for the
rights of workers to participate in decisions of company governing, the trade
unions did not risk a strike. This would have been directed not only against the
business elite, but also against the parliament. In the same way the business elite
basically accepted worker participation, the trade unions recognised parlia-
ment’s right of decision.

The USA made the allocation of money from the Marshall Plan to include all
of Western Europe, but conditional on the establishment of a European home
market and the elimination of protective tariffs and other trade barriers.
Moreover, the American industry was soon so fully occupied by the Korean War
that the USA gave extensive production contracts to Western Europe. Partic-
ularly in West Germany, this caused an export boom, which still remains the
most significant factor explaining why the West German economy, only for a
short time interrupted during the crises of the mid-60 s and late 70 s, had such
success. The drop after the unification in 1989 was mainly caused by a consid-
erable rise in imports to serve consumer needs in the new L�nder.

5 M�ller, Gloria, (1987) Mitbestimmung in der Nachkriegszeit (Codetermination in postwar
times), D�sseldorf: Schwann; Blumenthal, W.M., (1956) Codetermination in the German
Steel Industry, Princeton: University Press; the pros and cons of the concept of code-
termination are discussed by Schneider, Dieter and R.F. Kuda, (1969) Mitbestimmung. Weg
zur industriellen Demokratie? (Does codetermination lead to industrial democracy?),
D�sseldorf: Schwann; Spiro, H.J. , (1977) The Politics of German Co-Determination, London;
Cullingford, E.C.M., (1976) Trade Unions in West Germany, London.
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Table 2a: Balance of Trade (surplus/deficit in thousands mill. DM)

1950 -1.270 1970 14.250

1951 +2.259 1971 15.892

1952 3.437 1972 18.480

1953 5.509 1973 29.080

1954 5.434 1974 43.440

1955 4.264 1975 29.830

1956 6.613 1976 27.050

1957 8.725 1977 27.480

1958 8.842 1978 41.200

[88]

1959 8.731 1979 22.429

1960 7.930 1980 8.947

1961 6.780 1981 27.720

1962 3.670 1982 51.277

1963 5.040 1983 42.089

1964 5.310 1984 53.966

1965 -600 1985 73.353

1966 +6.450 1986 112.619

1967 15.920 1987 117.735

1968 17.610 1988 127.982

1969 14.790 1989 134.576

1970 14.250 1990 92.157

1971 15.892 1991 15.305

1972 18.480 1992 29.459

1973 29.080 1993 55.755

Source: Statististische Jahrb�cher der Bundesrepublik Deutschland (Statistical Yearbooks, FRG).

Table 2b: Export Ratio (Percentage of NNP) – from the Empire to the Federal Republic

1910/13 17,5 1950 9.3

1925/29 14,9 1960 17.2

1939/34 12.0 1970 23.8

1935/38 6.0 1980 26.7

Source: Werner Abelshauser: Wirtschaftsgeschichte der Bundesrepublik Deutschland 1945 – 1980 (Economic history of the FRG).
Frankfurt/M: Suhrkamp 1983.

The creation of a European market replaced the decreased home market
brought about by the division of Germany, and turned German industry towards
the West European states and USA. Its inclusion within the spheres of interna-
tional economic organisations made certain that the economic elites of Federal
Germany would accept parliamentary democracy in the future as being func-
tional to their interests. The change of attitude of American investors and pol-
iticians, with respect to the situation after the [89] First World War, was re-
sponsible for linking economic aid to the formation of international steering
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committees. German industry, led on authoritarian lines, would otherwise not
have been able to join the EEC, EURATOM or even the European Coal and Steel
Community. The upward economic trend of some 25 years’ duration, not broken
until the recession of 1965/66, supported the movement of the industrial ruling
groups towards democracy and guaranteed the majority of votes to the parties
supporting a market economy and the orientation towards the West.6

Employees as well as employers found both advantages in the system, ad-
mittedly from differing angles. For the same reason, the organisations recog-
nised parliamentary decision-making as the general foundation of the political
system – encompassing all classes. They limited their criticism to particular
economic and social aspects.

Economic crises, with the devaluation of buying power and higher un-
employment, had been decisive for the political instability of the Weimar Re-
public. The reintroduction in 1948 of an economy oriented towards the market
and led by private profit was, according to the goals of the government, to be
safeguarded by a progressive social policy. Thus, they made possible a com-
promise between the interests of the different social classes and prevented a new
radicalisation of the economically disadvantaged. For the same reason, the
Federal government allowed only step by step the industrialists to regain their
autonomy. For some years, satisfaction of consumer’s demand remained par-
tially in the hands of the state, or was at least subjected to price controls (the
housing market, a part of the supply of food, the transport system and a large
part of the energy industry). The [90]

unions had agreed to the introduction of the market economy in principle.
They remained, however, prepared to demand special social components within
the overall economic policy, which had been promised by the government. Thus,
the currency reform was followed by the first general strike in the Western

6 Hardach, Karl, (1984) »The Economy of the Federal Republic of Germany : Structure, Per-
formance, and World Position«, in: Burdick, Charles et al. (eds.), Contemporary Germany.
Politics and Culture, Boulder: Westview Press, pp. 107 – 127; Abelshauser, Werner, (1983)
Wirtschaftsgeschichte der Bundesrepublik Deutschland (Economic history of the Federal
Republic of Germany), Frankfurt/M.: Suhrkamp; Knapp, Manfred, (1981) »Reconstruction
and West-Integration: The Impact of the Marshall Plan on Germany«, Zeitschrift f�r die
gesamte Staatswissenschaft, 1981, pp. 415 – 433; Pingel, Falk, (1984) »Der aufhaltsame Auf-
schwung. Die Wirtschaftsplanung f�r die Britische Zone im Rahmen der aussenpolitischen
Interessen der Besatzungsmacht« (Slow recovery. Economic planning in the British zone and
foreign policy interests of the occupying power) in Petzina, Dietmar and Walter Euchner
(eds.), Wirtschaftspolitik im britischen Besatzungsgebiet 1945 bis 1949 (Economic policy in
the British Zone of occupation), D�sseldorf: Schwann, pp. 41 – 64; Herbst, Ludolf, (1989)
Option f�r den Westen. Vom Marshallplan bis zum deutsch-franzçsischen Vertrag (Option for
the West. From Marshall Plan to the German-French Treaty), M�nchen: dtv.; Berghan,
Volker, (1986) The Americanisation of West German Industry 1945 – 1973, Leamington Spa:
Berg Publishers.
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Zones, which only partially corrected the wage increases which were strongly
lagging behind the price rise. The unions could not prevent the increase in the
difference between the income of the self-employed and the wages and salaries of
those employed by others. The latter, however, also rose continuously. Un-
employment, high at first, was reduced. The system of social security established
in the Empire, enlarged in the Weimar Republic, and kept intact to a large degree
even during National Socialism, continued to function and was partially im-
proved step by step, only under the pressure of strike.

The general wealth increased compared to the pre-war period, but its dis-
tribution between the social classes hardly changed at all. The upward trend in
the fifties even put an end to the first post-war changes. In the late fifties, the 10
per cent wealthiest of the population held nearly as much capital as during the
imperial era. Only since the seventies their share has been decreasing to the
advantage of the growing middle classes (40 per cent). The share of the re-
maining 50 per cent of the total income was in the mid-seventies only 22 per cent.

Table 3: Distribution of Income (before Taxes) 1913 – 1974

Percentage of income drawers: 10 40 50

1913 40 36 24

1928 37 38 25

1936 39 43 18

1950 34 46 20

1961 38 40 22

1965 35 43 22

1974 33 45 22

Source: Abelshauser : Wirtschaftsgeschichte der Bundesrepublik.

The »CDU-State«: Political Stability and »no experiments«

[91] A number of politicians and historians saw the fragmentation of the po-
litical parties during the Weimar era as an important factor for the breakdown of
parliamentary democracy. This argument is often stressed too much. Despite the
diversity of parties, only a few of them managed to exert any real influence on the
majority of the population. After the war, the desire to be less dogmatic and to
look beyond traditional philosophical and social boundaries was also a re-
flection of the experiences gained from opposing National Socialism. Opposition
had remained unsuccessful for the very reason that conventional attitudes of
distrust and traditional political definitions could not be overcome.

The most important event resulting from the process of »unifying parties«
was undoubtedly the establishment of the Christian Democratic Union (CDU).
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Although the CDU continued to be influenced by the old Catholic aligned
»Zentrumspartei«, as far as its members and to an extent its party programme
were concerned, it professed to be an interdenominational, Christian people’s
party. It was only through this way of defining the party that they managed to
establish themselves as a major party in the FRG, where different denominations
otherwise vary from region to region.7 In Bavaria, the party of the Christian
Democrats has been named Christian [92] Social Union (CSU); though both
parties are formally independent, they have acted together from the beginning.

The majority of followers of liberalism, traditionally divided into the liberal-
democrats and the national-liberals, found common ground and united in the
new Free Democratic Party (FDP).8 A number of other minor liberal, con-
servative, and to an extent even nationalistic parties, initially continued to score
regional successes. However, they went into decline in the 1950 s.

The attempt to form a united socialist party failed in the Western Zones and
could be achieved in the Eastern Zone only by virtue of pressure from the
occupying power. Thus, in the Western Zones the SPD and the KPD were once
again faced with the old confrontation. Since the KPD had pledged alliance to an
extensively stalinistic party line after the SED (Socialist Unity Party) had been
formed in the Eastern Zone, any chances of a significant electoral victory were
thwarted.

The question arises, whether or not – had occupational policies in the East and
West not drifted apart, and had there not been a division between the two su-
perpowers – the Social Democrats and the Communists could have grown to-

7 Concerning the role parties play in the political system of the FRG cf. Doering, Herbert and
Gordon Smith, (1982) Party Government and Political Culture in Western Germany, London:
Macmillan; Staritz, Dieter, (1976) Das Parteiensystem der Bundesrepublik (The party system
of the FRG), Opladen: Leske und Budrich; Kaack, Heino et al. , (1980) Handbuch des deut-
schen Parteiensystems: Struktur und Politik in der Bundesrepublik zu Beginn der achtziger
Jahre (Handbook of the German party system: Structure and politics in the Federal Republic
at the beginning of the eighties), 2 vols. , Opladen: Leske und Budrich. Statistical information
provide Ritter, Gerhard and Merith Niehuss, (1987) Wahlen in der Bundesrepublik
Deutschland (Elections in the Federal Republic of Germany), M�nchen: Beck. Buchhaas,
Dorothee, (1981) Die Volkspartei. Programmatische Entwicklung der CDU 1950 – 1973 (The
people’s party. Programmatic development of the CDU), D�sseldorf: Droste; Buchhaas fo-
cuses on programmes, whereas Helmut P�tz concentrates more on the structure of party
organisation; P�tz, Helmut, (1978) Die CDU (The CDU), D�sseldorf : Droste. Mintzel, Alf,
(1975) Die CSU. Anatomie einer konservativen Partei (The CSU. Anatomy of a conservative
party), Opladen: Westdeutscher Verlag; this is a critical, but very careful and penetrating
research on program, social basis, structure and election results, providing also statistics; for
an abridged version see Mintzel, Alf, (1977) Geschichte der CSU: ein �berblick (History of the
CSU. A survey), Opladen: Westdeutscher Verlag; Pridham, G., (1977) Christian Democracy in
West Germany, London; Prittie, T., (1972) Konrad Adenauer, London.

8 Kaack, Heino, (1979) Die FDP. Grundriss und Materialien zu Geschichte, Struktur und Pro-
grammatik (The FDP. An outline of its history, structure and programmatic development),
Meisenheim: Hain.
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gether. At first they kept contacts and shared a great deal in common, but the
leadership in both parties gave preference from the start to forming separate party
organisations. Kurt Schumacher, the undisputed leader of the Social Democrats in
the Western Zones, had not changed his negative attitude towards Communism
even during the Nazi period of persecution. He was highly skeptical of any ten-
dencies towards organisational unity. The formation of the SED only served to
strengthen this attitude, shared also by the majority of the party members.9

[93]
Analysing the differences between the Social Democrats and the Communists

in the post-war period produces controversy even today, depending on the ex-
isting political situation. In contrast, there is total agreement that the formation
of a united trade union organisation was positive. It eliminated the division into
politically orientated trade unions, following social-democratic, Christian or
liberal lines and put an end to the temporary Communist »Opposition to the
Trade Unions«. »Individual trade unions«, formed after the war and divided
according to industry and branches of employment, were united under the
general organisation of the Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB/German Fed-
eration of Trade Unions). The DGB can coordinate wage policies and socio-
political strategies as well as actions taken by individual trade unions. The trade
unions would more than likely not have been able to develop their socio-political
power, had it not been for this organisation, which in its turn has influenced and
shaped the standard of living of those employed in the FRG.10

Admittedly, many citizens saw a guarantee for their individual economic and
social interests in a government led by the CDU/CSU, but they also expected it to
bring an ideological new beginning. They hoped that the burden of National
Socialism would be eradicated. Especially those who had gone along with the

9 Kaden, Albrecht, (1980) Einheit oder Freiheit. Die Wiedergr�ndung der SPD 1945/46 (Unity
versus liberty. Rebuilding the SPD 1945/46), Berlin: Dietz; Klotzbach, Kurt, (1982) Der Weg
zur Staatspartei. Programmatik, praktische Politik und Organisation der deutschen So-
zialdemokratie 1945 – 1965 (On the road to state-party. Programmatic development, prac-
tical politics and organization of the German Social Democratic Party), Berlin: Dietz; Hof-
schen, Heinz-Gert et al. , (1975) SPD im Widerspruch. Zur Entwicklung und Perspektive der
Sozialdemokratie im System der BRD (The SPD under dispute. Development and per-
spectives of Social Democrats in the FRG’s political system), Kçln: Pahl-Rugenstein; whereas
Klotzbach offers a voluminous study from a social-democratic point of view, the book by
Hofschen et al. discusses critically the role of the SPD as a ruling party and a force for
progress; Kluth, Hans (1959) Die KPD in der Bundesrepublik. Ihre politische T�tigkeit und
Organisation 1945 – 1956 (The KPD in the Federal Republic. Political activities and organi-
sation), Opladen: Westdeutscher Verlag.

10 Mielke, Siegfried and Fritz Vilmar, (1989) »Die Gewerkschaften« (The trade unions) in Benz,
Wolfgang (ed.), Die Geschichte der Bundesrepublik, Deutschland, vol. 2, pp. 82-139; this is a
very helpful outline on the trade unions’ development, comprising statistics (e. g. mem-
bership, elections for works committees) and a chronicle listing the most important stages in
the development of programmes, organisations, strikes etc.
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National Socialists, or were minor accomplices, hoped for not just a material, but
also a psychological recovery from the new economic mentality. This desire was
supported by the official ideological doctrines. The most important ideological
element of post-war West Germany was anti-communism – an ideology which
also formed an important part of Nazi philosophy and politics. Thus the Bonn
Republic was in part bound to traditional values forming a link between pre-war
and post-war personal outlooks and historical consciousness.

The German population had been denied the hope of long-term improve-
ments in its own social and economic prospects since the beginning of the war in
1939. The fact that the hopes seemed within reach is of crucial importance when
understanding the broad acceptance which the so-called »CDU-State« enjoyed
in the population. In addition, the first chancellor, Konrad Adenauer, and his
Minister of Economics, Ludwig Erhard, seemed [94] to be the very person-
ification of political continuity, security on the front of foreign affairs, and on the
path to economic improvement.

The Social Democrats, on the other hand, had to discard old ideas which still
characterised them as a socialist, or even a class-conscious, party. Neither their
commitment to socialization and a planned economy during the years of Allied
occupation, nor their taking issue with Adenauer in the »German Question« and
their initial opposition to rearmament, produced success or won votes. More
important was perhaps the fact that the Social Democrats had nothing to offer in
terms of an alternative to Western integration. While gradually accepting this
fact, they also had to endure the socio-economic consequences.

The turn-about in party programme – already introduced into political
practice at an earlier date – was finalised by the SPD during the Godesberg Party
Conference in 1959. The Godesberg programme abandoned the Marxist course
once and for all and declared that the party was in favour of ideological pluralism
and recognised the »social market economy« as the basis for the West German
economy. One could perhaps say that the FRG had finally broken with Weimar.

Among the remaining parties, only once, namely in 1953, the All-German
Bloc/Bloc of Expellees and Disenfranchised (GB/BHE) succeeded in getting over
the 5 per cent hurdle by winning 5.9 per cent of the votes. In 1949, when the
minimum requirement for entering Parliament was 5 per cent in at least one
»Land«, eleven parties were still represented in the Bundestag, among them the
Communist Party of Germany (KPD) with 5.7 per cent, the German Party (DP)
with 4.0 per cent and the Bavarian Party (BP) with 4.2 per cent.

The experience of a continuity of economic growth, security in foreign affairs,
political stability and ideological unambiguity stands in basic contrast to the
disruptions of the economy, the »adverse image« propaganda of the border
revisionists and the political/ideological disputes of the Weimar era.
[95]
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Table 4a: Election Results /West German parliament=Bundestag)

SPD CDU CSU FDP Gr�ne* PDS Other

1990
(total)

33.5 36.7 7.1 11.9 2.4
5.3
(Rep. 1.8)

West 35.7 41.8 12.9 4.8
0.3
(Rep.2.0)

East 24.3 35.5 10.6 6.0
6.0
(Rep. 1.3)

1994
(total)

36.6 41.8 6.8 7.1 4.2
3.5
(Rep. 1.8)

Table 4b: Distribution of Seats in the Parliament

1990 239 268 51 79 8 17 -

1994 249 284 - 46 48 29 -

* In 1990 the West German Greens did only run in the West, the East German »B�ndnis 90« (Alliance 1990 – a civil rights movement)
only in the East. Then they merged into one party. REP: Republikaner (Republicans), a newly founded right wing party.
Source: Statistisches Bundesamt: Datenreport (Statistical report). Bonn: Bundeszentrale f�r politische Bildung 1989.

Even if the institutional structure of the Federal Republic is not so very
different from that of the Weimar State, its economic development has taken a
very different course. This seems to be the main reason for political stability –
praised by the majority for security, criticised by a minority for political and
intellectual stagnation. Incomparably larger parts of the population now, com-
pared to the years after 1918, accept the foundations of foreign affairs and of the
society which had been created in West Germany as a consequence of the Second
World War.11

[96]

11 Dahrendorf, Ralf, (1967) Society and Democracy in Germany, Garden City, N.Y.: Doubleday ;
this was the first overall study by a German author, analysing the West German society after
fascism; the book influenced academic views to a great extent, though Dahrendorfs main
thesis, saying that Germany was modernised during the Nazi era, did not remain undisputed;
for a more recent American point of view see Baker, K.L. et al. (eds.), (1981) Germany
transformed. Political Culture and the New Politics, Cambridge: Harvard University Press; cf.
also Balfour, Michael, (1992) Germany. The Tides of Power, London: Routledge; Balfour
served in the British Control Commission for Germany after the war; Turner, Henry A.,
(1992) Germany from Partition to Reunification. A revised edition of The Two Germanies
since 1945, New Haven: Yale Univ. Press; Schwarz, Hans-Peter, (1980) Vom Reich zur Bun-
desrepublik. Deutschland im Widerstreit der aussenpolitischen Konzeptionen in den Jahren
der Besatzungsherrschaft 1945 – 1949 (From the »Reich« to the Federal Republic. Conflicting
foreign-policy conceptions in occupied Germany), Stuttgart: DVA; Schwarz, Hans-Peter,
(1981) Die �ra Adenauer. Gr�nderjahre der Republik 1949 – 1957 (The Adenauer era. The
Republic’s formative years), Stuttgart: DVA; Schwarz, Hans-Peter, (1983) Die �ra Adenauer.
Epochenwechel 1957 – 1963 (The Adenauer era. The turning point), Stuttgart: DVA; the most
voluminous study on the FRG’s history by an outstanding political scientist, but conducted in
a traditional manner, mainly covering the political sector and orientated at persons and their
activities and motives; Klessmann, Christoph, (1986) Die doppelte Staatsgr�ndung 1945 –
1955 (Founding two German States), Bonn: Bundeszentrale f�r politische Bildung; Kless-
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Rearmament without Militarism?

Irrespective of what events caused widespread protests in the population during
the years of rebuilding; the re-militarisation, the argument over the realisation
or the abandoning of an all-German alternative, the passing of the emergency
laws etc. , nothing could have prevented the majority of the population opting for
the orientation towards the West and market economy. This attitude is still
prevalent today, as demonstrated in the reelection of Helmut Kohl as federal
chancellor at the climax of the antinuclear missiles protest of 1982/83.

Few witnesses during the period of Allied occupation could have suspected
that complete de-militarisation, probably the greatest break in the German
history of modem times, would last only ten years. The establishment of the
»Bundeswehr« (Federal Army), however, proved to be less of [97] a political
turning point in foreign and internal affairs than was feared by its opponents.
This was primarily due to the fact that it did not abandon the course taken from
1948 onwards, but indeed was the direct outcome of the orientation to the West
forced by Adenauer. The Federal Army was founded from the start in accordance
with the interests of Adenauer’s European- and US-policies. The Bundeswehr
was allowed to exist on condition that it was engaged within the frames of a West
European or Atlantic treaty. Hence, the military elite was deprived of the means
for becoming autonomous, a »state within a state« so to speak, planning its own
expansive strategy on a competitive level with the official political parties as they
did in the 1920 s. Although the East-West conflict precipitated the spiraling
development in the arms race, and created a new defence ideology capable of
being linked to already existing anticommunist standpoints, both the USA and
the USSR respected, however, the established territorial boundaries in Europe.
The destructive potential of modern weaponry posed too great a danger for both
sides, so that they were not prepared to risk a war in the heart of Europe, which
could have had devastating consequences for everyone. This resulted in the

mann, Christoph, (1988) Zwei Staaten, eine Nation: deutsche Geschichte 1955 – 1970 (Two
states, one nation: German history 1955 – 1970), Bonn: Bundeszentrale f�r politische Bil-
dung; an excellent study, based on recent research, covering also social life and social strata
in the FRG as well as culture, incl. documents, statistics, chronicle; Beitr�ge zur Geschichte
der Bundesrepublik Deutschland (On the history of the Federal Republic of Germany), (1979)
Kçln: Pahl-Rugenstein; a collection of critical articles dealing with all sectors of the society,
mainly seen from a Marxist or at least leftist point of view, contains valuable statistical
information on economic development and social structure; for a general bibliography see
Thr�nhardt, Dietrich, (1980) Bibliographie Bundesrepublik Deutschland, Gçttingen: Van-
denhoeck and Ruprecht; the most recent and extensive study in English is presented by Bark,
Dennis L. and David R. Gress, (1989) A History of West Germany, 2 vols., Oxford: Basil
Blackwell.
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paradox situation that, despite acute political-ideological tensions and a steadily
growing arms potential, West Europe experienced one of its longest periods of
peace and still continues to do so.

Defeats in both World Wars had diminished the respect once enjoyed by the
German military to such an extent that the Bundeswehr elite could no longer
insist on a privileged social status. The army was no longer the »School of the
Nation«. Contrary to military educational tradition, there was a demand to train
»citizens in uniform«. This could only be practised to a certain extent. The new
corps elite was recruited to a great extent from ex-officers of the National So-
cialist army, of which quite a few renounced von Stauffenberg’s or other military
attempts to oppose Hitler as a break of oath or treason, or they felt sceptical
towards the whole matter. Information on the part played by the Reichswehr in
Nazi war crimes was thus provided relatively late.12

Admittedly, with the reintroduction of military service powerful groups
within the military were unable to maintain their old position in society as [98]
before 1945. However, the enormous rise in costs of the Federal army limited the
financial means at disposal for important social measures and protection of the
environment. Only the dissolution of the Soviet system made a reduction in
military expenditures possible.

Foreign Affairs

Although it has been stressed that the positive development in the economy
had been a decisive factor in stabilising West German democracy, it should be
remembered that economic, internal, and foreign policies were closely interre-
lated. This was exemplified in the Ruhrstatute which provided the iron, coal, and
steel industries with the necessary means for gradually ending output re-
strictions set by the Allies. The price paid for this was an international super-
visory committee in charge of ensuring that distribution of production was
carried out according to the requirements of West European countries. In terms
of occupational policies, it was only after it became clear that the USSR would
not be involved in such a board of control, that this solution could be enforced.
After the establishment of the FRG, Adenauer, using the Federal Republic’s
membership already anticipated in the Ruhrstatute, set about transferring the

12 Mc Gheehan, Robert, (1971) The German Rearmament Question, Urbana: University of
Illinois Press; Bald, Detlev, (1983) »Von der Wehrmacht zur Bundeswehr. Kontinuit�t und
Neubeginn« (From »Wehrmacht« to »Federal Army«. Continuity and new beginning), in:
Conze, Werner and M. Rainer Lepsius, (1983) Sozialgeschichte der Bundesrepublik, pp. 387 –
409; Abenheim, D., (1989) Reforging the Iron Cross: The Search for Tradition in the West
German Armed Forces, Princeton Univ. Press, Princeton.
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Ruhrstatute to the iron, coal, and steel union as a means of uniting West Euro-
pean member states. Since both the Ruhrstatute as well as the iron, coal, and steel
union were based on a free enterprise and private capital oriented economic
system, the SPD at first had rejected both.

The French government, in particular, was in favour of linking the sanc-
tioning of the iron, coal and steel union with a realistic concept of a European
defence organisation which should include the active involvement of the FRG –
hence the course was set from economic reconstruction to West German re-
armament.13 Problems in French foreign policy interests, which found an ex-
pression in widespread opposition to a German army, were to be thanked pri-
marily for the FRG’s late entry into NATO from 1954 onwards, finally providing
an institutional solution to that problem. After having found formula for a
military treaty, the pressure from European industry proved to be great enough
to convince hesitating politicians to create a common European market. This
took place with the signing of the »Contracts of Rome« on March 25th, 1957.
[99]

Adenauer undoubtedly accepted and had even predicted that the GDR and
indeed the entire Eastern bloc would be isolated. He probably considered this
more as an element leading towards stability rather than as a cause for worry.14

At first glance, it did not seem to have a weakening effect on the GDR regime
either. On the contrary, after the construction of the Wall in 1961, it decided to
block itself off even more, and from then on it seemed to find long-term stability
in internal and economic-political matters. The social-liberal coalition based its
new »Eastern policy« on the fact that closer contacts would only be achieved by

13 Willis, F. Roy, (1968) France, Germany and the New Europe, 1945 – 67, Stanford: University
Press; Ziebura, Gilbert, (1970) Die deutsch-franzçsischen Beziehungen: Mythen und Reali-
t�ten (The German-French relations: myth and reality), Pfullingen: Neske.

14 Foschepoth, Josef (ed.), (1988) Adenauer und die deutsche Frage (Adenauer and the German
question), Gçttingen: Vandenhoeck and Ruprecht; particularly in the light of new docu-
ments the authors examine Adenauer’s policy towards the West to which he gave priority
over reconciliation with the East or a possible German reunification. Concerning foreign
policy in general cf. Hanrieder, Wolfgang, (1967) West German Foreign Policy, 1949 – 1963,
Stanford, Calif. : University Press; Merkl, Peter H., (1974) German Foreign Policies, West and
East. On the Threshold of a New European Era, Santa Barbara, Calif. : ABC-Clio; Hanrieder,
Wolfgang, (1981) Fragmente der Macht: die Aussenpolitik der Bundesrepublik (Fragments of
power: Foreign Policies of the Federal Republic), M�nchen: Piper ; focusing on the new
»Ostpolitik« see Roth, Margit, (1981) Zwei Staaten in Deutschland. Die sozialliberale
Deutschlandpolitik und ihre Auswirkungen 1969 – 1978 (Two German states. The social-
liberal policy towards Germany and its effects, Opladen: Westdeutscher Verlag; Bickerich,
Wolfram (ed.), (1982) Die 13 Jahre. Bilanz der sozialliberalen Koalition (13 years of social-
liberal coalition: An assessment), Reinbek: Rowohlt; critically summarising social, foreign
and educational policy as well as the coalition’s attitudes towards trade unions and ecological
issues; Haurieder, Wolfgang, (1989) Germany, America, Europe: Forty Years of German Fo-
reign Policy, New Haven: Yale Univ. Press.
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recognising the Communist government, and that the continuation of sanctions
would not aid the easing of tensions.

First Economic Crisis Ends CDU-Domination

The Federal Republic experienced its most lasting and deepest disturbance in the
political and economic crisis during the mid-sixties. It was just this duality
which reminded many older citizens of the Weimar period.

Politically, the acute crisis caused a marked increase in the growth of radical
right-wing forces outside the CDU/CSU which openly drew on National Socialist
ideology. The NPD won two per cent of the votes in the Bundestag-election in
1965 and 4.3 per cent in the 1969 election. In some of the Federal states the party
was successful in obtaining parliamentary [100] representation.15 The CDU lost
her supremacy and formed a coalition with the SPD which only lasted for three
years (1966 – 1969). The temporary improvement of the economic situation was
probably the decisive factor in the drastic fall in the share of votes of the NPD in
the elections of the 70 s. This decline was supported by the social-liberal coa-
lition government which represented a broader democratic participation in
many sectors of the society. Gradually, it can be concluded that precisely because
of the experience of the world economic crisis of the 30 s, and that of National
Socialism, large parts of the population took this particular risk to democracy
very seriously and acted accordingly.

Table 5: Annual Growth Rate of GNP 1951 – 1993
(prices as those of 1970; from 1979 – 1988 of 1980, from 1989 to 1993 of 1991)

1951 10.1 1973 4.9

1952 8.9 1974 0.5

1953 8.3 1975 -2.1

1954 7.4 1976 5.6

1955 11.7 1977 2.8

1956 6.9 1978 3.1

1957 5.4 1979 4.0

1958 2.9 1980 1.5

1959 6.8 1981 0.0

1960 8.1 1982 -1.0

1961 5.6 1983 1.9

1962 4.0 1984 3.3

1963 3.3 1985 1.9

1964 6.5 1986 2.5

15 Concerning extreme right-wing movements cf. the article by Gress in this volume.
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Table 5 (Continued)

1965 5.3 1987 1.7

1966 2.8 1988 3.7

1967 -0.2 1989 3.5

1968 6.6 1990 5.7

1969 7.8 1991 4.5

1970 5.9 1992 West Germany 2.1

1971 3.2 1993 Unit. Germany 1.6

1972 3.7 West Germany -1.2

Unit. Germany -1.9

Source: Huffschmid in: Geschichte der Bundesrepublik; Datenreport; Statistisches Jahrbuch 1994.

Today, economists explain this drop in productivity and the end of full em-
ployment in the FRG as the inevitable long-term alignment of West German
conditions of production with those of the other West European countries. Thus,
a general crisis of world trade ended the special position of the West German
economy since 1950. The period of growth with rising incomes and the extension
of the social system had come to an end. As a result, an intense phase of ra-
tionalisation started which, in the long run, increased unemployment and put
pressure on the wage levels. The main impetus for new investment was no longer
the increase of volume of proACHTUNGTRENNUNGduction, but alongside rationalisation came, most
importantly, technological innovations. But these created incomparably less
jobs than the general increase of economic activity in the 50 s. Besides fluctu-
ations in the years between, steel production was at nearly the same level as of
1970 – but the number of employees has been reduced to about 50 per cent. New
methods of production (data processing, nuclear technology) were developed
with research aid from the state combined with considerable state promotion of
the infrastructure.

In these circumstances the SPD proved that it had learned how to manage
state-economic planning better than the CDD. Their leadership had devoted
itself too much to the idea of constant growth by the expansion of the market,
and had tried to remedy the crisis with appeals to »economise«. The grand
coalition of the SPD and the CDU/CSU proposed a series of laws which gave the
state more options in guiding economic development. Indeed, the acute crisis
was overcome relatively quickly. However, even the later SPD-FDP governments
(»social-liberal coalition«) led by Brandt and Schmidt of the SPD, proved
powerless against the long-term trend towards less growth and even stagnation.
[102]
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Table 6a: Business Cycles – Annul Average Growth Rates of GNP 1954 – 1992
(year with the lowest growth rate = beginning of a cycle)

1. cycle 1954 – 57 7.9

2. cycle 1958 – 62 5.5

3. cycle 1963 – 66 4.4

4. cycle 1967 – 70 5.0

5. cycle 1971 – 74 3.1

6. cycle 1975 – 81 2.1

7. cycle 1982 – 86 1.7

8. cycle 1987 – 92 3.5

Source: Huffschmid, in: Geschichte der Bundesrepublik; Datenreport ; Statistisches Jahrbuch 1994.

After a short boom following reunification, Germany faced a year of crisis in
1993. The investment rate increased and remained on a relatively high level even
in that year, certainly as a result of the ongoing process of reconstruction in the
former GDR, but it did not – and probably will not – reach the peaks of the
seventies or sixties.

Table 6b: Rate of Investment 1960 – 1993
(gross investments in per cent of GNP, 1960 – 1988 prices as of 1980, 1989 – 1993 as of 1991)

1989 21.6 1992 23.2

1990 21.4 1993 21.9

1991 23.4

Source: Datenreport; Statistisches Jahrbuch 1994.

Above all, unemployment became a constant side-effect of production. In the
mid-80 s it ran at approximately 10 per cent. In 1994 it has reached the same
percentage as in the beginnings of the history of the FRG. Are we [103] now
pushed back to the starting conditions? Of course not; on the one hand the living
standard is much higher, on the other hand we cannot expect to reduce un-
employment as we did in the fifties. But, the effect of the mass phenomenon of
unemployment had a different impact. It has not noticeably altered the political
majority and the political climate in the FGR, as was the case in the Weimar
Republic. Unemployment benefits, retraining courses whose costs are defrayed
by National Insurance, and job creation schemes obviously lower material losses
to the extent that the unemployed do not pressure on society in joint action to
improve their lot. As a rule, the individual »overcomes« his unemployment on
his own – with all the negative consequences resulting from thus being isolated –
and this situation finds its expression in psychological disturbances, family
strife, alcoholism and social impoverishment.

Since the crisis, the social balance of interests is not as they were before. The
conservative parties have often tried by law to limit the freedom of action from
the unions. Recently the CDU-FDP government won a partial success on this line
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which made pinpoint strikes more difficult but gave the employers far-reaching
powers to lock-out even those willing to work. A further shift in the balance of
power in favour of the employers would probably represent the most serious
deviation from the social premises laid at the time of the foundation of the
Republic.

Table 7: Unemployment (percentage of working population)

1950 11.0 1984 9.1

1954 7.6 1985 9.3

1958 3.7 1986 9.0

1962 0.7 1987 8.9

1966 0.7 1988 8.7

1970 0.7 1989 7.9

1974 2.6 1990 7.2

1975 4.7 1991 West 6.3

1976 4.6 East 10.3

1977 4.5 1992 West 6.6

1978 4.3 East 14.8

1979 3.8 1993 West 8.2

[104]

1980 3.8 East 15.8

1981 5.5 West ca.10

1982 7.5 East ca. 18

1983 9.1

Source: Datenreport; Statistisches Jahrbuch 1994.

Students’ Protest and Attempts at Reform

The most disturbing side-effect of the first crisis in 1968 took place, however,
outside the economic spheres. That happened with the protest of the young,
most importantly with the student revolt. For the first time after the end of the
Allied occupation the protests went right to the root of the political and eco-
nomic basis of the society behind the Federal German Republic. It was also based
on anti-fascist ideas connected to the post-war period. It elaborated on the
immediate post-war ideas, criticising the conACHTUNGTRENNUNGtinuity of social conditions from
Weimar to Federal Germany. They made the concept »Restoration of Capital-
ism« a recognised heading which since should characterise left-wing con-
temporary history.16

16 Huster, Ernst Ulrich et al. , (1972) Determinanten der westdeutschen Restauration 1945-ACHTUNGTRENNUNG1949
(Decisive factors of the restoration in West Germany 1945 – 1949), Frankfurt/M.: Suhrkamp;
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The students involved in the protest movement had grown up in the post ACHTUNGTRENNUNGwar
period and they unleashed a hidden or latent conflict of that generation. Their
parents’ generation had been unable to talk freely about National Socialism and
to face questions, particularly about their shared responsi ACHTUNGTRENNUNGbility for the duration
and the success of this system. The students criticised the FRG’s one-sided
relationship with the West, as well as the priority of the private satisfaction of
needs and individual profit over the interests of the general public. The »leader of
the West« – USA – became an important target for heavy criticism, sparked off by
the often explicitly anti ACHTUNGTRENNUNGdemocratic, American anti-communist foreign policy in
the Third World. This point was often underscored by reference to the Vietnam
War.17

[104]
Despite the sensation the student movement caused in public, despite the

reforms which they initiated in the academic institutions, including the uni-
versities, they did not achieve the changes in the system they demanded. The
students met with much ignorance and political counter-violence from the state,
which drove individual groups to terrorism. In the long-term perspective,
however, the students’ movement increased the potential for protests in the
Federal Republic. The new »Green Party« also fed, considerably, from it. They
supported the extension of democratisation in the educational system and the
policy of detente. A policy, which found its climax within the FDP/SPD coalition
under Federal chancellor Willy Brandt. The strongest advocates of these policies
were the young intelligentsia. From this moment began a real examination of the
social foundations behind National Socialist Germany to take off.18

Schmidt, Eberhard, (1970) Die verhinderte Neuordnung 1945 – 1952 (The foiled reorgani-
sation), Frankfurt/M.: Europ�ische Verlagsanstalt.

17 Otto, Karl A., (1980) Vom Ostermarsch zur APO. Geschichte der ausserparlamentarACHTUNGTRENNUNGischen
Opposition in der Bundesrepublik 1960 – 1970 (From Easter protest march to APO. The
history of the extra-parliamentary opposition in the Federal Republic 1960 – 1970), Frank-
furt: Campus; Guggenberger, Bernd (ed.), (1984) B�rgerinitiativen und repr�sentatives Sy-
stem (Grass roots democracy and representative system), Opladen: Westdeutscher Verlag;
Roth, Roland und Dieter Pucht (eds.), (1987) Neue soziale Bewegungen in der Bundesrepublik
Deutschland (New social movements in the Federal Republic of Germany), Bonn: Bundes-
zentrale f�r politische Bildung.

18 H�ttenberger, Peter, (1976) »Nationalsozialistische Polykratie« in Geschichte und Gesell-
schaft, 2, pp. 417 – 424 (The »polycratic« Nazi system of power); Bracher, Karl Dietrich,
(1976) Zeitgeschichtliche Kontroversen – um Faschismus, Totalitarismus, Demokratie (Con-ACHTUNGTRENNUNGtroversial views on contemporary history : fascism, totalitarianism, democracy), M�nchen:
Piper ; H�ttenberger summarises research conducted in the 60 s and 70 s from which he
derives a new model of the Nazi system stating that it was not only based on Hitler and the
party but had many centers (»Polykratie«); Bracher – on the other hand – advocates the
theory of »totalitarianism«. Cf. the overall reviews: Faulenbach, Bernd, (1987) »NS-Inter-
pretationen und Zeitklima. Zum Wandel in der Aufarbeitung der j�ngsten Vergangenheit«
(changing interpretations of the Nazi system. A reappraisal of the recent past), Aus Politik
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The greatest achievements of the SPD were in foreign policy and in education.
However, the social change Brandt had promised, the breakACHTUNGTRENNUNGthrough of a new
democratic movement, and an open-minded educational system, continued to
be disputed.
[106]

Table 8: Public Expenditure on Education – Weimar and the Federal Republic

Percentage of public
Expenditure

Percentage of GNP

1925 13.9 2.8

1951 8.0 2.4

1956 9.5 2.7

1962 9.6 3.0

1968 13.4 4.0

1975 15.8 5.5

1978 14.7 5.0

Source: Abelshauser : Wirtschaftsgeschichte der Bundesrepublik.

But the reform policies of the social-liberal coalition collapsed because it
failed to put breaks on the unfavourable long term economic trend, failed to
introduce necessary economy measures, was unable to change the social system,
and failed to recognise the protection of environment as a parti ACHTUNGTRENNUNGcularly important
task of the government. Moreover, it devalued its own policy of detente versus the
East European states by allowing itself to be persuaded by the USA to station the
newly developed missiles in Western Europe.

Future Developments in the Light of Experiences from the Past

In the 80 s the greatest dangers threat to democracy and methods of taking
decisions came from the increasing state bureaucracy and the new militaryACHTUNGTRENNUNG
industrial complex. The CDU-FPD-coalition from 1983 tried to use data ACHTUNGTRENNUNG proc-
essing as a means of surveying its citizens under the cover of state planning
measures. If German industry had taken a large part in high-tech ACHTUNGTRENNUNGarmament

und Zeitgeschichte, B 22/1987, pp. 19 – 30; Mçller, Horst, (1988) »Zeitgeschichtliche For-
schungen, Interpretationen und Kontroversen« (Research on contemporary history – in-
terpretations and debates), Aus Politik und Zeitgeschichte, B 2/1988, pp. 3 – 16. An insight into
concrete results of recent research on the Nazi period offer Hirschfeld, Gerhard and Lothar
Kettenacker (eds.), (1981) Der »F�hrerstaat«: Mythos und Realit�t; Studien zur Struktur und
Politik des Dritten Reiches. (The »F�hrer State«: myth and reality ; studies on the structure
and politics of the Third Reich), Stuttgart: Klett-Cotta; Hirschfeld, Gerhard (ed.), (1986) The
Policies of Genocide: Jews and Soviet Prisoners of War in Nazi Germany, London: Allen &
Unwin.
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programmes like SDI, the influence of the involved corporations on the research
policies of the government would have risen and the means for peaceful eco-
nomic activity, organised along lines of alternative forms of energy and pro-
duction compatible with the environment, would have remained limited.
However, with the collapse of the Soviet system this [108] issue became less
important. But in the civil production sector, too, new technology did put the
development of healthier living conditions at risk (atomic industry, gene tech-
nology etc.). The dispute about democratic control of plants producing and
processing radioactive material, thus led to a breakdown of the coalition of the
»Greens« and the Social Democrats in Hessen.

These are all »post-fascist« problems with which the citizens of the Federal
Republic would certainly have been faced even without their experience of
fascism. The Federal Republic is, however, particularly exposed to these prob-
lems because – as in the empire, in the Weimar Republic and in the Third Reich –
it enjoys an advanced position in the world market. For this reason its industry
has a greater potential than other West European countries to influence, or
dominate the market from its own sources.

Historically, the most powerful tendencies towards authoritarian rule in
German society came from this basis. The Peace movement and the »Green«
party are aware of this danger. Their criticism of developments which may put
democracy and life in danger has been accepted, to a great extent, from ideas
based on the overcoming of fascism. Thus, it is no surprise that the inter-
pretation of fascism and its place in German history remains a fundamental
cleavage and controversy between the different political camps.19

A United Germany in a United Europe?

Meanwhile, Perestroika has opened up a whole new future for Germany. The
GDR government’s attempt to turn a blind eye to the Perestroika, and the de-
mands of the people, failed completely. Indeed, the rudiments of socialism were
wiped away within the space of a few months. This event appears to mark the
ultimate end of the post-war period. The power of Russia is drastically reduced
and socialism as an economic-political system has failed. The political and
ideological division of the two Germanies has come to an end.
[107]

19 I only mention the German historians’ debate (»Historikerstreit«) on the »historicisation« of
National Socialism, cf. Evans, R.J. , (1989) In Hitler’s shadow: West German Historians and the
Attempt to Escape from the Nazi Past, London; Maier, Charles S. , (1988) The Unmasterable
Past: History, Holocaust, and the German National Identity, Cambridge Mass: Harvard Univ.
Press.
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Will a united Germany represent a new threat to its neighbours? Could it enter
into a new pre-fascist phase?

It is almost impossible to estimate the costs involved in the reconstruc ACHTUNGTRENNUNGtion of
former socialist countries, and in particular the former GDR. Since Germany will
have her special problems, economic stability could possibly and temporarily
bring new problems. The West Germans have not experienced either economic
turbulences or political uncertainty for a longer period of time. On the contrary
the young generations are accustomed to a new type of consumer society, which
makes it difficult to predict how democracy could be endangered by this sit-
uation. A section of the population, especially amongst adolescents, has in recent
years become prone to new nationalistic slogans. Immigrants of German origin
from East European countries, »emigrants« from the GDR, and »those seeking
asylum« from Third World countries, place extra pressure on the employment
market. Once again hierarchies of social status are being formed, placing the
Germans at the top of the scale and hostility towards foreigners and immigrants
is increasing. In the forty years of its history, the FRG has managed to integrate
millions of different groups of immigrants with relative ease. However, in the late
1940 s and in the 1950 s the ca. 12 million of immigrants who came were pri-
marily Germans from the so-called Eastern regions and refugees from the
Eastern Zone, i. e. the GDR. At that time there was no »frozen« social structure as
today, the general mobility of people was exceedingly high, and a number of West
Germans had also lost their homes and property. Although the refugees and the
expellees obviously had less chances than the native Germans in improving their
standard of living, they were encouraged to try to improve their social con-
ditions. This also applies to a great number of foreign workers (so-called »guest
workers«), invited into the country in the 1950 s and 1960 s. At the end of the
fifties, one per cent of the population was foreigners. In 1992 the figure is around
8 per cent. Hostile tendencies towards foreigners were directed above all against
the last group of immigrants to arrive, namely the Turks. Since 1988 the number
of those seeking asylum increasACHTUNGTRENNUNGed considerably (1992 half a million, mainly
persons coming from the former Yugoslavia and other East European countries).
1.5 million out of the 6.5 million foreigners, now living in Germany, are refugees.
Xenophobia could be intensified in the wake of rising national pride during the
course of reunification. Consequently, in the future much will depend on a
positive development in the economy, strongly needed to support the process of
unification. Indeed, a weak economic development will hamper the necessary
ecological restructuring of the economy and will stimulate [109] even more
anxiety among the European partners already afraid of German superiority.
However, a new impetus in the economy is now officially expected.

Unification has pushed Germany further on the way to European »norma-ACHTUNGTRENNUNGlisation«. Though her economic potential has grown, many factors like pro-
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ductivity, inflation, rate of unemployment, and public debts, do no longer place
Germany so definitely behind the most supreme competitors as before. The
integration and modernisation of the former GDR is also a great challenge.
Public debts in order to finance projects in the new L�nder amounted in 1993 up
to 700 thousand million, and the outcome of this project is somewhat uncertain.

But in spite of some political turmoils, high expectations and widespread
disappointment of how the process of unification was handled – particularly in
the East German population – unification has not altered the economicACHTUNGTRENNUNG-political
structure of the Federal Republic. The PDS, the only new party coming out of the
SED, did not win votes in the West, and the right wing parties were neither in the
East nor in the West strong enough to enter the federal parliament.

The new political landscape of the central continent did not hamper the
enforcement of European integration and did not weaken the German govern-
ment’s will to play a firm role in the Western alliance and the European inter-
national organisations.20 Capitalism of a modem demo ACHTUNGTRENNUNGcratic social kind has
proved superior today and is without acceptable alternatives. Perhaps such
historical »evidence« is the best safeguard against the new aggressive, anti-
democratic politics. Despite the enormous losses suffered by German capitalism
after 1945, it still managed, when all is said and done, to survive »National«
Socialism and »Real Socialism«. Capitalism is, however, subject to processes of
change, with consequences for social intervention. This involves not only fur-
ther transference of private wealth lead by the banks, an internationalisation of
capital flows, but also a continuous concentration of manufacturing firms.

The unification of the two Germanies will be at the cost of the former Eastern
bloc. Germany will- in the same way as the FRG has been until now – be drawn
into an all-European context and Europe will have a military alliance with the
USA. We may then presume that this situation [110] will prevent any return of
Germany to a special expansive position. Germany might, inside Europe, be-
come the most important economical and political force. Europe might become,
next to the USA and Japan – and perhaps Russia and China – of growing im-
portance again. Such a development will partly remove the effects of the ill-fated
and long-term trend in force since World War I which brought the catastrophe to
the world during the Second World War.

20 The way to a united Germany is described by Merkl, Peter R., (1993) German Unification in
the European Context, University Park, PA: Pennsylvania State Univ. Press; McAdams, A.
James, (1993) Germany Divided. From the Wall to Reunification, Princeton N.J. : Princeton
Univ. Press; Jarausch, Konrad R., (1994) The Rush to German Unity, Oxford: Oxford Univ.
Press.
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Der aufhaltsame Aufschwung.
Die Wirtschaftsplanung f�r die britische Zone im
Rahmen der außenpolitischen Interessen der
Besatzungsmacht*

Es ist nicht selbstverst�ndlich, von einer Siegermacht zu erwarten, daß sie eine
Konzeption f�r die inneren çkonomischen Verh�ltnisse des besiegten Landes
entwickelt. Wohl war es in den Friedensvertr�gen zwischen den Industriestaaten
seit der Mitte des letzten Jahrhunderts �blich, den Außenhandel des Verlierers
zu beschr�nken und dessen milit�rische St�rke zu beschneiden, nicht aber, di-
rekt in seine Wirtschaftsstruktur einzugreifen. Auch der Vertrag von Versailles
hatte besondere wirtschaftspolitische Vorkehrungen f�r das besiegte Land nicht
vorgesehen. Die auferlegten Kriegskontributionen, mit dem modernen Namen
»Reparationen« bezeichnet, um einen auch moralisch gerechtfertigten Wie-
dergutmachungsanspruch zu begr�nden, beeinflußten zwar die Wirtschaft des
besiegten Landes, aber es blieb ihm selbst �berlassen, die damit auftretenden
Probleme zu lçsen.1

Versailles wurde der negative Bezugspunkt britischer Besatzungspolitik nach
dem zweiten Weltkrieg. Rechtlich war er ein Vertrag unter Gleichen gewesen.
Nur f�r den Fall, daß Deutschland seine materiellen Verpflichtungen nicht er-
f�llte, sah er mit der ja tatsachlich durchgef�hrten Teilbesetzung auch vor,
dessen Souver�nit�t einzuschr�nken. Unterhalb dieser Schwelle waren in ihm
aber keine Mittel vorgesehen, die Einlassung der langfristigen Forderungen zu
gew�hrleisten. Das Wiederaufleben von Geist und Macht in Deutschland, die
man durch den Versailler Vertrag gebannt zu haben glaubte, veranlaßte zu-
mindest die Westalliierten bereits wahrend des Krieges, qualitative Maßnahmen
gegen�ber quantitativen im k�nftigen Friedensschluß zu bevorzugen. Um weit-
reichende çkonomische und politische Eingriffe zu sichern, ohne dem Wider-
stand der Deutschen eine Chance zu geben, einigte man sich darauf, Deutsch-
land vollst�ndig zu besetzen und seine Souver�nit�t wenigstens zeitweise auf-

* Zuerst verçffentlicht in: Dietmar Petzina/Walter Euchner (Hg.), Wirtschaftpolitik im briti-
schen Besatzungsgebiet 1945 bis 1949, D�sseldorf: Schwann (1984), 41 – 64.

1 Fisch, Jçrg, Krieg und Frieden im Friedensvertrag, Stuttgart 1979, S. 205 f.



zuheben. Damit machte man eine Ausnahmeregel des Versailler Vertrages zum
Prinzip.

I.

Die Reparationen sollten nach dem anglo-amerikanischen Modell nicht auf-
grund der Sch�den berechnet werden, die die kriegf�hrenden M�chte erlitten
hatten, sondern sich aus der �bersch�ssigen Wirtschaftskapazit�t ergeben, die
entstand, wenn Deutschland auf einen bestimmten [42] Lebensstandard be-
schrankt w�rde, der den im Dritten Reich erreichten jedenfalls erheblich un-
terschreiten und den vergleichbarer europ�ischer Staaten nicht �berschreiten
sollte. Die �berschusskapazit�t sollte vor allem durch Demontagen und Nutzung
der Arbeitskraft abgeschçpft werden. Zus�tzlich sah das Protokoll von Jalta
Warenlieferungen vor, wogegen von britischer Seite eben so wie gegen die von
der UdSSR fixierte Hçhe der Reparationslieferungen Einspruch erhoben worden
war. Dadurch, daß weder die sowjetische noch die franzçsische Regierung die
Priorit�t von Anlagenlieferungen anerkannten, wurde zwar das von den Anglo-
Amerikanern verfolgte Reparationsprinzip durchlçchert, doch hat diese Tatsa-
che die wirtschaftlichen Verh�ltnisse in der sp�teren Bizone vermutlich weniger
beeinflußt, als vor allem die britische Politik sp�ter zu reklamieren suchte. Denn
es h�tte den Lebensstandard der Bevçlkerung im Bizonen-Gebiet wahrschein-
lich nur unwesentlich gehoben, wenn die beiden anderen Besatzungsm�chte auf
Lieferungen aus der laufenden Produktion verzichtet oder sie merklich ein-
geschr�nkt und teilweise einem gemeinsamen vierzonalen Warenpool zur Ver-
f�gung gestellt h�tten. Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten der britischen Zone,
die nach der offiziellen Version zur Bizonen-Vereinbarung f�hrten, w�ren da-
durch kaum ausger�umt worden. Ohne Zweifel festigte die Reparationsregelung
von Potsdam die Wirtschaftsgrenzen zwischen den Zonen, der Umkehrschluß,
ihr Verzicht h�tte sie aufgehoben, ist aber sicherlich nicht statthaft.2

Nun war das wirtschaftliche Interesse der amerikanischen und der britischen
Regierung von vornherein anders gelagert als das ihrer sowjetischen und fran-
zçsischen Alliierten, die unmittelbare Kriegssch�den mit deutschen Materialien
und Waren ersetzten, dann aber auch neue Wirtschaftsr�ume zur St�rkung der
eigenen Ressourcen gewinnen wollten. F�r Großbritannien und die USA waren
dagegen der Exportbedarf bzw. die Exportnotwendigkeit vorrangig. Diese un-
gleichen Wirtschaftsinteressen mußten eine einheitliche Behandlung Deutsch-
lands jenseits aller Unterschiede der politisch-ideologischen Systeme schwer

2 Die Reparationen als wesentliche Teilungsursache betont Foschepoth, Josef, Britische
Deutschlandpolitik zwischen Jalta und Potsdam, in:· VfZ 30/1982, S. 675 – 740.
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machen. Frankreichs Haltung im Kontrollrat sollte dies innerhalb weniger
Wochen verdeutlichen.

Wirtschaftsgeographisch gesehen, war Großbritanniens Bem�hen nach dem
Kriege, seine Kapitalverluste wieder wettzumachen, auf das Commonwealth und
andere traditionelle �berseeische Handelsgebiete (wie S�damerika) gerichtet,
wo Sterling-�bersch�sse entstanden waren und durch den Sterling-Block
g�nstige Austauschverh�ltnisse bestanden. Auch f�r den sozialistischen Au-
ßenminister Bevin galt, daß der Wohlstand des britischen Arbeiters auf der
Sicherung der Verbindungslinien nach �bersee beruhte – çkonomisch wie mi-
lit�risch. Der deutsche Markt war weder ein vorrangiges Ziel des britischen
Waren- oder Kapi-[43] talexports noch ein mçgliches Importreservoir.
Deutschland wurde der britischen Tradition und Erfahrung entsprechend –
nicht als Marke, sondern als Konkurrent gesehen. Die Briten waren daher mehr
an Know-how, Patenten und einzelnen scharfen Eingriffen in besonders kon-
kurrenzf�hige Industriezweige interessiert als an der �bernahme kompletter
Fabriken oder einer kapitalm�ßigen Beteiligung, wozu ihnen im Augenblick
ohnehin die Mittel fehlten. So weit bestimmte deutsche Produkte f�r den eu-
rop�ischen Markt – und dies meinte vor allem den kontinentalen – unver-
zichtbar waren, sollte ihre Herstellung entmonopolisiert oder unter interna-
tionale Kontrolle gestellt werden. Dies galt vor allem f�r die Kohlefçrderung und
die Eisen- und Stahlherstellung im Ruhrgebiet. Dieser Gedanke war von Chur-
chill schon in Teheran ge�ußert worden.3

Dem konnte die amerikanische Regierung zwar zustimmen, doch ging sie von
anderen wirtschaftlichen Pr�missen aus, die begrenzte Konflikte mit den eng-
lischen Interessen einschlossen. Da es Regierung und Großwirtschaft der USA
vor allem darauf ankam, g�nstige Austauschverh�ltnisse f�r ihren weltweiten
Ex- und Importbedarf herzustellen, zielten sie auf die Auflçsung des Sterling-
Blocks; Wirtschaftsbeschr�nkungen f�r Deutschland erschienen ihnen nçtig,
um die Ausgangschancen der anderen europ�ischen L�nder, nicht aber um die
eigenen wirtschaftlichen Entwicklungsmçglichkeiten entscheidend zu verbes-
sern. Der Kapitalabstinenz der Briten stand ein Kapitalinteresse seitens der
Vereinigten Staaten an Europa gegen�ber.

Die Konzeption einer çkonomischen Schw�chung Deutschlands f�r mehrere
Jahrzehnte herrschte im britischen Kriegskabinett und in der çffentlichen

3 Diese Grundlinie hatte Außenminister Eden in einem Memorandum vom M�rz 1943 um-
rissen, obwohl er sp�ter eher f�r eine weichere Politik eintrat. Schulte, Heinz, Die britische
Milit�rpolitik im besetzten Deutschland, in: MGM 31/1982, S. 51 – 75, hier S. 54; ein Jahr
sp�ter im Memorandum »Policy towards Germany« vom 19. 7. 1944 (PRO CAB 87/67) zog
Eden die Verflechtungen der deutschen mit der europ�ischen Wirtschaft bereits st�rker in
Betracht; vgl. auch die Chatham-House-Studie, Das Problem Deutschland, hg. vom Royal
Institute of International Affairs, Z�rich 1945 (aber bereits 1943 ausgearbeitet).
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Meinung bis zum Kriegsende vor und ermçglichte Churchills vor�bergehende
Zustimmung zu den Vorschlagen Morgenthaus. Sie geriet ins Wanken, seitdem
in Jalta die Gebiete jenseits der Oder/ Neisse faktisch abgetreten waren und mit
betr�chtlichen sowjetischen Reparationsanspr�chen gerechnet werden mußte.
Damit verlor die Erwartung an Wahrscheinlichkeit, aus diesen Gebieten um-
fangreiche landwirtschaftliche Ausgleichslieferungen zu erhalten, um dem
Nahrungsmitteldefizit in den westlichen Zonen zu begegnen, denen andernfalls
eine eigene Exportbasis zugestanden werden mußte, und zwar nicht allein, um
das europ�ische Wirtschaftsgleichgewicht zu erhalten, sondern um �berhaupt
wirtschaftliche und daraus hervorgehende politische Stabilit�t in West-
deutschland zu erreichen.

Nach Jalta wurden diese Bedenken gegen die bisher g�ltigen Vorstellungen
ausformuliert. Den Ost-West-Konflikt antizipierend, unterbreitete Minister
Anderson eine Denkschrift, die von gem�ßigten, vor allem die direkte R�s-
tungsindustrie betreffenden Beschr�nkungen ausging, im �brigen aber einen
relativ hohen industriellen Standard als [44] notwendig ansah, um den west-
europ�ischen Wiederaufbau nicht zu gef�hrden. Da nicht damit zu rechnen war,
daß die UdSSR mit der Rekonstruktion der westdeutschen Wirtschaft zugunsten
einer bereits antikommunistisch intendierten westeurop�ischen Prosperit�t
einverstanden war, schloß der Vorschlag eine Allianz der Westzonen ein.4 Schon
wegen der politischen Implikationen konnte sich Anderson mit seinen Vor-
stellungen nicht durchsetzen, da das Außenministerium – und das Kabinett
ohnehin – weiterhin an einer Politik festhielt, die ein B�ndnis mit allen drei
Siegerm�chten nicht ausschließen durfte. Dies blieb trotz aller Spannungen im
einzelnen die herrschende außenpolitische Orientierung bis zu Beginn des
Jahres 1946. Dennoch verunsicherten die sowjetischen Reparationsforderungen,
die nicht wirklich bekannten Verflechtungen der deutschen mit der europ�i-
schen Wirtschaft und die drohende Ern�hrungskrise die britischen Wirt-
schaftsexperten und Politiker so stark, daß es dem Kabinett weder bis zum
Kriegsende noch bis zur Potsdamer Konferenz gelang, eine eindeutige Ent-
scheidung zu treffen und einen Wirtschaftsplan f�r die britische Zone zu for-
mulieren. Dies ist wichtig, um das konkrete Verhalten der f�r die Wirtschaft
zust�ndigen Besatzungsoffiziere zu verstehen. Sie mußten ihre Meinung bes-
tenfalls aus der Vorkenntnis der kontroversen Diskussion, widrigenfalls aber aus
den herrschenden Anschauungen bilden, die eben so noch von dem in der Presse
breit diskutierten Morgenthau-Plan beeinflußt sein konnten. Den Planungsin-
stanzen der Besatzungspolitik war aber bewußt geworden, daß es zwischen

4 Foschepoth (1982), S. 694 ff; auch Bevin zahlte schon w�hrend des Krieges zu den Skeptikern
einer zu harten Einsch�tzung der deutschen Produktion.
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außenpolitischer Priorit�t der Vier-M�chte-Zusammenarbeit und den inner-
zonalen çkonomischen Zielen zu ernsten Konflikten kommen konnte.

Trotz der Unsicherheit, ob der Schwerpunkt auf Kapazit�tsbeschr�nkungen
oder europ�ischer Verflechtung liegen solle, schalten sich aus den zahlreichen
Memoranden, die �ber die wirtschaftliche Behandlung Deutschlands in den
britischen Regierungsst�ben 1944/45 verfaßt wurden, doch gewisse Industrie-
komplexe heraus, die nach Meinung beider Seiten ganz oder teilweise aufgelçst
werden sollten, so daß sich mindestens f�r die F�hrungsebene einige Grund-
erwartungen konstruieren lassen, die den Hintergrund f�r die unterschiedlichen
Einzelentscheidungen bildeten. Produktionsverbote sollten f�r die Schiff- und
Luftfahrt sowie einige Zweige der chemischen Industrie gelten; Werkzeug-
maschinen sollten nur f�r den inl�ndischen Bedarf gefertigt werden, die
Stahlproduktion auf etwa 50 Prozent des Vorkriegsstandes(= 11,5 Mio. Tonnen)
begrenzt werden. Begr�ndet wurden diese Eingriffe stets mit dem Argument,
daß nur so Sicherheit gegen eine erneute deutsche çkonomisch-milit�rische
Dominanz zu erreichen sei, da nur diese Begr�ndung frei von Privatinteressen
schien und in Vier-M�chte-Verhandlungen offiziell eingebracht werden konnte.5

[45]
Beide Fl�gel gingen von einer langfristigen und das gesamte wirtschaftliche

Leben umfassenden Kontrolle aus. Die einen, um die angezielte Umstrukturie-
rung der Wirtschaft beaufsichtigen und durchsetzen zu kçnnen, die anderen,
um dem Gegner das Argument zu nehmen, ihre Konzeption kçnne zu einem
fr�hzeitigen Wiederaufleben der deutschen Gefahr f�hren. In dieser �berein-
stimmung liegt einer der Schl�ssel zum Verst�ndnis der britischen Wirt-
schaftspolitik in Deutschland, die auf eine relativ langsame, b�rokratisch vor-
bereitete und stark kontrollierte Rekonstruktion hinauslief, soweit man sie
�berhaupt aktiv fordern wollte.

Da in Potsdam die Grunds�tze der Entmonopolisierung, Entmilitarisierung
und Beschr�nkung des Industrieniveaus festgeschrieben wurden, waren damit
Negativmarken gesetzt, �ber die auch eine pragmatische Politik mit dem Ziel,
die Produktion im çrtlichen Rahmen wieder in Gang zu setzen, nicht hinaus-
gehen konnte. Betriebe, die wahrscheinlich unter den noch auszuarbeitenden
Reparationsplan fielen, erhielten in der Regel eine eingeschr�nkte oder keine
Produktionserlaubnis, zumal noch 1945 die ersten Vorablieferungen vorbereitet
wurden. Dies traf vor allem den Eisen- und Stahlbereich der großen Montan-
betriebe im Ruhrgebiet sowie die Großwerften in den K�stenl�ndern, die zonale,
zumindest aber regionale Schl�sselfunktionen hatten. Eine genaue �bersicht,

5 Die beiden wichtigsten Regierungsaussch�sse, APWC und EIPS, hatten sich am 10. 5. 1945
auf diese Linie geeinigt; die herrschenden Vorstellungen werden durch die Sprache der
�bereinkunft gekennzeichnet: die Produktionsbeschr�nkungen und -verbote wurden als
»drakonische Maßnahmen« bezeichnet (PRO CAB 87/69).
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wieweit die Potsdamer Bestimmungen Instandsetzungsarbeiten und Produkti-
onsaufnahmen verhindert haben, besitzen wir allerdings noch nicht.6 Gerade f�r
das hart betroffene Ruhrgebiet ist sie w�nschenswert, u. a. auch, um genauere
Kenntnis �ber die Arbeitsmarktlage zu erhalten. Denn Arbeitsmoral und Ar-
beitsbereitschaft kçnnten nachhaltig gesenkt werden, wenn vorhandene Ar-
beitsmçglichkeiten nicht genutzt werden d�rften. Wovon ern�hrten sich die
Angehçrigen von Demontagebetrieben? Nur in Ausnahmefallen wurde in diesen
Betrieben die Produktion dennoch aufgenommen, wenn n�mlich die Besat-
zungsmacht die Produkte selbst bençtigte, wie dies bei VW oder den Hydrier-
werken der Fall war. Eine Sonderklausel des Potsdamer Abkommens legalisierte
dieses Verfahren.

Die Beteiligung an der R�stungsindustrie war bei solchen Werken leicht zu
erkennen, die direkt Waffen oder Waffenteile hergestellt hatten. Dies waren vor
allem die Betriebe der Metallindustrie, welche zugleich das R�ckgrat der in-
dustriellen Produktion der britischen Zone bildeten. Es scheint mir plausibel,
daß in diesem Bereich die çrtliche wie die zentrale Politik �berwiegend re-
striktiv gehandhabt wurde und kaum pragmatisch-wohlwollend ausgerichtet
war, was sich sonst als allgemeine Tendenz aus den bisher noch wenigen Re-
gional- und Betriebsstudien heraussch�lt. In anderen Bereichen mochte viel
davon abh�ngen, wieweit sich die Offiziere vor Ort den Lebensinteressen der sie
[46] umgebenden Bevçlkerung nicht verschließen konnten und Werksleiter,
Betriebsr�te und Stadtverwaltungen unterst�tzten, Permits zu erlangen und
Rohstoffe zu beschaffen. Da dies aber subjektiven Einsch�tzungen �berlassen
war, kann von einer einheitlichen Politik auf çrtlicher Ebene zu dieser Zeit nicht
gesprochen werden. Das verbietet es auch, von einer allgemeinen Tendenz eines
konstruktiven Pragmatismus auszugehen.7 Denn da die Milit�rregierung darauf
bestand, die Zonenwirtschaft in weiten Bereichen zentral zu verwalten, h�tte der
çrtliche Pragmatismus durch ein allgemeines konstruktives System der Wirt-
schaftsverwaltung erg�nzt werden m�ssen. Dieses bestand 1945/46 nicht und
wurde auch mit den bizonalen Organen der ersten Phase noch nicht erreicht.

Der Vorrang außenpolitischer �berlegungen in der Wirtschaftskonzeption
der Besatzungsmacht spiegelt sich in ihrem Bestreben wider, die Kohlefçrderung
zu unterst�tzen und Beschr�nkungen ganz von ihr fernzuhalten. Sie handelte

6 Nach meiner Kenntnis sind Betriebsstudien oder Arbeiten zu regionalen Wirt-
schaftsbereichen noch nicht verçffentlicht worden; Ans�tze finden sich bei Klekamp, Jo-
hannes, Die Entwicklung der Industrie in Kçln nach 1945, Staatsexamensarbeit Kçln 1980;
Schneider, Ulrich, Niedersachsen unter britischer Besatzung, in: Nieders�chsisches Jahr-
buch f�r Landesgeschichte 54/1982, S. 251 – 319; siehe auch den Beitrag von Manfred
Wannçffel in diesem Band.

7 Von einer pragmatischen Politik spricht Schneider. Nach Klekamps Arbeit erh�lt man den
Eindruck, daß das Permit-Verfahren Kleinbetrieben zugute kam, insbesondere dem Hand-
werk.
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hier im Einverst�ndnis mit den anderen Alliierten. Jedoch lag das Interesse
hierbei nicht in der Entwicklung der deutschen Wirtschaft, sondern darin, an-
deren westeurop�ischen Staaten Rohstoff und Energie zur Verf�gung zu stellen.
Da die sowjetischen Kohleanspr�che (und die ihrer Nachbarn) ganz aus den
schlesischen Vorkommen gedeckt werden sollten, ergab sich die g�nstige Lage,
daß die Briten ihre westeurop�ischen Nachbarn wirtschaftlich mit Erzeugnissen
ihrer Zone fçrdern konnten, ohne hiermit Anlaß zu Ost-WestSpannungen zu
geben. Bereits Abelshausers Forschungen haben gezeigt, daß durch gezielte
Fçrderungsmaßnahmen, vor allem auch im sozialen Bereich (Wohnungsbau,
Zusatzrationen, Anwerbung von Arbeitskr�ften), im Vergleich zu anderen
Wirtschaftszweigen respektable Ergebnisse erzielt werden konnten.8 So1che
Anstrengungen konzentrierten sich aber vorerst auf Bereiche, an den en die
Besatzungsmacht ein unmittelbares Eigeninteresse hatte. Erst nach der Win-
terkrise 1946/47 wurden Notprogramme f�r den Verkehr und die Stahlindustrie
entwickelt, bzw. �berhaupt erst konkrete Engpaßstudien durchgef�hrt, die ein
Zusammenspiel der Gesamtwirtschaft der Zone im Blick hatten. Sicherlich fehlte
bereits im ersten Jahr der Besatzung ein Teil der exportierten Kohle, insbeson-
dere im Herbst/Winter 1945/46, den Betrieben. Produktionseinschr�nkungen
durch Ausfall von Energie h�tten hier und dort vermieden werden kçnnen, h�tte
der deutschen Wirtschaft von Anfang an mehr Kohle zur Verf�gung gestanden.
Wie weit mangelnde Kohle ein wirkliches Rekonstruktionshindernis zu dieser
Zeit gewesen ist, werden erst regionale und betriebliche Studien darlegen kçn-
nen. Zusammen mit der Ern�hrungskrise und der Verk�ndung des ersten In-
dustrieniveauplanes trugen aber die Kohlenexporte bei einem allgemein f�hl-
baren Mangel an Heizmaterial dazu bei, daß das [47] vergleichsweise intakte
Arbeitsethos in den ersten Monaten der mehr oder weniger spontanen Pro-
duktionst�tigkeit rasch abnahm, da sich immer weniger ein Zusammenhang
zwischen Arbeit und Ern�hrung herstellen ließ. Dies f�hrte zu einer nachhal-
tigen Entfremdung zwischen deutscher Bevçlkerung und Besatzungsmacht, die
in den ersten Monaten der Besetzung noch nicht zu sp�ren gewesen war. Diese
bildete den Hintergrund f�r die Bef�rchtungen, die kommunistische Ein-
heitsbewegung in der SBZ kçnnte auch in der britischen Zone Erfolg haben.
Mehrfach verlangten nun Vertreter der Milit�rregierung in ihren Berichten nach
London eine »positive« Politik, um die Loyalit�t der Bevçlkerung zu erhalten.9 Es

8 Abelshauser, Werner, Wirtschaft in Westdeutschland 1945 – 1948, Stuttgart 1975; Abels-
hauser, Werner, Wiederaufbau vor dem Marshallplan. Westeuropas Wachstumschancen und
die Wirtschaftspolitik in der zweiten H�lfte der vierziger Jahre, in: VfZ 29/1981, S. 545 – 578;
leider fehlt bisher ein Wirtschaftsvergleich, der die vier Zonen umfaßt.

9 Wie dramatisch der Vertrauensverlust zum Teil gesehen wurde, verdeutlichen die Berichte
des politischen Beraters des Milit�rgouverneurs, Strang, aus dieser Zeit. So heißt es z. B. im
Telegramm vom 29. 3. 1946 (PRO FO 371/55612), »Pl�nderung« und »Sabotage« werde »auf
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wurde deutlich, daß Besatzungspolitik nicht nur nach dem außenpolitischen
Kalk�l gef�hrt werden konnte, sondern die deutschen Kr�fteverh�ltnisse und
den deutschen Beitrag zur Rekonstruktion starker ber�cksichtigen mußte. Die
Lebensmitteleinfuhren wurden f�r die englische Regierung zu einer betr�chtli-
chen langfristigen finanziellen Belastung, die zusammen mit der Vertrauens-
krise zu einer ersten kritischen Pr�fung der Besatzungspolitik durch das Par-
lament f�hrte. Damit waren nach knapp einem Jahr der Besetzung die drei
Bestimmungsfaktoren der Besatzungspolitik – Außenpolitik, englische Innen-
politik und innerdeutsche Verh�ltnisse – gleichsam in eine Beziehungskrise
geraten. Die Anspr�che, die sich aus ihnen herleiteten, waren nicht mehr mit-
einander zu vermitteln. Zwar blieben in der Folgezeit die außenpolitischen In-
teressen �bergewichtig, aber die Maßnahmen der Milit�rregierung wurden jetzt
doch st�rker daraufhin ausgerichtet, die Wechselwirkungen dieser drei Kom-
ponenten sorgf�ltiger zu bedenken.

In außenpolitischer Hinsicht wurde die Orientierung auf den Erhalt der Drei-
bzw. Vier-M�chte-Zusammenarbeit aufgegeben. Statt dessen wurde es als vor-
dringlich angesehen, die USA in eine feste, langfristige sicherheitspolitische und
finanzielle Verantwortung f�r Europa einzubinden. Selbstverst�ndlich wurde
dabei der Bruch mit der Sowjetunion nicht direkt angezielt, aber er wurde als
erwartbares Ergebnis der seit April 1946 eingeschlagenen Politik bewußt hin-
genommen. Hierin bestand der Kern der außenpolitischen Wende.10

Nach den eigenen Pr�missen implizierte diese Abkehr von Potsdam wie die
Neuorientierung in den Akten des Außenministeriums bezeichnenderweise
charakterisiert wurde – einen britischen Machtverlust, ja die Aufgabe des An-
spruchs, noch als eigenst�ndige Großmacht agieren zu kçnnen. Denn die im
Kriege erarbeiteten Analysen, die f�r die Nachkriegszeit die Fortdauer der Drei-
M�chte-Koalition gefordert hatten, waren davon ausgegangen, daß Großbri-
tannien eine eigenst�ndige weltpolitische Funktion nur dann einnehmen kçnne,
wenn ihm eine Vermittlerrolle zwischen den amerikanischen und den sowjeti-
schen [48] Interessen zukomme. Sobald der Konflikt zwischen beiden aber nicht
mehr vermittelbar sei und durch best�ndige Konfrontation abgelost werde,
m�sse sich England an die Seite der USA stellen und unvermeidlich zu deren
Juniorpartner herabsinken.11

çffentlichen Platzen« diskutiert. Die Milit�rregierung habe die Ern�hrungskrise absichtlich
als Vergeltungsmaßnahme herbeigef�hrt (Telegramm vom 3. 5. 1946, PRO FO 371/55482).

10 Zur allgemeinen Politik siehe Pingel, Falk, »Die Russen am Rhein?« Zur Wende der briti-
schen Besatzungspolitik im Fr�hjahr 1946, in: VfZ 30/1982, S. 98 – 116.

11 Kettmacker, Lothar, Großbritannien und die zuk�nftige Kontrolle Deutschlands, in: Verçf-
fentlichung 1/1982 des Arbeitskreises Deutsche Englandforschung, hg. von Schmidt, Gustav
u. a. , Bochum 1982, S. 213 – 246.
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1 m Fr�hjahr 1946 waren die leitenden britischen Außenpolitiker zu der
Einschatzung gekommen, die UdSSR habe ihre wirtschaftliche und politische
Macht in den von ihr seit Ende des Zweiten Weltkriegs kontrollierten Gebieten so
weit gefestigt, daß sie in Europa �bergewichtig sei; angesichts der gleichzeitigen
britischen Schw�che, die sich in der Dollarknappheit und dem damit zusam-
menhangenden forcierten R�ckzug aus bisherigen Zonen milit�rischer Pr�senz
ausdr�ckte, schien nun eine Interessenvermittlung f�r die Position der briti-
schen Regierung weniger ertragreich zu sein als die Absicherung verbliebener
Einflußzonen, was ohne die materielle Hilfe der USA aber nicht mehr mçglich
war. War die Struktur der k�nftigen politischen Mçglichkeiten damit vor-
gezeichnet, so entwickelten sich die einzelnen Schritte der konkreten Politik in
der Auseinandersetzung mit bestimmten Ereignissen. Aktuell vollzog die bri-
tische Regierung die Wendung zur Konfrontation anl�ßlich der Bildung der SED
und des damit verbundenen Verbots der SPD in der SBZ. Die Pariser Konferenz
von Mitte April bis Juni 1946 bildete das Forum, auf dem die neue Politik vorerst
in Bezug auf Deutschland implementiert wurde. Die weltpolitischen Folgen
ließen nicht allzu lange auf sich warten. Die Verk�ndung der Truman-Doktrin
knapp ein Jahr sp�ter dokumentierte, daß die Regierung der USA bereit war,
propagandistisch, finanziell und ggfs. auch milit�risch �berall dort einzu-
greifen, wo die europ�ischen Staaten traditionelle Einflußzonen nicht mehr
halten konnten und sozial-çkonomische Umschichtungen zu erwarten waren,
die sowjetischen Einfluß starken w�rden. Bevin hatte �brigens in beiden Fallen
durch den demonstrativen Aufweis britischer Schw�che der US-Regierung die
Argumente geliefert, um die Ausweitung amerikanischer Einflußbereiche nach
innen begr�nden zu kçnnen.12

Es ist daher nicht richtig, die Entscheidung �ber die Bizone vordringlich als
eine wirtschaftliche Entscheidung anzusehen, die allein durch die hohen Kosten
der Lebensmitteleinfuhren begr�ndet gewesen sei. Sie ist vielmehr im Rahmen
der skizzierten außenpolitischen Perspektiven zu sehen. Im �brigen waren
ohnehin die außenpolitischen Pr�ferenzen der Londoner Regierung mit daf�r
verantwortlich, daß diese Kosten so hoch waren. Schon Jerchow hat darauf
hingewiesen, daß die Kohleexporte als verdeckte Reparationen anzusehen sind;
allein der Verkauf der deutschen Kohle zu Weltmarktpreisen h�tte seiner Mei-
nung nach ausgereicht, das Importdefizit zu decken.13 Die deutschen Forde-
rungen nach einem Exportmoratorium wurden zwar auch von der [49] Mili-

12 Vereinbarungen zu einer umfassenden Sicherheitspolitik entlang der sowjetischen Grenze
zwischen dem britischen und dem US-Außenministerium w�hrend der Vorbereitung der
Truman-Doktrin finden sich in PRO FO 371/67033 f; Wittner, Lawrence S., American In-
tervention in Greece 1943 – 1949, New York 1982.
[64]

13 Jerchow, Friedrich, Deutschland und die Weltwirtschaft 1944 – 1949, D�sseldorf 1978.
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t�rregierung als vom deutschen Standpunkt aus berechtigt anerkannt, aber es
wurde ihnen gerade in diesem Jahr noch nicht nachgegeben, als es in einer
schwierigen außenpolitischen Entscheidungssituation galt, die westeurop�i-
schen Staaten, denen die billige Kohle zugute kam, an die sich entwickelnde
Westeuropa-Konzeption Großbritanniens zu binden.

II.

Die Organisationsformen von Produktion und Wirtschaftsverwaltung spiegeln
die unterschiedlichen sozialçkonomischen und außenpolitischen Zielsetzungen
der Milit�rregierung in verschiedenen Bereichen der Wirtschaft wider. Ihren
und den Interessen der anderen Alliierten folgend, hatte die britische Regierung
die Kohlefçrderung noch vor dem Potsdamer Abkommen SHAEF, dem ge-
meinsamen anglo-amerikanischen Oberkommando, unterstellt; nach dessen
Auflçsung ging Fçrderung und Absatz in Form der »North German Coal Con-
trol« in die Aufsicht der Milit�rregierung �ber. Das Ziel dieser Maßnahmen war,
so schnell wie mçglich ein normales Fçrderungsergebnis zu erreichen, um die
Benelux-L�nder und Frankreich mit Kohle zu versorgen und die britischen
Exporte zugunsten des Eigenverbrauches zu entlasten. Als dar�ber hinaus die
Milit�rregierung am 16. November 1945 den Krupp-Komplex »in Besitz nahm«,
entsprang dieses allerdings nicht mehr ihren urspr�nglichen Absichten; sie
reagierte vielmehr auf das Vorgehen der Milit�rregierung in der US-Zone.14

General Clay hatte n�mlich, um die Entflechtungs- und Beschr�nkungsvor-
schriften des Potsdamer Abkommens zu erf�llen und dadurch dessen Restrik-
tionen schnell �berwinden zu kçnnen, den grçßten Monopolkonzern seiner
Zone, die IG-Farben, bereits am 5. Juli 1945 in »Kontrolle« und »Besitz« ge-
nommen. Die Briten kamen Clays Anregung, dies ebenfalls f�r die in ihrer Zone
liegenden Betriebsteile (und zugleich f�r Krupp und die Hermann-Gçring-
Werke) zu tun, nicht nach. Erst als es Clay gegen die Empfehlungen der Briten
durchsetzte, daß der Kontrollrat jedenfalls formal die Oberaufsicht �ber die IG-
Farben �bernahm, entschloß sich die britische Milit�rregierung, �ber Krupp
(und sp�ter sollten die Vereinigten Stahlwerke und weitere Komplexe folgen) die
Besitzkontrolle zu �bernehmen. Dies wurde als eine pr�ventive Maßnahme
aufgefaßt, um zu verhindern, daß die USA hier einen �hnlichen Vorstoß wie bei
den IG-Farben unternahmen und damit die Vier-M�chte-Verantwortung auf
Industriekomplexe ausdehnten, die in der britischen Zone lagen. Ausdr�cklich
verwahrte sich die britische Milit�rregierung dagegen, bei den IG-Farben Ma-

14 Allgemeine Verf�gung Nr. 3 zum Gesetz Nr. 52 vom 16. 11. 1945; f�r die Krupp-Betriebe
wurde ein »Controller« der Milit�rregierung eingesetzt.
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nagement-Funktionen zu �bernehmen, wie [50] es in der amerikanischen und
wohl auch in den beiden anderen Zonen der Fall war. Die Verantwortung f�r die
materielle Produktion wurde als Sache der Deutschen angesehen. Dieses, seitens
der Milit�rregierung der US-Zone provozierte Modell der Besitz�bernahme
wurde im Dezember dann auch auf die Kohlengruben angewandt.15

Dabei teilte die Milit�rregierung allerdings den Werksleitungen und der �f-
fentlichkeit mit, daß die Gruben den Besitzern nicht wieder zur�ckgegeben
w�rden. Konkrete Vorstellungen �ber die zuk�nftige Form des Besitzes be-
standen zu dieser Zeit bei der Milit�rregierung noch nicht. Die Absicht einer
dauerhaften Enteignung wurde mit zwei �berlegungen begr�ndet: Erstens be-
stand auf Jahre hinaus die Notwendigkeit, die deutsche Kohle unter den euro-
p�ischen Interessenten aufteilen zu m�ssen; hierf�r mußte auf irgendeine Weise
ein internationales Aufsichtsgremium gefunden werden, das bestehende deut-
sche Besitzrechte auf alle F�lle beschnitten hatte. Zweitens war es ein Zuge-
st�ndnis nach innen, an die deutschen Gewerkschaften und die SPD, um die
Integration der Arbeiterschaft in die britischen Produktionsvorhaben zu er-
leichtern und die Produktivit�t zu erhçhen. Beide Absichten waren bei der
�bernahme von Krupp und IG-Farben noch nicht verfolgt worden. In letzteren
F�llen sollte die �bernahme allenfalls dazu mitgenutzt werden zu kl�ren, welche
Werksteile zu demontieren seien und in welchen die Produktion wieder aufge-
nommen werden kçnne. Weitere Besitzrechte wurden in den folgenden Monaten
entgegen der urspr�nglichen Planung nicht �bernommen. Die innenpolitisch
erw�nschten (sowohl vom deutschen wie vom englischen Standpunkt), vor
allem auf die Kohle bezogenen Sozialisierungspl�ne kamen nicht zur Ent-
scheidung, da keine Klarheit dar�ber zu erreichen war, wie man sich zu den
franzçsischen Separierungs- und Ausbeutungsforderungen auf der einen und
dem sowjetischen Wunsch nach Beteiligung an einer Ruhrkontrolle auf der
anderen Seite verhalten solle. Diese Lçsung wurde erst mçglich, als mit der
Bizone ein neues çkonomisch-politisches Konzept gefunden war, das die poli-
tische und finanzielle Mitverantwortung der Amerikaner f�r die Wirtschaft der
britischen Zone sicherte, auf diese Weise die franzosischen Anspr�che im au-
ßenpolitischen Kalk�l der Briten relativierte und eine endg�ltige Entscheidung
gegen die sowjetische Beteiligung brachte. Damit konnte im Anschluß an die
Pariser Konferenz die Sozialisierung der Eisen- und Stahlindustrie verk�ndet
werden.16

15 Vgl. EIPS vom 23. 7. 1945; »Providing for the Seizure of Property Owned by IG-Farbenin-
dustrie an the Control thereof« vom 30. 11. 1945 und weitere Stellungnahmen in PRO FO 942/
236.

16 Zur inzwischen reichhaltigen Literatur �ber die Sozialisierungsfrage weise ich hier nur hin
auf Lademacher, Horst, Die britische Sozialisierungspolitik im Rhein-Ruhr-Raum 1945 –
1948, in Scharf, Claus, Schrçder, Hans-J. . (Hg.), Die Deutschlandpolitik Großbritanniens
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Trotz des verbal eindeutigen Bekenntnisses zu einer nicht-privaten Eigen-
tumsform darf die sozialçkonomische Komponente dieser Politik nicht �ber-
sch�tzt werden. Parallel zu den Besitz�bertragungen im Jahre 1945 und der
Ausarbeitung der Sozialisierungspl�ne 1946 fanden Vier-M�chte-Verhandlun-
gen �ber ein Gesetz zur Dezentralisierung der deut- [51] schen Industrie statt.
Auch hier gerieten die britischen Vertreter in Gegensatz zur amerikanischen
Milit�rregierung, die anfangs weitgehende Entflechtungsvorschl�ge gemacht
hatte, um eine schnelle R�ckf�hrung der vom Kontrollrat und den einzelnen
Milit�rregierungen beaufsichtigten Großbetriebe zu ermçglichen, wie es bereits
im Kontrollratsgesetz zur �bernahme der IG-Farben vorgesehen war (»disper-
sion of ownership«). Clay machte f�r Robertson unmißverst�ndlich klar, daß
nach seiner Auffassung auch f�r die britische Zone die Entflechtung Leitziel der
Dezentralisierung sein m�sse – unbeschadet der britischen Sozialisierungs-
vorstellungen. Allerdings zeigte sich die amerikanische Seite auf britischen
Druck hin noch im Fr�hjahr 1946 so nachgiebig in der Bestimmung der zu-
l�ssigen Betriebsgrçßen, daß nun wiederum die sowjetische Zustimmung zum
Gesetz in Frage stand. Obwohl es vorl�ufig zu keiner Einigung kam, war f�r die
Briten deutlich geworden, daß die Amerikaner eine zonen�bergreifende Ent-
flechtung und damit jeden falls in ihrer Zone eine Privatisierung des Besitzes
anstrebten. Demontage, Entflechtung und die Einrichtung von Betrieben im
çffentlichen Besitz waren drei Formen, den Beschr�nkungsvorschriften des
Potsdamer Abkommens nachzukommen. Dabei standen bis zur Pariser Kon-
ferenz sowohl in der deutschen wie in der englischen Diskussion die Demontage
und die damit zusammenh�ngenden Einschr�nkungen der Produktionskapa-
zit�t eindeutig im Vordergrund. Nach der Pariser Konferenz wurde die deutsche
Diskussion zunehmend von der Sozialisierung beherrscht, wobei sicherlich
große Teile der Gewerkschaften und Sozialdemokratie hoff ten, daß die Labour-
Regierung sie gegen sozialisierungsfeindliche b�rgerliche Kr�fte in Deutschland
unterstutzen w�rde. Eine genauere Analyse der englischen Politik zeigt aber, daß
weder vom ideologischen Konzept noch von den konkreten Maßnahmen her die
Sozialisierung zum Leitfaktor der britischen Wirtschaftspolitik nach der Pariser
Konferenz geworden war.

Tatsachlich kam die Sozialisierung nach ihrer offiziellen Best�tigung vor dem
englischen Parlament im Oktober 1946 keinen praktischen Schritt voran. Im
Gegenteil- auf Dr�ngen der Amerikaner unterwarf sich die britische Milit�rre-

und die britische Zone 1945 – 1949, Wiesbaden 1979, S. 51 – 92; Steininger, Rolf, Die Rhein-
Ruhr-Frage im Kontext britischer Deutschlandpolitik 1945/46, in: Winkler, Heinrich August
(Hg.), Politische Weichenstellungen im Nachkriegsdeutschland 1945 – 1953, Geschichte und
Gesellschaft, Sonderheft 5, Gçttingen 1979, S. 111 – 166; Steininger, Rolf, Reform und Rea-
lit�t. Ruhrfrage und Sozialisierung in der anglo-amerikanischen Deutschlandpolitik, in: VfZ
27/1979, S. 167 – 240.
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gierung deren Anspruch auf Priori t�t der Entflechtung vor der Sozialisierung.
Sie stimmte einer Entflechtung sogar zuerst in dem Bereich zu, der sozialisiert
werden sollte, ein Verfahren, das sogar die Gewerkschaften als wirtschaftlich
unsinnig kritisierten, da die Sozialisierung ja eine hinreichende Schranke gegen
wirtschaftlichen Machtmißbrauch bilden sollte. Den Amerikanern ging es aber
bereits weniger darum, davor zu sch�tzen, daß sich wirtschaftliche in politische
Macht umsetzt; das von ihnen angestrebte Entflechtungsgesetz entsprach der
heimischen Anti-Trust-Gesetzgebung und sollte allein Marktmacht einschr�n-
ken. Da die Gewerkschaften in engen Ver- [52] handlungen mit der Milit�rre-
gierung und den betroffenen Unternehmen �ber die Entflechtung den Einstieg
in die Mitbestimmung erreichten, stimmten sie der Aufteilung der großen
Stahlunternehmen zu und versuchten, die Bildung der ersten drei entflochtenen
Werke der Eisen und Stahlindustrie im Jahre 1947 als einen ersten Schritt zu
einer sp�teren Sozialisierung aufzufassen, die dann einen Zusammenschluß zu
grçßeren Werksverb�nden erlauben werde. Das letztere sollte zutreffen, ersteres
aber nicht. Die Struktur von Mitbestimmung und Entflechtung bei Beibehaltung
kapitalistischen Managements war schon jetzt st�rker als die einer gemein-
wirtschaftlich verfaßten Planwirtschaft, die bisher allenfalls Absicht, kaum
Programm und schon gar nicht Wirklichkeit in der britischen Zone war.

Der Aufbau einer zentralen Wirtschaftsb�rokratie galt auf deutscher Seite als
weiterer Hinweis darauf, daß die Briten ein Wirtschaftssystem mit sozialisti-
schen Z�gen anstrebten. Eine zentrale Aufsicht war jedoch bereits in den Vor-
planungen der britischen Besatzungspolitik angelegt, die ja von einer l�ngeren
Periode intensiver Kontrolle deutscher Wirtschaftskompetenzen ausgingen,
ohne daß bereits sozialistische Vorstellungen damit verbunden gewesen waren.
Die Zentralisierungstendenz wurde zwar durch den Regierungsantritt der La-
bour Party weiterentwickelt und mit optimistischen Planungs- und Steue-
rungserwartungen einer sozialistischen Planwirtschaft (und nicht nur einer
milit�risch notwendigen Kontrolle) verbunden; auf britischer Seite gab es aber
kaum jemanden (Friedmann mit einem kleinen Stab von Mitarbeitern ausge-
nommen), der aufgrund seiner wirtschaftspolitischen Kenntnisse und Be-
kenntnisse in der Lage gewesen w�re, eine solche Perspektive gegen die politi-
schen Hindernisse durchzuhalten und zu verwirklichen, die ihr alsbald vom
zunehmenden �bergewicht der amerikanischen Milit�rregierung und der
deutschen L�nderregierungen in der amerikanischen Zone entstanden.

Als die Milit�rregierung im Fr�hjahr 1946, gedr�ngt von Milit�rgouverneur
Montgomery, schneller als dies urspr�nglich beabsichtigt gewesen war, die
Deutschen st�rker in die Verwaltung der Zone mit einbezog, wurden die bis-
herigen deutschen Wirtschaftsberatungsst�be in der Milit�rregierung unter-
stellte �mter verwandelt, die aber noch im Laufe des Jahres auch Exekutivbe-
fugnisse erhielten. Montgomery wollte damit vor allem Anschluß an die Ent-
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wicklung in der US-Zone halten, in der die Milit�rregierung in einem die Briten
be�ngstigenden Tempo Funktionen in Politik und Wirtschaft den Landerre-
gierungen �bertrug.

In der Wahl von Viktor Agartz als Leiter des Zentralamtes f�r Wirtschaft
schien sich tatsachlich eine Koalition der von einer Labour-Heimatregierung
angeleiteten Milit�rregierung und der deutschen Sozial- [53] demokratie an-
zubahnen. Betrachtet man aber insgesamt die Besetzung leitender Stellen in den
Zentral�mtern (insbesondere auch des »ZELF«), so wird deutlich, daß es sich auf
deutscher Seite mehr um eine Notkoalition sozialistisch orientierter Gemein-
wirtschaftler und planwirtschaftlich ausgerichteter Wirtschaftsb�rokraten
handelte, die einen Teil des staatlichen Lenkungsinstrumentariums, das sie in
der Zeit des Nationalsozialismus zu beherrschen gelernt hatten, auf die Wirt-
schaft der Nachkriegszeit mit ihren ungekl�rten Besitzverh�ltnissen und Ver-
sorgungsproblemen anwenden wollten. Keine dieser beiden Richtungen ent-
sprach wirklich den Vorstellungen der Besatzungsmacht, die selbst dort, wo sie
Sozialisierungen verfolgte, das deutsche Modell der gemeinwirtschaftlichen
Verfassung ablehnte, in der die Gewerkschaften als Vertreter der Arbeitnehmer
in den wirtschaftlichen Lenkungsgremien eine politische Rolle einnehmen
sollten. Die Gewerkschaften hatten den Widerstand der Besatzungsmacht gegen
ihre Pl�ne zum ersten Male in den Restriktionen erfahren, die ihnen beim
Aufbau als »unpolitische« Organisationen und bei den Versuchen engagierter
Betriebsr�te auferlegt worden waren, sich Mitbestimmungsrechte in der Pro-
duktion zu sichern. Konnte man diese fr�hen Restriktionen noch auf die alliierte
Sicherheitspolitik zur�ckf�hren, so machte die Besatzungsmacht 1946/47 in der
Auseinandersetzung um die parit�tische Besetzung der Industrie- und Han-
delskammern und die Gr�ndung von Arbeiterkammern deutlich, daß sie in allen
solchen Organisationen die Gewerkschaften nur in beratenden Funktionen
sehen wollte. �hnlich wie in den nationalisierten Industrien in England �ber-
nahm die Milit�rregierung weitgehend – bis auf die unvermeidbare Entnazifi-
zierung – auch in den von ihr kontrollierten Betrieben das alte Management,
dessen soziale Basis weitgehend unersch�ttert blieb.

III.

Es ist bereits in der Literatur hinreichend darauf aufmerksam gemacht worden,
daß der britische Sparta-Plan ein Rohstoff- und Verkehrsverteilungsinstrument
war, aber nicht wirklich ein Produktionsentwicklungsplan, der bestimmte
Planziele bis zum Endprodukt setzte und �ber Mittel der Planerf�llung verf�gt
h�tte. Die Leitdaten bildeten die Bedarfsanmeldungen der großen Privatpro-
duzenten, der Milit�rregierung bzw. Armee und bestimmter deutscher staatli-
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cher Dienstleistungsbetriebe wie der Reichsbahn. Der private Konsument ging
in der Regel in die Bedarfsaufstellungen �berhaupt nicht ein. Es wurde dann zum
Schluß, nachdem unter den gemeldeten Bedarfstr�gern Priorit�ten festgelegt
worden waren, allenfalls hochgerechnet, wieviel f�r den privaten [54] Verbrauch
�brig bliebe. Das war dann beispielsweise nach dem zweiten Plan 1946 f�r
Kleidung und Schuhe so gut wie nichts.17 Grunds�tzlich �nderte sich daher auch
1946 die Struktur des allzu langsamen Rekonstruktionsprozesses nicht. �ber-
durchschnittliche und im Zonenvergleich befriedigende Wachstumsraten zeigte
die Grundstoffindustrie (Kohle und Chemie), wahrend der Eisen- und Stahl-
sektor im Sommer und im Winter zeitweilig scharfe Einbr�che verzeichnete, die
ihn noch hinter der Konsumg�terindustrie rangieren ließen.

Die bis 1945 vorliegenden Besatzungsplanungen hatten alle bis zu einem
gewissen Grade zur Voraussetzung, daß der Anteil der Landwirtschaft am
Bruttosozialprodukt erhçht worden w�re. Allerdings h�tte es jedenfalls f�r die
britische Zone nicht gen�gt, dies allein durch eine Senkung der industriellen
Produktion zu erreichen, da die damit verbundene Importschw�chung (durch
weniger Exportg�ter bedingt) durch erhçhte Eigenversorgung h�tte aufgefan-
gen werden m�ssen. In dieser Hinsicht jedoch gingen die Planungen ins Leere.
Die Besatzungsmacht versuchte zwar, die landwirtschaftliche Nutzfl�che zu
vergrçßern, aber damit konnten nicht einmal die Sch�digungen durch Kriegs-
einwirkungen r�ckg�ngig gemacht werden.18 Zudem hatte der Krieg die Pro-
duktion gemindert (Raubbau am Boden, fehlende D�ngemittel). Zwar stieg der
Anteil der in der Landwirtschaft Besch�ftigten �berproportional, kompensierte
damit teilweise den Ausfall industrieller T�tigkeiten und ern�hrte jedenfalls
diejenigen, die zus�tzlich in die Landwirtschaft gingen; aber deren Arbeit
konnte nicht auch noch diejenigen mitern�hren, die – oft mehr oder minder
besch�ftigungs-, wenn nicht arbeitslos – in der industriellen Produktion t�tig
waren. Diese Wirkungen waren innerhalb von ein, zwei Jahren nicht aufzuheben.
Es ist fraglich, wie weit die Besatzungspolitik �berhaupt diesen Zustand h�tte
kurzfristig andern kçnnen – die Bodenreform in der sowjetischen Besatzungs-
zone wirkte anfangs offenbar �berwiegend kontraproduktiv.19 Die Senkung des
landwirtschaftlichen Outputs in allen Zonen brachte die Besatzungspolitik in
doppelter Hinsicht in wirtschaftliche Schwierigkeiten:
1. Das Nahrungsmitteldefizit in der britischen Zone war nicht nur durch ver-

st�rkte Eigenproduktion zu beheben, sondern es behinderte durch herab-

17 Daten aus dem zweiten Sparta-Plan f�r das dritte Quarta11946, BA Z 1/875.
18 Untersuchungen �ber die Produktionsergebnisse und die Struktur der Landwirtschaft

kommen erst jetzt in Gang, Farquharson, J. E., The Management of Food and Agriculture in
Occupied Germany 1945 – 1948, Referat anl�ßlich einer Tagung des Deutschen Historischen
Instituts, London 1983; auch G�nter Trittel (Gçttingen) bereitet eine Verçffentlichung vor.

19 So faßt Farquharson die Literatur zusammen.
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gesetzte Leistungsf�higkeit vieler Arbeiter sogar noch die industrielle Pro-
duktion. Die hier erwarteten �berschußprodukte f�r den zonalen Austausch
oder zur Import-Export-Verrechnung standen nicht zur Verf�gung.

2. Man wird davon ausgehen kçnnen, daß in der sowjetischen Besatzungszone
ebenfalls kein Nahrungsmittel�berschuß bestand, so daß auch hier Produkte
f�r einen zonalen Austausch in nennenswertem Umfang nicht zur Verfugung
standen. Daß dieses tatsachlich ein çko- [55] nomischer Mangel und keine
bewußte politische Restriktion der sowjetischen Besatzungsmacht war, hat
die britische Politik nicht verarbeiten kçnnen.

Da die Siegerm�chte durch die Besetzung die Verantwortung f�r eine hin-
reichende Ern�hrung der deutschen Bevçlkerung �bernommen hatten, kamen
sie von sich aus f�r Lebensmittelimporte auf. Dadurch wurde die Zonenbevçl-
kerung vor einer Hungerkatastrophe bewahrt, die bei einer souver�nen deut-
schen Regierung sicherlich f�r Teile der Bevçlkerung unvermeidbar gewesen
w�re. (Freilich bleiben hier Fragen offen:

Verf�gten die franzçsische und die sowjetische Besatzungszone wirklich �ber
so viel mehr Ressourcen, daß sie �hnlich umfangreicher Lieferungen auf Kosten
der Besatzungsm�chte nicht bedurften?) Die Kehrseite der Importverantwort-
lichkeit der Besatzungsmacht war, daß sie in gleicher Weise ausschließlich �ber
die erlaubten Exporte verf�gte. Die englische Regierung, die stets auf dem First-
Charge-Principle beharrte und dessen Verweigerung durch die Sowjetunion als
entscheidenden Anstoß zur Vertiefung der Zonenteilung ansah, tat ihrerseits
wenig, um den Export von Fertigprodukten zu einem Anreiz der Wirtschaft-
st�tigkeit auf deutscher Seite zu machen. Sie bevorzugte zum eigenen Nutzen
billige Roh- und Grundstoffausfuhren (Kohle, Holz, einige Chemikalien), die die
deutsche Produktion von Fertigwaren nicht vorantrieben. Hier wirkten aller-
dings nicht nur die alten Planungen auf die praktische Politik in einer Zeit weiter,
in der unter dem bizonalen Vorzeichen bereits f�r eine exportf�hige westdeut-
sche Industrie geplant wurde, sondern die britische Regierung mußte hier auch
R�cksicht auf eine von den USA inspirierte Welthandelsordnung nehmen. Ganz
abgesehen davon, daß sich Exporterlçse nicht in den immer noch nach privat-
kapitalistischen Grunds�tzen bilanzierenden deutschen Unternehmungen nie-
derschlugen, da die fremde W�hrung nicht den Exporteur erreichte, sondern bei
der Besatzungsmacht verblieb, behinderten die Amerikaner mit der Dollar-
Priorit�t f�r alle Exportgesch�fte in Drittl�nder fr�hzeitig auch kleinere
Tauschgesch�fte mit den nord- und westeurop�ischen Staaten. Die Briten ver-
f�gten �ber eine zu geringe Devisenmacht, um diesen amerikanischen An-
spruch abwehren zu kçnnen. Die britische Zone bildete also – ebenso wie auch
die anderen – einen nahezu geschlossenen Wirtschaftsraum, dessen einzig ge-
wichtiges Austauschverh�ltnis zur Besatzungsmacht bestand.
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Setzt man einmal voraus, daß die laufende deutsche Produktion einen nen-
nenswerten und die Nahrungsmittelknappheit kompensierenden G�teraus-
tausch zwischen den Zonen nur unter der Voraussetzung erlaubte, daß die Al-
liierten auf die Durchsetzung von Reparationsinteressen verzichtet h�tten, dann
wird die politische Schwierigkeit klar, die mit dem Anspruch verbunden war,
Deutschland als einheitlichen Wirt- [56] schaftsraum zu erhalten. Dies bedeu-
tete f�r die Siegerm�chte, auf alle Eigeninteressen an diesem Wirtschaftsreser-
voir zu verzichten. Es h�tte also einer starken, gemeinsamen politischen Per-
spektive bedurft, um einen solchen Verzicht zu begr�nden. Diese war aber
angesichts der Verschiedenheit der politischen Systeme ohnehin nicht gegeben.

Es entsprach einer Analyse dieser Situation, daß Marschall Sokolowsky im
April 1946 vorschlug, vorl�ufig von einer gemeinsamen Import-Export-Rech-
nung abzusehen, jede Zone wirtschaftlich in eigener Verantwortung bis etwa
1949 zu f�hren und ggfs. bilaterale Austauschabkommen in kleinerem Umfange
abzuschließen.20 Dieser Vorschlag trug den unterschiedlichen wirtschaftlichen
Interessen der Besatzungsm�chte Rechnung, ohne die politischen Gegens�tze
auf alliierter Ebene versch�rfen zu wollen – wie dies die Bizonen-Regelung
tats�chlich tat. Freilich kann man nicht sagen, daß er die Aussichten auf eine
sp�tere Zusammenf�hrung der Zonen erhçhte – aber dies tat die Bizone ja
bekanntlich auch nicht. Er ging von der Einsicht aus, daß augenblicklich die
wirtschaftlichen Verbindlichkeiten, die jede der Besatzungsm�chte – in negati-
vem oder positivem Sinne – mit ihrer Zone eingegangen war, von den anderen
nicht mehr mitzutragen waren: die Amerikaner und Engl�nder wollten die
franzçsischen und sowjetischen Reparationsanspr�che, Franzosen und Sowjets
wollten und konnten wiederum deren Lebensmitteleinfuhren nicht mittragen.
Sokolowsky versuchte daher im Kontrollrat, bei Anerkennung der wirtschaft-
lichen Zonentrennung und einer gewissen politischen Penetration der jeweils
eigenen Zone die politischen Verh�ltnisse unter den Alliierten selbst noch of-
fenzuhalten. Die Rationalit�t dieses Vorschlags scheint plausibel, weil sie den
politischen und wirtschaftlichen Wiederaufbauinteressen der Sowjetunion und
einer nicht aggressiven Ausweitung ihrer politischen Einflußsph�re entspricht.
Sie spiegelt im �brigen das von Stalin auf Verhandlungen mit den Alliierten
immer wieder vertretene Konzept von Einflußsph�ren wider.

Das Clay diese Rationalit�t ablehnte, lag damals wohl noch daran, daß sich in
der US-Regierung noch kein klares Konzept einer Integration Deutschlands in
die amerikanischen Wirtschaftsinteressen durchgesetzt hatte. Man kann Clay
durchaus unterstellen, daß er den offiziellen R�ckzug der Sowjets aus der ge-
meinsamen çkonomischen Verantwortung als ein Hindernis der wirtschaftli-
chen Rekonstruktion im allgemeinen und damit einer mçglichst schnellen

20 Jerchow (1978), S. 215 f. , zeigt, daß die sowjetische Haltung dennoch nicht unflexibel war.
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Verselbst�ndigung seiner Zone im besonderen betrachtete, ohne damit weitere
allgemeinpolitische Absichten zu verfolgen. Der von ihm verf�gte Reparati-
onsstopp war genau auf den Punkt hin kalkuliert, der ihm wichtig war : die
Sowjets wieder in Verhandlungen um den Wirtschaftsaustausch zu ziehen.
[57]

Die Briten sahen sehr viel starker die Gefahr einer damit verbundenen poli-
tischen Konfrontation, genau deswegen, weil das Konzept des »positiven«
Wiederaufbaus, f�r das sie die Amerikaner zu gewinnen suchten, im Endeffekt
auf diese Konfrontation hinauslaufen wurde. Bevin bef�rchtete, daß durch den
Reparationsstopp die Spannungen zwischen den Westm�chten und der UdSSR
zunehmen w�rden, bevor ein angloamerikanisches Zusammengehen gesichert
war ; im Außenministerium h�tte man lieber gesehen, daß Clay vorerst auf einen
so dramatischen Schritt verzichtet h�tte, der ja einen Punkt des Potsdamer
Abkommens offiziell außer Kraft setzte. Andererseits war durch Sokolowskys
Aussage deutlich geworden, daß aus der SBZ auch in n�chster Zeit keine ins
Gewicht fallenden Lieferungen landwirtschaftlicher Produkte zu erwarten
waren; der britische Haushalt w�rde also weiterhin durch entsprechen de Le-
bensmittelimporte in die eigene Zone belastet werden. Hierin ist der konkrete
wirtschaftliche Auslçser – der politische ist schon erw�hnt worden – f�r die
Bildung der Bizone zu sehen, denn das englische Parlament war nicht bereit,
betr�chtliche Mittel f�r Deutschland aufzubringen, ohne daß erkennbar wurde,
wie Bedingungen geschaffen werden konnten, die diese Zuschusse in absehbarer
Zukunft �berfl�ssig machen w�rden. Bevin und seine leitenden Mitarbeiter
bem�hten sich seit der Pariser Außenministerkonferenz bis Ende des Jahres
1946, in Verhandlungen mit den USA entsprechende Bedingungen herzustellen.
Als das Verhandlungsergebnis in Form der ersten Bizonen-Vereinbarung vorlag,
war mehr Zeit vergangen, als Bevin angenommen hatte. Die politischen Rah-
menbedingungen, die f�r die USA die Notwendigkeit des Engagements in
Deutschland begr�ndeten, waren inzwischen enger gesetzt worden. Seit 1947
nahm der neue amerikanische Außenminister Marshall Bevin die Initiative in
der Deutschlandfrage ab. Er ließ schon wahrend der Moskauer Außenminis-
terkonferenz erkennen, daß vierzonale Wirtschaftsregelungen nur noch unter
Anerkennung und Fortf�hrung der Prinzipien erstrebenswert seien, die durch
das Bizonen-Abkommen festgelegt waren; bereits bei der Verabschiedung des
ersten Bizonen-Abkommens hatte die amerikanische Seite angedeutet, daß der
wirtschaftlichen die politische Zonenverschmelzung folgen w�rde. Das zweite
Abkommen nach der Moskauer Konferenz vom Mai 1947 brachte bereits die
Verwirklichung dieser Absicht.

In Anerkennung der Interessen Frankreichs und der Benelux-L�nder an den
Produkten der deutschen Schwerindustrie und an der Kohlefçrderung begannen
auf dieser Grundlage Gespr�che, die zur Gr�ndung einer kontinental-westeu-
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rop�ischen Marktgemeinschaft f�r Kohle, Eisen und Stahl f�hrten und den
Beitritt Frankreichs zur Bizone erleichterten. Damit war unter Ausschluß der
Sowjetunion durch internationale Vereinbarung die deutsche Schwerindustrie
so weit in außerdeutsche Inter- [58] essen eingebunden, daß sie wiederum zu
einem der Zentren des westeurop�ischen Rekonstruktionsprozesses werden
konnte. Die Sozialisierung als innenpolitische Maßnahme, um außenpolitische
Ziele zu erreichen, war damit nach dem Verst�ndnis der britischen Regierung
nicht mehr notwendig. Auf amerikanischen Druck hin wurde sie dem deutschen
Kr�ftespiel �berlassen. Die Verhandlungen mit den kontinentaleurop�ischen
Staaten sollten in Verbindung mit dem Marshallplan die Grundlage daf�r legen,
daß die westeurop�ische Wirtschaft insgesamt stark genug war, um der Bevçl-
kerung einen hinreichenden Lebensstandard zu gewahren, der soziale Ausein-
andersetzungen in Grenzen hielt. Damit war die Voraussetzung geschaffen, daß
die britische Wirtschaft den westeurop�ischen Wiederaufbau nicht unterst�tzen
mußte, sondern ihre Ressourcen f�r das eigene Land genutzt werden konnten.
Von der unmittelbaren Nachkriegszeit her gesehen, schien dies f�r Großbri-
tannien n�tzlich. In Zukunft aber sollte sich die in der Montanunion und der
EWG zusammengefaßte westeurop�ische Wirtschaft als entwicklungsf�higer als
die britische erweisen.

IV.

Das zweite Bizonen-Abkommen hatte f�r die politische und wirtschaftliche
Struktur der britischen Zone also weitaus einschneidendere Folgen als das erste
Abkommen, der Aufbau einer zentralen Wirtschaftsverwaltung und die An-
k�ndigung der Sozialisierung im Jahre 1946. Denn diese Maßnahmen hat ten
noch keine Klarheit in die Besatzungspolitik vor Ort gebracht, die von mehreren
Tendenzen gekennzeichnet blieb. F�r wichtige Industriesparten und Firmen-
komplexe hatten die Kapazit�tsbeschr�nkungen weiterhin Geltung, die ja durch
den ersten Industrie-Niveau-Plan im Fr�hjahr 1946 �berhaupt erst quantitativ
bestimmt worden waren. Strukturelle Destruktion und pragmatischer Aufbau-
wille blieben also nebeneinander bestehen. Dazu kam die neue Doppelgleisigkeit
der Wirtschaftsverfassung, die offenbar manche Unternehmer verleitete, sich
lieber Einfluß in staatlichen und halbstaatlichen Wirtschaftslenkungsorganen
zu verschaffen, als die lebensnotwendige, vorerst aber noch wenig profitable
Produktion zu sichern, deren Konkurrenzbest�ndigkeit ohnehin in einer unsi-
cheren Zukunft in Frage gestellt war.

Die neue außenpolitische Interessenrichtung schlug sich also noch nicht in
einer umfassenden Forderung der zonalen Wirtschaft nieder, da hierf�r der
institutionelle Rahmen fehlte und die politischen Energien der Milit�rregierung
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und des Außenministers in den Verhandlungen um die Fixierung des Bizonen-
Abkommens verzehrt wurden. Hier wie [59] bei den sp�teren Verhandlungen
mit den Amerikanern wurde ohnehin offenbar, daß der Einsparungseffekt kei-
nesfalls so groß sein w�rde, wie das Außenministerium dieses erhofft hatte und
im Gegenteil sogar neue Belastungen, vor allen Dingen auf milit�rischem Gebiet,
auf den britischen Staatshaushalt zukamen. Die politische Struktur der West-
integration erwies sich zumindest f�r die britische Politik in Westeuropa nicht
nur als ein Mittel, wieder Energien f�r die Reformen im eigenen Land freisetzen
zu kçnnen, sondern sie wurde auch zu einer Klammer, die die britische Handels-
und Sicherheitspolitik so eng umfaßte, daß die sozialpolitischen und sozial-
çkonomischen Impulse der Labourpolitik schließlich zunichte gemacht wurden.
Das Scheitern der Sozialisierung im besetzten Lande war das Vorzeichen f�r die
R�cknahme der Nationalisierung im eigenen Lande.

Weil sich auch in der Wirtschaftspolitik verschiedene Tendenzen �ber-
lagerten, l�ßt sich die Wirtschaftspolitik, so lange man �berhaupt von einer
eigenst�ndigen britischen Politik sprechen kann, nicht in klar abgegrenzte
Phasen einteilen. Wohl wechselte die Perspektive eines langfristig einge-
schr�nkten Produktionsniveaus langsam im Jahre 1946 und wich schließlich
1947 der Aussicht, innerhalb weniger Jahre wieder eine exportf�hige Schwer-
industrie zu erreichen, doch blieben vorl�ufig die durch Industrieplan, An-
k�ndigung der Bizone und der Sozialisierung gesetzten neuen Daten (alles kurz
hintereinander) weiterhin widerspr�chlich interpretierbar. Aus ihnen war f�r
den Besatzungsoffizier im einzelnen noch nicht ablesbar, welche quantitativen
Forderungen sich f�r die Produktionshçhe und welche qualitativen sich f�r die
Wirtschaftsverfassung ergaben. Die Zeit von der Pariser Konferenz bis zum
Abschluß des zweiten Bizonen-Abkommens im Anschluß an die Moskauer
Außenministerkonferenz ist durch Auseinandersetzungen auf mehreren Ebenen
gekennzeichnet: zwischen den beiden Milit�rregierungen, der britischen Mili-
t�rregierung und den sozialen Kr�ften in ihrer Zone sowie deutschen, sozial-
demokratisch-gewerkschaftlich und zentralistisch ausgerichteten politischen
Instanzen der britischen Zone mit ihren fçderal, liberal-demokratisch ausge-
richteten Partnern in der US-Zone, so daß keine Effektivit�tssteigerung erwartet
werden konnte.

Einen wirklichen Wechsel leitete erst das zweite Bizonen-Abkommen ein, das
diese Streitpunkte weitgehend entschied und zugleich den britischen Einfluß auf
die zuk�nftige Wirtschaftspolitik in den Vereinten Zonen beschnitt und eine
eigentlich britische Linie von da an nicht mehr erkennen l�ßt. Der st�rkste
wirtschaftspolitische Einschnitt ist daher in der zweiten H�lfte des Jahres 1947
zu setzen. Bis dahin wurden von Wandlungen der çkonomischen Verfassung
und der wirtschaftspolitischen Zielsetzungen stets nur Teilbereiche der Ge-
samtproduktion erfaßt, die allen Versuchen einer einheitlichen Betrachtungs-
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weise ent- [60] gegenstehen. So weit sich Orientierungsmarken festmachen
lassen, sind sie an die großen Konferenzen Jalta, Potsdam, Paris und Moskau
gebunden, was auf den engen Zusammenhang der britischen Besatzungspolitik
mit den außenpolitischen Interessen Großbritanniens verweist. Zusammenfas-
send sind die Schwierigkeiten der britischen Wirtschaftspolitik in folgenden
Faktoren zu sehen:
- Es bestanden von vornherein unterschiedliche Konzeptionen, zwischen

denen keine eindeutige Entscheidung getroffen wurde; die Orientierung der
Besatzungsoffiziere war daher uneinheitlich.

- Aus unterschiedlichen Gr�nden war man sich jedoch hinsichtlich einer lan-
gen Besatzungszeit einig; der çkonomische Bereich sollte wegen seiner engen
Verflechtung mit außenpolitischen bzw. interalliierten Interessen weitgehend
und lange von der Besatzungsmacht kontrolliert werden. Diese Perspektive
wurde auch noch durchgehalten, als die deutschen Verwaltungen und Re-
gierungen im politischen und kulturellen Bereich relative Selbst�ndigkeit
erlangten; die Wirtschaftsverwaltung wurde dadurch in Aufbau und Ver-
antwortlichkeiten unnçtig kompliziert; sie hatte große Schwierigkeit, sich auf
die bizonalen Verh�ltnisse einzustellen; die alliierte Politik bewegte sich
schneller, als die Besatzungsinstitutionen ihr im çkonomischen Bereich
folgten.

- Das britische Eigeninteresse an einer funktionierenden Schwerindustrie in
der britischen Zone war anfangs relativ gering; es bedurfte erst des umfas-
senden politischen Konzepts der Westorientierung, um britische außenpo-
litische, Außenhandels- und deutsche innerzonale Wirtschaftsinteressen ei-
nigermaßen in Deckung zu bringen (in einigen Bereichen, die von Anfang an
als besonders konkurrenz- und machtgef�hrdend angesehen wurden, be-
standen Unterschiede auch noch nach dem zweiten Bizonen-Abkommen fort,
so im Schiffbau, beim Salzgitter-Komplex und bei Teilen der Ruhr-Stahlin-
dustrie).

- Auch die politischen Kr�fte auf deutscher Seite, Parteien und Gewerkschaf-
ten, entwickelten sich schneller und entwarfen fr�her eigene polit-çkono-
mische Vorstellungen, als die Briten beabsichtigt hatten. Die Struktur der
Besatzungspolitik wurde dadurch besonders in den Jahren 1946/47 undeut-
lich und un�bersichtlich.

Insgesamt mag der großfl�chige und langfristig angesetzte Zugriff der indi-
rekten Kontrolle der Besatzungsmacht f�r die ersten Jahre der Besetzung wenig
geeignet gewesen sein, weniger jedenfalls als das mehr pragmatische Vorgehen
der Amerikaner und sogar das der auf Reparationen gerichtete der Franzosen
und der Sowjets. Die Reparationen aus der laufenden Produktion garantierten
n�mlich ein unmittelbares Interesse aller Stellen der Besatzungsmacht an einer
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effektiven Produktion; das steigerte den Erfindungsreichtum, sie herbeizuf�h-
ren. Damit war [61] jedenfalls in der Anfangsphase f�r einen relativ raschen
Produktionsschub gesorgt, der allerdings keine eindeutig positiven Wirkungen
auf die Ern�hrungslage der Bevçlkerung hatte.

Den Briten fehlte der Sinn daf�r, kleinere Zuliefergemeinschaften zu bilden
und Stadt-Land-Versorgungskreise festzulegen, die auf einer Analyse konkreter
Produktionshindernisse und Versorgungsschwierigkeiten beruhten, wie dies
zum Teil in der SBZ geschah.

So erfolgreich sich die Besetzung als Mittel erwies, einen politischen Neu-
aufbau herbeizuf�hren, der den W�nschen der Besatzungsmacht weitgehend
entsprach, so wenig bew�hrte sie sich bis zum zweiten Bizonen-Abkommen im
çkonomischen Sektor. Der Ern�hrungskrise wurde weniger durch strukturelle
Maßnahmen als vielmehr durch zus�tzliche Lebensmittelimporte begegnet. Die
eigentliche Wirkung der Wirtschaftspolitik liegt wohl darin, daß sie die sozialen
Spannungen in der britischen Zone in der Waage hielt. Jede grçßere Wirt-
schaftsfreiheit auf deutscher Seite h�tte jene wahrscheinlich �hnlich wie nach
dem Ersten Weltkrieg versch�rft. So aber gelang es, die Not zu steuern und die
sozialen Auseinandersetzungen im Interesse der Besatzungsmacht zu kanali-
sieren. Die Sozialisierungsank�ndigungen fçrderten Illusionen bei Sozialde-
mokraten und Gewerkschaften �ber die Kr�fteverh�ltnisse und verdeckten die
Kontinuit�t sozial-çkonomischer Strukturen, die offen sichtbar wurden, als mit
der W�hrungsreform und der Berlin-Krise sich auch in großen Teilen der Be-
vçlkerung das Bewußtsein durchsetzte, daß der wirtschaftliche Wiederaufbau
am sichersten mit der Hilfe amerikanischen Kapitals unter dem Schutze der
milit�rischen Starke der USA in marktwirtschaftlicher und nicht planwirt-
schaftlicher Verfassung zu erreichen sei. Damit war die Bevçlkerung zu einer
Wirtschaftsmentalit�t zur�ckgekehrt, die eine hohe Nutzung des vorhandenen
Arbeitskr�ftepotentials und Kapitalstocks erlaubte, aus der sich schon bald eine
ernsthafte Konkurrenz f�r die britische Industrie entwickelte. Die Wirtschaft
der Bundesrepublik eroberte sich innerhalb weniger Jahre eine so starke Stellung
am europ�ischen Markt zur�ck, wie sie auch wohl diejenigen nicht vorausgeahnt
hatten, die bereits 1945 den unverzichtbaren Beitrag Westdeutschlands f�r den
Wiederaufbau der kontinental-europ�ischen �konomie betont hatten.

Der stets auf Kontrolle und nicht auf eine direkte kapitalistische oder sozia-
listische »Penetration« ausgerichteten Wirtschaftspolitik der Milit�rregierung
lag die unhinterfragte Voraussetzung aller Wirtschaftskonzeptionen der briti-
schen Politik der Nachkriegszeit zugrunde, n�mlich die Trennung in einen
imperialen und einen kontinentalen Markt; diese erwies sich aber als unzeit-
gem�ß.

Es entsprach den Perspektiven der Besatzungspolitik, daß sich die Bun-
desrepublik eng an die westeurop�ische Wirtschaft band und der EWG [62]
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beitrat, der Großbritannien als �berseeische Wirtschaftsmacht fernbleiben
wollte. Die britische Politik glaubte, mit NATO und EWG Westeuropa gegen
kommunistische – und dies hieß nach britischer Sichtweise stets sowjetisch-
inspirierte Machtstrukturen gesichert zu haben, sodaß sie ihre eigenen Res-
sourcen ganz darauf konzentrieren konnte, unter der Rahmenbedingung der
Entkolonisierung die Traditionslinien der �berseeimperiums zum Nutzen der
britischen Bevçlkerung wenigstens çkonomisch aufrechtzuerhalten. Freilich
waren in Wirklichkeit auch diese durch die amerikanische Penetration wahrend
des Weltkrieges in wichtigen Bereichen aufgelçst worden; so hatten britische
Firmen ihr �lmonopol im Nahen Osten verloren. Das Ende der Labour-
Regierung kam daher mit dem Korea-Krieg, der den 1945 verk�ndeten Kurs der
inneren Prosperit�t und des sozialen Ausbaus auf der Grundlage traditioneller,
aber friedlicher Wirtschaftsbeziehungen ad absurdum f�hrte. Die milit�rischen
Lasten des Konzepts der »Eind�mmung des Kommunismus«, das bereits die
Bizonen-Bildung inspiriert hatte, zerstçrten die sozialistischen Ans�tze im ei-
genen Lande und brachten eine konservative Regierung hervor, die auf eine
aggressiv-imperialistische Politik zur�ckgriff, als sie im Krieg um den Suez-
Kanal eine soziale und nationale Bewegung in �gypten niederzuhalten suchte,
die die britische Traditionslinie in Frage stellte. Erst danach setzte eine langsame
und langwierige, schließlich beide Parteien umgreifende Umorientierung des
britischen Wirtschaftsinteresses ein, die darauf hinauslief, sich dem europ�i-
schen Marktverbund anzuschließen, dessen Entstehen die britische Besat-
zungspolitik gefordert hatte.
[63]
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Wissenschaft, Bildung und Demokratie – der
gescheiterte Versuch einer Universit�tsreform*

Die Forschung zur »Umerziehung« hat sich bisher vor allem dem Schulbereich
zugewandt. In der Debatte um die Schulreform kreuzte sich die deutsche Aus-
einandersetzung zwischen den Reformp�dagogen aus der Weimarer Zeit und
den christlich-abendl�ndisch ausgerichteten Konzeptionen mit den Forderun-
gen der Besatzungsm�chte, die durch institutionelle �nderungen verhindern
wollten, daß der Bildungsbereich sich wie in der Weimarer Zeit vom politischen
System abkoppeln und Gesellschaftsbilder propagieren kçnnte, die der Ent-
wicklung demokratischer Verhaltensweisen entgegenstehen w�rden. Im Streit
um die Zul�ssigkeit von Bekenntnis- und Privatschulen, um die Stellung des
humanistischen Gymnasiums und die Beibehaltung des dreigliedrigen Bil-
dungssystems mit seiner fr�hen Differenzierung der Bildungschancen konnten
die Alternativen »Restauration« und »Neuordnung« sichtbar gemacht werden;
hier konnte ein Interpretationsmodell entwickelt werden, nach dem in der
Nachkriegszeit gesellschaftliche Alternativen aufgezeigt und zum Teil verwirk-
licht worden seien, die dann in den 50er Jahren diskriminiert und wieder
r�ckg�ngig gemacht worden seien.1 Die damals aufgerissenen Frontstellungen
blieben bewußt und bildeten gleichsam die Folie der neueren Bildungsdiskus-
sion um die Einrichtung von Gesamtschulen und die Reform der Oberstufe. Die
Besatzungszeit lieferte daher stets Material zu einer gegenw�rtigen Problem-

* Zuerst verçffentlicht in: Josef Foschepoth/Rolf Steininger (Hg.), Britische Deutschland- und
Besatzungspolitik 1945 – 1949, Paderborn: Verlag Ferdinand Schçningh (1985), 183 – 209.

1 Umerziehung und Wiederaufbau. Die Bildungspolitik der Besatzungsm�chte in Deutschland
und �sterreich, Hrsg. Manfred Heinemann, Stuttgart 1981; G�nter Pakschies, Umerziehung
in der Britischen Zone 1945 – 1949, Weinheim 1979; Maria Halbritter, Schulreformpolitik in
der britischen Zone von 1945 – 1949, Frankfurt 1979; Karl-Ernst Bungenstab, Umerziehung
zur Demokratie? Re-Education Politik im Bildungswesen der US-Zone 1945 – 1949, D�s-
seldorf 1970; Jutta B. Lange-Quassowski, Neuordnung oder Restauration. Das Demokra-
tiekonzept der amerikanischen Besatzungsmacht und die politische Sozialisation der
Westdeutschen, Opladen 1979; Angelika Ruge-Schatz, Umerziehung und Schulpolitik in der
franzçsischen Besatzungszone 1945 – 1949, Frankfurt 1977.



stellung und blieb Arbeitsfeld der p�dagogischen und historischen Forschung.
Dagegen wurde die nicht weniger umfangreiche, bisweilen die ganze Gesell-
schaft durchziehende Diskussion um die Reform der deutschen Universit�t so
stark von der Studentenrevolte Ende der 60er und den staatlichen Reformen in
den 70er Jahren gepr�gt, daß es den Anschein hatte, sie sei erst von jenen
ausgelçst worden. Die Studentenbewegung wurde als eine weitgehend autono-
me, aus damaligen aktuellen gesellschaftlichen Konflikten entstandene Bewe-
gung begriffen, so daß es nicht lohnend erschien, nach historischen Vorl�ufern
zu fragen, schon gar nicht unter der Pr�misse der Besatzungsherrschaft.
Durchstçßt man aber die Schwelle des Jahres 1968, so wird schnell klar, daß die
Reform der Hochschulen, die in zahlreichen Gutachten und Aussch�ssen in den
50er und 60er Jahren debattiert wurde, un�bersehbare Bezugspunkte in
grundlegenden Stellungnahmen zu den Aufgaben der Wissenschaft und zur
Struktur der Universit�t hatte, [184] die in der Besatzungszeit formuliert worden
waren (wie z. B. das sogenannte »Blaue Gutachten«, s. u. , oder die »Schwalbacher
Richtlinien«). Dieses ist aus der objektiven Situation der Universit�ten heraus
vçllig verst�ndlich. Denn erstens war es erforderlich, die direkten NS-Eingriffe
r�ckg�ngig zu machen; dabei mußte mitbedacht werden, inwiefern das bishe-
rige Selbstverst�ndnis der Wissenschaftler und die Struktur der Wissen-
schaftsverwaltung dazu beigetragen hatten, daß der Nationalsozialismus �ber-
wiegend nicht als eine Bewegung erkannt wurde, die wissenschaftsfeindlich war
und das traditionelle Ideal der Freiheit von Forschung und Lehre zerstçren
w�rde. Zweitens aber waren bereits in der Weimarer Republik die Widerspr�che
zwischen Forscherindividualit�t und Massenuniversit�t, humanistischem Bil-
dungsideal und Anforderungen einer modernen Industriegesellschaft, zwischen
b�rgerlichem Elitenbewußtsein und den Ausbildungsnotwendigkeiten und
-anspr�chen der Arbeiterschaft deutlich geworden. Ein sprunghafter Anstieg
der Studentenzahlen, die Etablierung der Sozialwissenschaften und die stei-
genden Bildungsbed�rfnisse verlangten schon damals .nach einer Revision von
Lehrformen, Forschungsinhalten und Verwaltungsstruktur an den Universit�-
ten.2

2 Fritz K. Ringer, The Decline of the German Mandarines, the German Academic Community,
1890 – 1933, Cambridge (Mass.) 1969; Herbert Dçring, Deutsche Professoren zwischen
Kaiserreich und Drittem Reich, in: NPL 19 (1974), S. 340 – 52; Wolfgang Kreutzberger,
Studenten und Politik 1919 – 1933. Der Fall Freiburg im Breisgau, Gçttingen 1972; Das
Akademische Deutschland, Hrsg. Michael Doeberl u. a., 3 Bde., Berlin 1930. Zu Ans�tzen
einer Geschichte der Universit�ten in der Nachkriegszeit s. die Beitr�ge in: Umerziehung und
Wiederaufbau. Der damaligen Diskussion folgend, stehen in diesem Aufsatz die Universi-
t�ten im Vordergrund der Betrachtung, da die Grundprobleme bei Universit�ten und
Technischen Hochschulen damals als sehr �hnlich angesehen wurden. Zur Entwicklung der
TU Berlin, auf die manche der hier vertretenen Urteile nicht in gleicher Weise zutreffen: s.
Peter Brandt, Wiederaufbau und Reform. Die Technische Universit�t Berlin 1945 – 1950, in:
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Der Nationalsozialismus hatte diese Entwicklung unterbrochen. Die Studen-
tenzahlen sanken; in ihrer çffentlichen Funktion wurden insbesondere die Gei-
steswissenschaften zu einem bloßen Legitimationsorgan der NS-Ideologie;
Wissenschaftler, die sich dieser Aufgabe verweigerten, versuchten, sich mçg-
lichst eigenst�ndige Gebiete »zweckfreier« Forschung zu erhalten und die Rei-
bungspunkte mit dem Regime mçglichst gering zu halten. Die Gleichschal-
tungsmaßnahmen des nationalsozialistischen Herrschaftsapparats blieben an-
gesichts einer relativ konfliktlosen Anpassung begrenzt. Der »Rektor als F�hrer«
bezeichnete mehr einen Anspruch als die Wirklichkeit.3 Die Entwicklung der
Universit�t als System stagnierte unter dem Nationalsozialismus weitgehend. So
war es kein Wunder, daß die Reformdiskussion aus der Weimarer Republik nach
der Niederlage des Nationalsozialismus wieder aufgenommen werden mußte, da
die Hochschulen nun von neuem vor den Problemen standen, die sie bereits in
der Weimarer Zeit nicht hatten lçsen kçnnen.

Die unmittelbare Nachkriegszeit zeichnete sich allerdings nicht dadurch aus,
daß die Mehrheit der Wissenschaftler die k�nftigen Probleme der Wissen- [185]
schaftslenkung und -funktion in einer demokratisch verfaßten Industriegesell-
schaft vorausschauend bedacht hatten. Die Dringlichkeit, hier�ber zu reflektie-
ren, wurde von der unmittelbaren Notwendigkeit �berdeckt, die z. T. betr�cht-
lichen materiellen Zerstçrungen zu beseitigen und die NS-Eingriffe r�ckg�ngig
zu machen, das hieß vor allem, Anh�nger der nationalsozialistischen Rassen-
und F�hrerideologie im Lehrkçrper zu suspendieren. Von deutscher Seite aus
war der erste Impuls daher weitgehend r�ckwartsgewandte Abkehr von Staats-
eingriffen; Erneuerung der Freiheit von Forschung und Lehre, institutionelle
Autonomie bildeten die Orientierungen. Die Zulassungsbeschr�nkungen auf-
grund der knappen finanziellen und r�umlichen Ressourcen, die geringe wirt-
schaftliche Produktion, die Beschneidung der industriellen Entwicklung durch
den Industrieplan und die Forschungseinschr�nkungen, die die Alliierten auf
manchen Gebieten verf�gt hatten, ließen eine solche Haltung sogar als reali-
stisch und den zuk�nftigen Entwicklungsmçglichkeiten der deutschen Wissen-
schaften angemessen erscheinen.

Diese Sichtweise stieß aber auf Mißtrauen und zunehmende Ablehnung bei
der britischen Besatzungsmacht, die auf mehr zielte, als nur den Lehrkçrper und
die Lehrinhalte zu entnazifizieren. Ihr ging es darum, dauerhaft demokratische
Verhaltensweisen im politischen und sozialen Umgang �berhaupt zu sichern

Wissenschaft und Gesellschaft. Beitr�ge zur Geschichte der Technischen Universit�t Berlin
1879 – 1979, Hrsg. Reinhard R�rup, Bd. 1, Berlin 1979. S. 495 – 522.

3 Helmut Seier, Der Rektor als F�hrer. Zur Hochschulpolitik des Reichserziehungsministeri-
ums 1934 – 1945, in: VfZ 11 (1964), S. 105 – 46; Erziehung und Schulung im Dritten Reich,
Teil 2: Hochschule, Erwachsenenbildung, Hrsg. Manfred Heinemann, Stuttgart 1980.
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und die bisherige soziale Exklusivit�t des deutschen Hochschulsystems zu
durchbrechen.

Obwohl die Besatzungstruppen offen nazistischem Auftreten kaum begegne-
ten und die Auflçsung von nationalsozialistischen Institutionen mehr eine
Formsache schien und kaum inhaltliche Auseinandersetzungen provozierte, sah
die Erziehungsabteilung der Milit�rregierung nach einem Jahr Besetzung die
eigentliche Erziehungsaufgabe noch vor sich, die darin bestand, bei den Deut-
schen ein Gef�hl der Verantwortung f�r das zu wecken, was im Namen der
Gesellschaft (»community«), in der sie lebten, geschehen sei; die Anerkennung
der »objektiven Fakten« zu erreichen, die die Herrschaft des Nationalsozialis-
mus geschaffen hatte und Achtung und Interesse f�r die Idee der repr�sentativen
Demokratie zu wecken.4 Die Erziehungsabteilung war der Meinung, daß die
Schwierigkeiten, diese Aufgabe zu erf�llen, nicht allein im Ergebnis von zwçlf
Jahren nationalsozialistischer Herrschaft zu suchen seien. »Sie kamen von etwas,
das den Nazismus mçglich machte.« Dies traf im Urteil der Erziehungsoffiziere
im besonderen Maße auf die Universit�ten zu.

Im 19. Jahrhundert waren die Forschungsleistungen der deutschen Univer-
sit�ten auch in England hoch gesch�tzt worden, und das Humboldtsche System
der Verbindung von Forschung und Lehre galt als Vorbild f�r Reorganisations-
versuche des traditionellen Universit�tssystems im eigenen Lande. Doch dieses
Ansehen wurde schon infolge des Ersten Weltkrieges und schließlich des natio-
nalsozialistischen Regierungsantritts und der Emigration vieler j�discher For-
scher geschm�lert. Es zeigte sich, daß die Wissenschaftler nicht in der Lage wa-
[186] ren, die Ver�nderungen der politisch-sozialen Verh�ltnisse positiv auf-
zunehmen, sondern daß sie im Gegenteil ein demokratisches Staatsverst�ndnis
und einen entsprechenden Bildungsauftrag ihrer wissenschaftlichen Arbeit
ablehnten. Das Bild vom Elfenbeinturm verbreitete sich zu einer g�ngigen
Vorstellung, die Bildungsforscher in England und Besatzungsoffiziere in
Deutschland mit der Arbeitsweise deutscher Wissenschaftler assoziierten: »Sie
kultivierten die ›Wahrheit‹, eine abstrakte Idee, weit entfernt von allen sozialen
und politischen Kontroversen.«5

Es gehçrte daher zu den konkreten Aufgaben der Umerziehungspolitik an den
Universit�ten, die traditionelle Dualit�t von Forschung und Lehre zur Trias von
Forschung, Lehre und Erziehung zu erweitern. Weiterhin sollten die So-
zialwissenschaften einschließlich der Politikwissenschaft, deren Entwicklung in
Deutschland durch den Nationalsozialismus verhindert worden war, an den

4 »Recommended Policy for Re-Education in Germany«, 11. Sept. 1946, FO 945/193; Be-
stimmung der Erziehungsziele nach der Direktive vom 22. Nov. 1945 »Education, Youth
Activities and Church Affairs«.

5 Lord Lindsay (s. Anm. 41 u. S. 205), »German Universities«, Manchester Guardian Weekly
vom 16. 12. 1948, S. S.
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Universit�ten verankert werden. Die strenge Hierarchisierung nicht nur der
institutionellen Kompetenzen, die fast ausschließlich bei den Ordinarien lagen,
sondern auch des wissenschaftlichen Diskurses sollte gelockert werden, da die
Besatzungsoffiziere und britischen Gastprofessoren zu beobachten meinten,
daß sich in ihm die Abstufungen der personellen Hierarchie widerspiegelten. Es
war vorgesehen, den Mittelbau zu erweitern und mit mehr Rechten in For-
schung, Lehre und Selbstverwaltung auszustatten. Um demokratische Inhalte
und Verfahrensweisen an den Universit�ten zu sichern, schien es der Besat-
zungsmacht unerl�ßlich, die soziale Basis von Studentenschaft und Lehrkçrper
zu erweitern.

Es ging den Briten also vor allem darum, die sozialen und politischen Aspekte
des Wissenschaftsprozesses in Forschung und Lehre mit einzubeziehen und
insgesamt eine gesellschaftliche �ffnung der Hochschulen zu erreichen.

Diese Forderungen deckten sich z. T. mit deutschen Reformvorstellungen, die
allerdings st�rker auf das Humboldtsche Idealbild bezogen blieben. Die Tatsa-
che, daß auch viele Naturwissenschaftler und Mediziner sich Forschungs-
aufgaben unter dem Vorzeichen der nationalsozialistischen Rassenideologie zur
Verf�gung gestellt hatten, wurde vor allem als Folge der zunehmenden Spezia-
lisierung der Wissenschaften und des dadurch bedingten Verlustes eines ein-
heitlichen Verst�ndnisses der wissenschaftlichen T�tigkeit angesehen. Nach wie
vor wurde die Entwicklung zur Massenuniversit�t weniger als eine Chance ge-
sehen, das allgemeine Bildungsniveau zu heben, sondern vielmehr als eine Be-
drohung der Einheit von Forschung und Lehre abgelehnt. Zudem habe sie auch
unter den Wissenschaftlern den Entindividualisierungsprozeß bereits soweit
vorangetrieben, daß das humanistische Bildungsideal weitgehend verloren ge-
gangen sei.6 Eine solche Analyse ließ allerdings sehr unterschiedliche praktische
Folgerungen zu. So suchte die Mehrheit der Professoren, auch wenn sie den
britischen Reformanspr�chen aufgeschlossen gegen�berstand, als Reaktion auf
den Nationalsozialismus die Autonomie gegen�ber staatlichen Interessen in
einem Maße [187] zu fordern, wie es sich selbst in der Weimarer Republik nicht
mehr hatte verwirklichen lassen. Das Verlangen nach »Bildung« und einem
einheitlichen Bezugspunkt wissenschaftlichen Handelns st�rkte die Fraktion
der Christlich-Konservativen, die in idealistischer Weise auf die vermeintliche
Notwendigkeit hinwiesen, der studierenden Generation traditionelle »abend-
l�ndische« unhinterfragte Werthaltungen einzupflanzen, um deren politischer
Orientierungslosigkeit und ideologischem »Nihilismus« zu begegnen.

Gegen�ber denjenigen Gruppen, die sich emotional f�r außerwissenschaftli-
che Werthaltungen einsetzten oder Autonomie- und Individualit�tsprinzip ver-

6 In der deutschen Diskussion wurde statt von »Erziehung« �berwiegend von »Bildung« ge-
sprochen; Kurt Zierold, Hochschulprobleme von heute, Gçttingen 1948.
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traten, waren die Reformer auf deutscher Seite, die diese Ziele zwar nicht leug-
neten, sie aber auf die soziale und çkonomische Wirklichkeit eines modernen
Industriestaates bezogen wissen wollten, von vornherein in der Minderheit. Auf
der ministeriellen Ebene st�tzten sie sich vor allem auf die inhaltlichen und
personellen »Reserven«, die aus der Zeit des b�rgerlich-demokratischen preu-
ßischen Kultusministers Becker erhalten geblieben waren, und auf sozialde-
mokratische Bildungspolitiker sowie auf Personen aus der Arbeiterbildung der
Gewerkschaften. Letztere Richtung stellte mit Grimme (dem Nachfolger von
Becker in Preußen) und Landahl zwei Kultusminister in der britischen Zone (in
Niedersachsen bzw. Hamburg). In Nordrhein-Westfalen, das die meisten
Hochschuleinrichtungen der Zone besaß, konnten sich unter den Ministern
Konen und Teusch (CDU) sozialdemokratische Bildungsvorstellungen auf die
Dauer nicht durchsetzen.7 Auch in der Professorenschaft stellten sie schon, wie
in der Weimarer Republik, nur eine Minderheitsposition dar. Hier �berwogen
auch unter denjenigen, die nicht nur f�r eine Erneuerung der geistigen
Grundlagen, sondern auch f�r institutionelle �nderungen eintraten, b�rgerlich-
humanistisch gepr�gte Vorstellungen.

Diese Situation belastete die Bildungspolitik der Briten von Anfang an schwer.
Es erwies sich als eines der gravierendsten Hindernisse, eine Reform der Uni-
versit�ten durchzusetzen, daß den Briten nicht wie im Wirtschaftsbereich mit
der organisierten Arbeiterschaft ein Partner gegen�berstand, der mit seinen
Reformvorstellungen die britische Position nicht nur st�tzte, sondern noch �ber
sie hinausging. Denn schon in der Planungsphase der Besatzungspolitik war auf
den Widerspruch hingewiesen worden, der zwischen Erziehungsanspruch,
Demokratisierungsabsicht und dem System einer Besatzungsherrschaft durch
eine Milit�rregierung lag. Bereits eine der ersten Kabinettstellungnahmen ent-
hielt daher die Forderung: »Germans alone can re-educate their fellow-coun-
trymen.«8 Die Besatzungsoffiziere sollten also zwar als Tr�ger einer neuen
Ideologie auftreten, diese sollte aber vor allem durch die deutschen »Erzieher«
selbst vermittelt werden. Schon 1944 hatte der Außenminister in einem Me-
morandum vorausgesehen, daß den Besatzungsoffizieren dabei keine leichte
Aufgabe bevorstand: »Die Hauptschwierigkeit, das deutsche Erziehungssystem
[188] zu reformieren, wird wahrscheinlich bei den Lehrern selbst liegen. Und die
am wenigsten belehrbaren Lehrer d�rften nicht an den Grundschulen, sondern
an den weiterf�hrenden Schulen und an den Universit�ten zu finden sein.«

7 Peter H�ttenberger, Nordrhein-Westfalen und die Entstehung seiner parlamentarischen
Demokratie, Siegburg 1973, Kapitel 17.

8 War Cabinet Paper on the Future of Germany vom 8. 8. 1943, zit. im Memorandum des
Außenministers vom 27. 1. 1944, »The Re-Education of Germany« (FO 945/294), aus dem das
folgende Zitat stammt.
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Das britische Konzept schien nur innerhalb einer langfristig angelegten Be-
satzung mçglich zu sein, w�hrend der Schritt um Schritt demokratische Organe
und deutsche Verantwortlichkeiten eingef�hrt wurden, f�r die vorher eine per-
sonelle Basis gewonnen werden mußte. Im ersten Jahr der Besatzung 1945/46
befand sich dieses Konzept der Umerziehung noch in �bereinstimmung mit den
allgemeinen Rahmenbedingungen der britischen Besatzungspolitik, die auf
mindestens zehn Jahre ausgelegt war.

Aus dieser Perspektive mag die idealistische Sprechweise der Planungsme-
moranden zur Erziehungspolitik noch einsichtig erscheinen: Neue B�cher, die
Propagierung neuer Inhalte durch Vortrag und Vorbild sollten »die Herzen
�ndern« (so der Außenminister in dem schon zitierten Memorandum vom Ja-
nuar 1944). Diese Sichtweise mischte sich mit behavioristischen und st�rker
handlungsorientierten Elementen, wenn z. B. insbesondere in der Jugend- und
Erwachsenenbildung gelernt werden sollte, auf gleichem Autorit�tsniveau zu
diskutieren, Argumente abzuw�gen und Mehrheitsentscheidungen zu akzep-
tieren (das sp�ter in die Volkshochschulen integrierte Vortrags- und Diskussi-
onsforum »Die Br�cke« stellte eine der praktischen Umsetzungen dieses Kon-
zeptes dar). Nur selten kamen die grundlegenden materiellen Faktoren und
politischen Orientierungen zur Sprache, die sp�ter tats�chlich �ber die in
Deutschland herrschenden politisch-ideologischen Konzepte entscheiden soll-
ten: die materielle Lage der Bevçlkerung selbst, das Verh�ltnis der Besat-
zungsm�chte untereinander und die zuk�nftige Form der Wirtschaftsstruktur,
die die Verteilung von Machtpositionen in der Gesellschaft beeinflussen w�rde.

Die langfristige Konzeption einer schrittweisen Verselbst�ndigung deutscher
Organe geriet allerdings im Laufe des Jahres 1946 ins Wanken, als seit der Pariser
Außenministerkonferenz und dem ihr folgenden bizonalen Zusammenschluß
ein Wandel in der deutschlandpolitischen Haltung der Westm�chte eintrat, der
immer deutlicher darauf hinauslief, daß die Westzonen bis zum Jahre 1949/50
nicht nur wirtschaftlich, wie dies der erste Industrieplan f�r alle vier Zonen
vorgesehen hatte, sondern auch politisch selbst�ndig sein w�rden.9 Dieser
Entwicklung wurde in der britischen Zone Ausdruck verliehen, als die Milit�r-
regierung die gesetzgebende Gewalt zum 1. Januar 1947 auf die neu gebildeten
L�nder �bertrug. Obwohl sie sich im Finanz- und Wirtschaftsbereich weitge-
hende Kompetenzen vorbehielt, waren den L�ndern im Erziehungsbereich keine
Restriktionen auferlegt worden. Der Milit�rregierung blieb nur noch das Veto
gegen einzelne Gesetze, wenn sie mit den Maßnahmen der Deutschen nicht
einverstanden war. Einen solchen direkten Eingriff wollte sie aber im Erzie-
hungsbereich nicht vornehmen. Daß die L�nderregierungen gerade in diesem

9 Siehe hierzu Falk Pingel, »Die Russen am Rhein?« Zur Wende der britischen Besatzungs-
politik im Fr�hjahr 1946, in: VfZ 30 (1982), S. 98 – 116.
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Ressort zuerst volle Selbst�ndigkeit erlangten, lag allerdings keinesfalls daran,
daß die Milit�rregierung den Erfolg ihrer bisherigen Re-Education-Poli- [189]
tik als so hoch veranschlagte, daß sie eine weitere direkte Aufsicht nicht f�r
notwendig hielt. Im Gegenteil, die Erziehungsabteilung hatte in ihrer �bersicht
�ber das erste Jahr der Besatzungspolitik sogar gefordert, von dem bisher wei-
chen, beratenden Kurs abzugehen und die Deutschen »zu Instrumenten« der
britischen Politik zu machen, um zu verhindern, daß auch das Nachkriegs-
deutschland »eine Demokratie ohne Demokraten« wird. Dies war angesichts des
regen Parteien- und Gewerkschaftslebens sicherlich eine �bertriebene For-
mulierung, aber sie spiegelte die Zweifel innerhalb der Milit�rregierung wider,
demokratische Verkehrsformen im Umgang mit den Verwaltungsgremien und
Bildungseinrichtungen in ihrer Zone bereits hinreichend stabilisiert zu sehen.
Die Milit�rregierung �bersah in ihrer Stellungnahme allerdings, daß sie nicht
unerheblich mit dazu beitrug, �berkommene Strukturen fortzuf�hren.10 Die
Erziehungsabteilung protestierte heftig gegen die ihrer Meinung nach zu fr�he
�bertragung der Kompetenzen auf die deutschen L�nder. Doch waren ihre
Eingaben nat�rlicherweise nicht in der Lage, den eingeschlagenen Weg der
Westorientierung und die sich daraus ergebende Konsequenz einer mçglichst
schnellen politischen Selbst�ndigkeit der Westzonen zu �ndern.11

Institutionelle Schritte, die eine Neuordnungsdiskussion in den L�nderpar-
lamenten und der �ffentlichkeit h�tten anregen kçnnen, waren seitens der
Besatzungsmacht bis zu diesem Zeitpunkt ausgeblieben. W�hrend gerade 1947
die Neuordnung der Wirtschaftsverfassung im Zentrum der politischen Dis-
kussion in der britischen Zone stand und hierzu die Milit�rregierung wesent-
liche Vorgaben durch die angeblich f�r immer vollzogene Enteignung der Ka-
pitaleigner im Kohle-, Eisen- und Stahlbereich gegeben hatte, verhielt sich der
Hochschulsektor gegen�ber der ordnungspolitischen Reformdiskussion auf-
fallend reserviert und spiegelte auch nicht die Aufbruchstimmung wider, wie sie
sich in den intellektuellen Zeitschriften wie der »Sammlung«, dem »Ruf« oder
den »Frankfurter Heften« niederschlug. Soweit sich Universit�tsprofessoren an
deren Beitr�gen beteiligten, waren sie der Minderheit der Bildungsreformer
zuzurechnen, die an den Universit�ten weitgehend Außenseiterpositionen ver-
traten. Die Universit�tswissenschaften gaben zur Lçsung der Neuordnungsfra-
gen, zur Konkretisierung des sozialdemokratischen Gemeinwirtschaftskon-
zeptes und zur Perspektive der technisch-wirtschaftlichen Entwicklung eines
entmilitarisierten Deutschlands so gut wie keine Anregungen. Der Hochschul-

10 Dies wird n�her ausgef�hrt werden in einer umfassenden Studie des Verfassers zur briti-
schen Besatzungspolitik.

11 Die entsprechenden Eingaben, auch von außerhalb der Milit�rregierung, die z. T. direkt an
Bevin geleitet wurden, siehe FO 945/90 und 199; Wolfgang Friedmann, The Allied Military
Government of Germany, London 1947, S. 185.
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bereich stabilisierte sich im konservativen Sinne bereits, als in anderen Berei-
chen der Gesellschaft institutionelle �nderungen und soziale Umschichtungen
stattfanden oder diskutiert wurden. An den Universit�ten wurde dagegen bereits
die Legitimierung einer Gesellschaftsordnung vorbereitet, die erst zum Ende der
Besatzungszeit f�r den Zeitgenossen deutlich erkennbare Konturen annahm und
sich in den 50er Jahren seit der Gr�ndung der Bundesrepublik voll konstituierte.
[190]

Die Milit�rregierung konkretisierte die Ziele ihrer Universit�tspolitik und
entwarf Strategien zu deren Umsetzung in institutionelle Maßnahmen erst auf-
grund ihrer eigenen Erfahrungen in Deutschland 1945 und 46. Erforderliche
�nderungen faßte erstmals der Bericht einer Delegation des britischen Uni-
versit�tslehrer-Verbandes (AUT) zusammen, die sich Ende 1946 14 Tage in der
britischen Zone aufgehalten hatte. Als der Bericht im Januar 1947 vorgelegt
wurde, waren aber die besatzungspolitischen Voraussetzungen nicht mehr ge-
geben, um nach seinen Empfehlungen zu verfahren. Den neuen Gegebenheiten
sich anpassend, �bernahm Ende 1947 die Milit�rregierung noch einmal die
Initiative und setzte einen »Studienausschuß zur Hochschulreform« ein, der
Universit�ten und Parlamenten Anregungen und Anstoß zur institutionellen
Reform geben sollte. Sie erreichte damit zwar, daß die Kommission zur Jah-
reswende 1948/49 ein zusammenh�ngendes und in der �ffentlichkeit viel be-
achtetes Reformprogramm vorlegte. Zu diesem Zeitpunkt besaß unter den be-
satzungspolitischen Problemen die Frage der zuk�nftigen deutschen Staats-
ordnung aber so große Bedeutung, daß alle Fragen, die von der Lçsung der
Verfassungsfrage abh�ngig waren, nahezu zwangsl�ufig aufgeschoben wurden.
Da jede Gesetzgebung zum Hochschulwesen den Kulturfçderalismus ber�hrte,
war eine solche Abh�ngigkeit gegeben. Nachdem aus den außenpolitischen In-
teressen der westlichen Besatzungsm�chte heraus die Gr�ndung der Bundes-
republik beschlossen worden war, hatte sich die Milit�rregierung selbst der
Mçglichkeit begeben, in der deutschen Innenpolitik noch die Besatzungsziele
durchzusetzen, die sie einst als unerl�ßlich f�r ein selbst�ndig organisiertes
deutsches Staatswesen nach dem Kriege betrachtet hatte. Ihre eigene Gesell-
schaftspolitik als Besatzungsmacht wurde von ihrer Außenpolitik als westeu-
rop�ische Großmacht an der Seite der USA �berholt.

Vordergr�ndig war die Besatzungsmacht in der Anlage ihrer Politik einem
Basis-�berbau-Schema gefolgt, ohne es allerdings im marxistischen Sinne
anzuwenden: Im Wirtschafts- und Finanzbereich behielt die Milit�rregierung
die Steuerungselemente mçglichst lange in der Hand und gab, wo Strukturre-
formen angezielt wurden, wichtige Anstçße. Bei der Konstitution der politischen
Organe (Parteien und Gewerkschaften vor allem) hatte sie Rahmenbedingungen
gesetzt, die ihr einen institutionellen Eingriff ermçglichten, um inhaltliche
Korrekturen zu erreichen (wie ihr das in der Frage der Industriegewerkschaft
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gelungen war). Im Bildungs- und Kulturbereich verzichtete sie weitgehend auf
eigene Vorgaben. Sie folgte in der Abstufung ihrer besatzungspolitischen Prio-
rit�ten dem Vorrang, den außenpolitische Gesichtspunkte f�r die Formulierung
der Besatzungspolitik spielten und nicht der Einsicht, daß die çkonomische
Fassung einer Gesellschaft die grundlegende sei und demgem�ß in deren poli-
tischen und kulturellen Institutionen widergespiegelt werde. Die Einheit von
Wirtschaftsordnung, politischer Verfassung und Bildungswesen herzustellen,
blieb eine Aufgabe, die die Deutschen selbst lçsten, als die Begriffe »Gemein-
wirtschaft« oder »Sozialisierung« eher an ein gescheitertes nachrevolution�res
Konzept der Weimarer Republik als an politische Auseinandersetzungen der
Besatzungszeit erinnerten.

Die Universit�t in der Besatzungszeit eignet sich als Forschungsgegenstand
[191] also nicht, um die Neuordnungsdiskussion gleichsam zentriert und bereits
wissenschaftlich zerlegt erfassen zu kçnnen. In ihrem institutionellen Aufbau
und dem Horizont ihrer Fragestellungen war die Universit�t vielmehr ein Pro-
totyp gesellschaftlicher Institutionen des ersten Jahrzehnts der Bundesrepublik,
deren so oft betonte Geschlossenheit sich hier im Entstehen studieren l�ßt.
Zugleich weist dieses Studium aber auch darauf hin, daß die Gesellschaft der
Nachkriegszeit mehr Refugien relativ unersch�tterten Selbstverst�ndnisses und
R�ckwartsorientierung auf »abendl�ndische« Traditionen sowie institutioneller
Konservierung hatte, als die historische Forschung insbesondere der 70er Jahre
dies in der Bundesrepublik bisher bewußt gemacht hat. Solche Bereiche treten
erst jetzt st�rker ins Blickfeld der Forschung (z. B. die Kirchen, die Verwaltung
und die Justiz). Das Problem einer Universit�tsreform zur Besatzungszeit ist also
nicht nur eines der richtigen Einsch�tzung von tats�chlichen Fehlern der In-
stitution, die die Besatzungsmacht m. E. im Ganzen zutreffend erkannt hat. Sehr
viel schwieriger war das Problem zu lçsen, wie die Besatzungspolitik �berhaupt
angelegt werden muß, wie ihre einzelnen Bereiche sich zueinander verhalten
sollen. Dies trifft insbesondere auf das Verh�ltnis von Außenpolitik, Wirt-
schaftsordnung und Bildungspolitik zu. Durch die Herausbildung des Ost-West-
Konfliktes wurden die urspr�nglichen Absichten der Besatzungsmacht wohl am
meisten ge�ndert. Die Defizite des deutschen Hochschulwesens, bezogen auf die
besatzungspolitischen Ziele des Jahres 1945, waren der Milit�rregierung be-
wußt. Doch waren ihre Mittel, diese zu beheben, unter der Pr�misse der indi-
rekten Herrschaft und der Perspektive der baldigen staatlichen Selbst�ndigkeit
Westdeutschlands begrenzt. Die Entscheidung f�r oder wider eine Universi-
t�tsreform wurde unter diesen besatzungspolitischen Vorgaben in hohem Maße
eine deutsche Entscheidung.

Im folgenden soll auf einige Einzelbereiche der britischen Universit�tspolitik
n�her eingegangen werden.
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I. Die Entnazifizierung

Die Universit�ten hatten in unterschiedlicher Weise von sich aus gegen Kriegs-
ende deutlich belastete Nationalsozialisten von Funktionen in der Selbstver-
waltung entbunden und neue Rektoren gew�hlt, die in der Regel schon vor 1933
wichtige �mter innegehabt hatten.12 Doch stellte diese vorsichtige »Selbstreini-
[192] gung« die Milit�rregierung nicht zufrieden; w�hrend des Sommerse-
mesters, f�r das sie die Schließung der Universit�ten verf�gt hatte, wurden
meistens ohne R�cksprache mit den Hochschulen Entlassungen verf�gt, die
ca. 1/4 des Lehrkçrpers betrafen.13 Die Besatzungsmacht blieb aber bei dieser,
von der Rektorenkonferenz in ihrem Ausmaß schon im Mai 1946 kritisierten
negativen Maßnahme stehen. Ihrem langfristigen Konzept der indirekten Be-
einflussung widersprach es, jetzt selbst den Universit�ten Vorschlage zur Neu-
besetzung der freigewordenen Stellen zu machen, in die Rekrutierungs- und
Qualifizierungsregeln der Universit�ten einzugreifen und die Senate und Fa-
kult�ten zu umgehen. Soweit nicht emigrierte und von den Nationalsozialisten
vom Dienst suspendierte Wissenschaftler auf ihre alten Stellen zur�ckkehrten,
blieben diese vorl�ufig unbesetzt. Die Fakult�ten zçgerten nach Mçglichkeit
Neubesetzungen in der Erwartung hinaus, daß die inzwischen eingesetzten
deutschen oder die Berufungsaussch�sse der Milit�rregierung g�nstigere Ent-
scheidungen f�llen w�rden.14 Eine personelle Neustrukturierung oder inhaltli-
che Neuorientierung wurde durch die Entnazifizierung daher nicht erreicht. Da
die Habilitation als Qualifikationsbedingung nicht aufgegeben wurde, waren
Berufungen von Außenseitern nicht mçglich, die w�hrend des Nationalsozia-
lismus nicht den �blichen Karriereweg hatten einschlagen kçnnen oder wollen.

Auf den ersten Blick mußten daher die Einschr�nkungen, die der wissen-
schaftlichen T�tigkeit in Deutschland durch das Kontrollratsgesetz Nr. 25 vom

12 In Gçttingen wurde schon im April der Staatsrechtler Professor Smend zum neuen Rektor
gew�hlt; ebenso wurden neue Dekane gew�hlt und eine »geringe« Zahl von Professoren
entpflichtet; Wiebke Fesefeldt, Der Wiederbeginn des kommunalen Lebens in Gçttingen,
Gçttingen 1962, S. 143. In Kçln r�ckte der bisherige Stellvertreter, Professor Kroll, in das
Amt des Rektors; Kroll war bereits 1931 – 33 Rektor gewesen; ebenso r�ckte in Bonn der
bisherige Stellvertreter Professor Konen nach, der 1934 als Rektor abgesetzt worden war. In
M�nster wurde von den Ordinarien, die nicht der NSDAP angehçrt hatten, der Kirchen-
historiker Pr�lat Professor Schreiber zum Rektor gew�hlt, der als Zentrumsmitglied und
Reichstagsabgeordneter bereits in der Weimarer Republik in der Wissenschaftspolitik t�tig
gewesen war; Hermann P�nder, Von Preußen nach Europa. Lebenserinnerungen, Stuttgart
1961, S. 200. Der erste Kieler Rektor war der Mediziner Professor Creuzfeldt; in Hamburg
wurde Professor Wolff im Juni vom B�rgermeister zum Rektor ernannt.

13 Nach einem Bericht des Research Department des Foreign Office vom M�rz 1946, s. Anm. 25.
14 Ein besonderes Problem war dies an der Kçlner Universit�t; vgl. den Bericht des Kontroll-

Offiziers vom 29. 12. 1947, FO 945/266.

Wissenschaft, Bildung und Demokratie 243



29. April 1946 auferlegt wurden, einschneidender als die Entlassungen erschei-
nen. Das Gesetz verbot die Forschung auf den Gebieten der angewandten
Kernphysik, der Aerodynamik, des Schiffbaus und Raketenantriebes und
schrieb Kontrollen in der Chemie, der Rundfunktechnik und allen milit�risch
nutzbaren Sektoren vor. Diese Vorschriften stellten eine konsequente Anwen-
dung der Potsdamer Beschl�sse zur Entmilitarisierung und des ersten Indu-
strieplans, der z. B. Schiff- und Flugzeugbau verbot, auf die Wissenschaft dar. In
der Praxis zeigte sich aber, daß die Briten eine lockere Forschungskontrolle
aus�bten, die kaum als eine ernsthafte Behinderung aufgefaßt wurde. Die Mi-
lit�rregierung gab sich offensichtlich mit der Pr�fung der regelm�ßig einge-
henden Forschungsberichte zufrieden, ohne an Ort und Stelle eine �berpr�fung
vorzunehmen. Zumal seit der Gr�ndung der Bi-Zone und nachdem der nur noch
zwischen der amerikanischen und der englischen Regierung vereinbarte zweite
Industrieplan in Kraft getreten war, verlor das Kontrollratsgesetz an Bedeutung,
obwohl eingehende Forschungen hierzu noch ausstehen.15 �hnlich wie die an-
deren Siegerm�chte hatten auch die Briten Forschergruppen, die in f�r sie
wichtigen Innovationsgebieten arbeiteten, interniert bzw. daf�r gesorgt, daß sie
in der eigenen Zone blieben, so daß die Besatzungsmacht sich ggf. ihres Wissens
bedienen konnte. Die Briten hatten eine Gruppe deutscher Atomforscher [193]
unter Heisenberg, Hahn und von Weizs�cker in Gçttingen konzentriert, die
bem�ht war, hier die vom Kontrollrat aufgelçste Kaiser- Wilhelm-Gesellschaft in
eine Nachfolgeinstitution zu �berfuhren. Mit der Bildung der Max-Planck-Ge-
sellschaft umgingen die Briten praktisch den Kontrollratsbeschluß.16

Die Milit�rregierung zeigte sich auch dem bisherigen System der Selbstorga-
nisation der Wissenschaften in Deutschland �berraschend aufgeschlossen. Als
die Rektoren der Universit�ten der britischen Zone den Wunsch der Milit�rre-
gierung, sich an eine zentrale Institution als Ansprechpartner f�r Universit�ts-
angelegenheiten wenden zu kçnnen, zum Anlaß nahmen, ihre Zusammenkunft
als st�ndige Rektorenkonferenz zu institutionalisieren, wurde sie von den Briten
als das gew�nschte Vertretungsorgan anerkannt. Die Rektorenkonferenz hielt
nun st�ndige Sitzungen mit der Erziehungsabteilung ab. In dieser Eigenschaft
nahm sie Vertreter der Hochschulverwaltungen auf und erweiterte sich damit
zur »Hochschulkonferenz«. Den Universit�ten war es damit gelungen, die Auf-
lçsung des Landes Preußen, das in seine Provinzen ohne ein entsprechendes

15 Kurz geht darauf ein Thomas Stamm, Zwischen Staat und Selbstverwaltung. Die deutsche
Forschung im Wiederaufbau 1945 – 1965, Kçln 1981, S. 56.

16 Stamm, Staat und Selbstverwaltung, S. 44 ff. Noch w�hrend des Krieges gegen Japan hatte der
britische Generalstab seine Zustimmung dazu gegeben, deutsche Wissenschaftler, deren
Kenntnisse f�r die Entwicklung neuer Waffen wichtig sein konnten, in die USA oder nach
England zu verbringen. In London ging man davon aus, daß diese Wissenschaftler als Ge-
heimnistr�ger nach dem Krieg nicht sofort wieder nach Deutschland zur�ckkehren kçnnten;
Chief of Staff an Botschaft in Washington vom 14.6. 1945, FO 945/294.
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Zentralorgan in der britischen Zone zerfallen war, zu nutzen, um die korporative
Verfassung gegen�ber der staatlichen Verwaltung zu starken.

Bei der Zulassung der Studenten spielten die politischen Kriterien f�r die
Auswahlaussch�sse zumindest in den ersten zwei Semestern sicherlich eine
bedeutende Rolle. Aktive Mitglieder der NSDAP und ihrer Organisationen
durften nicht immatrikuliert werden. Angesichts des offenkundigen Mißver-
h�ltnisses zwischen Anzahl der Bewerbungen und vorhandenen Studienplatzen
– im Sommersemester 1946 standen 54342 Bewerbungen 22627 Zulassungen
gegen�ber17 – war eine scharfe Selektion unvermeidbar. Doch mit dem Erlaß
einer allgemeinen Jugendamnestie zum Wintersemester 1946/47 waren die
Entnazifizierungsbestimmungen nach einer Sch�tzung der Milit�rregierung nur
noch auf ca. 10 % der Neuimmatrikulierten anwendbar, so daß die Bewerber nur
f�r zwei Semester nach politischen Kriterien ausgew�hlt wurden.

Der strukturelle Effekt der Entnazifizierung ist daher im ganzen gering
anzuschlagen. Wie in allen çffentlichen Institutionen und der Privatwirtschaft
wurden die unzweifelhaften Vertreter nationalsozialistischer Ideologie und die
Propagandisten nationalsozialistischer Politik bis auf wenige Ausnahmen
ausgeschaltet, doch st�rkte dies die b�rgerlich-konservative, auf Korporatismus
und Individualismus orientierte Wissenschaftlerelite, die glaubte, in der Freiheit
des Geistes sich ohnehin vom Regime weitgehend freigehalten zu haben. Eine
offene und die Wissenschaft mobilisierende Auseinandersetzung �ber die
Breitenwirkung der nationalsozialistischen Herrschaft an den Universit�ten
wurde dadurch abgeblockt bzw. mit moralischen Erkl�rungen zugedeckt, auch
wenn dies [194] in durchaus ehrlicher Absicht geschah. Mit dem Ende der Be-
satzungsherrschaft kehrten selbst Professoren auf Lehrst�hle zur�ck, die einst
offen f�r das System Partei genommen und es wissenschaftlich legitimiert
hatten.18

Der Umfang der Entnazifizierungs- und Zulassungsverfahren hatte die Mi-
lit�rregierung bewogen, den Universit�ten jeweils einen Erziehungsoffizier bei-
zugeben, der dar�ber wachen sollte, daß die Bestimmungen von den deutschen
Aussch�ssen eingehalten wurden.19 Die Universit�tsoffiziere bem�hten sich aber

17 Zum Vergleich: 1931 waren an den gleichen Hochschulen 32169 immatrikuliert. Die Zahlen
f�r M�nster fehlen bei den abgewiesenen Bewerbern; Europa-Archiv 1 (1946/47), S. 240.

18 So z. B. der Jurist Ernst Forsthoff, der 1933 mit seiner Brosch�re »Der totale Staat« Form und
Inhalt des nationalsozialistischen Regierungsantritts verteidigt hatte. In der zweiten Auflage
1934 rechtfertigte er die Morde im Zusammenhang des 30. Juni. 1945 von seinem Heidel-
berger Lehrstuhl entlassen, nahm er dort 1949 seine T�tigkeit als beamteter Professor wieder
auf.

19 In Kiel setzte der Intelligence Service und der dortige Universit�tsoffizier, Caroline Cun-
ningham, wegen Unkorrektheiten die Absetzung von Professor Creutzfeld durch; ebenso
wurde der Bonner Rektor auf Veranlassung der Milit�rregierung abgelçst. Einige Universi-
t�tsoffiziere berichteten auf einer Tagung in Oxford zum Thema »British University Policy in
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von Anfang an, nicht nur als Kontrollorgan des Hauptquartiers zu fungieren. Sie
kn�pften Kontakte zur Studentenvertretung, den Selbstverwaltungsorganen
und Professoren, die bereit waren, Reformideen aufzunehmen und hier�ber in
Studenten- und Dozentengruppen zu diskutieren. Wenn es auch insbesondere in
der Entnazifizierungs- und Demokratisierungsfrage Reibereien und harte Zu-
sammenstçße mit den Universit�tsleitungen gab, so erwiesen sich die Univer-
sit�tsoffiziere im allgemeinen jedoch als wichtige Vermittler zwischen den ein-
zelnen Hochschulen und den Hauptquartieren der Milit�rregierung in den
einzelnen Regionen sowie der Zentralen in B�nde und Berlin. Sie setzten sich
daf�r ein, daß den Hochschulen Raume und Baumaterialien zugeteilt wurden,
um Kriegssch�den zu beseitigen.

Nur wenige der Universit�tsoffiziere hatten ein spezielles Training erhalten,
bevor sie ihre T�tigkeit an den Hochschulen aufnahmen. Sie kamen zumeist aus
dem Intelligence Service und hatten vor dem Krieg in Deutschland studiert und
dort zum Teil sogar als Lektoren gearbeitet. Viele von ihnen kannten daher ihren
neuen Arbeitsbereich bereits aus eigener Erfahrung. Allerdings war das
Durchschnittsalter der Offiziere relativ niedrig; bis zum Krieg hatten sie in der
Regel erst ihr Studium beendet oder standen am Anfang einer akademischen
Karriere. Ihnen fehlte daher Erfahrung in der Selbstverwaltung der deutschen
Universit�t und in der Verwaltung �berhaupt. Dies f�hrte dazu, daß Beobachter
aus Deutschland und England deren T�tigkeit oft als improvisierend, von Fall zu
Fall vorgehend, kennzeichneten und verwaltungsm�ßige Routine vermißten.
W�hrend des Krieges hatte zwar eine Arbeitsgruppe in London bestanden, die
eine Studie zu den deutschen Universit�ten vorlegte; hieraus entwickelte sich
aber kein wirkliches Handlungskonzept, das zum Aufbau einer fest umrissenen
Personengruppe hatte f�hren kçnnen, um an den Universit�ten die Besat-
zungspolitik durchzusetzen.20 Die Universit�tsoffiziere bildeten sich eine ge-
nauere [195] Vorstellung von Inhalt und Mçglichkeiten ihrer Arbeit erst »vor
Ort« und in den monatlichen Besprechungen im Hauptquartier der Erzie-
hungsabteilung in B�nde, f�r deren Meinungsbildung sie die unerl�ßlichen
Informationen lieferten, deren Entscheidungen sie aber nicht unmittelbar be-
einflußten.

Germany 1945 – 49« im Juli 1982 �ber ihre Erfahrungen in Deutschland; vgl. zu diesem
Komplex David Phillips, Die Wiedererçffnung der Universit�ten in der britischen Zone: Das
Problem Nationalsozialismus und Zulassung zum Studium, in: Bildung und Erziehung 1/
1983.

20 Ulrich Reusch, Die Londoner Institutionen der britischen Deutschlandpolitik 1943 – 1948,
in: Historisches Jahrbuch 100 (1980), S. 355. Diese Gruppe arbeitete unter Professor Dodds,
der 1946 die AUT-Delegation leitete.
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II. Beibehaltung der traditionellen Sozialstruktur und
Wiederbelebung alter Inhalte?

Obwohl in sozialhistorischen Untersuchungen �ber die Nachkriegszeit betont
wird, daß bisherige soziale Schranken durch Evakuierung, Fl�chtlingsstrçme,
Auflçsung der Wehrmacht, materielle Not und Entnazifizierung in Staat und
Wirtschaft durchbrochen bzw. unkenntlich gemacht wurden, zeigte die Sozial-
struktur der Studenten der ersten Nachkriegssemester eine erstaunliche Konti-
nuit�t im Hinblick auf die Weimarer Republik und den Nationalsozialis-
mus. 36,5 % (einschließlich 8 % Lehrer ohne Universit�tsausbildung) gaben als
Beruf des Vaters »Beamter« an, 19,5 % »Angestellter«; nur 5 % waren der Ar-
beiterschaft zuzurechnen (hiervon gaben wiederum fast ein Drittel »Werk-
meister« als Vaterberuf an); die grçßte Gruppe bildeten die »Freien Berufe« und
die »Selbst�ndigen« mit 39 %. 26 % aller Studenten stammten aus Akademi-
kerhaushalten.21 Ein sozialer Aufbruch fand an den Hochschulen also keinesfalls
statt. Hatte der Nationalsozialismus im großen und ganzen die alten Strukturen
gewahrt,22 so setzte sich dies in der Nachkriegszeit fort. Dies trifft auch auf den
Anteil der Frauen zu, denen unter dem Nationalsozialismus allerdings der
Hochschulzugang bis zum Krieg nicht mehr in gleicher Weise offen gestanden
hatte wie den M�nnern. Ihr Anteil variierte in der Besatzungszeit zwischen 20
und 25 %. Soweit sich hier eine Steigerung gegen�ber der Weimarer Republik

21 Die Studierenden in Nordrhein-Westfalen. Ergebnisse der Hochschulstatistik f�r das Win-
tersemester 1948/49, Hrsg. Statistisches Landesamt NRW, o.O., o. J. ; die erste statistische
Untersuchung nach dem Krieg bezog sich auf die Gçttinger Studenten des ersten Nach-
kriegssemesters 1945/46. Ihre Ergebnisse weichen kaum von der NRW-Statistik ab. In Gçt-
tingen wurden die proletarischen Schichten mit 6 % angegeben, die sich nach 5,1 % Hand-
werker, 0,13 % Werkmeister und 0,76 % ungelernte Arbeiter aufschl�sseln. Die Angestell-
tenkategorie wurde in der Gçttinger Erhebung offenbar nicht richtig verstanden, da sich ihr
nur 5,8 % zuz�hlten; die meisten �brigen durften unter den fast 16 % ohne Angaben zu
suchen sein. Die Akademiker machten in Gçttingen 22 % aus; Gçttinger Universit�tszeitung
I. Jg. Nr. 3, S. 9 (= GUZ). Einen exakten Vergleich mit England erlauben die bisher verçf-
fentlichten Statistiken nicht; doch ist die Vermutung begr�ndet, daß in England der Pro-
zentsatz von Studenten aus Arbeiterfamilien damals hçher war und – eben so wie in
Frankreich – schneller anstieg als in den ersten beiden Jahrzehnten der Bundesrepublik;
Fritz K. Ringer, Education and Society in Modern Europe, Bloomington 1979; Franz Hess
u. a. , Die Ungleichheit der Bildungschancen. Soziale Schranken im Zugang zur Hçheren
Schule, Olten 1966.

22 Der Hochschulzugang der Arbeiter sowie der mittleren Angestellten und Beamten und der
Handwerker nahm sogar zugunsten der freien akademischen Berufe und der hçheren Be-
amten wieder ab; GUZ 1. Jg, Nr. 5, S. 4. Da der Hochschulbesuch insgesamt gegen�ber den
Spitzenjahren der Weimarer Republik zur�ckging, trat die soziale Exklusivit�t wieder st�rker
hervor; C�cile Quetsch, Die zahlenm�ßige Entwicklung des Hochschulbesuchs in den letzten
50 Jahren, Berlin 1960.
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zeigt (der Anteil der weiblichen Studierenden nahm von 1919 bis 1931 von ca. 10
auf 18 % [196] zu), ist er nicht auf einen bewußten Akt verst�rkter weiblicher
Emanzipation nach dem Kriege zur�ckzuf�hren, sondern ergibt sich daraus,
daß nach dem Kriege noch viele Frauen weiterstudierten, die w�hrend des
Krieges ihr Studium aufgenommen hatten, um die zur Front eingezogenen
M�nner zu ersetzen.23

Diejenigen jungen M�nner, die ihr Studium hatten aufschieben m�ssen, weil
sie eingezogen worden waren, bewarben sich jetzt an der Universit�t. Die
Kriegsgeneration nahm das Studium auf. �ber ein Drittel der Gçttinger Stu-
denten des Wintersemesters 1945/46 befand sich im ersten Semester. 98 % der
m�nnlichen Studierenden hatten Wehrdienst abgeleistet, davon jeweils fast 20 %
vier oder f�nf Jahre, also den ganzen Krieg �ber. Noch 7,4 % hatten acht Jahre
gedient. Ein Viertel der Gçttinger Studenten war Reserveoffizier gewesen, aller-
dings nur 4,5 % Berufsoffizier. (Diese Zahl scheint im Vergleich zu den 10 % oder
7,4 % mit siebenj�hrigem bzw. achtj�hrigem Wehrdienst allerdings zu gering.)24

Als sich bereits zum Ende des ersten Semesters in der Presse Artikel h�uften,
die von Vorlesungsstçrungen berichteten, wenn Professoren Kritik am Dritten
Reich �ber die Partei hinaus auch auf das Volk oder insbesondere die Wehrmacht
bezogen, wurde die Gruppe der Berufsoffiziere Gegenstand einer scharfen Kritik
der sowjetischen Milit�rregierung. Es schien, als bilde die Gruppe der Offiziere
einen harten Kern, der eine Gleichsetzung von NS- Verbrechen und Kampf-
handlungen der Wehrmacht von vornherein verhindern wollte und glaubte, die
milit�rische Tradition von Verbrechen weitgehend reingehalten zu haben,
�hnlich wie viele Professoren der Meinung waren, in der Freiheit des Geistes
unschuldig geblieben zu sein. Diejenigen, die sich anschickten, F�h-
rungspositionen im neuen Staat einzunehmen, drohten in besonderem Maße
Werte der alten Gesellschaft zu verkçrpern, aus der sie kamen.

Das Research Department des Außenministeriums stellte im M�rz 1946, also
bereits nach dem ersten Kurz-Semester, die Vorlesungsstçrungen zusammen
und informierte das Control Office in London. Als dessen Leiter Hynd im

23 In der Weltwirtschaftskrise und unter dem Nationalsozialismus ging der Anteil der weibli-
chen Studierenden erst zur�ck, erreichte aber im Sommersemester 1943 beispielsweise in
Gçttingen 49 %. 1 m Wintersemester 1951/52 lag der Anteil der weiblichen Studierenden an
den westdeutschen Hochschulen wieder bei 16 % und entsprach damit dem Stand von 1932;
er stieg bis zum Ende der 50er Jahre nur auf 20 % (nur Universit�ten: 1950 21 %); Gerhard
Kath, Das soziale Bild der Studentenschaft in der Bundesrepublik Deutschland Winterse-
mester 1967/68, Berlin 1969, S.60 ff.

24 GUZ 1. Jg. Nr. 3, S. 9. Im Sommersemester 1946 betrug der Durchschnittswert an allen
Universit�ten der britischen Zone 3,7 %. Die Angaben schwanken von Hochschule zu
Hochschule sehr stark, die niedrigste Ziffer mit 0,75 % gab die Universit�t Bonn an, die
hçchsten mit 11 % und 17 % die Universit�t Kiel und die Bergakademie Clausthal-Zellerfeld;
Phillips, Wiedererçffnung der Universit�ten; vgl. auch den Bericht des Research Department,
Anm. 25.
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Fr�hjahr 1946 Deutschland besuchte, �bergab ihm der Vorsitzende der Ham-
burger SPD, Meitmann, eine �hnliche Liste mit Vorf�llen aus der Hamburger
Universit�t.25 Wenn sich auch herausstellte, daß viele Berichte aufgebauscht
[197] bzw. einige Ereignisse nicht von Studenten verursacht worden waren, so
blieb doch der Eindruck zur�ck, daß sich in großen Teilen der Studentenschaft
ein konservativer Geist mit zum Teil aggressivem Vorzeichen halten w�rde,
zumal in den anderen Zonen ganz �hnliche Vorfalle registriert wurden.26 Man-
chem englischen Beobachter fiel es aber auch schwer, zwischen den �ußerungen
national-konservativen Geistes bei den Studenten zu differenzieren. Groß-
machtssehns�chte, die auf einen baldigen Zerfall der Anti-Hitler-Koalition
bauten, oder die Weigerung, den verbrecherischen Charakter des NS-Regimes
insgesamt anzuerkennen, galten manchem pauschal als »Nazismus«. Zweifellos
spielten die ehemaligen Offiziere nicht nur f�r das Bild der Universit�ten in der
�ffentlichkeit eine leitende Rolle, sondern sie bestimmten auch zu einem ge-
wichtigen Teil Gedanken und Handlungen der Studentenschaft innerhalb der
Universit�t. So waren in Hamburg 26 % der Studenten, die in der Selbstverwal-
tung t�tig waren, Offiziere gewesen. In Gçttingen war ihr Anteil noch hçher. Die
Milit�rregierung verh�ngte deshalb f�r das Wintersemester 1946/47 eine Auf-
nahmesperre f�r ehemalige Berufsoffiziere, die zwar f�r die kommenden Se-
mester gelockert wurde, aber insgesamt zu einer strengeren Pr�fung f�hrte.

Dem Prinzip der indirekten Einflußnahme folgend, versuchte die englische
Milit�rregierung vor allem, die Kçpfe der Professoren und Studenten durch
Vortr�ge englischer Wissenschaftler zu beeinflussen. Da jene stets einen Bericht

25 Bericht des Research Department »Nationalism at Universities in the British Zone of Ger-
many«, FO 945/183; GUZ 1. Jg. Nr. 15. Rektor Smend meldete der Milit�rregierung bereits am
5. 10. 1945 eine »kleinere Demonstration« wahrend der Vorlesung; viele ehemalige Offiziere
seien in der Studentenvertretung, WO 171, War Diary 126 Mil. Gov. Det. ; der erste Gçttinger
Universit�tsoffizier, L. H. Sutton, pl�dierte in einem Bericht aus dem Jahre 1946 daf�r,
»shuffling feet« nicht stets als Ausdruck eines politischen Protestes anzusehen und nicht
�berempfindlich zu reagieren, s. Materialien zur erw�hnten Oxforder Konferenz; der La-
bour-Abgeordnete Fenner Brockway berichtet �ber ein Zusammentreffen mit Hamburger
Studenten im Mai 1946: »University Students are still largely Nazi. We are told that probably
the majority of the students at Hamburg University are against democracy, though a large
number are bewildered and their opinions unformed.« Fenner Brockway, German Diary,
London 1946, S. 56. Der zweite Satz trifft die Situation sicherlich genauer ; s. a. R. H. Samuel u.
R. Hinton Thomas, Education and Society in Modern Germany, London 1949.

26 Vgl. den Bericht von Samuel, FO 945/147, �ber eine Reise durch die Westzonen; am 23. 4.1946
erschien ein ganzseitiger Artikel in der »New York Times« mit der �berschrift »Munich
University Hotbed of Nazism«; in der SBZ sollte die Universit�t Jena am 15. 10. 1945 als erste
den Vorlesungsbetrieb aufnehmen; doch wurde der Termin kurzfristig auf den 1. Dez. ver-
schoben; in der Zwischenzeit mußten alle Studenten an einem »demokratischen Kursus«
teilnehmen. Auch hier kam es zu Stçrungen, als von der Schuld der Nationalsozialisten an der
gegenw�rtigen Lage Deutschlands gesprochen wurde; Geschichte der Universit�t Jena 1548/
1558 – 1958, Jena 1958, S.694 ff.
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an das Control Office in London sandten, sind wir �ber die Eindr�cke, die die
deutsche Universit�t auf die englischen Wissenschaftler machte, gut informiert.
Sie best�tigen den auch von den Professoren oft hervorgehobenen Wissensdurst
der Studenten, stellen diesem aber die �berwiegende Ablehnung politischer
Konzeptionen und Ideologien gegen�ber. Die deutschen Studenten bevorzugten
es, in tiefsch�rfender, aber unpraktischer Weise �ber moralische Fragen zu
diskutieren.27 Die Milit�rregierung baute daraufhin den Dozentenaustausch aus
[198] und verst�rkte ihre Informationspolitik, um die Diskussionskenntnisse
der deutschen Teilnehmer zu erweitern und das Diskussionsverhalten zu ver-
�ndern. Die Trainingsst�tte Wilton-Park, die bis 1947 nur der Umerziehung
deutscher Kriegsgefangener gedient hatte und die nach der weitgehenden Ent-
lassung der Gefangenen aufgelost werden sollte, wurde nun statt dessen auch f�r
zivile Deutsche aus der Besatzungszone geçffnet. Insbesondere richtete sich die
T�tigkeit der Universit�tsoffiziere darauf, Diskussionsgruppen an den Univer-
sit�ten zu initiieren und f�r Treffpunkte und Austauschmçglichkeiten zwischen
Studenten und Professoren und G�sten aus dem Ausland zu sorgen.28

III. Selbstverwaltung und Demokratie

Auf dem Hintergrund dieser Auseinandersetzungen fiel es der Besatzungsmacht
nicht leicht, die politische Organisierung studentischer Interessen vorbehaltlos
zu fordern. obwohl Parteien seit September 1945 grunds�tzlich zugelassen wa-
ren, durften politische Studentengruppen nicht gebildet werden. Eine organi-
sierte T�tigkeit war den Studenten im Wintersemester 1945/46 und im darauf
folgenden Sommersemester an der Universit�t nur im hochschulpolitischen
Rahmen der studentischen Selbstverwaltung mçglich. An die Weimarer Tradi-
tion ankn�pfend, erhielten sie mit dem Asta eine eigene Vertretung, die sich
allerdings Sitz und Stimme in den wichtigsten Gremien, insbesondere im Senat,
erst erk�mpfen mußte. In der Regel gestanden die Universit�ten dem Asta-
Vorsitzenden und seinem Vertreter einen Sitz mit beratender Stimme bei stu-
dentischen Angelegenheiten zu. Angesichts dieses beschr�nkten Einflusses war
es nicht leicht, den Asta handlungsf�hig zu machen.

27 Birley, s. S. 204, faßte diese Beschwerden in einer Besprechung mit Vertretern anderer De-
partments am 9. 5. 1947 zusammen: »It was quite hopeless to allow a discussion group to be
run by the Germans … the Germans were bound by their own circumstances and the
questions they asked tended to egocentric … the German was very quick to learn the method
but slow to learn the sense.« (FO 945/190.)

28 Besonderes Verdienst erwarb sich der Kçlner Universit�tsoffizier Harry Beckhough, als er
die Burg Wahn zu einer studentischen Begegnungsst�tte ausbauen ließ, Bericht Beckhough
auf der Oxforder Konferenz.
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F�r das soziale Leben spielten daher die Studentengemeinden eine wichtigere
Rolle. Sie waren die ersten organisierten Gemeinschaften �berhaupt und kamen
– wenn nicht immer einem religiçsen – so doch dem Bed�rfnis der Studenten
nach kultureller Bet�tigung, nach Gespr�ch und moralischer Diskussion nach.
Die Berichte der Milit�rregierung lobten im allgemeinen die Arbeit der Ge-
meinden. Nicht wenige Besatzungsoffiziere sahen ebenso wie viele Professoren
im Christentum gleichsam eine Ersatzideologie, die geeignet schien, die Glau-
benslosigkeit der Studenten auszuf�llen, die der nationalsozialistischen Ideo-
logie gefolgt waren. Den Hçhepunkt christlicher Propaganda bildete eine Reise
von Lord Pakenham, Nachfolger von Hynd als Leiter des Control Office, im
Herbst 1947 und Fr�hjahr 1948. In mehreren Reden an den Universit�ten be-
zeichnete er als die eigentliche Ursache f�r die Gewaltherrschaft des National-
sozialismus den Abfall der Menschen von Gott. Demgem�ß bestimmte er das
Ziel der Umerziehung: »I am well aware of the terrible shortage of bread in
Germany and of grave conditions in other parts of the world. But what Germany
wants even [199] more than physical bread is the Bread from Heaven which
Christianity alone can give.«29

Die Milit�rregierung hob das Verbot, politische Studentenvereinigungen zu
bilden, erst im September 1946 auf. Zumindest im Wintersemester 1945/46 hatte
sie sich noch auf Beschl�sse der Studentenvertretungen berufen kçnnen, die
eine Politisierung des studentischen Lebens im parteipolitischen Sinne f�r
sch�dlich hielten. Aber schon Anfang 1946 wandten sich sozialistisch orientierte
Studenten in Hamburg vergeblich an die Milit�rregierung, um eine offizielle
Zulassung zu erlangen. Die Gruppe des SDS bildete dann auch die erste politi-
sche Vereinigung an den Universit�ten, da die b�rgerlichen Gruppierungen eine
parteipolitische Zusammenfassung vorerst weiterhin ablehnten. Das Ressenti-

29 Aus einer Rede »Christianity and Politics«, gehalten am 19. 9. 1947 an der Christian-Al-
brecht-Universit�t Kiel, FO 945/274; vgl. GUZ Jg. 3 Nr. 6, S. 15; Pakenham war ein zum
Katholizismus konvertierter Labour-Politiker ; s. Lord Pakenham, Born to Believe, An Au-
tobiography, London 1953. Es gibt zahlreiche Beispiele solch christlicher Bekenntnisse sei-
tens der Milit�rregierung; so sagte ihr Vertreter bei der Einweihung der evangelisch-theo-
logischen Fakult�t der Universit�t M�nster im Januar 1946: »Like many soldiers I read and
study my Bible daily, and I am convinced that the Christian Church message is the one and
only hope of this world today.« Zit. nach Robert Stupperich, Die evangelisch-theologische
Fakult�t der Universit�t M�nster, in: Die Universit�t M�nster 1780 – 1980, Hrsg. Heinz
Dollinger, M�nster 1980, S.248. Diese Einstellung wurde von vielen Professoren dankbar
aufgenommen; Georg Schreiber, Hochschule und Volkstum in der neuen Zeit. Rektoratsrede
zur Wiedererçffnung der Westf�lischen Landesuniversit�t am 3. 11. 1945, Recklinghausen
1946 3. Aufl., S. 3; auch die Leitartikel der GUZ spiegeln dies deutlich wider. Bezeichnend ist,
daß der Kçlner Universit�tsoffizier einen Gastdozenten einlud, der aus christlicher Sicht den
Existentialismus als die »Philosophie der Verzweiflung« widerlegen sollte. Zu christlichen
Erziehungskonzepten, die bereits im Widerstand entworfen wurden, s. Otto Schlander, Re-
Education – ein politisch-p�dagogisches Prinzip im Widerstreit der Gruppen, Frankfurt/
Main 1975.
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ment gegen parteipolitische Stellungnahmen an der Universit�t dr�ckte sich
noch in einer Entschließung des ersten Studententages in der britischen Zone
aus, die zwar grunds�tzlich die Zulassung politischer Gruppen begr�ßte, diesen
aber weitgehende Beschr�nkungen auferlegte: »Jede propagandistische Werbe-
t�tigkeit hat zu unterbleiben, Kundgebungen innerhalb des Universit�tsgel�ndes
sind untersagt. Alle Anschl�ge m�ssen durch den Rektor genehmigt sein. Jegli-
cher Einfluß auf die wissenschaftliche Arbeit und den Hochschulbetrieb hat zu
unterbleiben.«30

Die �berlieferte Hierarchie wissenschaftlicher Kompetenz pr�gte weiterhin
die Selbstverwaltungsgremien der Universit�ten. Obwohl der Hochschultag sich
f�r eine mçglichst breite Grundlage der Selbstverwaltung ausgesprochen hatte,
waren hiermit doch immer nur Minderheitsbeteiligungsrechte all der Gruppen
gemeint, die außerhalb der Ordinarienschaft standen, nie die Parit�t. Der Un-
terschied der Pflichten verbot es nach Meinung der Ordinarien, eine solche auch
nur innerhalb des Lehrkçrpers herzustellen.31 Obwohl ein Ausbau des [200]
»Mittelbaus« (Dozenten und Assistenten) unvermeidlich war und allen einsich-
tig schien, daß unter den erwartbaren Einschr�nkungen von Wirtschaft und
Forschung in Deutschland nach dem Kriege das System der Privatdozenturen
einer kontinuierlichen und materiell gesicherten Nachwuchsarbeit nicht ange-
messen sei, wirkten sich die Eingriffe des Nationalsozialismus doch so negativ
aus, daß die unter ihm eingef�hrte Verbeamtung der Dozenten wieder weitge-
hend r�ckg�ngig gemacht wurde.

Die Mißachtung der praktischen Dimension der Politik und die Vorbehalte
gegen »Parteipolitik« verst�rkten die Bem�hungen von Milit�rregierung und
Außenministerium, feste Lehrst�hle f�r Politikwissenschaft an den Universi-
t�ten einzurichten. Auch der erste deutsche Studententag in Gçttingen sprach
sich hierf�r aus. Mit der Entsendung qualifizierter Gastprofessoren wurde das
Terrain vorbereitet. Bis freilich das Mißtrauen der Professoren �berwunden
worden war, das neue Fach w�rde nur eine herrschaftslegitimierende Funktion
erf�llen, hatte die Besatzungszeit allerdings ihr Ende gefunden. Neue Lehrst�hle

30 GUZ 1. Jg. Nr. 14, S. 3. Zu ber�cksichtigen ist, daß die Milit�rregierung die Verbindungen
verboten hatte. Dem schlossen sich zwar noch 1949 die Rektorenkonferenz und 1950 der VDS
an, doch �berfl�gelten schon Mitte der f�nfziger Jahre die Korporationen die politischen
Studentengruppen an Mitgliederzahl; Gerhard Sch�fer, Studentische Korporationen, Lollar
1977.

31 Die entsprechenden Beschl�sse sind abgedruckt in: Dokumente zur Hochschulreform, be-
arbeitet von Rolf Neuhaus, Wiesbaden 1961. Ein Studentenparlament wurde damals nur an
der Technischen Hochschule Hannover eingerichtet. Im Juli 1947 benannte sich die
»Hochschulkonferenz« in »Hochschultag« um und hielt gemeinsame Sitzungen mit dem
entsprechenden Gremium der US-Zone ab; Stamm, Staat und Selbstverwaltung, S. 68.
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wurden erst in den 50er Jahren geschaffen.32 Je sp�ter jedoch entsprechende
Maßnahmen getroffen wurden, desto mehr verbanden sie sich tats�chlich mit
einer ideologischen Immunisierungsstrategie im Zeichen des Ost- West-Kon-
fliktes. So sah Außenminister Bevin 1948 in der Lehrt�tigkeit englischer Poli-
tikwissenschaftler in Deutschland ein Mittel, zu verhindern, daß das »geistige
und moralische Vakuum«, in dem sich Deutschland befinde, »kommunisti-
schem Materialismus anheim falle.«33

F�r einzelne F�cher gab es zwar von deutscher Seite aus verschiedene
Versuche, die Reflexion auf die gesellschaftliche Verantwortung des Wissen-
schaftlers auch bei der Lehre des engeren Fachwissens zu ber�cksichtigen, doch
setzten sich in Angriff genommene �nderungen der Lehrpl�ne und der Lehr-
inhalte w�hrend der Besatzungszeit noch nicht durch. Diskutiert wurde z. B. , die
großen Vorlesungen durch Veranstaltungen abzulçsen, die von Studenten mehr
Eigenarbeit verlangten. Die Vermittlung reinen Fachwissens wurde in Zweifel
gezogen und der Zusammenhang der Wissenschaften untereinander betont.

IV. »Leistungsprinzip« versus »Sozialklausel«

Die britische Forderung, die sich bereits in den ersten Semestern wieder repro-
duzierende soziale Exklusivit�t der akademischen Bildung in Deutschland auf-
zubrechen, wurde zumindest von den sozialdemokratischen Kultusministern
[201] unterst�tzt. Minister Grimme hatte sowohl dem Zonenbeirat als auch der
Rektorenkonferenz die Ergebnisse der Gçttinger Untersuchung unterbreitet und
dabei den Vorschlag gemacht, daß diese Zusammensetzung nicht nur durch
gezielte Fçrderungsmaßnahmen in der Schule ge�ndert werden sollte, um Be-
gabten aus der Arbeiterschicht das Abitur zu erleichtern, sondern dar�ber
hinaus die Zugangsvoraussetzungen selbst modifiziert werden m�ßten. Hier-
gegen wandte sich allerdings nicht nur die Phalanx konservativ-christlich aus-
gerichteter Bildungspolitiker, sondern es blieb auch innerhalb der SPD um-
stritten, wieweit das Abitur als Zulassungsvoraussetzung aufrechterhalten
werden solle. Da die Besatzungsmacht von sich aus auch in diesem Bereich keine
konkreten Maßnahmen vorschrieb, hatten es die deutschen Reformer schwer,

32 Karl Borcherding, Wege und Ziele politischer Bildung in Deutschland. Eine Material-
sammlung zur Entwicklung der politischen Bildung in den Schulen 1871 – 1965, M�nchen
1965, S. 67 ff. Zur Zeit der Gr�ndung der Bundesrepublik scheint es auf dem Gebiet der
britischen Zone nur einen Lehrstuhl f�r politische Wissenschaften in Hamburg gegeben zu
haben; Hans Joachim Arndt, Die Besiegten von 1945. Versuch einer Politologie f�r Deutsche
samt W�rdigung der Politikwissenschaft in der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1978,
S. 137.

33 Bevin auf einer Sitzung des Control Office zum Thema »Principle on Higher Education in
Germany« am 29. 1. 1948, FO 945/275.
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ihr Anliegen in konkrete institutionelle Forderungen umzusetzen. Die Diskus-
sionen der Hochschulkonferenzen und der Studententage gingen kaum einmal
an diesem Thema vorbei, doch wurde auch diese Auseinandersetzung zuneh-
mend auf dem Hintergrund der Systemunterschiede zwischen der sowjetischen
und den westlichen Besatzungszonen gef�hrt, was die konservative Position
eher st�rkte. Jugendliche aus Arbeiter- und Bauernfamilien zu bevorzugen,
indem sie besondere Lehrinstitutionen durchlaufen sollten oder ihnen eine
bestimmte Zahl von Zulassungen vorweg einger�umt wurde, wie das jetzt in der
SBZ der Fall war, wurde von Studenten- und Professorenvertretungen nahezu
einhellig abgelehnt. F�r sie verwischten sich in der Nachkriegsgesellschaft oh-
nehin die Klassengrenzen und nivellierten sich die sozialen Lebensbedingun-
gen; durch soziale Zulassungsbestimmungen best�nde nur die Gefahr, neue
Schranken aufzurichten. Der erste Studententag faßte nicht nur eine Resolution
gegen die Zertrennung Deutschlands in verschiedene Zonen, sondern wandte
sich ebenso gegen die Spaltung des Volkes in verschiedene Klassen und nahm
damit implizit gegen solche politischen Organisationen Stellung, die von der
Klassenteilung ausgingen. Die auf diese Weise beschworene nationale und so-
ziale Einheit des deutschen Volkes wurde vom Gçttinger Rektor Rein im Sinne
einer bereits erreichten »offenen« Gesellschaft gleicher Bildungschancen f�r alle
ausgelegt: »Ebenso eindrucksvoll war das Bekenntnis gegen jeden Klassenkampf
– man bekennt sich �ber die Mauern der Hochschule hinaus als Glied der ge-
samten Jugend und will nicht mehr dem ›Akademiker‹ gegen�ber etwa eine
›Arbeiterjugend‹ gelten lassen. Ein gewaltt�tiger ›Schichtwechsel‹ nach Klas-
sengesichtspunkten wird f�r die Zulassung zum Studium abgelehnt. Allein das
Leistungsprinzip soll entscheiden«.34

Auch der zweite Studententag vom 23.–26. 1. 1947 in Hamburg konnte sich
nicht dazu entschließen, neben der fachlichen und charakterlichen Eignung
auch das soziale Herkommen als Zulassungskriterium gelten zu lassen.35 Damit
blieben bei formaler Gleichheit alle Sozialisationsprivilegien der alten Gesell-
schaft erhalten. »Leistungsprinzip« und »Qualit�tsauslese« (so in einem Be-
schluß des ersten Studententages) bildeten die herrschenden Kategorien f�r die
[202] zuk�nftige Elitenbildung – soweit sie sich aus der Akademikerschaft re-

34 GUZ 1. Jg. Nr. 14, S. 3. Der Bericht der AUT -Delegation enthielt den Vorschlag, 10 % der
Studenten die Immatrikulation ohne Abitur zu erlauben; dies konnte aber nur Grimme f�r
den Zugang zu den p�dagogischen Hochschulen in Niedersachsen durchsetzen.

35 Nachdem der Studententag sich in einer Resolution dagegen ausgesprochen hatte, bei glei-
cher fachlicher und charakterlicher Eignung denjenigen Kandidaten den Vorzug zu geben,
die geringerer sozialer Herkunft sind, setzten die nicht stimmberechtigten Delegierten aus
der SBZ und die Kçlner Asta-Vorsitzende eine zweimalige Wiederholung der Abstimmung
durch, bis sich mit knapper Mehrheit eine Revision ergab. Dieses Ergebnis hatte aber keine
Tragweite; GUZ 2. Jg., Nr. 5, S. 1 – 5.
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krutierte – und verschleierten die Ausschließung der Arbeiter und eines Teils der
Angestelltenschaft.

Die Gewerkschaften zogen aus dieser Haltung von Studentenschaft und
Lehrkçrper (die sich in anderen Zonen weitgehend in gleicher Weise �ußerten)
schon 1947 die Konsequenz, an die Weimarer Tradition anzukn�pfen und wie-
der eigene Akademien aufzubauen. Diesen Entschluß kommentierte die Gçttin-
ger Universit�tszeitung bitter : »Trotz der Erfahrungen mit den Ordensbur-
gen«.36 Vergeblich hatte die Milit�rregierung versucht, Hochschulen und Ge-
werkschaften zusammenzubringen. Auf der Hochschulkonferenz im Haupt-
quartier in B�nde im August 1946 konnten sich Gewerkschafter und Rektoren
nicht dar�ber einigen, besondere Zulassungsregelungen f�r Arbeiterkinder zu
formulieren, die Lehrinhalte zugunsten einer st�rkeren Ber�cksichtigung sozi-
alwissenschaftlicher Kenntnisse und der Arbeitswelt zu �berpr�fen sowie nach
neuen Rekrutierungsformen des Lehrkçrpers zu suchen. Die Milit�rregierung
bedauerte zwar das ihrer Meinung nach vorzeitige Ausscheiden der Gewerk-
schaften, sie versuchte aber in der Folgezeit, sich deren Unterst�tzung in der
Hochschulpolitik weiter zu bedienen, da deren Reformprogramm ihren eigenen
Zielen weitgehend entsprach. Das Mißtrauen, das Gewerkschaften und sozial-
demokratische Partei den Universit�ten entgegenbrachten, wurde von der Er-
ziehungsabteilung durchaus geteilt. Sollte es nicht gelingen, so formulierte sie
Anfang 1947, die soziale Basis f�r die Rekrutierung von Lehrkçrper und Stu-
dentenschaft zu erweitern, so kçnnte dies verheerende Wirkungen auf die Ziele
der Besatzungspolitik haben, »denn die Produkte der Universit�ten seien die
geistigen F�hrer des Landes«.37

Studententag und Hochschulkonferenz hatten bei der Besatzungsmacht
angeregt, die Studienstiftung des deutschen Volkes wieder aufleben zu lassen,
um begabte Studenten, die die Mittel f�r ein Studium nicht aufbringen konnten,
zu fçrdern. Es war allerdings aus der Weimarer Republik bekannt, daß dies die
soziale Zusammensetzung der Studenten nicht nachhaltig �ndern wurde, da die
Stiftung jeweils nur einige hundert Studenten fçrdern und keine Breitenwirkung
entwickeln kçnne. Zumal in der Nachkriegszeit war diese im M�rz 1948 wieder
gegr�ndete Institution auch f�r Studenten aus den traditionellen Eliten eine
materiell notwendige Einrichtung und keine Anstalt zur speziellen Fçrderung
von Kindern aus der Arbeiterklasse.38

36 GUZ 1. Jg. Nr. 17, S. 1 – 3.
37 Zit. nach David Phillips, The University Officers of the British Zone, Ms. f�r die Oxforder

Konferenz.
38 1929 waren 15 % der Stipendiaten der Studienstiftung Arbeiterkinder; Wolfgang Kreutz-

berger, Studenten und Politik 1918 – 1933. Der Fall Freiburg im Breisgau, Gçttingen 1972,
S. 69. Arbeiterkinder wurden erst durch die 1956 mit dem Honnefer Modell aufgenommene
Breitenunterst�tzung st�rker gefçrdert; Kath, Das soziale Bild, S. 62 ff.
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[203]
Auch die Forderung nach Geb�hrenfreiheit wurde von allen Seiten begr�ßt,

doch sah der Zonenbeirat, der im Grundsatz sich dieser Meinung anschloß, in
den Nachkriegsjahren noch keine materielle Basis in den Haushalten der L�nder,
um sie auch zu verwirklichen. Auch in dieser Frage konnte die Milit�rregierung,
die die Verbreiterung der sozialen Basis der Studentenschaft als »einen ent-
scheidenden Beitrag zum Ausbau der Demokratie« bezeichnet hatte, nicht er-
warten, daß die Deutschen eine institutionelle Reform einleiten w�rden.39

Weniger der Absicht, Studium und Arbeitsleben zu verbinden, als vielmehr
dem Zweck, die Studenten f�r den materiellen Aufbau heranzuziehen und damit
eine Legitimation f�r die finanziellen Bed�rfnisse der Universit�ten zu ge-
winnen, entsprang das Vorhaben, dem Studium ein Jahr praktischer T�tigkeit
vorzuschalten. Die Milit�rregierung lehnte dies allerdings wegen der N�he zum
nationalsozialistischen Arbeitsdienst ab.40

V. Das »Blaue Gutachten« – ein Reformanstoß von außen?

Als die Phase zu Ende ging, in der die Milit�rregierung �ber die Entschei-
dungsgewalt in Erziehungsfragen verf�gte, hatte eine Delegation des britischen
Hochschullehrerverbandes die Universit�ten im Besatzungsgebiet besucht. Ihr
Bericht, im Januar niedergelegt und im Mai 1947 verçffentlicht,41 kam zu dem
Ergebnis, daß die Universit�ten von sich aus keine Initiative zu einer durch-
greifenden Reform ihrer inneren Verfassung und ihrer sozialen Ausrichtung
ergreifen w�rden. Somit wurde der Milit�rregierung gerade zu einem Zeitpunkt
signalisiert, daß ihre Ziele im Hochschulbereich nicht erreicht seien und ver-
mutlich nicht erreicht w�rden, als sie selbst die Mçglichkeit zu einem direkten
Einwirken weitgehend aufgegeben hatte, was von der Delegation ebenfalls be-
anstandet wurde. Gerade deshalb wurde der Bericht wiederum von der deut-

39 So die Milit�rregierung in ihrer Empfehlung an den Zonenbeirat, sich mit diesem Problem zu
besch�ftigen; Annelies Dorendorf, Der Zonenbeirat der britisch besetzten Zone, Gçttingen
1953, S. 134.

40 Daß sich p�dagogisches und politisch-wirtschaftliches Kalk�l zusammentaten, kommt
schon darin zum Ausdruck, daß der nordrhein-westf�lische CDU-Politiker Lehr und
Grimme zusammen den Antrag gestellt hatten, ein Arbeitsdienstjahr generell f�r Jugendliche
bis zum 25. Lebensjahr einzuf�hren; dies wurde vom Zonenbeirat allerdings auf Studenten
eingeschr�nkt; Akten zur Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 1, M�nchen
1976, S. 984 ff. Dennoch verlangten die einzelnen Universit�ten im unterschiedlichen Maße
Arbeitsleistungen f�r den materiellen Wiederaufbau.

41 FO 945/265; The Universities in the British Zone of Germany, in: The University Review, Mai
1947, Bd. 19, Nr. 3; David Phillips, Lindsay and the German Universities: An Oxford Con-
tribution to the Post-War Reform Debate, in: Oxford Review of Education 6(1980), S. 91 –
105.
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schen �ffentlichkeit scharf kritisiert, so daß es der Milit�rregierung im nach-
hinein selbst ungl�cklich erschien, ihn noch zu diesem Zeitpunkt verçffentlicht
zu haben. Unmittelbare Wirkungen f�r die Politik der Erziehungsabteilung
konnte er also nicht hervorrufen. Die in ihm niedergelegte Analyse, die eine
scharfe Kritik der nationalistischen bis reaktion�ren Einstellungen und politi-
schen Verfahrensweisen der Ordinarien in der Selbstverwaltung der Universit�-
[204] ten enthielt, wurde allerdings durch die Berichte der Kontrolloffiziere aus
den Universit�ten gerade in dieser Zeit nachhaltig verst�rkt.42

Um nach der �bertragung der Gesetzgebungskompetenz im Bildungsbereich
an die deutschen L�nder dem neuen Status der Erziehungspolitik in der Mili-
t�rregierung Ausdruck und eine positive Wendung zu geben, wurde Anfang 1947
Robert Birley, bis dahin Headmaster of Charterhouse, zum »Educational Adv-
iser« des Milit�rgouverneurs ernannt. Birley vereinigte damit praktisch die
Funktion des Leiters der Erziehungsabteilung mit der eines Beraters des Gou-
verneurs; in dieser Eigenschaft fungierte er als Vermittler zwischen dem Au-
ßenministerium und der Milit�rregierung und hatte das Recht, direkt an den
Außenminister zu berichten. Birley griff nun einen Vorschlag aus dem AUT-
Bericht auf, mit dessen Hilfe er glaubte, den Deutschen Anregungen f�r eine
Universit�tsreform geben zu kçnnen, ohne in Konflikt mit der jetzigen Kom-
petenzregelung zu kommen. Analog dem Modell einer »Royal Commission«
stellte Birley am Jahresende 1947 einen Ausschuß zusammen, deren Mitglieder
dann im Januar 1948 endg�ltig vom Milit�rgouverneur berufen und dadurch mit
der hçchstmçglichen Autorit�t seitens der Briten ausgestattet wurden. »Es ist
daher w�nschenswert, daß dieser Ausschuß von dem Milit�rgouverneur als
Treuh�nder eines Staatsoberhauptes und als unparteiische Zentral-Autorit�t
errichtet und ernannt wird.«43 Nach allgemeinen Zielvorgaben der Milit�rre-
gierung sollte dieser »Studienausschuß zur Hochschulreform« frei arbeiten und
Vorschl�ge unterbreiten zu einer Reform der Selbstverwaltung, der Rekrutie-
rung der Dozenten- und Assistentenschaft und zur �ffnung der Hochschulen

42 �hnlich wie der AUT-Bericht folgert der Jahresbericht 1947 des Kçlner Kontrolloffiziers: »Es
ist nahezu hoffnungslos, �nderungen oder Reformen aus den Universit�ten selbst zu er-
warten … Die alten Professoren halten verbissen an ihren Traditionen fest … Die jungen
Assistenten sind mehr oder weniger Sklaven der Professoren und haben nicht die Kraft oder
die Kenntnis, sich selbst zu behaupten. Sie haben keine Rechte, keine Sicherheit des Ar-
beitsplatzes, keine Pensionsanspr�che und ihnen wird keine Teilnahme an der Selbstver-
waltung der Universit�t zugestanden … Die breite Mehrheit der deutschen Professoren und
Dozenten ist hoffnungslos unbrauchbar f�r die Arbeit der Umerziehung, um die wir bem�ht
sind.« (FO 945/265 und 266). Der Bericht aus Gçttingen vom 21. 6. 1948 res�miert: »Die
britische Universit�tspolitik hat sich nur in einer Hinsicht als großz�gig gezeigt; sie hat
erlaubt, daß zu viele und zu große Universit�ten zu fr�h wiedererçffnet wurden.« (FO 947/
267). Siehe auch Stamm, Staat und Selbstverwaltung, S. 65.

43 Aus dem Einladungsschreiben von Birley an die Kommissionsmitglieder vom 22. 1. 1948;
freundlicherweise dem Verfasser von Prof. Bruno Snell �berlassen.
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gegen�ber Interessen, die an sie als Ausbildungsinstitution und Produktions-
st�tte von technischem Wissen herangetragen wurden.

Da die Milit�rregierung davon ausging, daß die Universit�ten von sich aus
keine Regelungen einbringen w�rden, die »die Macht der gegenw�rtigen Olig-
archie der �lteren Professoren beschneiden w�rden«,44 legte die Milit�rregierung
auf eine mçglichst breite Zusammensetzung der Kommission Wert. In ihr sollten
gesellschaftliche Gruppierungen vertreten sein, die die Reformziele teil- [205]
ten und in der Lage waren, politischen Druck auf die Universit�ten auszu�ben,
die erwarteten Empfehlungen der Kommission zu verwirklichen. Dem elfkçpfi-
gen Gremium gehçrten nur zwei Universit�tsprofessoren an (der Altphilologe
Bruno Snell aus Hamburg und der Physiker Carl Friedrich von Weizs�cker vom
Max-Planck-Institut in Gçttingen), je ein Vertreter der p�dagogischen und der
technischen Hochschulen, der Kultusverwaltungen, der Kirchen und des Ge-
werkschaftsbundes. Die Besatzungsmacht selbst war durch Lord Lindsay, Master
of Balliol College Oxford, vertreten. Mit dem Historiker Jean R. v. Salis, TH
Z�rich, war auch ein »neutraler« ausl�ndischer Wissenschaftler berufen wor-
den. Den Vorsitz f�hrte Henry Everling, der Direktor der Konsumgenos-
senschaften in der britischen Zone.45 Vertreter der politischen Parteien waren
nicht eingeladen worden. Dieses sollte die Unabh�ngigkeit der Kommission in
den Augen der Universit�ten starken.

Der Studienausschuß bereiste die Universit�ten des Besatzungsgebietes und
legte ihnen einen Fragebogen vor, in dem die Universit�ten Stellung nehmen
sollten zu
- Idee und Aufgabe der Universit�t (Durchf�hrbarkeit der Einheit von For-

schung und Lehre; Mçglichkeiten einer engeren Verflechtung mit den p�d-
agogischen Akademien; Zweckm�ßigkeit der inneren Gliederung nach
Fakult�ten);

- Hochschule und Staat (Autonomie und Aufsichtsrecht; Beamtenstatus der
Professoren; Bildung eines Hochschulrates als eines gesellschaftlichen Kon-
troll- und Beratungsgremiums);

- Hochschule und Gesellschaft (Zusammenarbeit mit kirchlichen, politischen
und wirtschaftlichen Organisationen);

- Hochschulverfassung (insbesondere Stellung der Dozenten- und der Studen-
tenschaft);

44 »Reform of German Universities«, Beratungspapier der Erziehungsabteilung, FO 945/265.
Zur Arbeit der Kommission s. David Phillips, Britische Initiativen zur Hochschulreform in
Deutschland. Zur Vorgeschichte und Entstehung des »Gutachtens zur Hochschulreform«
von 1948, in: Umerziehung und Wiederaufbau, S. 172 – 89.

45 Um die Atmosph�re der Arbeit aus deutscher Sicht zu kennzeichnen, sei folgende Notiz
erw�hnt, die sich auf dem Einladungssehreiben an Professor Snell befand: »Schreibe nein! Es
sei unmçglich ohne eigenes warmes Zimmer, Sehreibmaschine, Papier, Telefon und Sekre-
t�rin.«
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- Lehrkçrper (Nachwuchs; Berufung von Nichthabilitierten);
- Studentenschaft (Numerus clausus, Abitur als alleiniger Zugang, Praxisse-

mester, Fçrderung des Frauenstudiums).

Die Kommission sandte den Fragebogen auch an die Universit�ten der beiden
anderen westlichen Besatzungszonen und dachte damit schon in den Grenzen
des zuk�nftigen westdeutschen Staates.

Es ist nicht mçglich, hier das umfangreiche Gutachten zu referieren, das der
Ausschuß noch zum Jahresende 1948 vorlegte. In der Geschlossenheit seiner
Konzeption gab es eher die Meinung der Kommissionsmitglieder wieder, als daß
es tats�chlich eine Analyse und Zusammenfassung der Befragungsergebnisse
darstellte. Das verlieh ihm St�rke in der Struktur und in der Konsequenz seiner
Argumentation, es minderte aber zugleich seine Durchsetzungschancen, da die
Universit�ten nur sehr begrenzt ihre Stellungnahmen darin wiederentdeckt
haben d�rften. In der Tendenz seiner Aussagen erf�llte es im wesentlichen die
Absichten der Milit�rregierung und blieb – abgesehen von studenti- [206] schen
Vorschl�gen – bis zur Universit�tsreform der 70er Jahre das zentrale deutsche
Reformprogramm �berhaupt. Die Einleitungss�tze zur »Notwendigkeit der
Reform« sagten voraus, daß eine Reform in jetziger Zeit zu verhindern bedeuten
kçnne, eine Revolution in sp�terer zu provozieren: »Die heutige Hochschule hat
mit der sozialen Umschichtung unserer Zeit nicht Schritt gehalten, … (sie) bildet
den spezialisierten Intellekt und nicht den Menschen aus und treibt daher der
Aufspaltung in ein Konglomerat von Fachschulen entgegen. Die Gefahr f�r die
Hochschule und das ganze Volk, die in diesen beiden Fehlern liegt, kann gar
nicht genug betont werden. Es ist unmçglich, neue politische Katastrophen zu
vermeiden, wenn die Akademiker ihre menschliche Pflicht im Volkskçrper nicht
zu erf�llen lernen, und eine Hochschule, welche ihre Kraft dieser Aufgabe ent-
zieht, muß erwarten, eines Tages nicht sachlichen Reformvorschlagen, sondern
dem blinden Umsturz gegen�ber zu stehen.«46

Das Gutachten nahm die sozialen Impulse und die Erweiterung der Wis-
sensgebiete durch die Industrialisierung der Produktion auf und bestimmte
danach die Funktionen von Wissenschaft und akademischer Ausbildung in der
Industriegesellschaft. Dennoch bewahrten die Gutachter, wo es ihnen mçglich
schien, die grundlegenden Strukturen von Selbstverwaltung und Wissen-
schaftsorganisation an der Universit�t. In ihren Vorschl�gen zur Mitbestim-
mung gingen sie kaum �ber die bisherigen Empfehlungen der Hochschul- und
Studententage hinaus. Die Qualifikationsstufen der Promotion und Habilitation,
die Struktur des Lehrkçrpers und der Universit�t (Fakult�ten als die Einheiten
von Forschung und Lehre) sollten im wesentlichen bestehen bleiben. Um die

46 Verçffentlicht in: Dokumente zur Hochschulreform, S. 289, auch gesondert erschienen.
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Lehrt�tigkeit des Mittelbaus zu erhçhen, sollten Di�tendozenturen geschaffen
werden; Studienprofessorenstellen sollten den �bergang von qualifizierten
Berufspraktikern an die Universit�t erleichtern. Gegen�ber dem fast einhelligen
Votum der Universit�ten, sich vçllig von der Staatsaufsicht bei gleichzeitiger
Aufrechterhaltung des Beamtenstatus zu lçsen, hielt die Kommission am
staatlichen Aufsichtsrecht fest und pl�dierte nachhaltig f�r eine gesellschaftliche
�ffnung der Universit�ten, die sich darin ausdr�ckte, daß zwei neue Gremien
vorgesehen wurden, der Hochschulrat und der Hochschulbeirat. Letzterer sollte
als Beratungsgremium fungieren und die Interessen gesellschaftlicher Gruppen
wie der Kirchen, der Gewerkschaften und der Arbeitgeberverb�nde mit dem
Prinzip der Forschungsfreiheit vermitteln. Ersterer war als Beschlußgremium
gedacht, in dem allerdings weder die Professoren noch der Rektor mit Stimm-
recht vertreten sein sollten. Den Vorsitz sollte ein Pr�sident innehaben. Vertreter
der Hochschulverwaltungen, der Universit�tsstadt und des çffentlichen Lebens
sollten in ihm Sitz und Stimme haben und �ber den Haushalt der Universit�ten
beschließen. Die soziale �ffnung der Universit�t sollte durch vçllige Geb�hren-
freiheit, großz�giges Stipendienwesen und vor allem durch den Ausbau der
Studienpl�tze gew�hrleistet werden. Organisatorische Verbindungen mit den
p�dagogischen Hochschulen und den von den Gewerkschaften gegr�ndeten
Sozialakademien sollten gesucht werden, eine vollkommene Integration aber
wurde abgelehnt. Um das Allgemeinwissen zu verbreitern und Wissenschaft vor
[207] einseitigen politischen Funktionalisierungen zu sch�tzen, schlug die
Kommission ein obligatorisches Studium Generale und die Einrichtung sozi-
alwissenschaftlicher Lehrst�hle vor.

Der Intention nach wurde der Wunsch, das Fachwissen in allgemeine
Zusammenh�nge zu stellen, die helfen, »die Umwelt zu verstehen«, und zu be-
denken, wie sie durch die Wissenschaft selbst ver�ndert wird, von den meisten
Wissenschaftlern geteilt. Schon vor der Verçffentlichung des Gutachtens hatten
viele Universit�ten den dies universitatis neu belebt, an dem die normalen zu-
gunsten allgemein bildender und f�cher�bergreifender Vorlesungen ausfielen.
Vereinzelt wurden Studentenwohnheime unter der Fçrderung von Dozenten als
akademische Lebensgemeinschaften konzipiert, an denen studentische Ar-
beitsgruppen eingerichtet wurden. Damit wurde versucht, Lebensformen aus
dem angloamerikanischen College-Modell zu �bernehmen. Diese Studenten-
h�user standen aber stets nur einer Minderheit der Studierenden zur Verf�gung.
Schon in den Besatzungsjahren ging die Teilnahme an den allgemein bildenden
Veranstaltungen zur�ck, konzentrierten sich Studenten und Dozenten wieder
auf ihre Spezialwissenschaften. Die Einsicht in die Selbstzerstçrungskraft der
Wissenschaft, die die Kommission angesichts von Massenmord und Atom-
bombe formuliert hatte, sicherte dennoch keine dauerhaften institutionellen
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Regelungen, um die Gefahren wissenschaftlichen Arbeitens bei Professoren und
Studenten wachzuhalten.47

Von den neuen vorgeschlagenen Institutionen �bernahmen nur einige Uni-
versit�ten den Hochschulbeirat; der Hochschulrat dagegen setzte sich nir-
gendwo durch. Korporatismus im hochschulpolitischen Bereich und Indivi-
dualismus in der Bestimmung von Forschungszielen und Forschungsstrategien
blieben in der konservativen Elite der Hochschullehrer verbreitet. Rudolf
Smend, der als Gçttinger Rektor die Universit�t in die Nachkriegszeit hin-
�bergef�hrt hatte, stellte gar das gesellschaftspolitische Engagement der Kom-
mission in die N�he der nationalsozialistischen Hochschulpolitik, da er çf-
fentlich behauptete, das Gutachten sei »zum Teil getragen vom Gedanken der
gesellschaftspolitischen Gleichschaltung der Hochschulen«.48

Der Ausbau des wissenschaftlichen Personals unterhalb der Ordinarienebene
folgte am weitesten den Vorstellungen der Kommission, doch blieb die soziale
Stellung des Mittelbaus weiterhin unbefriedigend.

Die weitgehend ablehnende Haltung der Universit�ten und zum Teil auch der
Kultusverwaltungen gegen�ber den institutionellen �nderungen, die das Gut-
achten enthielt, wurde bereits auf einer gemeinsamen Konferenz der Kul-
tusminister und der Universit�tsrektoren der drei Westzonen am 13. Januar
1949 in Hamburg sichtbar, auf der die Kommission ihre Stellungnahme erl�u-
[208] terte. Kritisiert wurden insbesondere die Studienprofessorenstellen und
der Hochschulrat. Gegen erstere wurde eingewendet, daß sie die Homogenit�t
des Lehrkçrpers zerstçren und dem Ordinarius die letztendliche Verantwortung
nehmen w�rden, den Studienweg eines Studenten zu beurteilen. Pr�fungsbe-
rechtigung und Stipendiengutachten d�rften anderen Statusgruppen nicht
�bertragen werden. Man bef�rwortete dagegen, die Assistentenstellen auszu-
weiten, aber die Rechte und die Stellung des Ordinarius nicht zu beschneiden.
Der Hochschulrat wurde durchgehend als eine wissenschaftsfremde Institution
betrachtet, der man keine Beschlußrechte �ber die Universit�t �bertragen d�rfe.
In seiner vorgeschriebenen Form wurde er in der Diskussion �berhaupt nur
vom Gçttinger Rektor, Professor Raiser, unterst�tzt.

Eine einheitliche Beschlußfassung �ber L�nder- oder gar Zonengrenzen unter
der sich abzeichnenden Perspektive eines westdeutschen Staates war angesichts
dieser Auseinandersetzung nicht denkbar. Wieweit die bildungspolitischen

47 Nur an der Berliner TU wurden geisteswissenschaftliche Vorlesungen zur Pflicht gemacht; in
Mainz die Teilnahme am Studium Generale; Walter Killy, Studium Generale und studenti-
sches Gemeinschaftsleben, Berlin 1952. Die Empfehlungen der Kommission hatten vorge-
sehen, daß das Studium Generale das 13. Schuljahr ersetzen sollte. Diese Verk�rzung der
Schulzeit zugunsten einer allgemeinen Hochschulbildung wurde jedoch generell abgelehnt.

48 Rudolf Smend, Die Gçttinger Universit�t und ihre Umwelt, in: Staatsrechtliche Abhand-
lungen, Berlin 1968’, S. 460.
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Grundvorstellungen auseinander gingen, mag der Einwurf des rheinland-pf�l-
zischen Ministerialdirektors Becker charakterisieren, der f�r eine strikte Eli-
tenauslese eintrat und diese – um nicht einen Numerus clausus einf�hren zu
m�ssen – bereits bei der hçheren Schule ansetzte.49 Er stellte sich damit gegen
die wissenschaftspolitische Grundposition des Gutachtens, das von der gestie-
genen Bedeutung der Wissenschaft f�r die technische Produktion und f�r das
Sozialleben in der Gesellschaft �berhaupt ausging und einen Ausbau der Stu-
dentenzahlen in Hinsicht auf die weitere Technisierung der Umwelt f�r unver-
meidlich hielt.

Besatzungspolitisch konnte das Gutachten daher keine Wirkung mehr ent-
falten. F�r die bildungspolitische Debatte der 50er Jahre hat es dennoch eine
wichtige Rolle gespielt. Es hat die Grundlage f�r die Reformdiskussion bis zur
Studentenbewegung gebildet und konnte an Geschlossenheit seiner Argumen-
tation, die gesellschaftspolitische Leitbilder und wissenschaftliche Aufgaben-
stellung miteinander verband, und der Breite der Faktoren, die in ihm be-
r�cksichtigt wurden, von sp�teren Stellungnahmen der Universit�ten und Kul-
tusverwaltungen nicht �bertroffen werden. Dennoch waren die vereinten Be-
m�hungen der Besatzungsmacht und der deutschen Bildungsreformer nicht
stark genug, um unter der unsicheren politisch-wirtschaftlichen Perspektive der
Nachkriegsjahre solche �nderungen einzuleiten, deren Notwendigkeit sich be-
reits am Ende der Weimarer Republik angek�ndigt hatte.

Insgesamt blieben daher die Auswirkungen des verhaltenen Engagements der
Hochschulen bzw. deren nahezu problemlose Integration in das nationalsozia-
listische System f�r Zielsetzung und Organisation von Forschung und Lehre
nach dem Krieg relativ gering. Die in den 70er Jahren eingeleiteten grundle-
genden Reformen gingen weit �ber das Gutachten aus der Besatzungszeit hinaus
und entwickelten insbesondere hinsichtlich der Mitbestimmung vçllig neue,
damals nicht diskutierte Vorstellungen. Hieran hatten die Studenten, die damals
kaum weitergehende Forderungen als die Bef�rworter der Reform unter den
Profes- [209] soren erhoben, und die Gewerkschaften (DGB-Thesen) einen
zentralen Anteil. Freilich war der Auslçser hierf�r nicht mehr die Erfahrung der
nationalsozialistischen Diktatur, sondern eine wesentlich von den Studenten
mitgetragene Infragestellung bisheriger wirtschafts- und außenpolitischer
Orientierungen des deutschen Weststaates. Es ergab sich allerdings insofern eine
Kontinuit�t der Belastung durch die Vergangenheit, wie die Neubestimmung der
gesellschaftlichen Rolle wissenschaftlichen Arbeitens an den Universit�ten von
einer Diskussion �ber Rolle und Verhalten der Wissenschaftler wahrend der NS-
Zeit begleitet wurde, die seit den Tagen der Besatzung erstmals wieder intensiv

49 Im Protokoll der Sitzung (Fotokopie im Besitze des Verfassers) heißt es: »Es schade nichts,
wenn die Zahl der Sch�ler, die die hçhere Schule besuchen, erheblich beschr�nkt werde.«
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gef�hrt wurde.50 Kurzzeitig lebte sogar die Idee des Studium Generale wieder
auf. Doch blieben die Kenntnisse �ber die Rolle der Wissenschaft im Natio-
nalsozialismus relativ oberfl�chlich, denn umfangreiche Forschungen zur ei-
genen Geschichte hatten die Universit�ten nicht angestellt und haben es bis
heute nicht.51

Die Milit�rregierung hatte ihr Ziel, die hierarchischen Strukturen der deut-
schen Universit�t aufzulçsen, die Universit�ten f�r alle Schichten des Volkes zu
offnen und politische und soziale Verantwortung bereits in das Fachstudium mit
einzubeziehen, nicht erreicht. Aber sie hatte es immerhin vermocht, die re-
formbereiten Kr�fte unter der Hochschullehrer- und der Studentenschaft so weit
zu st�rken, daß es ihre Vorschl�ge waren, die unter anderen politisch-wirt-
schaftlichen Bedingungen nach der Gr�ndung der Bundesrepublik eine lang-
same �nderung der Hochschulen bis hin zur Studentenbewegung bestimmten.

50 Universit�tstage 1966. Nationalsozialismus und die deutsche Universit�t, Berlin 1966; Die
deutsche Universit�t im Dritten Reich, M�nchen 1966; Uwe Dietrich Adam, Hochschule und
Nationalsozialismus. Die Universit�t T�bingen im Dritten Reich, T�bingen 1977.

51 Die am besten erforschte Epoche der Universit�tsgeschichte ist immer noch das Mittelalter.
In den zahlreichen Universit�tsgeschichten liegt bei der Darstellung der Entwicklung der
Wissenschaften der Schwerpunkt auf der Aufkl�rung und im 19. Jahrhundert; ausf�hrlicher
berichten die Universit�tsgeschichten in der DDR �ber die Zeit des Nationalsozialismus; vgl.
Geschichte der Universit�t Jena 1548/58 – 1958, Bd. 2, Jena 1958; Die Berliner Akademie der
Wissenschaften in der Zeit des Imperialismus, Bd. 3: Conrad Grau u. a., Die Jahre der fa-
schistischen Diktatur 1933 – 1945, Berlin (DDR) 1979; Geschichte der Universit�t Rostock
1419 – 1969, Bd. 1: Die Universit�t von 1419 – 1919, Rostock (1969); einen neuen Standard f�r
Jubil�umsschriften setzt die Festschrift der TU Berlin (vgl. Anm. 2). Zur Entwicklung ein-
zelner Wissenschaften s. Karl F. Werner, Das NS-Geschichtsbild und die deutsche Ge-
schichtswissenschaft, Stuttgart 1967; ders., Machtstaat und nationale Dynamik in den
Konzeptionen der deutschen Historiographie 1933 – 1940, in: Franz Knipping/Klaus-J�rgen
M�ller (Hrsg.), Machtbewußtsein in Deutschland am Vorabend des Zweiten Weltkrieges,
Paderborn 1984; Reiner M. Lepsius (Hrsg.), Soziologie in Deutschland und Osterreich 1918 –
1945, Kçln 1981; Alan D. Beyerchen, Scientists under Hitler. Politics and the Physics Com-
munity in the Third Reich, London 1977.
Eine Reihe von Universit�ten hat den f�nfzigsten Jahrestag der »Machtergreifung« zum
Anlaß genommen, Vorlesungsreihen zur Universit�ts- und Wissenschaftsgeschichte im
Dritten Reich anzubieten, mit deren Verçffentlichung zu rechnen ist.
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Geschichte unserer Zeit – Zeit f�r Geschichte?
Geschichtsdidaktik und Geschichtswissenschaft in
ihrem Verh�ltnis zur Zeitgeschichte in den
Westzonen und in der Bundesrepublik*

»Das Verh�ltnis zwischen den universit�ren Geschichtsdidaktikern und den
Geschichtslehrern an den Schulen ist notorisch gespannt.« So leitet Bernd
M�tter einen Aufsatz zu den Anf�ngen der Geschichtsdidaktik als Wissen-
schaftsdisziplin ein.1 Seine Beobachtung l�ßt sich erweitern: Nicht weniger
Spannungen bestehen zwischen den Geschichtsdidaktikern und den Ge-
schichtswissenschaftlern – womit diejenigen gemeint sind, die sich mit der
Sache selbst und nicht mit ihrer Vermittlung besch�ftigen. Bis heute verstehen
sich Geschichtsdidaktik und Geschichtswissenschaft nicht als gleichberechtigte
Partner in derselben Disziplin; die meisten Fachwissenschaftler sehen in der
Didaktik nur die Methode, das, was sie erarbeitet haben, dem Verst�ndnis eines
breiteren Publikums zug�nglich zu machen. Die Wissenschaft erforscht, die
Didaktik simplifiziert. Fachdidaktik aber als Wissenschaft – diese Auffassung ist
bis heute umstritten.

Professuren f�r Geschichtsdidaktik stammen zumeist aus den ehemaligen
P�dagogischen Hochschulen, die heute in der Regel in die Universit�ten inte-
griert worden sind. Es ist unsicher, wie weit sie in Zukunft Bestand haben
werden; universit�tsintern werden sie vor allem dann zur Verf�gung gestellt,
wenn die Ministerien aus finanziellen Gr�nden Stellenstreichungen verlangen.
Nur an einigen neugegr�ndeten Universit�ten (wie z. B. Bielefeld, Bochum,
Regensburg und Eichst�tt) wurde die Didaktik von vornherein als Teil der Ge-
schichtswissenschaft, wie andere Disziplinen auch, mitber�cksichtigt, aber auch
hier ist der Trend r�ckl�ufig. Dies ist im �brigen nicht nur in der Bundesrepublik

* Zuerst verçffentlicht in: Shulamit Volkov/Frank Stern (Hg.) im Auftrag des Instituts f�r
Deutsche Geschichte, Gerlingen: Bleicher Verlag (1990), 233 – 258 (Tel Aviver Jahrbuch f�r
Deutsche Geschichte XIX).

1 Bernd M�tter, Die Anf�nge der Geschichtsdidaktik als Wissenschaftsdisziplin und ihre
Auswirkungen auf den Geschichtsunterricht, in: Geschichtsunterricht und Geschichtsdi-
daktik vom Kaiserreich bis zur Gegenwart. Festschrift des Verbandes der Geschichtslehrer
Deutschlands zum 75j�hrigen Bestehen, hrsg. Verband der Geschichtslehrer Deutschlands
durch Paul Leidinger, Stuttgart 1988, 68 – 78.



Deutschland so. Fachdidaktik und Fachwissenschaft f�hlen sich in vielen L�n-
dern dieser Welt in abstoßender Weise verbunden, wie zwei Geschwister unter-
schiedlichen Alters, von denen der (seltener die) �ltere auf den (schon çfters die)
j�ngeren herabschaut, als einer, der schon alles weiß, was der j�ngere doch [234]
nur mit minderer Qualit�t nachahmen kann, da er wohl lernt, wie man geschickt
etwas weitergibt, aber nie so richtig dahintersteigt, wie man erarbeitet, was der
�berlieferung w�rdig ist. In Deutschland hat dieses traditionelle Unter-
ordnungsverh�ltnis zu einer Scheidung gef�hrt; die Verwissenschaftlichung der
Didaktik begann damit, daß in den 20er Jahren Fachdidaktik und Fachwissen-
schaft anfingen, getrennte Wege einzuschlagen, weil die Geschichtswissenschaft
nur in Außenseiterpositionen Deutungen der Zeitgeschichte bereitstellte, die
mit einer politisch-historischen Bildung f�r ein demokratisches Staatswesen
vertr�glich waren. Der Impuls zu einer neuen Grundlegung des Geschichts-
unterrichts in Hinsicht auf eine demokratisch staatsb�rgerliche Bildung kam
daher nicht aus der Geschichtswissenschaft, sondern aus der P�dagogik und der
Geschichtsphilosophie.2 Freilich f�hrte dieses Herkommen dazu, daß sich diese
von der Lebensphilosophie beeinflußte Richtung der Geschichtsdidaktik nicht
nur als eigenst�ndig gegen�ber der Geschichtswissenschaft verstand, sondern
sich damit auch vom Selbstverst�ndnis vieler Geschichtslehrer entfernte. Dabei
standen die Chancen, beide Disziplinen in einer Einheit zu sehen, im 19. Jahr-
hundert nicht schlecht, stellte doch die Geschichtsforschung in ihrer Kon-
stitution als Wissenschaft auch eine »Bildungsmacht« dar, deren Inhalte natio-
nales Selbstverst�ndnis, Deutung des eigenen Kulturkreises und dessen zu-
k�nftige Entwicklungsmçglichkeiten mit umrissen. Droysen sah im politisch-
weltanschaulichen Deutungsgehalt jeglicher Geschichte das eigentliche theore-
tische Konstrukt von Geschichtswissenschaft, seine »Historik« ist eine Theorie
von Geschichte und Geschichtsvermittlung zugleich, denn Geschichtsforschung
ermçgliche eine wissenschaftlich kontrollierte Sinnbestimmung der Gegen-
wart.3 Droysen wandte sich dagegen, Geschichte als bloße Sache wie den Ge-
genstand einer Naturwissenschaft aufzufassen; Geschichte sei Deutung in his-
torischer Absicht. Droysens Werk selbst spiegelt die politischen Gefahren wider,
die in einer solchen Interpretation liegen. Was Geschichte als Wissenschaft ge-
gen�ber reiner Faktensammlung begr�nden sollte, stellte sie zugleich in Frage,
çffnete sie dem Vorwurf, politisch dezisionistisch vorzugehen. Droysens Ver-
such, eine Historik als allgemeine Grundlage von Geschichtsermittlung und
Geschichtsvermittlung zu etablieren, setzte sich nicht durch. Auf der einen Seite
f�cherte sich die Sachgeschichte in immer mehr Unterdisziplinen und Spezia-

2 Erich Weniger, Grundlagen des Geschichtsunterrichts. Untersuchungen zur geisteswissen-
schaftlichen Didaktik, Leipzig 1926.

3 Jçrn R�sen, Begriffene Geschichte: Genesis und Begr�ndung der Geschichtstheorie J. G.
Droysens, Paderborn 1969.

Zeitgeschichtliche Analysen zu Politik, Wirtschaft und Bildung266



lisierungen aus, auf der anderen Seite entstand eine bloße Methodik des
Schulunterrichts, die danach fragte, was aus dem großen Bereich der Wissen-
schaft adressatengem�ß angeboten werden kçnne.

Die St�rke einer P�dagogik als Wissenschaft und die weitgehende Aus-
schaltung von Vermittlungsfragen aus der herrschenden geschichtstheoreti-
schen Auffas- [235] sung, die vom Historismus geleitet war, beg�nstigte
schließlich in Deutschland die Herausbildung einer Geschichtsdidaktik, die
nicht allein eine altersgem�ße Umsetzung von historischem Wissen zu entwi-
ckeln beanspruchte, sondern die Rahmenbedingungen einer staatsb�rgerlichen
Bildung entwarf, die vom Geschichtsinteresse der Jugend ebenso wie vom Bil-
dungsanspruch des Volkes und den politischen Vorgaben des Staates als eines
Gemeinwesens ausging. Bernd M�tter hat herausgearbeitet, daß das Krisen-
bewußtsein in Deutschland hierf�r wesentliches Motiv war. Den Sch�lern, und
damit den heranwachsenden Volksmitgliedern, sollte ein historischer Sinn
mitgegeben werden, der auf Zukunftsbew�ltigung gerichtet war, aber aus einer
Analyse der Vergangenheit hervorging, ohne diese bloß zu rechtfertigen.4

Doch die Zeit, in der sich diese p�dagogisch-philosophisch orientierte Ge-
schichtsdidaktik herausbildete, war zu kurz gewesen, als daß sie unter Lehrern
und Fachhistorikern allgemein bekannt und vor allem h�tte akzeptiert werden
kçnnen. Denn mit dem Machtantritt der Nationalsozialisten verlor nicht nur ihr
wichtigster Protagonist, Erich Weniger, seine Professur.

Es war keine Frage, daß ein solches geschichtsbildendes Konzept geeignet
war, auch auf die neuerliche nationale Katastrophe 1945 eine Antwort zu geben,
so wie sie es bereits nach 1918 versucht hatte. Erich Weniger konnte mit seinen
»neuen Wegen im Geschichtsunterricht« ohne gravierende Positions�nderun-
gen dort ankn�pfen,5 wo er 1926 mit den »Grundlagen des Geschichtsunter-
richts« begonnen hatte. Er beeinflußte damit zwar f�r mindestens zwei Jahr-
zehnte die geschichtsdidaktische Reflektion in der Bundesrepublik nachhaltig,
von der Fachwissenschaft blieb er aber weiterhin wenig beachtet, obwohl der
Reflektionshorizont, die Begrifflichkeit und die emotionale Lage vieler Fach-
wissenschaftler, die die »deutsche Katastrophe« mit den Kategorien ihrer histo-
rischen Wissenschaft zu analysieren und zu bew�ltigen suchten, vieles mit der
Didaktik einer historischen Bildung gemein hatten, die Weniger anstrebte. In-
haltlich gab es sehr wohl Bezugspunkte zwischen Geschichtsdidaktik und Ge-
schichtswissenschaft nach dem Krieg, gerade in Hinsicht auf die Zeitgeschichte,
auf die Dauer aber çffneten sich die Universit�ten nicht umfassenderen Bil-

4 Bernd M�tter : Die Entstehung der Geschichtsdidaktik als eigenst�ndige Wissenschaftsdis-
ziplin nach dem Ersten Weltkrieg. Die geisteswissenschaftliche Richtung der Geschichtsdi-
daktik: Brandi/Nohl/Weniger, in: Geschichte, Politik und ihre Didaktik 12, 1984, 17 – 29.

5 Erich Weniger, Neue Wege im Geschichtsunterricht, Frankfurt/M. 1949; 19694
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dungsanspr�chen,6 obwohl sie f�r die fachliche Ausbildung der angehenden
Gymnasiallehrer zust�ndig waren. Fachdidaktik reduzierte sich hier in der [236]
Regel auf Unterrichtsmethodik, die allenfalls durch nichtprofessorale Lehrauf-
tr�ge vertreten war und sich auf Fragen der Stoffauswahl konzentrierte.

Die Reflektion auf die Grundlagen des Unterrichtsfaches in Wenigers Sinn
fand an den P�dagogischen Hochschulen oder den erziehungswissenschaftli-
chen Einrichtungen der Universit�ten, kaum aber an deren Historischen Semi-
naren statt. Dennoch waren sich p�dagogische Geschichtsdidaktik und Fach-
wissenschaft sowohl inhaltlich als auch methodisch n�her gekommen als in den
20er Jahren. Denn die Mehrheit der Neuzeithistoriker akzeptierte nun das de-
mokratische System und die Westorientierung sowie die Absage an Groß-
machtbestrebungen. Kritik gegen�ber einem engen Historismus, der nicht auch
Verbindungslinien zur Gegenwart zu ziehen imstande war, war gerade unter
f�hrenden Fachvertretern weit verbreitet. Auf der anderen Seite betrachtete auch
Weniger eine historische Verstehenslehre als methodische Grundlage seiner
Arbeit. Er versuchte nur, den Prozeß des wissenschaftlichen Verstehens durch
eine historische Vermittlungslehre zu erweitern, in deren Mittelpunkt das
»Geschichtserlebnis« stand. Dieses wurde nach den Kategorien einer an Dilthey
orientierten lebensphilosophischen Hermeneutik aufgeschl�sselt und auf die
Lebenswelt des Sch�lers bezogen. Hierin allein lag die »p�dagogische Autono-
mie« seines geschichtsdidaktischen Ansatzes. Diese allerdings war keineswegs
absolut, sondern stets eingebettet in gesellschaftspolitische Grundhaltungen.
Und es war wohl im wesentlichen zumindest einer partiellen �bereinstimmung
in dieser Grundhaltung zu verdanken, daß geschichtswissenschaftliche Fach-
didaktik, Methodenlehre und Geschichtsforschung ohne nennenswerte Kon-
flikte etwa 20 Jahre lang nebeneinander herarbeiteten und im konkreten, so-
genannten sachbezogenen Fall auch zusammenarbeiten konnten. Denn die
politisch-p�dagogischen Folgerungen, die die Fachdidaktiker aus ihrer Ge-
genwartsanalyse zogen, teilten weitgehend auch die Fachwissenschaftler : Er-
ziehung zur Integration aufgrund gemeinsamer Werthaltungen, die in der
abendl�ndischen Geschichte vor dem Nationalsozialismus, ja sogar vor der
Industrialisierung begr�ndet lagen. Hierauf werde ich im einzelnen noch
eingehen. Ich werde dabei aber die Entstehung des Politikunterrichts und den
Ausbau der politischen Wissenschaften in der Bundesrepublik nicht behandeln,
obwohl beides in enger Beziehung zu meinem Thema steht.
[237]

6 Das allgemeinbildende, Spezialisierung �berschreitende »Studium Generale« blieb im we-
sentlichen auf die unmittelbare Nachkriegszeit beschr�nkt; Falk Pingel, Wissenschaft, Bil-
dung und Demokratie – der gescheiterte Versuch einer Universit�tsreform, in: Josef Fo-
schepoth/Rolf Steininger (Hrsg.), Britische Deutschland- und Besatzungspolitik 1945 – 1949,
Paderborn 1985, 183 – 209.
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I.

Joachim Rohlfes unterscheidet scharf und einfach in der Entwicklung der Ge-
schichtsdidaktik in der Bundesrepublik Deutschland zwei Phasen mit offenbar
entgegengesetzter Zielrichtung: »Aufbau – Tradition – Stillstand (1953 – 1968)«,
»Aufbruch – Reform – Wandel (1969 – 1987)«.7 Den Zeitraum davor mag man als
die »vergessenen Anf�nge« heutigen Geschichtslehrern wieder in Erinnerung
rufen8 oder gar als »antifaschistischen« Beginn der folgenden »Restauration«,
»politischem Objektivismus und Antikommunismus« gegen�berstellen;9 deut-
lich wird in allen Periodisierungen, daß in den Besatzungsjahren entwickelte
Neuansatze, die freilich in der Regel selbst wieder auf Gedanken zur�ckgriffen,
die bereits wahrend der Weimarer Zeit vertreten worden waren, nicht nur bereits
Anfang der 50er Jahre wieder in Vergessenheit gerieten, sondern bewußt nicht
weiter verfolgt wurden. Wo auch immer man den Einschnitt setzt, an dem ih-
rerseits wieder die Restauration abgelçst wurde, ob bereits Anfang oder erst
Ende der 60er Jahre, jedenfalls wird der �bergang von den 60er zu den 70er
Jahren als der entscheidende Wendepunkt in der Neuformulierung didaktischer
Ans�tze und historischer Curricula angesehen. Das Ende der sozialliberalen
Regierung markiert dann den Abschluß st�rmischer Neuerungsbewegungen in
der Geschichtsdidaktik.

Der Gang der Fachwissenschaft l�ßt sich weniger klar gliedern; beschr�nkt
man sich allerdings auf die Zeitgeschichte, so ergibt sich eine �hnliche Peri-
odisierung, was sicherlich damit zusammenh�ngt, daß Zeitgeschichte und
Fachdidaktik gleichermaßen enger an politische Entwicklungen gebunden sind
als die Geschichtswissenschaft im allgemeinen.10

Aus vielen historischen Verçffentlichungen, die in den ersten Nachkriegs-
jahren in Zeitschriften oder als Monographien erschienen, war durchaus zu
sp�ren, daß die Autoren nach neuen Orientierungen suchten, daß insbesondere
das Ideal des Nationalstaates als Kulminationspunkt der neueren deutschen
Geschichte nicht mehr unhinterfragt weiter gelten und in ihm nicht mehr der

7 Joachim Rohlfes, Geschichtsunterricht und Geschichtsdidaktik von den 50er bis zu den 80er
Jahren, in: Geschichtsunterricht und Geschichtsdidaktik (Anm. 1), 154 – 170.

8 Ulrich Mayer, Der Neuaufbau des Geschichtsunterrichts in den L�ndern der Bundesrepublik
Deutschland (1945 – 1953), in: Geschichtsunterricht und Geschichtsdidaktik (Anm. 1),
142 – 153.

9 Peter Meyers, Vom »Antifaschismus« zur »Tendenzwende«. Ein �berblick �ber die Be-
handlung des Nationalsozialismus in der historisch-politischen Bildung seit 1945, in: Der
Nationalsozialismus als didaktisches Problem, hrsg. Bundeszentrale f�r politische Bildung,
Bonn 1980, 43 – 63.

10 Vgl. Imanuel Geiss, Die westdeutsche Geschichtsschreibung seit 1945, in: Jahrbuch des In-
stituts f�r Deutsche Geschichte, 3, 1974, 417 – 455.
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eigentliche Sinn geschichtlicher Bestimmung erkannt werden kçnne. Allerdings
war die staatliche Trennung damals noch nicht deutlich absehbar ; die Tatsache,
da sich schließlich zwei deutsche Staaten gr�ndeten, hat nationaler Propagan-
[238] da und nationalstaatlicher Orientierung wieder Auftrieb gegeben, denn
viele derjenigen, die den nationalen Gedanken herunterspielten, meinten damit
vor allem, daß nationale Souver�nit�t oder nationale Einheit f�r Deutschland
nur im Rahmen supranationaler Einheiten zu verwirklichen sein werde.

Der Nationalsozialismus stand im Zentrum zeitgeschichtlicher �berlegungen
im besetzten Deutschland der Jahre 1945 – 49. Historiker suchten Erkl�rungen
zu finden f�r die Tatsache, daß ein kulturell hoch entwickeltes Land ein System
hervorgebracht hatte, das den Vçlkermord zum Ziel seiner Politik machte. Wie
war die Stellung des Nationalsozialismus innerhalb der deutschen geschichtli-
chen Entwicklung zu beurteilten? War er das notwendige Ergebnis eines seit
Friedrich II. eingeschlagenen Weges in die Expansion und in den b�rokratisch,
hierarchisch aufgebauten Obrigkeitsstaat? Wie sollte die deutsche Geschichte
nach ihm fortgesetzt werden, konnte es �berhaupt eine Kontinuit�t deutscher
Geschichte nach dem Nationalsozialismus geben?

Die Antworten, die f�hrende Historiker in den westlichen Besatzungszonen
auf diese Fragen gaben, wiesen auf traditionelle Interpretationsmuster und
riefen auf zu einer R�ckbesinnung auf »abendl�ndische Werte«, die der Natio-
nalsozialismus negiert habe. Bekannte Historiker wie Friedrich Meinecke,
Gerhard Ritter und Hans Rothfels sahen die Vermassung, die Kollektivierung
der Entscheidungs- und Meinungsbildungsprozesse in Politik und Kultur sowie
die Abkehr von religiçsen Wertvorstellungen im Gefolge der Industrialisierung
als die auslçsenden Faktoren daf�r an, daß die Politik sich von der Moral lçste
und Staatsr�son zum bloßen Expansionswillen entartete. S�kularisierung und
Industrialisierung h�tten zusammengenommen zu einem utilitaristischen und
materialistischen Denken gef�hrt, das als Ziel der Politik nur noch die Berei-
cherung der Massen gekannt habe. In der Sichtweise dieser Historiker stellte der
Nationalsozialismus eine �bersteigerung von Entwicklungsz�gen dar, die die
letzten 200 Jahre der europ�ischen Geschichte seit der Franzçsischen Revolution
umfaßten.

Die wohl bis heute am meisten diskutierten geschichtswissenschaftlichen
Werke aus der unmittelbaren Nachkriegszeit bildeten keine empirischen, auf
eine Epoche begrenzten Spezialanalysen, sondern suchten relativ allgemein ein
neues Geschichtsverst�ndnis angesichts der gerade durchlebten Katastrophe zu
entwerfen. Ich gehe auf einige von ihnen ausf�hrlicher ein, weil sie in den 50er
Jahren vorherrschende Interpretationskategorien vorformten, die erst durch
neue Entwicklungen der zeitgeschichtlichen Forschung in den 60er Jahren ab-
gelçst wurden.
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Friedrich Meinecke, den man wohl den Nestor der deutschen Geschichtswis-
senschaft nennen darf, hat den Begriff der »deutschen Katastrophe« gepr�gt.11

Der Gegensatz zwischen den aufeinander bezogenen Polen Macht und Moral,
[239] »Kratos« und »Ethos«,12 der f�r Meinecke die zentrale Erfahrung des
Ersten Weltkrieges und der Revolution, die er ablehnte, bildete, war durch den
Nationalsozialismus ausgehebelt worden, denn die bloße Macht hatte den Sieg
�ber die Moral davongetragen. Die Mçglichkeiten zu dieser Entwicklung sieht
Meinecke bereits im ausgehenden 18. und 19. Jahrhundert angelegt, in dem Ideal
einer die Massen erfassenden Gleichheitsbewegung und in der Industrialisie-
rung mit ihrem Mythos der Machbarkeit. Die Ph�nomene sind also europ�isch,
deutsch ist nur ihre spezifische Auspr�gung. Machiavellismus der Herrschenden
und Gewalt der Straße verbanden sich hier in besonderer Weise mit nationaler
Teleologie. F�r den Mentalit�tshistoriker ist an Meineckes Ursachenforschung
besonders interessant, daß in der politischen Einzelanalyse der Imperialismus
des Kaiserreichs und die politischen Wirren der Weimarer Republik Meineckes
historisches Urteil tiefer gepr�gt haben als der Nationalsozialismus, der nicht
nur »Hitlerismus« genannt, sondern im wesentlichen auch als Tyrannis weniger
begriffen wird. Angesichts der Skepsis, die Meinecke zwei grundlegenden
Kr�ften der Moderne entgegenbringt, der Massendemokratie und der Indu-
strialisierung, wundert es nicht, daß seine Vorschl�ge f�r eine neue Deutung
politischer Bet�tigung nach der Katastrophe weniger vorw�rts, als vielmehr
r�ckw�rts weisen. Zwar sieht er keine Alternative zur repr�sentativen Demo-
kratie nach westlichem Vorbild. Er spricht sich auch daf�r aus, den sowjetischen
Weg als eine andere Entwicklungsvariante ernst zu nehmen, ohne daß dieser
Weg freilich f�r Deutschland oder Westeuropa in irgendeiner Weise ein Vorbild
sein kçnne; aber es m�sse die verh�ngnisvolle Tradition beendet werden, die
stets nach Osten gedacht habe. Der Streit von Interessengruppen, Interessen-
auseinandersetzungen jedoch repr�sentieren f�r Meinecke die sch�dlichen Z�ge
der Moderne, die dem Nationalsozialismus den Weg bereiteten; immer wieder
sucht er in seiner Analyse nach Kçrperschaften, die individuelles B�rgerenga-
gement und kollektive Staatslenkung verbinden. Sein politisches Ideal bleiben
die preußischen Reformer. Er bedauert die Entmilitarisierung, da seiner Mei-
nung nach weiterhin der Wehrdienst die allgemeinste Verbindung zwischen
individueller Pflicht und kollektivem Dienst am Ganzen schaffe. Die Absage an
eine neuerliche deutsche Machtpolitik ergibt sich allein aus den durch die
Niederlage geschaffenen Kr�fteverh�ltnissen; doch daraus erw�chst noch keine
positive Vorstellung eines zuk�nftigen Gemeinwesens. Meineckes Zuversicht,
daß die Katastrophe �berwunden werden kçnne, speist sich im wesentlichen aus

11 Friedrich Meinecke, Die deutsche Katastrophe, Wiesbaden 1946; 19656.
12 Georg Iggers, The German Conception of History, Middletown 19692, 177.
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einem idealistischen Humanismus. Gleichsam wie Volkshochschulen organi-
sierte Goethe-Gesellschaften schweben ihm vor, die dem Volke die Werte einer
moralisch gebundenen, an Harmonie und Interessenversçhnung orientierten
politischen T�tigkeit nahe bringen sollen. Die besondere Aufgabe der Ge-
schichtswissenschaft sei es, gegen�ber dem Bçsen, das sich auch [240] in der
Geschichte verkçrpere, die Werte der Sittlichkeit zu betonen und an die Jugend
weiterzuvermitteln.

Meinecke hat mit seiner Deutung und seinem verhaltenen Zukunftsentwurf
nicht nur Interpretationen vorgegeben, die sich in den Inhalten des politisch-
historischen Bewußtseins gerade vieler Intellektueller widerspiegeln sollten,
sondern die zum Teil auch die realgeschichtliche Entwicklung zutreffend beur-
teilten. Hierzu gehçrt die Einbindung deutscher Eigenstaatlichkeit in supra–
oder internationale Organe; der Gedanke, daß das Milit�r unverzichtbarer Be-
standteil einer deutschen Nachkriegsgesellschaft sei sowie die R�ckbesinnung
auf abendl�ndische Werttraditionen. In der erzieherischen Funktion, die Mei-
necke der Geschichtswissenschaft beimaß, traf er sich mit allen wichtigen Ver-
tretern der Geschichtsdidaktik, obwohl sich die Lehrerschaft dieser Aufgabe
weit weniger sicher war. Es kann nur kurz skizziert werden, daß Meineckes
Interpretationsschema nicht allein stand, daß es nicht einen einmaligen Entwurf
darstellte, sondern �hnlich in Werken anderer Autoren wiederkehrt. Deutlicher
noch als bei Meinecke erscheinen in Gerhard Ritters Werk Franzçsische Revo-
lution und moderne Industriegesellschaft als der eigentliche S�ndenfall zum
»modernen Totalstaat«, von dem der totalit�re nur eine Abart oder Entgleisung
ist.13 Die R�ckbesinnung auf abendl�ndische Werte konzentriert sich bei Ritter
auf die Kirche, auf die protestantische Ethik und nicht einen s�kularisierten
Humanismus; preußische Tugenden und Werte sieht Ritter als richtungweisend
auch f�r die Gegenwart an; der Bezug der deutschen Frage zur europ�ischen
Staatengemeinschaft kommt schon im Titel zum Ausdruck. Der »Bildungs-
macht« der Geschichte und damit ihrer erzieherischen Aufgabe widmete Ritter
1946 sogar ein eigenes B�chlein,14 in dem er kritisch die preußische Vorbelas-
tung der deutschen Geschichte reflektiert und die These von der Entgleisung der
Macht vorformuliert. Zwar hatten Nationalsozialismus und Nachkriegszeit das
Bewußtsein, in einer Kontinuit�t deutscher Geschichte zu stehen, schwer er-
sch�ttert, »ja, man mochte glauben, es hatte sich mit dem j�hen Ende unseres
nationalen Staates der Sinn unserer r�tselvollen Geschichte �berhaupt endg�ltig
verdunkelt«,15 aber an der Vorstellung eines vern�nftigen und harmonisch or-
ganisierten Staatswesens h�lt Ritter dennoch fest. Konkreter als Meinecke gibt er

13 Gerhard Ritter, Europa und die deutsche Frage, M�nchen 1948.
14 Gerhard Ritter, Geschichte als Bildungsmacht, Stuttgart 1946; 19492.
15 Ritter, Geschichte als Bildungsmacht (Anm. 14), 18.
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der historisch-politischen Bildung Lernziele vor, die staatlicher Autorit�t wieder
zu Ansehen verhelfen sollen.

»Der politischen Historie fallt dabei eine der schwierigsten, aber auch der wichtigsten und
schçnsten Aufgaben zu. Denn was auch immer an politischer Ern�chterung heute vonnçten ist:
Ohne die feste Grundlage einer gesunden staatlichen Ordnung wird kein Neubau deutschen
Lebens gelingen. Soll die neue Form deutschen Staatslebens, auf die wir hoffen, das [241] rechte
Verh�ltnis von Autorit�t und Freiheit sichern, soll die neue Volksgemeinschaft, die unter uns in
gemeinsam erlebter Not zusammenw�chst, das rechte Mittelmaß zwischen Kollektivismus und
Individualismus wahren, so werden die besten Traditionen abendl�ndischer Geschichte auf-
geboten werden m�ssen, um beim politischen Wiederaufbau mitzuhelfen. Sie zu wecken und
lebendig zu erhalten, ist die Geschichte als Bildungsmacht an erster Stelle berufen.«16

Weniger Einfluß auf den Gang der historischen Forschung im einzelnen, auf
die Auswahl der Topoi und Interpretationen als Meinecke und Ritter hat Ludwig
Dehio ausge�bt, der anders als die Mehrzahl der westdeutschen Historiker sich
universalen Erkl�rungskonzepten zuwandte und zum Teil auf einer hoch-
abstrakten Ebene argumentierte. Aber er f�gte den bisherigen Deutungen eine
weitere Facette hinzu, die im allgemeinen historischen Bewußtsein und in der
Sicht der Geschichte, wie sie sich im Geschichtsbuch widerspiegelte, alsbald
wieder aufzufinden war. Dehio hat in seinem Vergleich der außenpolitischen
Systeme der Neuzeit im wesentlichen die These einer zunehmenden außenpoli-
tischen Aggressivit�t der preußisch-deutschen Politik vertreten.17 Zwar lehnten
die meisten westdeutschen Historiker, insbesondere Ritter, diese These als
Ausdruck eines Kontinuit�ts- oder eines Ursache-Wirkung-Verh�ltnisses zwi-
schen friderizianischer, bismarckscher, wilhelminischer und hitlerscher Politik
ab, doch nahm Dehio geradezu beispielhaft in seinem außenpolitisch-system-
bezogenen Denken den Entwurf einer »geteilten Welt« vorweg. Durch Zusam-
menbruch und Teilung habe Deutschland seine Aggressivit�t eingeb�ßt; der
westliche Teil m�sse sich unter Amerikas F�hrung den westlich-parlamentari-
schen Demokratien anschließen und stelle daher außenpolitisch keine Gefahr
mehr dar. Das aggressive Potential Europas habe sich nach Rußland, in die
bolschewistische Sowjetunion verlagert, die die westliche Freiheit bedrohe. Die
von Meinecke geforderte Neubewertung der Entwicklung in der Sowjetunion
wurde damit aufgegeben: Ritter hatte die sowjetische Politik sehr ambivalent
eingeschatzt; seine Sprache zeigte an, welche Schwierigkeiten einer wirklichen
Verst�ndigung entgegenstanden:

16 Ebd., 74.
17 Ludwig Dehio, Gleichgewicht und Hegemonie. Betrachtungen �ber ein Grundproblem der

neueren Staatengeschichte, Krefeld 1948.
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»Denn die Entscheidung zwischen abendl�ndischem und çstlichem Menschentum ist nun als
die Grundentscheidung unseres geistigen Daseins zu vollziehen, das Slawentum nicht nur als
Nachbar, sondern als Mitbewohner des Lebensraums zu betrachten, der seit dem 13. Jahr-
hundert unser Heimatboden, Schauplatz unserer Geschichte war: eine Tatsache, die unser Volk
unmçglich aus seinem Ged�chtnis einfach streichen kann. Wie konnten wir aber in einem Raum
zusammenleben, ohne daß wir aus der Geschichte ganz genau wissen, mit wem wir es ei-
gentlich zu tun haben? Der Gang der [242] Weltgeschichte selber nçtigt uns, die Slawenvçlker
sehr ernst zu nehmen und unsere hçchst unzul�ngliche Vorstellung �ber ihre politische und
kulturelle Begabung zu berichtigen. Denn noch ist es l�ngst nicht entschieden, wem die Zukunft
in Europa gehçren wird: ob ihnen oder den westlichen Nationen.«18

Dehios Bewertung »çstlicher« Volkscharaktere fiel dagegen in rassistische
Schemata zur�ck; so sah er im »Menschentum des Ostens« bloße Instrumente
jeweiliger Herrschaftsinteressen, denen individuelle Ausformungen der Per-
sçnlichkeit fremd zu sein schienen. Seine Unterscheidung zwischen abendl�n-
discher – und das hieß auch deutscher – Individualit�t und »asiatischer Natur«
erscheint um so �berheblicher, als sie unmittelbar nach dem Nationalsozialis-
mus formuliert wurde und die »asiatischen« Charakterz�ge durchaus auf das
nationalsozialistische Deutschland hatten bezogen werden kçnnen: »So ent-
stand ein in der Hand des Kriegsherren gef�giges Instrument, aus instrumen-
talen Menschen zusammengeschweißt, die losgelçst aus dem Herkommen im
Willen ihres Herrschers die hçchste Pflicht sehen.«19

Ebenso wie Meinecke und Ritter kam es Dehio darauf an, eine Botschaft zu
vermitteln, die aus der Geschichte herauszuhçren sei. Ihr Inhalt war bei Dehio
sicherlich am modernsten, ihre historische Ableitung hat aber kaum Schule
gemacht, wenn sich auch manch einer angesichts der Eigenschaften, die Dehio
der »asiatischen Natur« zuschrieb, an Positionen Noltes im »Historikerstreit«
erinnert f�hlen mag.

Waren diese Positionen in ihrem Verh�ltnis von Neubewertung und R�ck-
besinnung bereits ambivalent, so wurde der Ruf nach Neuorientierung unter den
Historikern von Jahr zu Jahr leiser ; je mehr die politisch-wirtschaftliche Unsi-
cherheit der Besatzungsjahre �berwunden wurde, desto bereitwilliger wandte
man sich �berkommenen Sachgebieten mit anerkannten Forschungstraditionen
zu. Geschichtsschreibung und Geschichtsforschung �bersahen zwar die mo-
dernen sozialen Bewegungen nicht mehr ; nur wenige Historiker widmeten ihre
Arbeit aber schwerpunktm�ßig der Geschichte der Gewerkschaften, der Arbei-
terparteien und der Arbeiterschaft im allgemeinen. In den ersten Studien zum
Nationalsozialismus, die w�hrend der 50er Jahre erschienen, wurden Probleme
der Kapitalakkumulation in der deutschen Industrie nach der Niederlage im

18 Ritter, Geschichte als Bildungsmacht (Anm. 14), 42.
19 Dehio, Gleichgewicht und Hegemonie (Anm. 17), hier zitiert nach Volker R. Berghahn,

Ludwig Dehio, in: Deutsche Historiker IV, hrsg. H.-U. Wehler, Gçttingen 1972,97 – 116.
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Ersten Weltkrieg, die versch�rften Auseinandersetzungen zwischen Gewerk-
schaften und Unternehmungen um soziale Rechte und den Lebensstandard der
Lohnabh�ngigen, die sozialen und politischen Vorstellungen der Industrie oder
Landwirtschaftsverb�nde oder der Reichswehr in der Weimarer Republik als
Voraussetzungen der nationalsozialistischen Diktatur nur wenig behandelt. Den
historischen Bildungszielen, die f�hrende Geschichtswissenschaftler in der
[243] Nachkriegszeit formuliert hatten, entzogen sich die Didaktiker in der
Regel nicht. Gemeinschaftsbildung, weniger Gesellschaftskunde, sollte das Ziel
politisch-historischen Unterrichts sein. So zeigt die Deutung der neueren deut-
schen Geschichte bei Ernst Wilmanns Parallelen zu den Auffassungen von Ritter.
Wilmanns steht, �hnlich wie Ritter in der Geschichtsforschung, in der Ge-
schichtsdidaktik f�r die Kontinuit�t von Personen und Positionen, die Weimarer
Republik und Bundesrepublik verbanden.20 Den geistes- und politikge-
schichtlichen Bewegungen des 19. Jahrhunderts steht Wilmanns skeptisch ge-
gen�ber. Deutscher Idealismus und vernunftgeleiteter Humanismus habe sich
mit biologischem Materialismus verbunden und den Menschen aus seiner Be-
ziehung zu Gott und zu Werten gelçst, die den Menschen selbst transzendierten.
Auch die Geschichtsdidaktiker nahmen Westintegration und die Forderung zur
Bereitschaft, individuelle Verantwortung f�r die politische Gemeinschaft zu
�bernehmen, positiv auf. Individuelle Verantwortung grenzten sie dabei gegen
gesellschaftliche Partizipation von Interessengruppen ab. Das Ideal der politi-
schen Bildung wich damit von der Wirklichkeit der Entscheidungsprozesse in
der Politik der Bundesrepublik betr�chtlich ab. Die gesellschaftlichen Harmo-
nievorstellungen der Geschichtsdidaktiker trugen aber dazu bei, daß die Ge-
schichtslehrerschaft ihre nicht unerhebliche politisch-moralische Perspektiv-
losigkeit oder Orientierungsunsicherheit in den ersten Jahren nach dem Krieg
�berwand; sie beeinflußten ebenso nachhaltig die didaktischen Grundlagen der
Lehrbuchdarstellungen nach der Gr�ndung der Bundesrepublik. »�berspitzt
konnte man hier von dem Versuch einer ›konservativen Erneuerung‹ sprechen.
Grundwerte wie Gemeinschaft, Staat und Volk, die f�r die Gymnasiallehrer-
schaft der 20er Jahre weithin anerkannt waren, behielten weiterhin ihre Gel-
tung.«21 Sehr viel fraglicher allerdings war, wie weit das Bestreben, Wertbe-
wußtsein zu schaffen, auch von der Sch�lergeneration aufgenommen wurde, die
Helmut Schelsky sp�ter als die »skeptische« bezeichnete. Dabei wurden in den
ersten Nachkriegsjahren mçgliche Inhalte von historischer Bildung im allge-

20 Ernst Wilmanns, Geschichtsunterricht. Grundlegung seiner Methode, Stuttgart 1949. Wil-
manns war als Autor sowohl an Teubners »Geschichtliches Unterrichtswerk«, das w�hrend
der Weimarer Republik und auch in den ersten Jahren des Nationalsozialismus weit ver-
breitet gewesen war, als auch an der Neuausgabe dieses Werkes in den 50er Jahren beteiligt.

21 Hermann de Buhr, Ernst Wilmanns (1882 – 1960), in: Siegfried Quandt (Hrsg.), Deutsche
Geschichtsdidaktiker des 19. und 20. Jahrhunderts, Paderborn 1978, 304 – 326.
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meinen und des Geschichtsunterrichts im besonderen durchaus breit diskutiert
und auch praktische Ergebnisse vorgelegt. Hier ist zum Beispiel die T�tigkeit des
»Geschichtsp�dagogischen Arbeitskreises« um Georg Eckert zu nennen, der an
der P�dagogischen Hochschule in Braunschweig Geschichte und ihre Didaktik
lehrte. Der Arbeitskreis setzte sich daf�r ein, Kultur-, Sozial- und Alltagsge-
schichte, die Geschichte des »gemeinen Mannes«, nicht so sehr die der Herr-
scherpersçnlichkeiten zu fçrdern. Eine [244] Arbeitsgruppe Berliner Lehrer
unter der Leitung von Fritz Wuessing legte mit der Reihe »Wege der Vçlker« ein
Schulbuch vor,22 das bis weit in die 50er Jahre hinein zu den meist genutzten
gehçrte und versuchte, mit �berkommenen politik- und persçnlichkeitsorien-
tierten Ans�tzen zu brechen. Die allgemeine Kurzlebigkeit solcher Ans�tze de-
monstriert das Schicksal des von Hans Ebeling erarbeiteten Lehrbuchs »Deut-
sche Geschichte«.23 Ebeling f�hrte epochen�bergreifende Kapitel ein, um große
Entwicklungstrends zu kennzeichnen und auf langfristige soziale Bewegungen
aufmerksam zu machen; er gehçrte zu den ganz wenigen Schulbuchautoren, die
Aktivit�ten aus der Schwerindustrie zur Fçrderung der Nationalsozialistischen
Partei und zur Unterst�tzung des nationalsozialistischen Systems erw�hnten.
Doch in der Neubearbeitung seines Werkes, die zu einem der erfolgreichsten
Geschichtsb�cher in der Bundesrepublik Deutschland avancierte, nahm er so-
zialgeschichtliche Orientierung und politische Problematisierung an vielen
Stellen wieder zur�ck.24 Zusammen mit der Arbeitsgemeinschaft der Deutschen
Lehrerverb�nde legte Georg Eckert 1951 einen Sammelband vor, der Anregun-
gen zu inhaltlichen und methodischen Neuorientierungen geben sollte, im Er-
gebnis freilich mehr �berlegungen aus den ersten Nachkriegsjahren abschlie-
ßend zusammenfaßte, als noch Anstçße zu deren weiterer Entwicklung geben zu
kçnnen.25 Wissenschaftliche Publikationen, die eine breite Darstellung etwa der
Arbeiterbewegung, der Friedensund Frauenbewegung erlaubt h�tten, wie dies
Eckert und andere forderten, lagen so gut wie nicht vor; wichtige und viel
besprochene geschichtswissenschaftliche Verçffentlichungen wie Ritters
»Staatskunst und Kriegshandwerk« gingen eher in eine andere Richtung und
trugen mit dazu bei, daß diese ersten Versuche einer neuen Schulbuchdarstel-
lung sich nicht fortsetzten. Außenpolitik, Staatsgeschichte blieben vorherr-
schend; Macht wurde oft personalisiert und dort, wo sie mißbraucht worden
war, wurden ihre Tr�ger d�monisiert. Innerhalb der Darstellung des National-

22 Wege der Vçlker. Geschichtsbuch f�r deutsche Schulen, hrsg. Arbeitsgemeinschaft Berliner
Geschichtslehrer, Bd. 1 – 8, Berlin 1948 – 49, ab 1953 Frankfurt/M.

23 Hans Ebeling, Deutsche Geschichte, hrsg. Geschichtsp�dagogischer Forschungskreis
Braunschweig, 5 Bde., Braunschweig 1949 ff.

24 Hans Ebeling, Die Reise in die Vergangenheit. Ein geschichtliches Arbeitsbuch, 4 Bde.,
Braunschweig 1956 – 61; neubearb. v. Wolfgang Birkenfeld 1970 – 73.

25 Geschichtsunterricht in unserer Zeit. Grundfragen und Methoden, hrsg. Arbeitsgemein-
schaft Deutscher Lehrerverb�nde, Braunschweig 1951.
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sozialismus dominierte bald der Zweite Weltkrieg (bis zu 50 % des Umfanges,
der der Behandlung des Nationalsozialismus einger�umt wurde), der in der
Regel in der Abfolge der milit�rischen Ereignisse dargestellt wurde. Diese
Schwerpunktsetzung spiegelte die Erfahrungen der Autoren wider, f�r die der
Krieg – wie f�r viele Deutsche – die tiefsten Ged�chtnisspuren, die meisten
Entbehrungen und persçnlichen Verluste nach sich gezogen hatte. Die natio-
nalsozialistische Vernichtungspolitik wurde zwar nicht �bergangen, aber in der
Regel nur kurz abgehandelt. Mehr [245] Aufmerksamkeit erhielt die Ideologie, in
der nach Meinung vieler Autoren die verbrecherischen Inhalte begr�ndet lagen.
�hnlich wie in den wissenschaftlichen Werken setzte sich in den Schulb�chern
eine vordergr�ndige Sachbezogenheit durch, die freilich im didaktischen Be-
reich ihre ideologischen Voraussetzungen weniger verdecken konnte, als dies in
wissenschaftlichen Werken mçglich war.

Noch motiviert von den grunds�tzlichen �berlegungen in der Nachkriegs-
zeit, wie mit der deutschen Geschichte umgegangen werden kçnnte, suchte eine
Reihe von Fachwissenschaftlern, von denen allerdings einige selbst aus dem
Schuldienst gekommen waren, trotz der beschriebenen Distanz zwischen Ge-
schichtsforschung und Geschichtsdidaktik im allgemeinen Kontakte zu Ge-
schichtsdidaktikern und Vertretern des sich neubildenden Geschichtslehrer-
verbandes. Karl Dietrich Erdmann war von Anfang an Mitherausgeber der Ver-
bandszeitschrift »Geschichte in Wissenschaft und Unterricht«. Gerhard Ritter
setzte sich daf�r ein, daß Teubners Geschichtliches Unterrichtswerk, das zu den
wichtigsten Geschichtsb�chern in der Weimarer Republik gehçrt hatte und
dessen Autoren demokratisch orientiert waren, in einer Neubearbeitung wieder
aufgelegt wurde.26 Werner Conze machte in mehreren Beitr�gen fr�hzeitig auf
die Bedeutung sozialgeschichtlicher Themen f�r den Schulunterricht aufmerk-
sam. Die Resonanz blieb aber begrenzt, da zu wenige Lehrerstudenten die Ge-
legenheit gehabt oder wahrgenommen hatten, an sozialgeschichtlich orien-
tierten Lehrveranstaltungen teilzunehmen.27 Und die Lehrbuchautoren gehçr-
ten ohnehin einer Generation an, deren Wissenschaftsauffassung sich in den
20er Jahren oder noch fr�her herausgebildet hatte.

Geschichtsdidaktiker und Geschichtswissenschaftler arbeiteten auch in in-
ternationalen Historikerkonferenzen zusammen, die noch in der Besatzungs-
zeit, unter anderem auch auf Vermittlung der Besatzungsm�chte, zustande
gekommen waren. Sie sollten zu einer �ffnung des deutschen Geschichtsbildes

26 Geschichtliches Unterrichtswerk. Grundriß der Geschichte f�r die Oberstufe der Hçheren
Schulen. Begr�ndet v. Gerhard Bonwetsch u. a. , 4 Bde, Offenburg 1951; ab 1953 Stuttgart; vgl.
Winfried Schulze, Deutsche Geschichtswissenschaft nach 1945, M�nchen 1989, 119.

27 Werner Conze, Die Stellung der Sozialgeschichte in Forschung und Unterricht, in: Geschichte
in Wissenschaft und Unterricht, 3, 1952,648 – 657; ders., Die Strukturgeschichte des tech-
nisch-industriellen Zeitalters als Aufgabe f�r Forschung und Unterricht, Kçln 1957.
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beitragen und helfen, �berkommene Feindbilder zu �berwinden. Bald domi-
nierte aber auch auf diesen Zusammenk�nften der Austausch �ber Sichtweisen
und Schwerpunktsetzungen in der Forschung, nicht die Kommunikation �ber
didaktische Ans�tze und Traditionen.28

Die staatlichen Vorgaben f�r den Geschichtsunterricht waren hçchst unter-
schiedlich, je nach dem, zu welcher Zeit und unter welchem politischen Einfluß
sie zustande gekommen waren. Erziehung zu Frieden, Demokratie und Ach-
[246] tung vor den Menschenrechten wurden oft als oberste Lernziele genannt.29

Die konkreten Ausf�hrungen zur Zeitgeschichte blieben dann aber oft �ußerst
sparsam; sie enthielten z. B. kaum Hinweise darauf, wie der Nationalsozialismus
in die deutsche Geschichte einzuordnen sei.30 �ber allgemeine Bestimmungen
wie Frieden und Menschenrechte hinaus war man sich in den Kultusministerien
sehr unsicher, konkrete historisch-politische Bestimmungen vorzunehmen.31

Den f�r die 50er Jahre g�ltigen Problemzugang zur Zeitgeschichte formulierte
die Konferenz der Kultusminister der Bundesl�nder in den »Grunds�tzen zum
Geschichtsunterricht« 1953, in denen der Nationalsozialismus als eigenst�ndi-
ges politisches System nicht erw�hnt wird. Die Stoffpl�ne nennen konkret noch
die Weimarer Republik; es folgen die Weltwirtschaftskrise, »die Diktaturen«, der
Zweite Weltkrieg sowie die Neuordnung Europas und der Welt. Unter den Begriff
der Diktatur wurden sowohl die faschistischen und autorit�ren Systeme, die sich

28 Ernst Hinrichs/Falk Pingel, Georg Eckert (1912 – 1974) und die internationale Schulbuch-
forschung, in: Geschichtsunterricht und Geschichtsdidaktik (Anm. 1), 334–349.

29 Die Verfassung des Landes Hessen vom 1. 12. 1946 bestimmte im Paragraphen 56: »… Der
Geschichtsunterricht muß auf getreue, unverf�lschte Darstellung der Vergangenheit gerich-
tet sein. Dabei sind in den Vordergrund zu stellen die großen Wohlt�ter der Menschheit ( … ),
nicht aber die Feldherren, Kriege und Schlachten. Nicht zu dulden sind Auffassungen, welche
die Grundlagen des demokratischen Staates gef�hrden.« Hier zitiert nach Leonhard Froese
(Hrsg.), Bildungspolitik und Bildungsreform, M�nchen 1969,95.

30 So z�hlten die bayerischen Richtlinien zum Geschichtsunterricht an Volksschulen vom 20. 8.
1949 als Themen zur »j�ngsten Vergangenheit« einfach auf: »Deutschland unter Adolf Hitler
– vom Zweiten Weltkrieg – das Jahr 1945 – der Weltfriede als Aufgabe.« Amtsblatt des
Bayerischen Staatsministeriums f�r Unterricht und Kultus, 1947, 12, 101.

31 Im ersten, mehr als Empfehlung gedachten Lehrplan f�r den Geschichtsunterricht in
Rheinland-Pfalz heißt es: »Es muß die neue Zeit behandelt werden bis 1946. Die wirklichen
Kriegsursachen und Veranlassungen m�ssen wahrheitsgetreu dargelegt werden … Die Idee
des Herrenvolkes … muß ersetzt werden durch die Idee des Verschwindens der Rassenge-
gens�tzlichkeit im Lauf des modernen Weltverkehrs.« Amtsblatt des Ministeriums f�r Un-
terricht und Kultur von Rheinland-Pfalz, 1, 1949, 10, 84 f.
Eine Ausnahme bilden die Hessischen Richtlinien vom 3.4. 1947: »Die Geschichte der zwçlf
Jahre der nationalsozialistischen Herrschaft, die Kr�fte und Machte, die durch ihre Wirk-
samkeit in diesen verh�ngnisvollen Zeitabschnitt hineingef�hrt haben, m�ssen im Ge-
schichtsunterricht behandelt werden … Dabei soll sich der Geschichtsunterricht jedoch
nicht erschçpfen im bloßen Herausstellen des Negativen der ganzen Epoche, er muß vor
allem die Wurzeln und Ursachen der Verh�ltnisse aufzeigen, die zu dieser Entwicklung
gef�hrt haben.« Amtsblatt des Hessischen Ministeriums f�r Kultus und Unterricht, 1, 1948,67.
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in Europa nach dem Ersten Weltkrieg herausgebildet hatten, als auch das So-
wjetregime gefaßt.

II.

Dazu, daß sich Geschichtsdidaktik und politische Bildung insgesamt an der
Wende zu den 60er Jahren wandelten, kam der Anstoß weder aus der Fachwis-
senschaft noch aus der Fachdidaktik, sondern aus dem politischen Alltag, des-
sen Bildungskraft sich st�rker erwies als die gute Absicht der Geschichtsp�d-
agogen.
[247]

Neonazistische und antisemitische �ußerungen in der �ffentlichkeit, die
Diskussion �ber das Ausmaß der nationalsozialistischen Verbrechen im
Zusammenhang mit der Wiederaufnahme von Prozessen oder Voruntersu-
chungen wegen NS-Verbrechen veranlaßten die Kultusministerkonferenz 1961
zu einem Beschluß, der forderte, den Nationalsozialismus st�rker als bisher im
Unterricht zu ber�cksichtigen. Dabei sollte insbesondere das terroristische
Herrschaftssystem deutlicher herausgearbeitet werden. Allerdings faßte der Be-
schluß den Nationalsozialismus weiterhin als »totalit�res« Regime auf und
stellte ihn auf eine Ebene mit dem kommunistischen System sowjetischer Pr�-
gung. Dieser »Totalitarismus-Erlaß« f�hrte in der Tat dazu, daß zumindest in
den Schulb�chern dem Nationalsozialismus nun sehr viel mehr Platz einge-
r�umt wurde und insbesondere die Massenverbrechen ausf�hrlich behandelt
und nicht nur mit wenigen Zeilen eher beil�ufig erw�hnt wurden. Der Schul-
unterricht entwickelte sich sicherlich nicht im gleichen Maße wie die Schul-
buchdarstellung, da viele Lehrer, vor allem die m�nnlichen, selbst ins System
involviert gewesen waren und sich nicht frei f�hlten, eine Geschichte zu be-
handeln, die Teil ihrer eigenen Lebensgeschichte war. Daher �nderten sich auch
die didaktischen Ans�tze kaum.

Die breitere Darstellung des Nationalsozialismus und vor allem auch eine
vergleichende Perspektive zum italienischen Faschismus und zum sowjetischen
System wurden den Schulbuchautoren durch ausgedehnte wissenschaftliche
Forschungen ermçglicht, die zum Teil sehr detaillierte, von politikwissen-
schaftlichen Gedankeng�ngen bestimmte Verçffentlichungen zur Folge hatten,
die einen engen Zusammenhang zwischen der Struktur der Weimarer Republik
und dem Aufstieg des Nationalsozialismus herstellten.32 Den nationalsozialisti-

32 Die seit 1953 erscheinenden Vierteljahrshefte f�r Zeitgeschichte bieten einen Einblick in die
Entwicklung dieser Forschungen, von denen genannt seien: Karl Dietrich Bracher, Die
Auflçsung der Weimarer Republik, Stuttgart 1955; ders., Wolfgang Sauer u. Gerhard Schulz,
Die nationalsozialistische Machtergreifung, Kçln 1960; Karl Dietrich Bracher, Die deutsche
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schen Terrorapparat behandelten vor allem Verçffentlichungen des Instituts f�r
Zeitgeschichte, die in ihrer Entstehungsgeschichte selbst ein Schlaglicht auf die
Beziehungen zwischen Politik und zeitgeschichtlicher Forschung in der Bun-
desrepublik werfen. Die ersten dieser Arbeiten gingen auf Gutachten zur�ck, die
f�r die wieder in Gang gekommenen NS-Prozesse angefertigt worden waren. Es
war also die Strafverfolgung vergangenen Unrechts, die die zeitgeschichtliche
Forschung in der Bundesrepublik ganz wesentlich anregte.33 Obwohl diese
Studien sehr viel dazu beitrugen, das Bild der nationalsozialistischen Gesell-
schaft zu differenzieren, die T�ter zu entbrutalisieren, sie st�rker [248] im Zu-
sammenhang ihrer Lebenskarrieren und b�rokratischen Umwelt sowie auf die
formellen und informellen Herrschaftszusammenh�nge bezogen zu sehen, in
denen sie lebten, so schien der Gewinn dieser Arbeiten zuallererst – und oft
beschr�nkte er sich darauf – in einer Erweiterung unserer Sachkenntnis zu
liegen. Dies dr�ckt sich auch darin aus, daß das Buch, das an den Oberschulen
und im Studium wohl am h�ufigsten benutzt wurde, um �ber den National-
sozialismus zu informieren, eine reine Quellensammlung war.34

Die neue methodische Reichweite dieser Analysen wurde eigentlich erst zu
einem Zeitpunkt thematisiert und heftiger Streitpunkt, als die Zeit f�r differen-
zierte und detaillierte Institutionsanalysen bereits vorbei war und selbst das
Institut f�r Zeitgeschichte den außerinstitutionellen Alltag in einer breit ange-
legten Studie �ber Protestverhalten, Widerstand und Anpassung in der bayeri-
schen Bevçlkerung durchf�hrte.35 Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre standen
sich in zum Teil großer Sch�rfe, aufgeladen mit politisch-moralischen Fol-
gerungen, die sie aus den jeweiligen Standpunkten zogen, »Programmologen«
und »Funktionalisten« gegen�ber, wobei erstere vor allem die traditionelle
Auffassung vertraten, nach der in der Ideologie und damit in der gedanklichen
Intention der F�hrungsschicht und vor allem Hitlers selbst das Expansionspro-
gramm und die antisemitische Politik bis hin zum Massenmord vorgefaßt und
dann schrittweise dieser Vorsatz in die Tat umgesetzt worden sei; die Funktio-
nalisten dagegen gingen starker von einer sich selbst entfaltenden, auf innere
und �ußere Herausforderungen reagierenden Herrschaftsb�rokratie aus, die mit

Diktatur, Kçln 1969; Rudolf Morsey (Hrsg.), Das Ende der Parteien, Bonn 1960; eine ver-
gleichende Perspektive, die sp�ter verh�ngnisvolle Folgen haben sollte, erçffnete: Ernst
Nolte, Der Faschismus in seiner Epoche, M�nchen 1963.

33 Anatomie des SS-Staates: Gutachten des Instituts f�r Zeitgeschichte, Freiburg 1965; Studien
zur Geschichte der Konzentrationslager, Stuttgart 1970.

34 Walther Hofer (Hrsg.), Der Nationalsozialismus. Dokumente 1933 – 1945, Frankfurt/M. 1957;
1962 bereits im 350 Tsd. erschienen, 198939.

35 Bayern in der NS-Zeit, 6 Bde., M�nchen 1977 – 1983.
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ihrer eigenen Stabilisierung und Machtausweitung auch ihre Ziele sukzessive
weiterentwickelte.36

Was die konkrete Ausformung des Geschichtsunterrichts jenseits aller theo-
retischen Pr�missen betraf, so blieb die Fachdidaktik in den ersten beiden
Jahrzehnten der Bundesrepublik die �berwiegend nehmende Seite, die mit der
�blichen Verzçgerung von mehreren Jahren Differenzierungen der Wissenschaft
aufnahm, ohne spezifische eigene Vorstellungen zur Herausbildung eines his-
torischen Bewußtseins der Sch�ler und Sch�lerinnen vorzulegen, die der Wis-
senschaft selbst Anregungen und neue Fragestellungen h�tte geben kçnnen.
Folgenreicher f�r die methodische und inhaltliche Ausrichtung der Forschung
und f�r eine gr�ndlichere Revision des deutschen Geschichtsbildes war aber
schon Anfang der 60er Jahre die Kontroverse um die These Fritz Fischers zum
Kriegsausbruch 1914. Fischer bereitete den Boden daf�r vor, daß Außenpolitik
nun zunehmend im engen Wechselspiel zur Innen- und Wirtschaftspolitik
gesehen wurde. Zwar kann keine Rede davon sein, daß die westdeutsche Ge-
[249] schichtswissenschaft die marxistische Imperialismustheorie �bernom-
men oder sich an ihr orientiert h�tte, aber selbstverst�ndlich hat die Tatsache,
daß die Geschichtswissenschaft in der DDR zahlreiche empirische Studien zu
Verb�nden und Wirtschaftsaktivit�ten im Kaiserreich vorlegte, entsprechende
Forschungen in der Bundesrepublik stimuliert und sie hat den Imperialismus-
begriff, wenn auch unter anderen theoretischen Pr�missen, durchaus heimisch
gemacht, und zwar nicht nur in der Wissenschaft, sondern ebenso im Schul-
buch.37

�hnlich haben ja auch die umfangreichen Arbeiten aus der DDR zur Ge-
schichte der Arbeiterbewegung und zum kommunistischen Widerstand deut-
lich gemacht, daß hier in der Bundesrepublik lange Zeit ein Nachholbedarf
bestand. Eine breitere Erforschung der Arbeiterbewegung, sp�ter dann auch der
allgemeinen Lage der Arbeiterschaft jenseits von Organisationsfragen setzte erst
in den 60er Jahren ein, initiiert u. a. vom »Arbeitskreis f�r moderne Sozialge-
schichte« in Heidelberg unter Werner Conze und durch die Friedrich-Ebert-
Stiftung, die insbesondere Arbeiten zum Arbeiterwiderstand gegen den Natio-
nalsozialismus anregte.

Der »Niedergang« der Republik wurde nun weniger als passiv sich vollzie-
hendes Ereignis im Parteienstreit, verursacht durch das Hochschaukeln der

36 Die Positionen sind beispielhaft vertreten in dem deutsch-englischen Sammelband: Der
»F�hrerstaat«: Mythos und Realit�t, hrsg. Gerhard Hirschfeld u. Lothar Kettenacker, Stutt-
gart 1981.

37 Hans-Ulrich Wehler, Bismarck und der Imperialismus, Kçln 1969; Wolfgang J. Mommsen,
Das Zeitalter des Imperialismus, Frankfurt/M. 1969; zur Wirkung der Fischer-Kontroverse:
Wolfgang J�ger, Historische Forschung und politische Kultur in Deutschland, Gçttingen
1984.
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Extreme von rechts und links gesehen, sondern erschien als gewolltes Ergebnis
einer Politik der Entdemokratisierung, getragen von m�chtigen Wirtschafts-
gruppen. Auf diese Weise vollzog sich ein langsamer Wechsel von einer idea-
listischen zu einer funktionalistischen Staatsauffassung unter den Zeithistori-
kern einer j�ngeren Generation, die sich in ihren Studien zur deutschen Ge-
schichte des 20. Jahrhunderts zunehmend Interessengruppen, Verb�nden und
W�hlerbewegungen zuwandte.38

Im Schnittpunkt von Fachwissenschaft, Didaktik und Politik war die Kon-
troverse um die deutsch-polnischen Schulbuchempfehlungen angesiedelt. Die
Schulbuchempfehlungen und die weiteren deutsch-polnischen Schulbuchkon-
ferenzen brachten neuere Forschungen, insbesondere zur Besatzungspolitik und
zum Widerstand, vielen Lehrern und Lehrerinnen in beiden L�ndern nahe.

[250] und sensibilisierten sie f�r die Folgen, die die nationalsozialistische
Politik f�r die gegenseitige Wahrnehmungsweise noch heute hat.39

Der Umbruch, den Ende der 60er Jahre die Studentenbewegung vollzog und
der auch die Historischen Seminare und die Schulen erfaßte, ist allgemein be-
kannt und sowohl den �lteren als auch den j�ngeren, das Fach repr�sentierenden
Kolleginnen und Kollegen noch in deutlicher, aber nicht immer in »guter« Er-
innerung. Der Durchbruch einer sozialwissenschaftlichen Orientierung in der
Geschichtswissenschaft40 und einer emanzipatorischen Zielsetzung in der Di-
daktik w�re ohne die gesellschaftlichen Ersch�tterungen, ohne den generativen
Einschnitt, von dem die Bundesrepublik getroffen wurde, nicht denkbar gewe-
sen. Obwohl erst durch die politischen Entwicklungen seit Mitte der 60er Jahre
eine praktische Umsetzung ermçglicht wurde, hatte sich die Kritik traditioneller
historischer Bildung wissenschaftlich schon Jahre vorher angek�ndigt. Der

38 Hinsichtlich einer neuen Sichtweise der Weimarer Republik ist hervorzuheben: Industrielles
System und politische Entwicklung in der Weimarer Republik, hrsg. Hans Mommsen u. a.,
D�sseldorf 1974.
Zum Generationswechsel unter den Historikern nimmt unter Bezug auf das eigene Beispiel
einf�hlsam Stellung: Hans-G�nter Zmarzlik, Lebendige Vergangenheit. Eine W�rdigung
Gerhard Ritters, in: Historische Zeitschrift 207, 1968,55 – 74.

39 Empfehlungen f�r Schulbucher der Geschichte und Geographie in der Bundesrepublik
Deutschland und in der Volkrepublik Polen, Braunschweig 1977; Die deutsch-polnischen
Schulbuchempfehlungen in der çffentlichen Diskussion der Bundesrepublik Deutschland.
Eine Dokumentation, Braunschweig 1979. Die deutsch-polnischen Schulbuchkonferenzen
sind dokumentiert in der Schriftenreihe des Georg-Eckert-Instituts f�r Internationale
Schulbuchforschung, Braunschweig, Bd. 22/Iff. ; insbesondere: Zum wissenschaftlichen Er-
trag der deutsch-polnischen Schulbuchkonferenzen der Historiker 1972 – 1987, Braun-
schweig 1988; Zum p�dagogischen Ertrag der deutsch-polnischen Schulbuchkonferenzen
der Historiker 1972 – 1987, Braunschweig 1989.
Die deutsch-israelischen Schulbuchempfehlungen (Braunschweig 1985) wurden dagegen
von den meisten Kultusministerien der L�nder positiv aufgenommen.

40 Hans-Ulrich Wehler, Geschichte als historische Sozialwissenschaft, Frankfurt/M. 1974; die
Gr�ndung der Zeitschrift »Geschichte und Gesellschaft« 1975.
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Bildungssoziologe Ludwig von Friedeburg hatte vor allem den Geschichts-
unterricht daf�r verantwortlich gemacht, daß Jugendliche sich gegen�ber »der
Geschichte« ohnm�chtig f�hlten und keine Mçglichkeiten zu demokratischer
Partizipation sehen w�rden.41 Als Kultusminister in Hessen hat von Friedeburg
diese Kritik dann in den folgenden Jahren praktisch gewendet und den Ge-
schichtsunterricht zum Teilbereich eines neuen Schulfaches »Gesellschaftsleh-
re« gemacht.

Auch in der westdeutschen Geschichtsschreibung wandte man sich nun den
sozialçkonomischen Fundamenten der politischen Entwicklung seit dem Kai-
serreich zu und formte eine eigene Begrifflichkeit aus, die die besondere Orga-
nisation und Aggressivit�t des deutschen Kapitals zum Ausdruck bringen sollte,
ohne damit doch den Positionen der marxistischen Geschichtswissenschaft zu
folgen, die von einer einseitigen Abh�ngigkeit der Politik von der Wirtschaft
ausging.42

Sozialwissenschaftlich orientierte Geschichtsforschung und geschichtsp�d-
agogi- [251] sche Bildung benutzten gleichermaßen Emanzipation als neuen
Zielbegriff.43 Diese �bereinstimmung in der Zielsetzung darf aber nicht dar�ber
hinwegt�uschen, daß Schuldidaktik, die sich herausbildende Universit�tsdiszi-
plin »Geschichtsdidaktik« und die Fachwissenschaft selten gemeinsame Ge-
spr�chsforen schufen, wohl die Didaktiker die Verçffentlichungen der neuen
historischen Sozialwissenschaft zur Kenntnis nahmen, aber umgekehrt die
Fachwissenschaftler sehr viel weniger die Schriften der Didaktiker lasen. Auch in
der Phase, in der die Historiker kritisch den Gang ihrer Wissenschaft �ber-
pr�ften und deren Verh�ltnis zur �ffentlichkeit und herrschenden politischen
Anschauungen untersuchten, nahmen sie nur selten auf fachdidaktische Ver-
çffentlichungen bezug.44

41 Ludwig von Friedeburg/Peter H�bner, Das Geschichtsbild der Jugend, M�nchen 1964.
42 J�rgen Kocka, Klassengesellschaft im Krieg. Deutsche Sozialgeschichte 1914 – 1918, Gçttin-

gen 1973; Heinrich August Winkler (Hrsg.), Organisierter Kapitalismus. Voraussetzungen
und Anf�nge, Gçttingen 1974.

43 Dieter Groh, Kritische Geschichtswissenschaft in emanzipatorischer Absicht. �berlegungen
zur Geschichtswissenschaft als Sozialwissenschaft, Stuttgart 1973; Anette Kuhn, Einf�hrung
in die Didaktik der Geschichte, M�nchen 1974.

44 »Zu dieser Antinomie zwischen Wissenschaftsentwicklung und deren bildungspolitischer
Umsetzung haben das mangelnde Interesse der Fachhistorie an der notwendigen Curricu-
lum-Reform … beigetragen … Das geringe Interesse der Fachhistorie an didaktischen Fra-
gen steht im Wechselverh�ltnis zu dem schlechten Image, das sie bei Bildungsplanern besitzt
… » Hans Mommsen, Die Herausforderung durch die modernen Sozialwissenschaften, in:
Geschichtswissenschaft in Deutschland, hrsg. Bernd Faulenbach, M�nchen 1974, 138 – 146,
hier 139. Geschichtswissenschaftliche und geschichtsdidaktische Positionen finden sich
vereint in: Die Funktion der Geschichte in unserer Zeit, hrsg. Eberhard J�ckel u. Ernst
Weymar, Stuttgart 1975; Klaus Bergmann/Jçrn R�sen (Hrsg.), Geschichtsdidaktik: Theorie
f�r die Praxis, D�sseldorf 1978.
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Der geradezu st�rmische Ausbau der Soziologie schlug sich im Schulbuch-
bereich eher nieder als die Wandlungen, die sich in der Geschichtswissenschaft
vollzogen. Die Rahmenrichtlinien f�r das Integrationsfach Gesellschaftslehre in
Hessen wurden gegen den Protest der �berwiegenden Anzahl auch der j�ngeren,
einer emanzipatorischen Geschichtsschreibung verpflichteten Historiker sowie
der Verb�nde der Historiker und der Geschichtslehrer verabschiedet. In ihrem
historischen Teil steuerte das �bergeordnete Lernziel des »Gegenwartsbezugs«
die Aussagen der Richtlinien; dieses Lernziel gliederte den historischen Zugang
vçllig neu; man nahm Abschied vom �berkommenen chronologischen, nach
L�ndern und Kulturbereichen geordneten Durchgang durch die Geschichte; die
Rahmenrichtlinien gingen von gegenw�rtigen Fragestellungen aus und durch-
k�mmten von hier aus die Geschichte in systematischer Absicht, wo immer sich
dia- oder synchronische Zusammenh�nge zum gestellten Themenkomplex er-
gaben. Dieses Verfahren schuf vçllig neue Lehrb�cher, blieb aber in dieser
scharfen Auspr�gung letztlich regional begrenzt.45 An der Diskussion dar�ber,
ob ein Vergangenheit und Gegenwart, Geschichte, Politik und Soziologie �ber-
greifendes Schulfach »Gesellschaftskunde« akzeptiert oder ab- [252] gelehnt
werden sollte, beteiligten sich fast alle bekannten Geschichtsdidaktiker in der
Bundesrepublik. Der Disput dar�ber f�hrte dazu, daß sich die Ge-
schichtsdidaktiker von neuem der Tatsache bewußt wurden, daß sie viel direkter
als die Fachwissenschaft von aktuellen Bed�rfnissen nach historisch-politischer
Orientierung getroffen wurden und daß sie sich nicht darauf verlassen konnten,
daß die Fachwissenschaft stets Erkenntnisse und Forschungswege anbieten
w�rde, die der Geschichtsdidaktik Antworten auf Herausforderungen bereit-
stellen w�rden, denen der Geschichtsunterricht seitens gesellschaftlicher Insti-
tutionen ausgesetzt war. Sicherlich angeregt und vorangetrieben von Ge-
schichtsdidaktikern, die »Emanzipation« als Leitkategorie historischer Bildung
begriffen, aber keineswegs auf sie beschr�nkt, schufen sich Geschichtsdidaktiker
mit der »Konferenz f�r Geschichtsdidaktik« ein bis heute bestehendes, eigenes
Forum.46

45 Zur Kritik der Rahmenrichtlinien vgl. : Karl-Ernst Jeismann/Erich Kosthorst, Geschichte und
Gesellschaftslehre. Die Stellung der Geschichte in Rahmenrichtlinien f�r die Sekundarstufe I
in Hessen und den Rahmenlehrplanen f�r die Gesamtschulen in Nordrhein-Westfalen – Eine
Kritik, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 24, 1973,261 – 288.

46 Geschichte in der �ffentlichkeit : Tagung der Konferenz f�r Geschichtsdidaktik vom 5. bis
8. Oktober 1977 in Osnabr�ck, hrsg. Wilhelm van Kampen/Hans Georg Kirchhoff, Stuttgart
1977; zu erw�hnen sind auch die Zeitschriften-Neugr�ndungen »Geschichtsdidaktik«, 1976,
»Joumal f�r Geschichte«, 1979; gleichsam das Kompendium der neuen Geschichtsdidaktik
stellt dar das: Handbuch der Geschichtsdidaktik, hrsg. Klaus Bergmann u. a., 2 Bde., D�s-
seldorf 1979; Neuaufl. in einem Bd. 1985; zur weiteren Literatur: Horst Gies/Stefan Spanik,
Bibliographie zur Didaktik des Geschichtsunterrichts, Weinheim 1983; Ulrich Kroll, Biblio-
graphie zur neuen Geschichtsdidaktik, M�nster 1983.
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Auch dort, wo die F�chergrenzen zwischen Geschichte, Geographie und Ge-
sellschaftskunde oder Gemeinschaftskunde erhalten blieben, war der sozialwis-
senschaftliche, emanzipatorische Einfluß sp�rbar.47 �berall orientierten sich
Curricula und Schulbuchdarstellungen an deutlich ausgewiesenen Lernzielen,
die den Stoff in Beziehung setzten zum Vorwissen des Sch�lers und zum ge-
genw�rtigen historischen Bewußtsein. Die Lernzieldefinition entwickelte sich
bis hin zu differenzierten Lernzielkatalogen und verschiedenen Erkenntnisebe-
nen, die im Unterricht anzuzielen sind.48 Im Bestreben, die Inhalte auf die
Ausgangssituation der Sch�ler zu beziehen, gewannen regionale Zug�nge an
Gewicht, suchten die Lehrer nach Quellen, die Bewußtseinslagen der Bevçlke-
rung widerspiegelten. Das Schulbuch als einzige Materialgrundlage des Unter-
richts wurde in den Hintergrund gedr�ngt; insbesondere zum Nationalsozialis-
mus erschien eine nun schon un�bersehbare Zahl von Quellenheften und Un-
terrichtsmodellen. Kaum eine andere Epoche der deutschen Geschichte be-
handeln die Schulb�cher inzwischen so gr�ndlich wie den Nationalsozialismus.
Allerdings besteht in der Praxis weiterhin die Mçglichkeit, andere [253]
Schwerpunkte zu setzen. Genauere Aussagen hierzu sind nicht mçglich, da
entsprechende Unterrichtsforschungen fehlen.49

Die Geschichtsdidaktik hat sich in dieser Phase zweifellos am meisten von
Vorgaben der Wissenschaft gelçst, ja ging ihr in der Suche nach neuen Quel-
lengattungen, nach einem Gegenwartsverst�ndnis vergangener Epochen und
Lebensbereiche zum Teil auch voran.

Es war im wesentlichen die Geschichtsdidaktik, die den Begriff der histori-
schen Identit�t gleichsam neu entdeckte,50 der nun auch in geschichtswissen-
schaftlichen Debatten eine große Rolle spielt und den, ganz gegen die Intentio-
nen der Geschichtsdidaktiker, die f�r »offene Identit�ten« pl�dierten, konser-
vative Historiker mit neu-alten nationalen Inhalten aufladen. »Geschichtsdi-

47 Geschichtsunterricht – Inhalte und Ziele, hrsg. Joachim Rohlfes/Karl-Ernst Jeismann,
Stuttgart 1974.

48 Joachim Rohlfes, Geschichte und ihre Didaktik, Gçttingen 1986; Heinz Dieter Schmid,
Entwurf einer Geschichtsdidaktik der Mittelstufe, in: Geschichte in Wissenschaft und Unter-
richt 21, 1970, 340–363.

49 Weitere Hinweise hierzu: Bernd M�tter/Falk Pingel, Die Ideologie des Nationalsozialismus.
Unterrichtsmodell und Arbeitsbuch f�r die Sekundarstufe II, Bochum 1988; Joachim Rad-
kau, NS-Historie und Sch�lersituation, in: Michael Bosch (Hrsg.), Antisemitismus, Natio-
nalsozialismus und Neonazismus, D�sseldorf 1979, 107 – 130; Der Nationalsozialismus als
didaktisches Problem. Beitr�ge zur Behandlung des NS-Systems und des deutschen Wider-
stands im Unterricht, hrsg. Bundeszentrale f�r politische Bildung, Bonn 1980.

50 Siehe insbesondere die Beitr�ge von Jeismann und R�sen in: Werner Weidenfeld (Hrsg.),
Geschichtsbewußtsein der Deutschen, Kçln 1987; vgl. Werner Weidenfeld (Hrsg.), Die
Identit�t der Deutschen, Bonn 1983; Renate Fricke-Finkelnburg, Literatur zu den Schwer-
punkten Nationale Identit�t – Der Streit um die deutsche Geschichte – Geschichte und
Identit�t, in: Materialen zur politischen Bildung, 1987, 4, 55 – 59.
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daktik« als Universit�tsdisziplin heute begreift weder Unterrichtsmethodik
noch ein vorgegebenes Lernziel wie z. B. »Emanzipation« als ihre zentrale Ka-
tegorie, sondern geht im wesentlichen vom Begriff »Geschichtsbewußtsein« aus.
Historische Erfahrung, ob bewußt oder unbewußt, hat stets Anteil an politischer
Urteilsbildung. Historische Erfahrung als Begr�ndung gegenw�rtiger Haltung
ist aber immer auch subjektiv : Andere machen andere Erfahrungen. So bedarf
es also des Vergleichs.

»Dieser didaktischen Position ist nicht politische Abstinenz, sondern Kl�rung des politischen
Engagements f�r historische Vorstellung zu eigen. Deshalb kann sie �ber das ihr zugrunde
liegende didaktische Paradigma auch verschiedene politische Positionen mit ihren unter-
schiedlichen historischen Perspektiven miteinander ins Gespr�ch bringen, kann den Streit
zwischen ihnen provozieren und zugleich in seinen Bedingungen durchschaubar machen und
also rationalisieren. Insofern entspricht sie einer politischen und gesellschaftlichen Grundver-
fassung, die nicht integral auf Konsens, sondern diskursiv auf Dissens und Kompromiß an-
gelegt ist.«51

Die Geschichtsdidaktik handelt also vom kontrollierten Umgang mit histori-
schen (Vor- )Kenntnissen und Erkenntnissen. Sie sucht nicht nur nach Mitteln,
fachwissenschaftliche Ergebnisse ans Publikum zu bringen, sondern fragt sich
auch, warum die �ffentlichkeit unter den angebotenen Erkenntnissen selek-
[254] tiert, diese bisweilen umformt und neu deutet. Sie ist auch, aber nicht
immer spezifisch adressatenorientiert. Die Arbeitsteilung zwischen Ge-
schichtswissenschaft und Geschichtsdidaktik ist im wesentlichen eine prakti-
sche; sie hat ihren Grund in unterschiedlichen Arbeitsfeldern, sie ist aber keine
grunds�tzliche, von der Struktur der Wissenschaft vorgegebene. Die didakti-
schen Implikationen eines wissenschaftlichen Textes bleiben in der Regel ver-
deckt, w�hrend der Didaktiker gerade reflektieren soll, warum er oder sie his-
torische Erkenntnisse an andere weitergibt. Daß hierzu mehr �berlegungen
notwendig sind, denen sich die Fachwissenschaft oft nicht rechtzeitig stellt, hat
zuletzt der »Historikerstreit« deutlich gemacht. Je mehr aus der �ffentlichkeit
heraus historische Orientierung gefordert wird – oder je mehr solche Forde-
rungen, von wem auch immer, lanciert werden -, desto mehr werden Ge-
schichtsdidaktik und Geschichtswissenschaft sp�ren, wie sehr sie aufeinander
angewiesen sind.52 Erich Weniger hatte eine von der Geschichtswissenschaft

51 Karl-Ernst Jeismann, Positionen der Geschichtsdidaktik, in: Geschichtsunterricht und Ge-
schichtsdidaktik (Anm. 1), 171 – 185, hier 181.

52 Zur ausf�hrlichen theoretischen Grundlegung vgl. : Jçrn R�sen, Historische Vernunft: die
Grundlagen der Geschichtswissenschaft, Gçttingen 1983; Klaus Bergmann, Geschichtswis-
senschaft als Sozialwissenschaft ; Karl-Ernst Jeismann, »Geschichtsbewußtsein«. �berle-
gungen zur zentralen Kategorie der Geschichtsdidaktik, beide in: Hans S�ßmuth (Hrsg.),
Geschichtsdidaktische Positionen, Paderborn 1980, 17 – 47 bzw. 179 – 222; Peter Wende,
Historische Wissenschaft und Didaktik der Geschichte, in: Geschichte in Wissenschaft und
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getrennte Geschichtsdidaktik ausgebildet, da sich die Fachwissenschaft ganz
�berwiegend einer demokratischen Volksbildung in historischer Absicht ver-
schloß. Die Differenz in den Bildungszielen beider Disziplinen ist seit Gr�ndung
der Bundesrepublik weitgehend �berwunden; gleichwohl hat die Geschichts-
didaktik zum Prozeß der Geschichtsvermittlung und zum Interesse an Ge-
schichte so beachtenswerte und eigenst�ndige Ergebnisse vorgelegt, daß die
historisch gewachsene Trennung beider Disziplinen auch nach der Zusam-
menlegung von P�dagogischen Hochschulen und Universit�ten in vielen Bun-
desl�ndern nicht r�ckg�ngig gemacht werden sollte, da dies praktisch die Auf-
lçsung der Geschichtsdidaktik zur Folge h�tte.

III.

Die Wandlungseuphorie ist inzwischen deutlich ged�mpft, die Mçglichkeiten
neuer Lernzielbestimmungen und Verhaltens�nderungen werden skeptischer
beurteilt.53 Die Schulbuchverlage und -autoren suchen nach Wegen, die er- [255]
reichte inhaltliche und methodische �ffnung zu bewahren, ohne jedoch den
chronologischen Durchgang durch die Geschichte aufzugeben. »Wissensveran-
kerungen«, auch Zahlenger�ste zur Orientierung sind wieder gefragt. Dennoch
bleiben Quelleninterpretation und Lernzielorientierung wichtige Vorausset-
zungen der Curricula und Schulbuchdarstellungen. Auch darf nicht vergessen
werden, daß die sozialwissenschaftliche Ausrichtung der Didaktik, die aktive
Partizipationsbereitschaft bei Sch�lern entwickeln mçchte, zwar eine wichtige
Strçmung innerhalb der neueren Geschichtsdidaktik darstellt, aber nicht �berall
in gleicher Weise sich hat verbreiten kçnnen. So sind viele Vertreter der Ge-
schichtsdidaktik an s�ddeutschen Universit�ten und P�dagogischen Hoch-
schulen (die in Baden-W�rttemberg weiter bestehen) weiterhin st�rker an
geisteswissenschaftlichen Konzeptionen und Unterrichtsmethodiken interes-
siert.54

Neuere Geschichtsb�cher trennen in der Regel deutlich zwischen Autoren-
darstellung und Quellenteil. Letzterer soll Sch�ler und Sch�lerinnen zu eigener
Interpretation f�hren und die Ausbildung eines selbst�ndigen historischen Ur-

Unterricht 26, 1975,381 – 397; Falk Pingel, Geschichte in Forschung und Unterricht – di-
daktische Implikationen des Konzepts einer historischen Sozialwissenschaft, in: Theorie f�r
die Praxis (Anm. 44), 31 – 56.

53 Die Zeitschrift »Geschichtsdidaktik« wurde 1987 eingestellt und ersetzt durch die mehr
unterrichtspraktisch angelegte Zeitschrift »Geschichte lernen«. Auch in Hessen hat sich die
Situation ge�ndert: Hans-Jobst Krautheim, Zwischen historischer Aufkl�rung und bil-
dungspolitischer Resignation – Anmerkungen zum hessischen Rahmenplan Geschichte f�r
die Oberstufe, in: Geschichtsdidaktik, 11, 1986, 290–299.

54 Walter F�rnrohr, Ans�tze einer problemorientierten Geschichtsdidaktik, Bamberg 1978.
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teils fordern in der Auseinandersetzung mit Aussagen aus unterschiedlichen
politischen Lagern, sozialen Schichten und geschichtswissenschaftlichen Inter-
pretationen. Die breite Diskussion �ber die Standortgebundenheit historischen
Wissens aus den 70er Jahren hat hier Standards geschaffen, die vermutlich
weiterhin Bestand haben werden. Nicht zuletzt der wachsende Anteil ausl�ndi-
scher Sch�ler und Sch�lerinnen hat dazu gef�hrt, daß außereurop�ische Kultu-
ren starker gew�rdigt werden, daß insbesondere die Dritte Welt, wenn auch vor
allem deren Probleme, ausf�hrlich behandelt wird. Dadurch hat insgesamt der
Anteil der Zeitgeschichte zugenommen. Zwar sind unsere B�cher weiterhin
eurozentristisch, nimmt die deutsche Nationalgeschichte nach wie vor den
meisten Raum ein, doch haben allgemeine Gesichtspunkte der europ�ischen
und der Weltentwicklung an Bedeutung zugenommen und erhalten struktu-
rierende Kraft f�r die Anlage der einzelnen Kapitel und der leitenden Frage-
stellungen. Bei der Aufschließung neuer Inhalte, z. B. der Frage nach Umwelt-
belastungen unter historischer Perspektive, kann die Geschichtsdidaktik nicht
unbedingt auf Vorarbeiten der Fachwissenschaften zur�ckgreifen; hier be-
fruchten sich vielmehr beide gegenseitig.55 Gerade hinsichtlich der �ffnung des
Interesses f�r andere kulturelle R�ume zeigt sich die Fachwissenschaft relativ
schwerf�llig, so daß es hier f�r die Geschichtsdidaktiker nicht leicht ist, �ber-
sichtliche Texte und Materialien zu finden. Die Schwerpunkte auch der zeitge-
schichtlichen Forschung in der Bundesrepublik sind weiterhin auf Europa, al-
lerdings einschließlich Osteuropas, ausgerichtet. Die Geschichte Afrikas oder
des asiatischen Raums gehçrt zwar zu den Standardthemen moderner Schul-
geschichtsb�cher, [256] aber keineswegs zum Vorlesungs- und Seminarkanon
des Lehrerstudiums an den Universit�ten.

Vielleicht kommt in der Praxis der Geschichtsunterricht weiterhin kaum �ber
das Datum 1945 hinaus. Allerdings werden zumindest in den politikwissen-
schaftlichen Anteilen des Unterrichts auch die politischen, çkonomischen und
sozialen Bereiche der Bundesrepublik und der DDR vergleichend behandelt. Die
Geschichtsb�cher widmen der Entwicklung in beiden Staaten betr�chtlichen
Platz. �hnlich scharfe Kontroversen wie zum Nationalsozialismus haben sich
hinsichtlich der Darstellung der Bundesrepublik und der DDR weder in der
Didaktik noch in der Wissenschaft entwickelt. Relativ unangefochten hat sich
heute ein im wesentlichen sachlich und n�chtern argumentierender System-
vergleich durchgesetzt, der sich inzwischen nicht mehr nur vornehmlich an
Materialien aus der aktuellen Berichterstattung orientieren muß, sondern auch
auf wissenschaftliche Standardwerke zur�ckgreifen kann.56

55 Historische �kologie und �kologisches Lernen im historisch-politischen Unterricht, hrsg.
Paul Leidinger, Paderbom 1986.

56 Deutschlandbild und Deutsche Frage in den historischen, geographischen und sozialwis-
senschaftlichen Unterrichtswerken der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen
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Da das »Betroffenheitsargument« in der Geschichtsdidaktik eine nun schon
traditionelle Rolle spielt, wurden hier die Nachteile einer strukturellen, ab-
strakten Argumentationsweise schon fr�h gesehen und die Diskussion um das
Verh�ltnis von Struktur- und Ereignisgeschichte, von Erz�hlung und Beschrei-
bung gefçrdert.57 Lutz Niethammer hat mit seinen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern in einem breit angelegten Forschungsprojekt erstmals Erfah-
rungsstrukturen, die Faschismus, Weimarer Republik und Bundesrepublik
gleichermaßen umgreifen, dargestellt und Beispiele daf�r geliefert, wie fragil das
Verst�ndnis von Diktatur oder Demokratie sein kann, wie nachhaltig materielle
Lagen, individuelle Lebenszyklen systempolitische Kategorien durchschlagen,
wie wenig die Periodisierungen, nach denen Geschichtswissenschaft und Ge-
schichtsbuchdarstellung vorgehen, die Geschichtserfahrungen breiter Bevçl-
kerungsteile treffen.58 Unter den Didaktikern versucht Bodo von Borries, Inhalte
und Ordnungskategorien des historischen Bewußtseins bei Erwachsenen, ins-
beson- [257] dere Lehrern und Lehrerinnen, und bei Sch�lern darzustellen.59

Nimmt man die Forschungen beider ernst, so muß man daran zweifeln, ob ein
zweist�ndiger Geschichtsunterricht Erfahrungs- und Kommunikationsmuster
aufbrechen kann, die sich offensichtlich im wesentlichen außerhalb des Unter-
richts ausbilden.

Gegenw�rtig wird die Diskussion um Vergangenheit und Zukunft und wohl
auch die konkrete Ausformung des historischen Bewußtseins von gegens�tzli-
chen Tendenzen bestimmt, mit denen sich Wissenschaft und Didaktik glei-
chermaßen auseinandersetzen m�ssen. Viele werden sich bewußt, daß durch
vergangene und in der Gegenwart anhaltende Belastungen Zukunft gef�hrdet ist.
Das bezieht sich auf Weltfrieden, R�stung und Abr�stung, Umweltschaden
durch Risikotechniken wie Gentechnologie und Atomwirtschaft. Hier ist mehr

Demokratischen Republik von 1949 bis in die 80er Jahre, hrsg. Wolfgang Jacobmeyer,
Braunschweig 1986; Christoph Kleßmann, Die doppelte Staatsgr�ndung: deutsche Ge-
schichte 1945 – 1955, Bonn 1982; ders., Zwei Staaten, eine Nation: deutsche Geschichte
1955 – 1970, Bonn 1988; Dietrich Staritz, Geschichte der DDR: 1949 – 1985, Frankfurt/M.
1985.

57 Persçnlichkeit und Struktur in der Geschichte. Historische Bestandsaufnahme und didakti-
sche Implikationen, hrsg. Michael Bosch, D�sseldorf 1977; Siegfried Quandt/Hans S�ßmuth
(Hrsg.), Historisches Erz�hlen, Gçttingen 1982; Reinhart Kosellek/Wolf-Dieter Stempel
(Hrsg.), Geschichte, Ereignis und Erz�hlung, M�nchen 1973; J�rgen Kocka/Thomas Nip-
perdey (Hrsg.), Theorie und Erz�hlung in der Geschichte, M�nchen 1979.

58 Lutz Niethammer (Hrsg.), »Die Jahre weiß man nicht, wo man die heute hinsetzen soll.«
Faschismuserfahrungen im Ruhrgebiet, Berlin, Bonn 1983; ders. (Hrsg.), »Hinterher merkt
man, daß es richtig war, daß es schief gegangen ist.« Nachkriegserfahrungen im Ruhrgebiet,
Berlin, Bonn 1983; ders. u. Alexander von Plato (Hrsg.), »Wir kriegen jetzt andere Zeiten.«
Auf der Suche nach der Erfahrung des Volkes in nachfaschistischen L�ndern, Berlin, Bonn
1985.

59 Bodo von Borries, Geschichtslernen und Geschichtsbewußtsein: empirische Erkundungen
zu Erwerb und Gebrauch von Historie, Stuttgart 1988.

Geschichte unserer Zeit – Zeit f�r Geschichte? 289



Partizipation, mehr Einsicht darin gefordert, wie wir selbst diese Zust�nde
herbeigef�hrt haben, um nach Mitteln zu sinnen, den Gef�hrdungen zu ent-
kommen, die wir in der Vergangenheit geschaffen haben. Die Europ�ische Ge-
meinschaft w�chst wirtschaftlich immer mehr zusammen; die Politiker folgen,
indem sie geradezu zwangsl�ufig die politischen und sozialen Bindungen enger
gestalten. Mehr Internationalit�t, auch im kulturellen Sinne und im Bildungs-
wesen, ist gefordert. Die europ�ische Dimension der Geschichte ist bereits heute
ein Schlagwort in den L�ndern der Gemeinschaft, das der Geschichtsunterricht
allerdings erst noch einlçsen muß. Dabei wird zunehmend erkennbar, daß die-
ses Europa nicht auf seinen westlichen Teil beschr�nkt sein wird; die vom Kalten
Krieg gezogenen Grenzen lockern sich.

Dem Erfordernis nach mehr Internationalit�t, kritischem Zukunftsbewußt-
sein stehen jedoch Trends entgegen, die enges Nationalbewußtsein fordern und
sich einer produktiven Auseinandersetzung mit anderen kulturellen Traditionen
verschließen. Zukunftsprobleme, unsichere soziale Lagen, die Auflçsung bisher
g�ltiger Karrieremuster gerade f�r die gut ausgebildete Jugend f�hren zu Ver-
unsicherung in der nachwachsenden Generation, deren Interessenlage und
deren Fragen geschichtsdidaktische Konzepte oft nicht mehr treffen, die unter
ganz anderen Zukunftshoffnungen und anderen Streitpunkten zwischen den
Generationen entwickelt worden sind. Auch die »deutsche Frage« wird ange-
sichts der ideologischen und politischen Reformen im Ostblock unter neuen
Gesichtspunkten gesehen. Nationale rechthaberische Tone, die an die relativ
kurze, seit 1945 unterbrochene Kontinuit�t nationalstaatlicher Einheit in
Deutschland ankn�pfen wollen, mischen sich mit Europa-Bezogenheit und
Eintreten f�r �bernationale Organisationen. Emanzipation und Identit�t liegen
nah beieinander, kçnnen aber auch in un�berwindliche Widerspr�che treten,
wie der Erfolg der »Republikaner« gerade bei den Jungw�hlern deutlich macht.
Wie [258] weit die Deutung des Nationalsozialismus zentral bleibt in der Aus-
einandersetzung um die deutsche Geschichte, um ihre Einordnung in interna-
tionale Entwicklungen, hat der Historikerstreit noch einmal gezeigt. Er war im
wesentlichen ein Streit um das Geschichtsbewußtsein, nicht um die historische
Faktenlage.

Zukunftsbilder, ob Horrorvisionen oder Utopien einer heilen Welt, speisen
sich auch aus dem Vergleich mit dem, was war und ist. In dem Maße, wie die
Zukunft umstrittener werden wird, wird die Kontroverse um die Vergangenheit
zunehmen.
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Geschichte in Forschung und Unterricht –
didaktische Implikationen des Konzepts einer
historischen Sozialwissenschaft*

»Wozu noch Historie?« »Warum sollen Sch�ler Geschichte lernen?« Fragen von
Geschichtswissenschaftlern und -didaktikern auf Kongressen und in Fachzeit-
schriften. Die Fragen blieben nicht ungehçrt.1 Oft wissen ihre Urheber selbst
eine Antwort. Nicht eigene Hilflosigkeit, Historie zu treiben, ohne zu wissen
»Wozu?«, nicht eine desorientierte Anspruchslosigkeit, Geschichte zu lehren,
ohne sich sicher zu sein, warum sie gelernt werden sollte, waren der Anlaß zu
diesen Fragen. Wissenschaftler und Didaktiker stellten sie sich selbst, weil sie
ihnen von anderen gestellt wurden, die dar�ber zu entscheiden hatten, mit
welchen Ressourcen im Fach Geschichte wissenschaftlich geforscht und schul-
m�ßig unterrichtet werden sollte.

Als der Schulunterricht in Geschichte durch die neuen F�cher Politik/Ge-
sellschaftskunde in Frage gestellt wurde, mußte die Funktion von Schulfach und
Universit�tswissenschaft gleichermaßen neu begr�ndet werden. Ohne daß sich
Didaktiker und Wissenschaftler hier�ber immer klar waren, zeigten ihre Re-
aktionen auf die Bedrohung des Schulfaches, daß Geschichtsdidaktik und Ge-
schichtswissenschaft aufeinander bezogen, daß die Funktionen der einen nicht
ohne die der anderen bestimmbar sind. Die Eigenst�ndigkeitsthese (der Di-
daktik gegen�ber der zugrunde liegenden Wissenschaft oder umgekehrt) war
praktisch hinf�llig geworden, bevor die Beantwortung der Wozu- und Warum-
Fragen dazu f�hrte, daß sie auch explizit in der fachwissenschaftlich-fachdi-
daktischen Analyse f�r obsolet erkl�rt wurde.2

Im Legitimationszwang von Forschung und Unterricht verschoben sich nun
nicht nur die Grenzen zwischen Fachdidaktik und Fachwissenschaft, es wurde

* Zuerst verçffentlicht in: Klaus Bergmann/Jçrn R�sen (Hg.), Geschichtsdidaktik: Theorie f�r
die Praxis, D�sseldorf: Schwann (1978), 31 – 56.

1 Koselleck, Wozu noch Historie? in: HZ, 1971; Bergmann, Warum sollen Sch�ler Geschichte
lernen? in: Geschichtsdidaktik, 1976; Scheel, Rede auf dem 31. Historikertag, in: Geschichte/
Politik und ihre Didaktik, 1976.

2 M�tter, Die These von der »Eigenst�ndigkeit«…, in: GWU, 1976; Wende, Historische Wis-
senschaft und Didaktik der Geschichte, in: GWU, 1975.



unklar, wo sie �berhaupt zu ziehen sind.3 Die Unsicherheit wurde verst�rkt, da
die Geschichtswissenschaft sich selbst im Wandel befindet. Seitdem zunehmend
die Verbindung mit den Sozialwissenschaften – insbesondere der �konomie und
der Soziologie – gesucht wird, n�hert sich der Fachwissenschaftler offenbar
Fragestellungen, mit denen sich der Didaktiker ohnehin besch�ftigt. Es wird
erkennbar, daß die Entwicklung in dem einen den Fortgang im anderen Gebiet
nicht unbeeinflußt lassen wird. Hierf�r setzt schon die Wissenschaftsgeschichte
beider Gebiete ein deutliches Zeichen.
[32]

Schulregiment und Unterrichtende sahen im 19. Jahrhundert die didaktische
Aufgabe vor allem in der Erstellung von Unterrichtsverfahren, die eine Selektion
des Stoffes auf einen dem Sch�ler angemessenen Begriffsapparat und entspre-
chend seiner Ged�chtnisleistung ermçglichen sollten. Die im Geschichtsunter-
richt intendierte historische Bildung konnte zwar weniger Ziele erreichen, als die
Fachwissenschaft zu vermitteln in der Lage war, aber nicht andere. Die Erz�h-
lung von Ereignisabfolgen und deren Wiederholung durch die Sch�ler stand im
Vordergrund des Unterrichts. Die eigenst�ndige Verkn�pfung von Ereignissen
nach systematischen Gesichtspunkten wurde allenfalls in Ans�tzen im Gym-
nasium, nicht aber in den Volks- und Realschulen gefordert.4 Noch im Lehrbuch
von Bernheim (1894) sind didaktische Funktion des Unterrichts und Aussage-
gehalt der Geschichtsschreibung gleichgerichtet: so wird die patriotische Ge-
schichtsschreibung dem vom Schulregiment geforderten patriotischen Unter-
richt gerecht. Die Entwicklung der Geschichtsauffassung in der Menschheits-
geschichte spiegelt sich in der Entwicklung der kindlichen Auffassungsf�higkeit
f�r historische Erkl�rungen wider : »rein« stoffliche Erz�hlung, »Belehrung«
durch Erz�hlung (»als Beispiel und Vorbild f�r politisches Verhalten, f�r Va-
terlandsliebe, Moral, Religion, Humanit�t«) und schließlich die Thematisierung
von Entwicklungszusammenhangen bilden je f�r sich eine einheitliche Stufe der
Geschichtsschreibung, der didaktischen Aufgabe und des jugendlichen Er-
kenntnisvermçgens. Wissenschaftlich kontroverse Gegenst�nde sollten im Un-
terricht nicht behandelt werden. Sozialgeschichtliche Begriffe sind offenbar
kaum verwandt worden.5

3 Zu den unterschiedlichen Positionen: Geschichtsunterricht – Inhalte und Ziele, 1974; Ge-
schichtsdidaktik und Curriculumentwicklung, 1974; Die Funktion der Geschichte in unserer
Zeit, 1975; F�rnrohr/Timmermann, Geschichtsdidaktisches Studium, 1972.

4 Neigebaur, Die preußischen Gymnasien, 1835; Deutsche Schulgesetzgebung, Bd. 1, insb.
Regulativ d. preuß. Unterrichtsministers v. 30. 10. 1854; Bernheim, Lehrbuch der histori-
schen Methode, 1889 und 1894.

5 Die Erl�uterung solcher Verh�ltnisse wie »Privat- und Gemeinbesitz, Markgenossenschaft,
Dreifelderwirtschaft, Aktiv- und Passivhandel, Natural- und Geldwirtschaft, Geschlechter-
verfassung, Grundherrschaft, soziale Schichtung usw., Begriffen und Dingen, die selbst f�r
den Durchschnittsstudenten schwer zu [53] erfassen sind, ja bei den Forschern verschie-
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Erst als sich um die Jahrhundertwende eine umfassendere Vorstellung von
»politischer Bildung« heraussch�lte, die die Interessenkonflikte der Gesellschaft
des industrialisierten Kaiserreichs – wenn auch harmonisierend – aufgreifen
sollte, erweiterte sich der Bildungsbegriff der Geschichtsdidaktik, ohne an eine
gleiche Entwicklung in den Hauptstrçmungen der Fachwissenschaft zur�ck-
greifen oder gar auf eine neue Wissenschaft von der Politik Bezug nehmen zu
kçnnen. »Die Didaktik der Vorkriegszeit hatte als wichtigstes Ergebnis die
Wendung zur Gegenwart, den Ausgang vom Verst�ndnis der heutigen Zeit ge-
wonnen.«6 »Die Demokratisierung des çffentlichen Lebens« (Weniger) erfor-
derte eine neue, »staatsb�rgerliche« Erziehung, an der der Geschichtsunterricht
den grçßten Anteil haben sollte. Weil die Geschichtswissenschaft an der Uni-
versit�t in ihrer vorherrschenden Auspr�gung diesen erweiterten erzieherischen
Aufgaben – insbesondere unter der republikanischen Verfassung – nicht gerecht
wurde, entwickelte sich eine Geschichtsdidaktik, die ihre wesentlichen Zielset-
zungen nicht mehr aus der fachwissenschaftlichen Forschung glaubte ziehen zu
[33] kçnnen und einen eigenen geschichtsp�dagogischen Ansatz entwarf.7 �ber
die Erziehungsziele des Geschichtsunterrichts ließ sich nach Weniger nicht
durch die Wissenschaft entscheiden, ebenso wenig, wie diese selbst �ber die
konkurrierenden Richtungen »politische« oder »Kulturgeschichte« entscheiden
konnte. Unterricht und Wissenschaft wurden hier auf Fragen verwiesen, »die der
Wissenschaft selbst transzendent sind«. »Der Geschichtsunterricht ist hier also
nicht von der Geschichtswissenschaft abh�ngig … Leben und Lebenserfahrung,
die Aufgaben und Forderungen des Tages, konkrete Situationen und dahinter
letzte weltanschauliche �berzeugungen begr�nden die Stellungnahme« (We-
niger 1926, S.118). Wo gesellschaftliche Interessengruppen im demokratisch
legitimierten und historisch begr�ndeten Streit liegen, kann die Geschichts-
wissenschaft zwar Stellung beziehen, aber nicht mehr entscheiden. Die Objek-
tivit�t des Geschichtsunterrichts ist eine »p�dagogische«, indem der Unterricht
die geschichtlich begr�ndeten, miteinander streitenden Stellungnahmen zur
Geltung bringt. »Der Sinn der çffentlichen Staatsschule besteht nicht darin, daß
sie ein spezifisch politisches Bildungsideal enthalten m�ßte, sondern daß eine
Gelegenheit da sei, wo die M�chte, die um den Staat, um Kultur und Volk ringen,
sich auch erzieherisch auswirken kçnnen. Das Wesen der Staatsschule liegt also
in ihrem p�dagogischen Charakter begr�ndet, der die Einheit des erzieherischen

dener Auffassungen unterliegen«, h�lt Bernheim in der gymnasialen Oberstufe f�r zu
schwierig. Bernheim, Geschichtsunterricht und Geschichtswissenschaft, in: Neue Bahnen,
1899, S. 295.

6 Weniger, Die Theorie des Geschichtsunterrichts, in: Die Erziehung 1925/6, S.159.
7 Nohl, Die Geschichte in der Schule, in: P�dagogisches Zentralblatt, 1924; Weniger, Die

Grundlagen des Geschichtsunterrichts, 1926; ders., Didaktik als Bildungslehre, in: Hand-
buch der P�dagogik, 1930.
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Willens gegen�ber allen M�chten des Lebens, auch gegen�ber dem bestehenden
Staat und dem Politisch-Nationalen sicherstellt« (Weniger 1926, S. 242). In der
materiell nicht mehr faßbaren »Einheit des erzieherischen Willens« jenseits
unterschiedlicher Orientierungen besteht der Fixpunkt der Bildungsdidaktik
von Weniger. In der Weimarer Republik konnte sich dieser Ansatz zwar in der
Volksschulbildung durchsetzen, fand aber kaum Eingang in die konservative
Gymnasiallehrerschaft.8 Erst nach dem Zusammenbruch des Nationalsozialis-
mus erkannte auch die Fachwissenschaft die Geschichtsdidaktik als geistes-
wissenschaftliche P�dagogik im Grunde mit den Pr�missen an, unter denen sie
in der Weimarer Republik entwickelt worden war.9 Dann brachte zum Ende der
60er Jahre eine Gesellschaftsanalyse, die im wesentlichen weder der Arbeitser-
gebnisse der traditionellen Geschichtswissenschaft noch der »eigenst�ndigen«
Geschichtsdidaktik bedurfte, beide zu einer Revision ihrer Fragestellungen und
Arbeitsmethoden, die die Zeit der Wozu- und Warum-Fragen einleitete.

Sind diese Fragen nun zu der einen verschmolzen: »Warum besch�ftigen wir
uns �berhaupt mit der Geschichte, warum ist sie Gegenstand von Lehre und
Forschung, Wissenschaft und Unterricht?« Es gibt Antworten, die vermuten
lassen, daß dies die Leitfrage gemeinsamer �berlegungen von Geschichtsdi-
daktikern und -wissenschaftlern wurde.10 Damit wird [34] von einem einheit-
lichen Begr�ndungszusammenhang von Forschung und Unterricht ausgegan-
gen, der weiterer Konkretisierung bedarf.

I.

»Nun hege ich die Vermutung, daß �ber die Didaktik der Geschichte sinnvoll nur
gesprochen werden kann, wenn die Historie als Wissenschaft ihre eigenen
theoretischen Pr�missen aufdeckt.«11 Koselleck st�tzt seine Vermutung im fol-
genden darauf, daß die Auswahl und die Strukturierung der Fakten auf theo-
retische Zugriffe mit funktionaler Bestimmung verweisen w�rde (wozu w�hle
ich diese Fakten aus, in welchen systematischen Zusammenhang stelle ich sie,

8 Zur konservativen Grundhaltung und anderen, hier nicht besprochenen Neuans�tzen s.
Huhn, Politische Geschichtsdidaktik, 1975, S. 118 ff. Vgl. auch die Rezension von Wenigers
Buch durch Friedrich, in: Vergangenheit und Gegenwart, 17, 1927, S. 443 ff.

9 Auch wenn der Titel anderes suggeriert: Weniger, Neue Wege im Geschichtsunterricht, 1947;
Huhn, a.a.O., S. 14 ff.

10 Kocka, Zu einigen sozialen Funktionen der Geschichtswissenschaft, in: Geschichte und
Sozialwissenschaft, 1972; Mommsen, Gesellschaftliche Bedingtheit und gesellschaftliche
Relevanz historischer Aussagen, in: Die Funktion der Geschichte in unserer Zeit, 1975.

11 Koselleck, �ber die Theoriebed�rftigkeit der Geschichtswissenschaft, in: Geschichte und
Sozialwissenschaft, S. 31; s. a. Schmitz, Geschichtslogik und Geschichtsdidaktik, in: GWU
1874.
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mit welcher Zielvorstellung strukturiere ich sie?), die als didaktische Zielvor-
stellungen in anderem Zusammenhang wieder auftauchen w�rden.

Folgen wir dieser Voraussetzung, dann werden wir nicht mehr allgemein �ber
die Geschichtswissenschaft sprechen, wenn wir ihr Verh�ltnis zur Didaktik
bestimmen wollen, sondern von einer nach bestimmten Erkl�rungsprinzipien
vorgehenden, da hiervon gerade das Verh�ltnis zur Didaktik abzuh�ngen
scheint.

Die gegenw�rtig vorherrschende Antwort, die die Fachwissenschaft auf die
Herausforderung von politischen Instanzen und Vertretern der Fachdidaktik
gibt, ist das Konzept der Geschichtswissenschaft als einer historischen Sozial-
wissenschaft.

Jemandem, dem die Entwicklung unserer Wissenschaft fremd ist, muß es
ebenso fremd erscheinen, warum die Geschichtswissenschaft nicht ohnehin
unter die Sozialwissenschaft gez�hlt w�rde und folglich mit diesem Konzept
neue, bisher vernachl�ssigte Fragestellungen und Methoden aufgeschlossen
werden sollten. Tats�chlich muß auch der Geschichtswissenschaftler feststellen,
daß vom Gegenstand her eine Abgrenzung nicht mçglich. ist.12 Wenn wir als
Gegenstand der Sozialwissenschaften solche Verh�ltnisse bezeichnen, die die
Menschen untereinander in der Regelung von Produktion und Reproduktion
eingehen, selbst bilden und nicht als naturw�chsige vorfinden, so untersucht die
Geschichtswissenschaft an diesen Verh�ltnissen die Struktur ihrer Entwicklung.
»Geschichte als Sozialwissenschaft« ist damit weder gleichzusetzen mit »So-
ziologie« noch. »Sozialgeschichte«. Der Gegenstandsbereich. der Sozialge-
schichte ist enger ; er bezieht sich. auf spezielle Lebensverh�ltnisse, die seit dem
letzten Jahrhundert die »socialen« in Abgrenzung gegen traditionell-staatliche,
politische Institutionen genannt werden.13 Der Gegenstandsbereich der Sozio-
logie ist insofern weiter, als zu ihm nicht notwendig das Kriterium »historisch«
gehçrt. Der Versuch, aus solchen Abgrenzungen, die Aspekte ein und derselben
Sache herausstellen sollen, methodische Ausschließlich- [35] keitskriterien zu
formulieren, die nur auf einen Bereich anzuwenden sind, ist wissenschafts-
praktisch wohl nie gelungen.

Um die Spannung zwischen Geschichts- und Sozialwissenschaft zu erkl�ren,
muß der Geschichtswissenschaftler selbst historisch vorgehen. �hnlich wie die
Geschichtsdidaktik sich von der ihr zugrunde liegenden Wissenschaft entfernte,
bildete sich neben der Geschichtswissenschaft eine Wissenschaft von den so-

12 Wehler, Soziologie und Geschichte, in: Soziologie und Sozialgeschichte, 1973; Schulze, So-
ziologie und Geschichtswissenschaft :, 1974; Kocka, Sozialgeschichte Strukturgeschichte –
Gesellschaftsgeschichte, in: Archiv f�r Sozialgeschichte, 1975.

13 Pankoke, Sociale Bewegung – sociale Frage – sociale Politik, 1970. Pankoke weist nach-
dr�cklich darauf hin, daß empirisch-analytische und historisch-hermeneutische Verfahren
in der neuen Wissenschaft verbunden waren.
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zialen Kr�ften heraus, weil die Geschichtswissenschaft in ihrer vorherrschenden
Auspr�gung zumal in Deutschland die mit der Industrialisierung wachsenden
Kr�fte außerhalb der traditionellen staatlichen Herrschaftsorgane nicht als ge-
schichtswirksame anerkannte. Damit bildeten diese Teile der Gesellschaft, die
f�r außerordentlich geschichtswirksam erkl�rt wurden, ein Kriterium der
Scheidung zwischen Geschichtswissenschaft und Sozialwissenschaft. Wandte
sich die Geschichtswissenschaft soweit sie mit der Neuzeit befaßt war – vor-
nehmlich den Nationalstaaten und ihren politischen Leitern oder Gr�ndern als
den entscheidenden Einheiten der historischen Entwicklung zu, so nahmen die
entstehenden Sozialwissenschaften mit Beginn des 19. Jahrhunderts die Analyse
der kapitalistischen Produktionsweise und hierbei insbesondere der Lebens-
verh�ltnisse und Entwicklungschancen der wachsenden Industriearbeiterschaft
auf, um die Faktoren der gesellschaftlichen Entwicklung in den Griff zu be-
kommen. Am Anfang der Trennung stand also nicht eine methodische Differenz,
sondern eine unterschiedliche Auffassung �ber die tragenden Kr�fte der his-
torischen Bewegung, und zwar der zeitgençssischen. Erst aus dieser unter-
schiedlichen Auffassung bildete sich ein unterschiedliches Methodenbewußt-
sein heraus, das schließlich in der Rickertschen Theorie die Geschichtswissen-
schaft darauf verpflichtete, das historische Geschehen in seiner ber�hmt ge-
wordenen Einmaligkeit zu analysieren und damit zu leugnen, daß es im Zu-
sammenhang seiner Einmaligkeit dennoch Regeln der Entwicklung in sich
tragen kçnne, die der zentrale Gegenstand der Geschichtswissenschaft seien.
Vollst�ndig eingelçst wurde diese Theorie nie, sie rechtfertigte allerdings eine
Beschr�nkung der historischen Analyse auf traditionelle Individualit�ten wie
Staat und politische Persçnlichkeiten und gab damit der Abgrenzung gegen die
Bewegungsanalyse der sozial-çkonomischen Kr�fte, die mit dem Marx-Engel-
schen Werk ihren Hçhepunkt und in der Bildung der sozialistischen Arbeiter-
bewegung ihr politisches Organ gefunden hatte, ihre wissenschaftstheoretische
Begr�ndung. Eben in dem Maße, in dem die Geschichtswissenschaft von der
traditionellen Gesellschaftsanalyse abr�ckt, wird sie die Verbindung zu der ihr
unterlegten geisteswissenschaftlichen Theorie aufgeben und sich auch theore-
tisch in die Sozialwissenschaften integrieren lassen.

Fassen wir die wesentlichen Bestimmungen der Geschichtswissenschaft als
[36] einer historischen Sozialwissenschaft zusammen: In der allgemeinen
Analyse geschichtlicher Entwicklung wendet sie sich besonders den Handlungen
der jeweiligen menschlichen Tr�gergruppen (Arbeiterschaft/Unternehmer und
deren Organisationen zum Beispiel) zu und versucht, deren Handlungschancen
und Handlungseinfl�sse auf den geschichtlichen Verlauf zu bestimmen. Hierbei
besteht das wesentliche Merkmal der historischen Vorgehensweise darin, solche
Faktoren auszumachen, die – indem sie Entwicklungsbedingungen angeben –
sich mit fortschreitender Entwicklung in ihrem Bedingungscharakter selbst
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ver�ndern und somit als Leit- oder Nebenfaktoren stets eine zeitlich beschr�nkte
Funktion haben. Die sozialen Kr�fte, die der Historiker benennt, sind zugleich
Objekt und Subjekt der gesellschaftlichen Ver�nderungen. Das subjektive In-
teresse an der Ver�nderung wird in der sozialwissenschaftlichen Erkl�rung an
die objektiven historischen Bedingungen von Produktion und Reproduktion
zur�ckgebunden. Das subjektive Interesse als Widerspiegelung objektiver Ge-
bundenheit bei den Tr�gern der geschichtlichen Entwicklung zu benennen, ist
unverzichtbarer Bestandteil einer solchen Wissenschaft, weil sie anders ihre
Aufgabe nicht erf�llen kann, 1. den Menschen als t�tiges Subjekt der Geschichte
darzustellen und 2. deren Verlauf dennoch als regelhaft und nicht subjektiv
zuf�llig, aber auch nicht allein in den Interessen der Beteiligten aufgehend
darzustellen.

�ber die Entwicklungsregeln gesellschaftlicher Teilprozesse (z. B. der G�-
terproduktion, der Kapitalbildung, des Warenverkehrs, der Entwicklung und
Interpretation gesetzlicher Normen und �hnlichem) hinaus hat sie zu untersu-
chen, wie die Handlungseingriffe der Tr�gergruppen diese Entwicklungsregeln
selbst zu nur historischen machen, sie der Ver�nderbarkeit durch menschliches
Handeln unterlegen sind und wie die Handlungsbereiche und -chancen der
menschlichen Tr�gergruppen sich selbst verschieben, indem sie diese Ent-
wicklungsregeln ver�ndern und vielleicht beherrschen lernen. Eine jede dieser
Erkenntnisse ist historisch, indem sie selbst nur eine begrenzte Regel enthalten,
die mit der Postulierung ihrer G�ltigkeit zugleich die Mçglichkeit ihrer Auf-
hebung einschließt. Indem die historische Sozialwissenschaft die Geschichte als
Ergebnis auch menschlichen Eingriffes betrachtet und gerade die Mçglichkeiten
dieses Eingriffs je nach Entwicklungsstufe herauszufinden sucht, hat sie eine
Ratgeberfunktion f�r die jeweiligen gegenw�rtigen menschlichen Tr�gergrup-
pen.

Diese Auffassung wendet sich gegen eine bloße Strukturgeschichte, weil ihr
nicht gelegen ist an der Anh�ufung einer prinzipiell nicht begrenzbaren Anzahl
von Strukturen, die den geschichtlichen Prozeß formen, sondern weil es ihr
gerade auf die Gewichtung der Strukturmomente unter dem Gesichtspunkt
menschlicher T�tigkeit ankommt.
[37]

Sie wendet sich auch gegen eine Geschichte, die als wesentliche geschichts-
formende Kraft ein jeweils herrschendes Individuum betrachtet und zum
obersten Zentrum geschichtlicher Entwicklung eine Instanz erkl�rt, die histo-
rischer Entwicklungsanalyse nicht mehr zug�nglich ist.
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II.

Es ist bisher gesagt worden, worauf die Erkenntnis einer historischen Sozial-
wissenschaft gerichtet ist. Warum aber sollen Sch�ler lernen, was diese Wis-
senschaft erarbeitet?

Diese Frage enth�lt drei wesentliche Bestimmungen, die sie als fachdidak-
tische gegen�ber einer fachwissenschaftlichen auszeichnen: den Aspekt der
Lehre (der Tradierung gegen�ber der Produktion von Wissen); der Institution,
unter deren Bedingungen gelehrt und der Gruppe, die unterrichtet werden soll.

Die Lehre wird hier als das eigentliche Unterscheidungskritierium zwischen
Fachdidaktik und Fachwissenschaft angesehen: wenn ein fachwissenschaftlich
erarbeiteter Gegenstand unter dem Gesichtspunkt der Lehre betrachtet wird,
wird ein fachdidaktisches Problem bearbeitet. Mit dem Aspekt der Lehre als
einer praktischen T�tigkeit ist immer der Adressatenkreis verbunden und ge-
gebenenfalls die Institution, innerhalb der gelehrt wird. Die Didaktik soll damit
nicht die allgemeine Wissenschaft von der Vermittlung von Kenntnissen �ber-
haupt sein, sondern von der Vermittlung unter den Bedingungen der Lehre.
Lehren aber bedeutet die systematische Vermittlung fachwissenschaftlicher
Kenntnisse an solche Empf�nger, die die grundlegenden Handlungsprozesse
und Erkenntnisse der zugrunde liegenden Wissenschaft noch nicht kennen. Die
Lehre besteht darin, ihnen jene schrittweise aneignen zu helfen. Der Gegen-
standsbereich der Fachdidaktik wird damit abgegrenzt gegen die Vermittlung
von Fachwissen innerhalb der Fachwissenschaft selbst und gegen die verstreute
Wiedergabe fachwissenschaftlicher Erkenntnisse außerhalb fachwissen-
schaftlicher Empf�ngerkreise.

Warum wird hier eine so enge Eingrenzung der Fachdidaktik vorgenommen?
Ist es nicht auch eine fachdidaktische Frage, wenn ein Historiker bei der Planung
einer geschichtswissenschaftlichen Verçffentlichung �berlegungen zu deren
Zielsetzung und Aussagegehalt anstellt, die in die Gliederung, die Darstel-
lungsweise und Schlußfolgerungen mit eingehen?

Es gibt einen charakteristischen Unterschied zwischen der Vermittlung von
Wissen unter Wissenschaftlern und zwischen Lehrer und Sch�ler : wie richtig
auch immer die Darstellung eines historischen Gegenstandes durch einen Ge-
schichtslehrer sein mag, ein Urteil �ber dessen berufliche Qualifi- [38] kation
werden wir erst aussprechen, wenn wir sagen kçnnen, ob die Darstellung �ber
die wissenschaftliche Richtigkeit hinaus dem Adressatenkreis angemessen war.
Letztere Frage spielt bei der Beurteilung einer wissenschaftlichen Forschungs-
leistung keine oder nur eine untergeordnete Rolle, w�hrend sie beim Lehrer das
Maß seiner Wirkungsmçglichkeit offenlegt. Obwohl vom Vortrag eines Wis-
senschaftlers und eines Lehrers gleichermaßen Verst�ndlichkeit verlangt wird,
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sind es unterschiedliche Kriterien, nach denen sie beurteilt werden. Diese Kri-
terien f�r den Lehrer herauszuarbeiten, ist das Aufgabenfeld des Didaktikers
(wodurch nicht ausgeschlossen ist, daß auch der Forscher als Lehrer auftreten
kann, z. B. in einem Seminar an der Universit�t).

Sicherlich l�ßt sich ein weiterer Begriff von Didaktik konstruieren und an-
wenden, nach dem s�mtliche wissenschaftliche �berlegungen »didaktische«
genannt werden, die sich auf die Vermittlung von Wissen �berhaupt beziehen.
Aus praktischen Gesichtspunkten wird hier nicht so verfahren. Denn einmal soll
die besondere Qualifikation betont werden, die der Lehrer gegen�ber dem
Forscher bençtigt (umgekehrt gilt �hnliches). Diese Qualifikation, die an der
Universit�t erlernte Wissenschaft in den Fachunterricht an der Schule umzu-
setzen, muß st�rker, als das bisher der Fall ist, in die Universit�tsausbildung
einbezogen werden. Andernfalls besteht die Gefahr, daß »Geschichte« in un-
terschiedlichen Institutionen unter isolierten Aspekten gelernt wird: »um ihrer
selbst willen« an der Universit�t und »um der Sch�ler willen« am Studiense-
minar.14

Auf der anderen Seite soll aber auch betont werden, daß das Kriterium der
Klarheit und Folgerichtigkeit so eng mit wissenschaftlicher Darstellung ver-
bunden ist, daß es nicht als eigener didaktischer Aspekt abgesondert werden
sollte. Daß die in der Forschung T�tigen selbst wissen, warum sie ihre wissen-
schaftliche Arbeit betreiben und sich hier�ber wissenschaftlich auszudr�cken
verstehen, kçnnen sie nicht von den Didaktikern erarbeiten lassen, ohne die
Qualit�t ihrer eigenen Arbeit einzuschr�nken. Aufgabe des Didaktikers ist es
hiernach, sich damit zu besch�ftigen, wie und aus welchem Grunde die jeweilige
Wissenschaft �ber die fachimmanente Diskussion hinaus anderen nahegebracht
werden sollte, sei es, um sie zu erlernen, sei es, um aus ihr zu lernen. Mir scheint
so die Fachdidaktik in hinreichender Unabh�ngigkeit zur Fachwissenschaft zu
stehen, ohne in der Gefahr zu sein, sich als allgemeine Erziehungs- und Kom-
munikationswissenschaft von ihr zu lçsen oder – was das umgekehrte Extrem ist
– ihre Fragestellungen ununterscheidbar mit denjenigen der Fachwissenschaft
zu verschmelzen. In der Tat steuert die neuere fachdidaktische Diskussion zum
Teil auf letzteres zu, indem sie den Aspekt der Vermittlung ohne weitere Spe-
zifikation zur Leitfrage der Didaktik erkl�rt. Der Forderung [39] nach Ver-
mittlungsf�higkeit sind Didaktik und Fachwissenschaft aber gleichermaßen
unterworfen; sie ist nicht geeignet, zwischen fachwissenschaftlicher und fach-
didaktischer T�tigkeit zu unterscheiden.15

14 Zu einem Versuch, dies zu lindern, s. M�tter, Geschichtsdidaktik und Universit�t, in: Ge-
schichte/Politik und ihre Didaktik, 1977.

15 Siehe v. Hentig, Wissenschaftsdidaktik, in: Wissenschaftsdidaktik, 1970.
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Eine spezielle Form der Vermittlungsf�higkeit ist die gesellschaftliche
Durchsetzungsf�higkeit wissenschaftlicher Ergebnisse, die selbst dann, wenn sie
objektiv ableitbar sind, aus objektiven, n�mlich historischen, Gr�nden nicht
vermittelbar erscheinen, wie es z. B. Galileis Entdeckungen erging. Es scheint
unangemessen, diese Durchsetzungsbedingungen »wissenschaftsdidaktisch« zu
nennen, wie es von Hentig nahelegt. Denn man kann zwischen didaktischen
Lernsperren und solchen, die z. B. durch unterschiedliche Interessen gegeben
und didaktisch nicht notwendigerweise aufzubrechen sind, unterscheiden. Im
angef�hrten Beispiel stehen sich unterschiedliche Lehrsysteme gegen�ber. Es
entspr�che einem idealistischen Standpunkt, davon auszugehen, als sei es
hauptsachlich eine Erziehungsfrage, den Streit dar�ber zu entscheiden. Sie ist es
auch, aber der Streit verweist ebenfalls auf die Machtfrage und den gesell-
schaftlichen Stellenwert wissenschaftlicher Annahmen.16 Der Didaktiker ist
kraft seines Fachwissens gegen�ber dem Fachwissenschaftler nicht derjenige,
der die gesellschaftliche Durchsetzungsf�higkeit des Fachgegenstandes bear-
beitet ; dies obliegt beiden gleichermaßen, weil sowohl fachdidaktische wie
fachwissenschaftliche T�tigkeit gesellschaftlichen Rahmenbedingungen unter-
worfen sind, die ihnen die materiellen Mittel und – soweit diese innerhalb der
Disziplin zielgerichtet vergeben werden – auch Zielfragen vorgeben. Richtig ist,
daß die Lehre in der Regel �ber die Institution (z. B. der Schule) oder den
Adressatenkreis (z. B. der Studenten) st�rker vom staatlichen Eingriff betroffen
ist als die Universit�t als Forschungsinstitution. Die Didaktik, die st�rker als die
Wissenschaft unter der Anwendungsbegr�ndung ihres jeweiligen Lehrgegen-
standes steht, ist den gesellschaftlichen Lenkungsorganen n�her als die For-
schung.

Da die Schule den gesellschaftlichen Druck in der Regel eher erf�hrt als die
Universit�t, stellt sie sich den fachimmanenten gesellschaftspolitischen Ziel-
fragen eher als die Forscher an der Universit�t ; die Fachdidaktik neigt dazu,
diese Zielfragen als Abgrenzungskriterien gegen�ber der Fachwissenschaft in
ihre Disziplinbestimmung mit einzubeziehen. Sie macht aus der Schw�che der
Universit�ts-Wissenschaft ihre St�rke.17

16 Zur Verbindung von Wissenschaftstheorie und gesellschaftlicher Entwicklung s. die Ein-
leitung bei Kuhn, Einf�hrung in die Didaktik, 1974, S. 16: »Historische Forschung und Lehre
auf ihre Interessenbasis zu hinterfragen, heißt zugleich, in der Gesellschaftstheorie und
Wissenschaftstheorie die didaktischen Entscheidungsfelder zur Grundlegung der Ge-
schichtsdidaktik zu sehen.«

17 Kuss, �ber Begriff und Problem einer historischen Fachdidaktik, in: Geschichtsdidaktik und
Curriculumentwicklung, definiert die Arbeitsgebiete der Geschichtsdidaktik je nach Pro-
blembewußtsein der Fachwissenschaft. Er folgert:
»Didaktik ist soweit fachimmanent, wie sie von einer Fachwissenschaft als Aufgabe begriffen
wird« (S. 24).
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Die Antworten, die die Fachdidaktiker zur Zielbestimmung geschichtswis-
senschaftlichen Handelns geben, m�ssen kompatibel mit der Wissenschaft
bleiben. Was unter fachdidaktischen Bestimmungen gelernt werden soll, muß
fachwissenschaftlich erarbeitet werden und darf durch fachwissenschaftliche
Erkenntnisse nicht ausgeschlossen werden kçnnen, ohne den [40] Anspruch zu
verlieren, eine fachdidaktische Erkenntnis zu repr�sentieren.

Wir haben damit drei Instanzen festgelegt, die wesentlichen Einfluß auf die
Bestimmung der fachdidaktischen Lernziele nehmen:
1. Die Fachwissenschaft selbst. Sie bietet den Lernstoff an und grenzt die

Funktionen ein, die der Stoff innerhalb der historischen Bildung der Sch�ler
haben kann; denn die Funktionen (z. B. Erziehung zur Wahrnehmung de-
mokratischer Rechte) kçnnen nur dann als fachdidaktisch gerechtfertigt
gelten, wenn der Fachunterricht sie als fachwissenschaftlich korrekt abgelei-
tet darstellen kann, d. h. z. B. daß die zeitgeschichtliche Analyse diese spe-
zielle Funktion (Wahrnehmung demokratischer Rechte) als geschichts-
bildende herausstellen kann.

2. Die Lerninstitution mit dem Adressatenkreis der Lehre. Beide bestimmen im
wesentlichen die Selektionskriterien, nach denen die Vielzahl fachwissen-
schaftlicher Erkenntnisse je nach Aufgabe der Institution und den F�hig-
keiten der Adressaten zu bew�ltigen ist. Hier fließen lerntheoretische, so-
ziokulturelle und anthropogene Voraussetzungen ein.

3. Es ist zu beachten, daß die Selektion, die bereits im universit�ren For-
schungsprozeß stattfindet, nicht vollkommen unabh�ngig von den Anfor-
derungen der didaktischen Selektion an den Lehrinstituten vorgenommen
werden kann, wenn der Anspruch der Forscher, eine gesellschaftlich n�tz-
liche T�tigkeit zu verfolgen, und die fachwissenschaftliche Fundierung des
Unterrichts auch jederzeit praktisch einlçsbar sein sollen.

4. Die politischen Instanzen (in der Regel �ber die Institution vermittelt), die
�ber Unterrichtsrichtlinien Gesellschaftspolitik und Fachwissenschaft zu-
sammenschließen.

Ein sozialwissenschaftlich orientierter Geschichtsunterricht kann als obers-
tes Lernziel nur zeigen, daß die gesellschaftspolitischen Zielsetzungen, die �ber
die jeweiligen Institutionen der Forschung und Lehre vermittelt werden, selber
historisch begr�ndet sind, insofern sie Ausdruck des Kr�ftestandes politisch-
sozialer Gruppen sind, die auf den Entscheidungsprozeß Einfluß aus�ben. Der
Sch�ler muß im Geschichtsunterricht lernen, daß der Grund, warum er Ge-
schichte lernen soll, von der Interpretation abh�ngig ist, mit der die am politi-
schen Entscheidungsprozeß beteiligten Kr�fte sich innerhalb der geschichtli-
chen Entwicklung selbst sehen. Die didaktischen Ziele widerspiegeln immer eine
Selbstinterpretation derjenigen Gruppen, die sie bestimmen. Die Interpretation
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historisch-wissenschaftlich zu begr�nden und ihr damit den Charakter eines
nur subjektiven Aktes zu nehmen, sie mit anderen Interpretationen zu ver-
gleichen, die sich historisch nicht (noch nicht, nicht mehr) durchgesetzt haben
und den Sch�lern den Blick zu çffnen zu zuk�nftigen Interpretationen, wird
hiernach als das oberste, [41] an dieser Stelle nur formal gefaßte Lernziel eines
auf die Sozialwissenschaften orientierten Geschichtsunterrichts sein. Weniger
sah hierin – von einem idealistischen Standpunkt aus – die p�dagogische Ob-
jektivit�t des Geschichtsunterrichts, die er unter R�ckgriff auf die Lebensphi-
losophie abzusichern suchte. Die Durchsetzung dieses Ideals sah Weniger 1926
bereits als gef�hrdet an: »Der Staat muß wissen, daß jeder Mißbrauch seiner
Macht zu unp�dagogischer Beeinflussung nur vor�bergehenden Erfolg haben
kann und daher sinn los ist. Die Duldung, die er gegen�ber den �berzeugungen
seiner Lehrer �bt, kann nicht von machtpolitischen Gesichtspunkten in erster
Linie bestimmt werden. Jede �berzeugung, die sich in p�dagogisch einwand-
freier Form �ußert und sich erzieherisch fruchtbar erweist, die also innerhalb
unserer Mçglichkeiten und der Mçglichkeiten der n�chsten Generation liegt,
w�re zu dulden.«18 W�hrend Weniger die Mçglichkeiten von Gegenwart und
n�chster Zukunft aus dem »Leben der Nation« zu bestimmen suchte, bietet sich
uns hierzu das Instrumentarium der Sozialwissenschaften an.

III.

Im folgenden sollen einige neuere Zielbestimmungen des Geschichtsunterrichts
durchgegangen werden, und zwar nur von solchen Autoren, die erkennen lassen,
daß sie sich f�r eine sozialwissenschaftliche Orientierung aussprechen. Die
leitende Fragestellung ist dabei, inwieweit diese Orientierung in die didaktische
Zielbestimmung einfließt und wie das Verh�ltnis von Objektivit�t und Interes-
senfindung bestimmt wird.

Unter dem Anspruch, »Material f�r die Lehrplan- und Richtlinienrevision«
»zu Fragen des Geschichtsunterrichts im historisch-sozialwissenschaftlichen
Aufgabenfeld« zu erstellen, haben im Anschluß an den Historikertag 1972 zwei
Kommissionen der Verb�nde der Geschichtslehrer und der Historiker
Deutschlands mehrere Arbeiten zur Lernzielbestimmung im Geschichtsunter-
richt vorgelegt. Die beiden umfassendsten Lernzielkataloge bieten die Arbeiten
von Rohlfes und Kocka.19. Beide Arbeiten formulieren Aussagen, nach denen die

18 Weniger, Grundlagen des Geschichtsunterrichts, S. 242; zum Thema s. a. : Objektivit�t und
Parteilichkeit, 1977.

19 Geschichtsunterricht – Inhalte und Ziele, 1974. Hierin geht Rohlfes, Curriculumentwicklung
und Lernzielermittlung, zur�ck auf: Umrisse einer Didaktik, 1971, S. 75 f. ; Kocka, Aufgaben
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Geschichtswissenschaft in ihrer Gesamtheit allgemeine Einsichten hoch ab-
strakter Art liefert, die prinzipiell an einer Vielzahl, tendenziell an jedem his-
torischen Gegenstand zu vermitteln sind.

So bestimmt Kocka die Funktion »Vermittlung von Orientierungs- und
Handlungskategorien« auf folgende Weise: »Historische Wissenschaft kann an
Gegenstandsbereichen, die zwar nicht allzu unterschieden von der Gegenwart
sind, um nicht zu un�hnlich zu werden, die jedoch unterschieden und ›entfernt‹
genug sind, um die bei der Besch�ftigung mit [42] Gegenwartsproblemen leicht
auftretenden, Aufkl�rung erschwerenden emotionalen Besetzungen und Sper-
ren zu vermeiden, modellhaft Kategorien und Einsichten vermitteln, die … der
Erkenntnis und der Orientierung in der sozialen und politischen Gegenwart
dienen kçnnen« (Kocka, S. 118). Hier wird die historische Erkl�rung zu einer
rein didaktischen Maßnahme: an einem analogen Beispiel aus dem Ereignis-
reichtum der Geschichte wird erkl�rt, was eigentlich am gegenw�rtigen Ge-
schehen selbst begriffen werden soll, wegen subjektiver Lernbedingungen aber
hieran nur schwer begreiflich zu machen ist. Es soll nicht geleugnet werden, daß
hierin eine Leistung des Geschichtsunterrichts bestehen kann. Allein ist dies
keine seiner leitenden Funktionen, denn sie strukturiert den Unterricht nicht
und stellt keinen Zusammenhang der Entwicklung her, sondern betrachtet die
Geschichte als Beispielsammlung. Der von Kocka gew�hlte didaktische Ansatz
richtet sich nur dann nicht gegen eine sozialwissenschaftliche Orientierung,
wenn die analogen Ereigniszusammenh�nge wirklich auf strukturell ver-
gleichbare Probleme verweisen und schließlich doch die beiden zugrunde lie-
gende Struktur erkl�rt werden muß, am vergangenen wie am gegenw�rtigen
Geschehen. Die Geschichte der Geschichtswissenschaft zeigt hinreichend, daß
unter dieser Voraussetzung die Geschichte uns gerade nicht davor bewahrt, die
vermeintlich an die Gegenwart gehefteten Auseinandersetzungen auf den ver-
gangenen Gegenstand zu �bertragen, eben weil er nunmehr der gleichen In-
teressenvereinnahmung unterliegt wie der gegenw�rtige. Ziel des Unterrichts
kann es so nur sein, die Emotion als Erkenntnissperre zu durchbrechen, nicht
aber, sie als Dimension historischer Handlung zu diskriminieren.

Das Argument analoger, didaktisch aber besser einsehbarer entfernter his-
torischer Prozesse wird oft noch weitergetrieben. Es lautet etwa so: Die heutigen
Verh�ltnisse (z. B. das demokratische Repr�sentationssystem) sind so kompli-
ziert, daß sie an entsprechenden Verh�ltnissen �lterer Zeit (z. B. der attischen
Demokratie) besser begreifbar gemacht werden kçnnen. Wenn die implizierte
Behauptung erf�llbar ist, daß n�mlich die Kenntnis der attischen die heutige
Demokratie durchsichtiger macht, ist gegen das Argument nichts einzuwen-

von Geschichtswissenschaft und Unterricht, auf: Zu einigen sozialen Funktionen der Ge-
schichtswissenschaft, in: Geschichte und Sozialwissenschaft.
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den.20 In der Regel wird dies aber im Unterricht nicht erreicht, weil n�mlich die
Kenntnisse �ber die attische Demokratie in eine Erkl�rung �ber die heutige zu
�bersetzen zumindest ebenso schwer erscheint, wie die heutige in direktem
Verfahren darzustellen. Der Vergleich mit �lteren, »einfacheren« Zeiten kann
nicht davon entlasten, die heutige »Kompliziertheit« als Merkmal des Systems,
das es zu erkl�ren gilt, zu thematisieren. Man kann zwar aus didaktischen
Gr�nden von einfachen Modellen ausgehen, die historisch sein kçnnen, aber
nicht m�ssen und die diachron oder synchron zum Erkl�rungsgegenstand [43]
liegen kçnnen. Eine historische Erkl�rung, die �ber die Fallsammlung »Ge-
schichte« hinausgeht, entsteht aber erst dann, wenn aus der historischen Ana-
logie die Zusatzfunktionen oder Ausfallerscheinungen sichtbar werden, die den
Unterschied zwischen historischem Modell und heutiger Wirklichkeit sichtbar
machen (was gerade am Fall der attischen Demokratie wegen des Kontinui-
t�tsbruches besonders schwierig ist).

Damit werden wir auf ein weiteres Problem verwiesen, das fachwissen-
schaftlich unzureichend gekl�rt ist, aber als fachdidaktische Aufgabe hingestellt
wird: »Das frappierend Andere« … , »dem eigenen Erfahrungsbereich ver-
schlossene Wesen des menschlichen Lebens aus historisch weit zur�ckliegenden
Zeiten« soll die Breite menschlicher Daseinsweise lehren und – im Sinne »his-
torischer Alternativen« – »die gegenw�rtige Wirklichkeit unter Legitimations-
zwang« stellen (Kocka, S. 120). Nur der erste Teil dieses Arguments von Kocka ist
beschr�nkt tragf�hig; sicher ist die Geschichte geeignet, uns die Handlungs-
breite menschlicher Kultur darzustellen, aber nur unter der Voraussetzung
wechselnder historischer Bedingungen. In der Vorstellung vergangener – ver-
lorener oder �berwundener – Lebensformen mag uns die unsere klarer,
w�nschbarer, oder mit mehr Melancholie vor Augen gef�hrt werden; sind sie
aber deswegen frappierend anders, weil ihre Bedingungen dahin sind, setzen sie
uns gerade nicht in Legitimationszwang. »Die Auseinandersetzung mit auf
Ver�nderung dr�ngender Kritik« (Kocka) entsteht nicht aus der Konfrontation
mit den »frappierend anderen« historischen Zust�nden, sondern aus den sich
widerstreitenden Interessen, die um ihre Durchsetzung in erreichbaren Le-
bensformen hier und heute k�mpfen, und die eine Legitimation ihres Anspru-
ches wohl aus ihrer Geschichte herleiten mçgen, aber nicht, weil sie ihnen fremd
ist, sondern weil in ihr eine Kontinuit�t des Anspruches begr�ndet zu liegen
scheint.

»Die schwer ersetzbare Funktion«, die Kocka in diesem Zusammenhang der
Medi�vistik und der alten Geschichte zuschreibt, geht an der sozial-

20 Der Versuch eines Vergleichs struktureller Probleme bei: Stolz, Peter, Politische Entschei-
dungen in der Versammlungsdemokratie, Bern/Stuttgart 1968.
[54]
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wissenschaftlichen Orientierung vorbei. Beide Gebiete werden zu Zutr�gern
einer Kulturkritik gemacht, der eine systematische geschichtswissenschaftliche
Begr�ndung fehlt.

Nur insoweit bei den Lernzielbestimmungen von Kocka und Rohlfes die
Gegenwart in den Blick kommt, werden sozialwissenschaftliche Fragestellungen
aufgenommen. Soziale Kr�fte sollen in ihren historischen Handlungsfeldern
untersucht und damit »Einsicht in Bedingungen und Mçglichkeiten gesell-
schaftlich-politischen Handelns erzielt werden«. Die historische Dimension der
Gegenwart reicht dabei aber kaum �ber die Franzçsische Revolution hinaus.
Außerhalb dieses relativ bestimmten Zeitraumes werden Zielsetzungen des
Geschichtsunterrichts aufgef�hrt, die die Frage- [44] stellungen einer sozial-
wissenschaftlichen Analyse noch gar nicht ber�hren. Dort, wo sie aber auftau-
chen, und dieses ist h�ufiger im Lernzielkatalog von Rohlfes der Fall, dienen sie
allenfalls der Relativierung vorfindbarer Positionen im Sinne mçglicher Alter-
nativen; Entscheidungshilfen werden vom didaktischen Entwurf nicht gegeben.
So spricht sich Rohlfes zwar daf�r aus, divergente Interessen (S. 20) als ge-
schichtsbestimmende Kr�fte im Unterricht zu behandeln und nennt »die
Wahrnehmung und Vertretung der eigenen Interessen« den »Inbegriff politi-
schen Verhaltens«, bleibt aber bei der Ausformulierung der Interessenartiku-
lation bei der Vorf�hrung zweier Extremformen stehen: »der autistischen
Selbstbehauptung« und »der Respektierung der wohlberechtigten Interessen
der Rivalen«. Ob es Interessen gibt, die sich im historischen Maßstab gegen-
�berstehen, sich durchsetzen, Ereigniszusammenh�nge kennzeichnen, bleibt
offen; es wird durch die Formulierung, Interessen seien »nicht allgemeing�ltig«,
sondern »jeweils nur im konkreten Situationszusammenhang zu bestimmen«,
eher abgewehrt. In der Offenlegung der Bedingungen f�r die »Standpunktbe-
zogenheit jedes geschichtlichen Agierens und Reagierens« (S. 21) argumentiert
Rohlfes idealistisch. Der Zusammenhang zwischen Standpunkt und »sozial-
çkonomischem Status, individuellen Lebenserfahrungen, Zeitalter- und gene-
rationsspezifischen Umweltbedingungen« fundiert seiner Meinung nach nicht
eine angemessene Interessenentscheidung, die einer sozialwissenschaftlichen
Analyse zug�nglich w�re, sondern wird von ihm als Einschr�nkungsbestim-
mung einer »vern�nftigen« Entwicklung gesehen: »Dennoch steht auch diesen
Determinanten (sic!) ein Freiraum gegen�ber, in dem Sachgr�nde, Vernunft-
argumente und Wertempfindungen sich auswirken kçnnen« (S. 22). Damit ist
der Bezugsrahmen weggewischt, den die Sozialwissenschaft sich aufzudecken
bem�ht, um �ber die Angemessenheit intentionalen Handelns wissenschaftlich
reden zu kçnnen. So erscheint die Parteinahme schließlich mehr als Einsicht in
die eigene Gebundenheit denn als Entschluß zu gerichtetem oder richtigem
Handeln. Wenn Rohlfes Handlungskategorien als didaktische Ziele einf�hrt, zu
deren Verst�ndnis ihre Entfaltung in der Geschichte gehçrt, dann entbindet er
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sie sogleich ihres geschichtlichen Gehaltes und erhebt sie zu Postulaten, die ihrer
historischen Interpretation entkleidet werden.21 Wo Zielbegriffe �berhaupt an-
zeigen, daß sie selbst historisierbar sind, wird in der Lernzielanalyse gerade von
diesem Aspekt abgesehen und damit vielfach ein Weg eingeschlagen, der eine
sozialwissenschaftliche Vorgehensweise sogar ausschließt. Nahezu alle Begriffe
(bis auf den der »Gegenwartsorientierung«) bleiben vollkommen unbestimmt
hinsichtlich Zeit und Raum, sie ermçglichen damit keine Selektionskriterien
und geben keine Hinweise darauf, ob es etwa epochenspezifische Lernziele als
Regeln [45] historischer Entwicklung bestimmter Zeiten und Gebiete gibt. Der
Lehrer oder auch die Kultusb�rokratie finden keine Hinweise auf Gewichtungs-
kriterien. Sie erhalten nicht einmal Pr�fsteine daf�r, ob die angegebenen
Lernziele und Funktionen des Geschichtsunterrichts wirklich spezifische der
Geschichtswissenschaft sind. Gerade weil sie selbst aller zeitlichen und r�um-
lichen Eingrenzung entbehren, ist vielmehr zu vermuten, daß sie als allgemeine
Gegebenheiten menschlichen Agierens durch konkurrierende Wissenschaften
ohne historischen Zugriff ebenso gut aufgedeckt werden kçnnen.

Anders als die eben besprochenen Positionen geht Klaus Bergmann vom
Adressaten der Lehre, dem Sch�ler aus. Als Grundannahme formuliert er den
»erziehungswissenschaftlichen Konsens«, daß »nur mehr der Begriff … einer
Ich-Identit�t eine zustimmungsf�hige Orientierung f�r Bildungsprozesse an-
geben« kçnne (Bergmann 1976, S. 5). Bestandteil dieser Identit�tsfindung sind
auf jeden Fall auch historische Faktoren aus der unmittelbaren oder weiteren
Lebensumgebung des Sch�lers, »Stichproben der Geschichte«, wie Bergmann
sie nennt. Ausgehend von dieser – gewollten oder ungewollten – Bildungs-
funktion der Geschichte bestimmt Bergmann die Geschichtswissenschaft als ein
Verfahren, das diese Funktion der Leitung eines disziplinierten Denkens un-
terwirft. Eine Differenz zwischen Funktion der Geschichte und Zweck der
Wissenschaft ergibt sich damit gar nicht; die Wissenschaft ist nur ein verfei-
nertes Mittel, der Funktion zum Durchbruch zu helfen. Sch�ler sollen also zu
allererst darum Geschichte lernen, um mit einem vorg�ngigen Verst�ndnis ihrer
eigenen Geschichte diszipliniert umgehen zu kçnnen. Dazu werden sie in die
grundlegenden Verfahren und Stoffgebiete dieser Disziplin eingewiesen, wobei
erstere im Vordergrund stehen, da sie die Art des Vorgehens geschichtswis-
senschaflichen Denkens bezeichnen. Obwohl Bergmann damit auch auf einer –
von ihm selbst zugestandenen – abstrakten Ebene bleibt, bietet er doch Selek-
tionskriterien zur Stoffauswahl und spezifischen Lernzielbestimmung an. Die
Analyse historisch bedingter Gegenwartsprobleme ist das erste, von Wissen-
schaft, Didaktik und Gesellschaftspolitik gleichermaßen begr�ndete.

21 So bei grundlegenden Zielbegriffen wie »Menschenw�rde«, »Menschenrechte«, »Emanzi-
pation«, »Ver�nderung«.
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Damit ist aber nur ein Bereich genannt. Die »Vorgeschichte der Gegenwart«
tritt auch bei Bergmann im Sinne des »Anderen«, der »historischen Alternative«
auf, »den K�fig der Gegenwart zu çffnen« (S. 11). Aber jede Vergangenheit war
einmal Gegenwart und blickte auf ihre Vergangenheit auf der Suche nach Al-
ternativen zur�ck: Die Aneinanderreihung von K�figen ergibt allerdings nur
einen Zoo und nicht die freie Wildbahn. Eine Begr�ndung f�r die Behandlung
des weiter zur�ckliegenden geschichtlichen Stoffes fehlt auch hier. Dabei tr�gt
der Ansatz weiter, [46] wenn man �ber eine Beschr�nkung hinausgeht, die
Bergmann mehr oder minder deutlich einf�hrt. In der Abwehr staatlich vor-
gegebener Wissensgehalte, die seiner Meinung nach den traditionellen Ge-
schichtsunterricht pr�gten, bestimmt Bergmann das Erziehungsziel, das »Ich-
Identit�t und Emanzipation umgreift«. Zwar wendet sich Bergmann zu Recht
dagegen, daß der Geschichtsunterricht einseitig zur Rechtfertigung bestehender
Machtverh�ltnisse eingesetzt wird. Um sich gegen den Anspruch des Objektes
Staat an das Subjekt Sch�ler zu wehren, wechselt Bergmann das objektgerichtete
Ziel der Staatsidentit�t gegen das subjektgerichtete der Ich-Identit�t aus. Dies ist
unter zwei Gesichtspunkten zu kritisieren:
1. Der Beitrag des Geschichtsunterrichts zur Ich-Identit�t des jeweiligen

Sch�lers kann nur sehr mittelbar sein. Denn der Geschichtsunterricht hat –
wie Bergmann selbst zeigt – in der Regel und prim�r weder die Ich-Identit�t
der einzelnen Sch�ler, noch die mit Sch�lern vergleichbarer Subjekte zum
Gegenstand, sondern er f�hrt in Verfahren ein, die einen Beitrag zu ihrer
Bestimmung leisten.

2. Die objektivierenden Verfahren der Wissenschaft heben den Gegensatz
zwischen Objekt und Subjekt, wie ihn Bergmann zwischen Staatsanspruch
und Sch�lerinteresse konstruiert, wieder auf. Nicht das subjektive Bed�rfnis
des Sch�lers nach Emanzipation vom staatlichen Zwang ist das Thema des
Geschichtsunterrichts, sondern die Begr�ndung der Emanzipation aus
Zw�ngen, die der historischen Kritik nicht mehr standhalten und somit aus
subjektiven Bed�rfnissen objektive Aufgaben macht, muß seine Zielsetzung
sein. Anders entbehrte er jedes gesellschaftlichen Zusammenhangs und w�re
als Bestandteil der Staatsinstitution Schule nicht zu fordern. Der Ge-
schichtsunterricht kann im positiven Sinne nur erreichen, zu zeigen, daß die
subjektiven Bed�rfnisse objektiven Erfordernissen entsprechen, er kann
aber auch zeigen, daß das Gegenteil der Fall ist, und damit ist sein Beitrag zur
Identit�tsfindung vorerst negativ ; er kann vermeintliche Identit�t auch zer-
stçren. Obwohl er also von Anspr�chen der Sch�ler, Bedingungen ihrer
Identit�t zu finden, ausgeht, ist sein Zielpunkt kein subjektiver, wenn er
�berhaupt Erkenntnisse zu vermitteln hat, die mit dem Anspruch auf allge-
meine Verbreitung auftreten. Solange wir davon ausgehen, daß die Sch�ler
Geschichte lernen sollen, setzen wir dies voraus. Der Sch�ler kann im Ge-
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schichtsunterricht also lernen, seine subjektiv vermeinte Identit�t in Bezie-
hung zu den objektiven Entwicklungstendenzen der ihn umgebenden Ge-
sellschaft zu setzen und Klarheit �ber seine eigenen Mçglichkeiten politisch-
sozialer Entfaltung in ihr zu finden. Unter dieser Voraussetzung haben
Sch�ler und Staat gleichermaßen ein objektives Interesse, d. h. zur Entfaltung
ihrer Mçglichkeiten notwendiges, Geschichte zu lernen bzw. zu lehren. Das
bedeutet noch nicht, daß ihr [47] Interesse inhaltlich gleichgerichtet ist. Dies
h�ngt vielmehr davon ab, welche Interpretation sie dem geschichtlichen
Verlauf und ihrer Stellung darin geben. Leugnet man die Mçglichkeit der
Geschichtswissenschaft �berhaupt, solche Tendenzen festzustellen, kann ihr
fachwissenschaftliches und didaktisches Ziel nurmehr sein, eine mçglichst
große Zahl von Kulturformen vorzustellen, deren Anwendungsbedingungen
und didaktische Funktion damit ungelçst bleiben. Wer aber diese Mçglich-
keit anerkennt, dennoch gleichzeitig leugnet, daß hiermit auch die didakti-
sche Funktion angegeben ist, will mit der Geschichte gegen�ber anderen
etwas anderes anfangen, als wozu er sie selbst benutzt: er manipuliert sie.

Die Tendenzen der geschichtlichen Entwicklung aufzufinden, heißt unter
sozialwissenschaftlicher Fragestellung, die sozialen Kr�fteverh�ltnisse ausfindig
zu machen, die sie bestimmen. Wir sind damit von der didaktischen Frage-
stellung her bei einer Erkenntnis angelangt, die schon bei der Bestimmung des
sozialwissenschaftlichen Gehalts der Geschichtswissenschaft formuliert wurde.
Die sozialen Kr�fteverh�ltnisse, in denen sich der Sch�ler befindet, als Wider-
spiegelung umfassenderer Kr�ftebewegung unter historischem Maßstab dar-
zulegen, ist damit das Ziel eines sozialwissenschaftlich orientierten Ge-
schichtsunterrichts.

Voraussetzung dieses didaktischen Zieles ist es, daß die Geschichtswissen-
schaft in der Lage ist, langfristige Entwicklungstendenzen und ihre Hand-
lungstr�ger festzustellen, d. h. gerichtete historische Prozesse auszumachen, an
denen Variablen, die ihn differenzieren, und Konstanten zu unterscheiden sind,
die diesen Prozeß tragen und die Bedingungen seiner Ver�nderung angeben.
Damit kann der Historiker Einheiten konstruieren, die unter gleichen oder
�hnlichen Bedingungen sozusagen eine innere Entwicklung haben, und er kann
das �berwechseln von solchen Grundeinheiten in neue aufzeigen in Zeiten, in
denen sich die Grundbedingungen �ndern. Dies schließt die Mçglichkeit re-
gelhafter Entwicklungen ein, wobei die spezifische historische Bedingung der
Regeln darin liegt, ihre jeweilige zeitliche Befristung, ihre Bindung an bestimmte
gesellschaftliche Zust�nde darzulegen.

Innerhalb der Schuldidaktik sollte es das erste Ziel des Geschichtsunter-
richtes sein, dem Sch�ler die Entwicklungseinheit vorzustellen, in der er lebt: die
Konflikt- und Bestandsbedingungen dieser seiner Gesellschaft als historisch
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begr�ndet darzulegen und damit unter bestimmten Voraussetzungen, n�mlich
dann, wenn ihre historischen Bedingungen als konstitutive entfallen, auch als
�nderbar hinzustellen; aber nicht nur das, sondern gleichzeitig die mçglichen
Richtungen der �nderbarkeit anzuzeigen und somit den Sch�ler im histori-
schen Sinne handlungsf�hig zu machen. Die Lernziele der kritisierten Didaktik,
die von der generellen Voraussetzung [48] der Ver�nderbarkeit ausgehen, helfen
gerade f�r die didaktische Analyse nicht weiter, was ihren Grund darin hat, daß
sie fachwissenschaftlich nicht haltbar sind. Denn die historische Erkenntnis
erweist, da zu gegebener Zeit (und nur von gegebenen Zeiten zu sprechen, ist
Grundbedingung historischer Analyse) sich stets nur eine begrenzte Anzahl von
Faktoren als �nderbar erweist, eine andere sich der Ver�nderung widersetzt oder
�berhaupt nicht als ver�nderbar in den Blick kommt. Die wesentliche Erkennt-
nis, die historische Analyse zu bieten hat, ist weder die Einsicht in generelle
Ver�nderbarkeit noch in die generelle Unmçglichkeit, in den historischen Ver-
lauf einzugreifen, sondern die auf bestimmte Zeitabschnitte (und das ist ein
K�rzel f�r bestimmte Bedingungszusammenh�nge) zugeschriebenen Hand-
lungsmçglichkeiten aufzuzeigen.22

Die Geschichtswissenschaft d�rfte darin �bereinstimmen, daß die wesent-
lichen historischen Grundbedingungen der gegenw�rtigen Gesellschaft im
Prozess der Industrialisierung zu finden sind und daß dessen wesentliche
Merkmale und Entwicklungsz�ge etwa die Geschichte der Industrienationen seit
der Franzçsischen Revolution umfassen. Werden unter historischem Blickwin-
kel die gegenw�rtigen Parteien, Interessenorganisationen von Arbeit und Ka-
pital, die wesentlichen çkonomischen Einflußfaktoren erkl�rt, so wird man sich
im wesentlichen innerhalb dieses Gebietes und Zeitraumes bewegen. Erst wenn
man beginnt, �ber die Eigenentwicklungstendenzen dieser Gesellschaftsfor-
mation hinauszugreifen, greift man auf weitere Zeitr�ume und Gebiete �ber. Erst
ein �bergriff, der Regeln des �bergangs von einer Formation zu einer anderen
findet, kann in der �lteren Geschichte einen anderen Sinn als den der Beispiel-
sammlung finden. Indem eine solche Regel nicht nur zeigt, daß es andere Le-
bensformen gibt, sondern darlegt, wie sich die Lebensformen in ihrer Abfolge
entwickeln, historisiert sie die eigenen und gibt den Ausblick auf weitere, al-
lerdings wie die eigene historisch gebundene, frei. Die Analyse der gegenw�r-
tigen Gesellschaft ist dabei die Bedingung mçglicher Freiheit, nicht ihr Ge-
f�ngnis. Je weiter und umfassender sich die Transformationsregeln fassen las-
sen, desto n�her wird man einem allgemeinen Gesetz geschichtlicher Entwick-
lung kommen. Es gehçrt mit zu den wesentlichen Lernzielen des Geschichts-

22 Dies wird eben falls unzureichend ber�cksichtigt in der »Emanzipationsdidaktik« von Kuhn.
Sie l�ßt offen, ob Emanzipation f�r die gegenw�rtige Zeit oder allgemein ein Leitbegriff der
Geschichtswissenschaft sein soll. Damit bleibt unklar, von wem oder was und zu welcher Zeit
sich der Sch�ler emanzipieren soll. (Kuhn, Einf�hrung in die Didaktik, S. 43).
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unterrichts, dem Sch�ler die Reichweite der Begriffe aufzuzeigen, mit denen er
gesellschaftliche Entwicklungen aufschließt, ob sie gebunden sind an bestimmte
Gesellschaftsformationen wie der Begriff des »Kapitals« oder des »Standes« oder
aber Verh�ltnisbegriffe sind wie »Produktionsverh�ltnisse«, in denen Trans-
formationsregeln ausgedr�ckt werden kçnnen.

IV.

[49] Damit ist die Geschichte bei der Bestimmung ihrer unterrichtlichen Funk-
tion gleichsam von hinten aufgerollt worden. Von den heutigen Entwick-
lungsz�gen wird zu den �bergreifenden Entwicklungsbedingungen der zu-
grunde liegenden Gesellschaftsformation und von da zu Transformations-
prozessen weiter zur�ck liegender Formationen gegangen. Das bedeutet nicht,
daß im Unterricht nach einer »umgekehrten Chronologie« vorgegangen und mit
der Zeitgeschichte begonnen werden m�ßte. Es m�ssen allerdings Unter-
richtseinheiten konstruiert werden, die den Gegenwartsbezug des Geschichts-
unterrichts aufschließen.

Nach einer umgekehrten Chronologie zu unterrichten, scheint verfehlt, weil
es vor allem Entwicklungsbegriffe zu vermitteln gilt und der Begriff der Ent-
wicklung den der richtigen zeitlichen Reihenfolge einschließt. Da zudem eine
sozialwissenschaftliche Entwicklungsanalyse verschiedene Gesellschaftsberei-
che einbezieht, scheint es unter didaktischen Vorzeichen unausweichlich, neue
Einheiten der Darstellung f�r den Geschichtsunterricht zu finden. Diese Ein-
heiten sollen gew�hrleisten, daß historische Regeln aus ihnen abgeleitet werden
kçnnen, die bis in die Gegenwart reichen, daß in ihnen soziale Kr�fte auftau-
chen, die als Regelfaktoren betrachtet werden kçnnen, daß diese Regeln nach
Mçglichkeit mehrere Gesellschaftsformationen umfassen. Je nach Altersstufe
und Vorkenntnissen der Adressatengruppe sollen die sozialen Kr�ftegruppen
auch heute noch identifizierbar oder mçglichst konkret bestimmbar sein. Denn
wenn einerseits als Lernziele Regeln oder Gesetzm�ßigkeiten formuliert werden
sollen, die einen gewissen Grad an Abstraktheit haben, so kommt es andererseits
gerade im Anfangsunterricht darauf an, Anschauungsebenen zu finden, in
denen die abstrakten Regeln sichtbar werden.

Zweifellos hat die gegenw�rtige Gesellschaftsformation f�r die Selektion
mçglicher Unterrichtsgegenstande das grçßte Gewicht. Auch sollte sie Zielpunkt
bereits des Anfangsunterrichts in Geschichte sein, der nicht erst nach einem
mehrj�hrigen Durchgang durch die Geschichte erreicht wird. Letzteres scheint
selbst unter der Voraussetzung, daß ein durchg�ngiges Erkl�rungsmodell von
Transformationsprozessen besteht, wie dies beim historischen Materialismus
der Fall ist, kein geeigneter didaktischer Zugang zu sein, da das Ziel der Er-
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kl�rung sehr weit hinausgeschoben wird, die Vermittlungsschritte damit in
Vergessenheit geraten und der Gesamtzusammenhang kaum dargetan werden
kann.23 Wie an der Universit�t ohnehin �blich, wird man auch im Schulunter-
richt vom Modell des Durchgangs durch die Geschichte Abstand nehmen
m�ssen.

Die Geschichte der »dritten Welt« muß unbedingt in den Lernstoff mit [50]
einbezogen werden,24 die Geschichte der �konomie und der sozialen Ver-
h�ltnisse findet schon jetzt immer st�rkeren Eingang in die Schulb�cher. Diese
Breite des Raumes und Vielfalt der Lebensgebiete durch die Chronologie zu-
sammenschließen zu wollen, kann nur die Illusion einer historischen Bewegung
vermitteln. �hnlich wie bei der Universit�tslehre scheint es unvermeidlich,
systematische Fragestellungen auf r�umliche und zeitliche Einheiten anzulegen.
Im folgenden soll ein Bereich vorgestellt werden, in dem systematisches Vor-
gehen, r�umliche �berschaubarkeit und lange Dauer gleichermaßen anwendbar
bzw. gegeben sind. Es ist dies die Stadt als Gegenstand eines regionsbezogenen
Geschichtsunterrichts.25 Vielerorts bietet das Stadtbild hinreichend Anschau-
ungsmaterial, sei es an Baudenkm�lern oder der Anlage der Stadt. Die Aus-
breitungstendenzen lassen sich h�ufig am Stadtbild noch festmachen; auch die
Funktionen verschiedener Stadtgebiete (Wohn-, Produktionsviertel, Aufteilung
nach sozialen Gruppen) lassen sich h�ufig noch auffinden und unterschiedli-
chen Entwicklungsstadien zuordnen. Die Stadt l�ßt sich als einheitlicher Ent-
wicklungsraum betrachten, in dem sich �bergeordnete Entwicklungstendenzen
niederschlagen, von dem aber auch Außenbeziehungen ausgehen, die �ber ihn
hinausweisen. Normalerweise lassen sich in ihr die wichtigsten Produktions-
und Herrschaftsfunktionen auffinden. Die Stadtgeschichte vermittelt f�r den
Großteil der Sch�ler Einsichten in den unmittelbaren Lebensraum und zeigt
besonders in der Geschichte der letzten 100 und in der Regel auch der letzten
10 Jahre weitreichende Ver�nderungen innerhalb der Verkehrs-, Wohn- und
Produktionsstruktur.26 Die enorme Reichweite und Dynamik historischer Pro-
zesse l�ßt sich so an einem unmittelbaren Lebensbereich der Sch�ler anschau-

23 Dieses Problem scheint mir nicht gelçst im Lehrplan des Geschichtsunterrichts an den
Schulen der DDR, s. Methodik Geschichtsunterricht, 1975.

24 Geiss, Der Ort der Geschichtswissenschaft … , in: Die Funktion der Geschichte in unserer
Zeit, 1975.

25 25 Siehe den Bericht �ber die III. Internationale Tagung »Die alte Stadt morgen«, in: IMS,
1976; de Buhr, Stadtgeschichte im Unterricht, in: Beeck, Landesgeschichte im Unterricht,
1973; Jooß, »Stadt« im Unterricht, in: ZSSD, 1974; Kuhn/Mende, Stadt und Gesellschaft im
Unterricht, 1976; Langer, Die Stadt als didaktisches Problem des Geschichtsunterrichts, in:
ZSSD, 1977.

26 Zur sozialen Reichweite der Wohnungsfrage s. die Untersuchung von Niethammer, Lutz/
Franz Br�ggemeier, Wie wohnten Arbeiter im Kaiserreich?, in: Archiv f. Sozialgeschichte,
1976, S. 61 – 134.
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lich machen. Es kçnnen auch andere regionale Einheiten, z. B. Landschaften,
thematisiert werden, auch ganze Territorien. Wesentlicher Gesichtspunkt soll
dabei sein, daß sich ihre Entwicklung hinreichend an Leitfunktionen ihrer
Produktions- und Herrschaftsstruktur deutlich machen l�ßt und diese lange
Kontinuit�ten besitzt. Erst wenn so regionale Einheiten erschlossen sind, scheint
es angebracht, einzelne Entwicklungsfaktoren herauszuheben und abgelçst von
jenen zu thematisieren, z. B. die Entwicklung der Produktivkr�fte, sozialer
Klassen oder politischer Institutionen. Ein stark problemorientierter Unterricht
muß auf ein in seiner Chronologie bereits umrissenes Ereignisfeld zur�ckgreifen
kçnnen, um nicht in die Verlegenheit zu kommen, den Durchgang durch die
Geschichte im Schnellverfahren jeweils vorausschicken zu m�ssen.

Ein solcher Unterricht stellt an den Lehrer neue Anforderungen, sowohl in-
haltlicher wie methodischer Art. Um diesen Anforderungen nachkommen zu
kçnnen, ist es wichtig, daß die Fachwissenschaft sich auf sie ein- [51] stellt.
Solange die Stadtgeschichte nicht als Forschungsaufgabe bis in die j�ngste Zeit
hinein verfolgt wird, verf�gt der Lehrer in der Regel nicht �ber den Unter-
richtsgegenstand, den seine fachwissenschaftlich-didaktische Reflexion ihm
empfiehlt. Geschichtswissenschaftliche Institute, die sich sozialwissenschaftli-
chen Erkenntnisinteressen verpflichtet f�hlen, m�ssen ihre Erkenntnisfunktion,
die sie f�r die sie umgebende Region zu leisten imstande sind, erkennen. Denn
der hier entworfene Unterricht verlangt neue Unterrichtsvorlagen, die vom
Didaktiker nicht allein erarbeitet werden kçnnen, weil sie mehr verlangen als
eine didaktische Verarbeitung vorliegenden Materials. Die Funktion, den um-
gebenden Lebensraum in seiner Entwicklung zu veranschaulichen, sollte von
vornherein in den Forschungsprozeß mit aufgenommen werden.27

Die Unterrichtsformen werden im regionalen Bezug wesentlich bereichert.
Die Sch�ler selbst kçnnen historische �berreste im Stadtbild, im Stadtarchiv
entdecken und lernen, sie systematisch aufzuarbeiten.28 Hierzu ist es aber not-
wendig, daß das Universit�tsstudium die Ausbildung im Umgang mit Archiven
und in der Analyse historischer �berreste außerhalb edierter Quellenausgaben
einschließt. Die Aneignung historischer Kenntnisse kommt so �ber den rezep-
tiven Charakter hinaus und gewinnt eine produktive Funktion, die im tradi-
tionellen Geschichtsunterricht kaum erreicht wird.

Ein solcher Unterricht erfordert schon in der Ausbildung eine breitere Ein-
f�hrung in die Analysemethoden historischer Quellen. Dazu gehçrt auch gerade
f�r den sozialen und wirtschaftlichen Bereich die Statistik, in die als Darstel-
lungsform quantitativer Entwicklung bereits im Schulunterricht eingef�hrt

27 Als Beispiel Arbeitskreis f�r Stadt- und Regionalforschung, Die Region im Unterricht, in:
Zeitschrift d. Gesellschaft f. Schleswig-Holsteinische Geschichte, 1973; ders. , Flensburg,
Geschichte einer Grenzstadt, 1966; ders., Flensburg in Vergangenheit und Gegenwart, 1972.

28 Behr, Mçglichkeiten der Archivbenutzung f�r den Schulunterricht, in: Der Archivar, 1974.
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werden soll. Dazu z�hlt aber auch, Formen der Anschaulichkeit kennenzulernen,
sei es anhand der historischen Kartographie oder der photographischen Dar-
stellung.

V.

Die Erkenntnisziele, die aus der Analyse historischer Vorg�nge herausgearbeitet
werden, werden innerhalb einer Gesellschaft, die selbst aus divergenten Inter-
essengruppen mit unterschiedlichen Entwicklungschancen besteht, umstritten
bleiben. Sie sind, soweit sie als historische formuliert werden, stets Ausdruck
bestehender Machtverh�ltnisse. Der Ausweg, den die traditionelle Didaktik
daraus zog, mçglichst allgemein g�ltige Kriterien zu formulieren, die nahezu
jedem historischen Prozeß inh�rent sind, nimmt den Lernzielen ihren konkreten
historischen Sinn. Die Richtung politisch-sozialer Kr�fteauseinandersetzung zu
erkennen, sind sie nicht imstande. Sie kçnnen allenfalls allgemeine formale
Merkmale sein, unter [52] denen die Auseinandersetzungen verlaufen. Soll der
Verlauf in seiner historischen Interessenabh�ngigkeit dargestellt und aus den
Durchsetzungsmçglichkeiten bestimmter Interessen unter bestimmten histo-
rischen Bedingungskonstellationen auf die weitere Entwicklung geschlossen
werden kçnnen, so m�ssen die Lernziele auf die jeweiligen Entwicklungsstufen
hin konkretisiert werden. Sie kçnnen nicht interessenfremd hinsichtlich der
untersuchten sozialen Gruppe formuliert werden. Je nachdem, wie konkret und
umfassend unsere Wissenschaft die historischen Bedingungen politisch-sozia-
ler Interessenauseinandersetzungen zu bestimmen vermag, so konkret und
umfassend werden die fachdidaktischen Lernziele sein, die sich daraus ableiten
lassen. So spiegeln die formulierten Lernziele wider, was der Fachwissenschaft
an Erkenntnisleistung zugetraut wird. Dies ist nach der bisherigen Durchsicht
weniger, als sie zu leisten imstande ist und wohl auch tats�chlich leistet. Was die
Geschichtsforscher an der Universit�t �ber die didaktische Funktion ihrer
Produktionen sagen, bewegt sich auf einer anderen Abstraktionsstufe von Er-
eignis und Struktur, als in ihren Werken in der Regel dargestellt wird. Je klarer
die Fachwissenschaftler die spezifischen Erkenntnisleistungen, die gerade aus
der Analyse eines begrenzten historischen Zusammenhangs hervorgegangen
sind, herausstellen und hieran ihre theoretischen Vorgaben messen, desto
deutlicher werden sich die Didaktiker im Unterricht sich auf diese Werke be-
ziehen kçnnen und daf�r einstehen, daß ihr Unterricht tats�chlich an den Er-
gebnissen der Wissenschaft orientiert ist und somit die Wissenschaft auch we-
sentlich zu seiner Begr�ndung beitragen kann.
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Schulbuchrevision und Schulbuchforschung





Can Truth Be Negotiated?
History Textbook Revision as a Means to
Reconciliation*

International school textbook revision and research became a professional
academic activity after the First World War. It broadened its scope and meth-
odological approaches considerably after the collapse of the bipolar world.
Today, a number of different agencies such as international governmental in-
stitutions, NGOs, and academic as well as pedagogical institutions are involved
in projects on the revision of history teaching in postconflict societies. This
article examines the pros and cons of different project designs, focusing on the
sometimes contradictory aims projects are expected to achieve, and on the
interplay between the various agencies. Examples highlighting the re-
construction and reconciliation process are taken from Bosnia and Herzegovina,
Israel-Palestine, and Rwanda and South Africa.

Keywords:
international school textbook revision; reconciliation; history teaching;
remembrance

Changing Patterns of International Textbook Revision

Textbooks matter. Every week, newspaper headlines all over the world refer to
them. Besides issues related to new areas of learning, like Internet technology
(IT), the topic most frequently raised in textbook studies is the ideology that
textbooks convey. In this regard, textbooks for the humanities, in particular on
language and literature, history and civics, and more recently, religion, stand

* Zuerst erschienen in: Annals of the American Academy of Political and Social Science 617:
The Politics of History in Comparative Perspective (2008), 181 – 198.



out.1 Some core problems and geographical areas on which articles focus include
[182]
• controversies between two or more nations, peoples, or states about the

presentation of each other’s history ;
• clashes between the historical narratives of different ethnic groups within a

state or society ; and
• the role of religious instruction in multireligious settings.

In the decades following the Second World War, Europe was the main theater
of textbook debates and bilateral or multilateral research projects, but more
recently the focus has shifted to Asia and the Middle East. In East Asia, the
Second World War still provides the crucial point of reference for most history
textbook controversies, whereas in Southeastern Asia the legacy of a colonial
past or current internal tensions between different population groups come to
the fore. The Middle East attracts attention because the so-called cultural dia-
logue between Western European states and Muslim societies focuses on this
region.

Besides content-related problems, methodological issues of learning history
and civics are frequently raised. There is an ongoing, almost worldwide, debate
on whether the history curriculum should define a body of knowledge, un-
questioned values, and moral judgments that represent the shared historical
memory of a given society, or whether students should be trained in skills that
allow them to compare different interpretations, to develop critical thinking,
and to form their own judgments. Generally speaking, the debate on textbooks
concentrates on contesting a multicultural or multiperspective approach on one
hand, or an ethnically/nationally centered view on the other.

The transfer of knowledge from one generation to the next through textbooks
is controlled not only by scholarly quality criteria and by pedagogical standards,
but also by political interests. To overcome narrow national and nationalistic
approaches to historical interpretations and geopolitical visions of the world,
international textbook revision became a politically acknowledged and scholarly
activity after the shock of the First World War, performed under the umbrella of
international organizations such as the League of Nations and, after the Second
World War, the United Nations Educational, Scientific, and Cultural Organ-
ization (UNESCO). The well-known traditional model of interstate textbook
projects created in the 1920 s, which is still in use today, is characterized by
bilateral or multilateral cooperation on equal terms such as the German-Polish

1 The Website of the Georg Eckert Institute for International Textbook Research offers bi-
weekly press summaries on textbook issues (www.furl.net/memhers/GEI) reviewed by Dr.
Arunas Vysniauskas).
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or the Italian-Slovenian Textbook Commission, to mention two contemporary
examples (Pingel 1999). This model represents a somewhat ideal approach
where all partners recognize each other and meet in a symmetrical dialogue.

After the dissolution of the communist system and the opening of borders, the
topics and methods of international textbook revision underwent remarkable
changes that can be characterized as follows:
• from bilateral, quasi-official commissions set up by educational authorities to

groups of experts linked to nongovernmental organizations (NGGs) and
agencies of civil society ;

• from controversies over the past to debate about current, open, and often still
violent conflicts; and

• from conflicts between states to conflicts between groups within a state or
society (or from war to civil war).

[183]
Therefore, two phases of international or intercultural textbook revision can

be identified:
• Initially, bilateral or multilateral commissions agreed on a more or less har-

monious version of the shared history, which sometimes showed features of a
»diplomatic« agreement, as the commission members were obliged to find a
compromise.

• At present, projects focus on developing principles and methods with which a
disputed issue can be presented without necessarily writing a joint, ultimate
narrative.

Consequently, the forms of textbook projects have changed over time. To find
a middle ground between direct intervention and programs negotiated on equal
terms, which are often not feasible in postconflict areas where there is a lack of
infrastructure and stability, international organizations now employ a gradual
model of education reform
• tarting with short-term emergency reconstruction measures;
• followed by midterm constructive and systematic ground work;
• leading to the final stage oflong-term sustainable education toward peace,

tolerance, and international understanding (Smith and Vaux 2002).

The implementation of these measures may also be conceived of as an ad-
vancement from reconstruction to reconciliation. Such a process is often ini-
tially characterized by external control and intervention, by which power is
gradually handed over to internal agencies until full local »ownership« is ach-
ieved. As a rule, only medium- and long-term measures have attracted the
attention of research. However, the impact of direct emergency measures should
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not be underestimated, for they often produce the only tangible result in cases
when the second or third steps have been omitted. An interventionist program
on a large scale is currently being conducted in Iraq (and in Afghanistan).2

International organizations such as UNESCO, the World Bank, and the United
Nations Development Program (UNDP) produce new teaching materials in
countries in which the local government can neither fully control its education
system nor provide sufficient financial means for the required reform. Although
foreign powers and international organizations seek the approval of local gov-
ernments for their actions, their dominant position when providing expertise
and funding arouses skepticism among the indigenous population, who suspect
that a new cultural bias will permeate the reformed curriculum and thus alienate
young people from local traditions, values, and way of life.

The original idea behind binational or multinational textbook commissions
was based on a consensual model. Two or more conflicting partners compare
divergent interpretations and try to forge a version accepted by all sides in-
volved, which may then be published, disseminated, and translated into the
teaching process. Although international textbook projects increasingly deviate
from this model, many of the elements of this model still prevail in current
projects.

The traditional, consensual projects are often financed and backed by gov-
ernments. The firm institutional structure endows them with undeniable
strengths. [184] They are provided with a clear agenda and work with clear goals
in mind. The most obvious disadvantage is that they are often conceived as
representatives of state ideology and do not dare to break political taboos or
argue against issues of national pride. Such projects are feasible only if stable
political structures are already in place. Hence, this model has lost ground in
cases where violence is ongoing. Likewise, when partners do not even recognize
each other diplomatically, »official« textbook commissions cannot be estab-
lished and groups representing civil society have to pave the way for encounters
and steps toward reconciliation to take place.

In many postconflict societies like Rwanda and Bosnia and Herzegovina, for
example, work in civil society with the grass roots, combined with domestic
reconstruction policy and international assistance or intervention, culminates
in a mixture of tools designed to promote pacification and reconciliation in
which textbook revision is only one aspect, if still an important one. Even though
this article focuses on the revision of history textbooks as a means of reconci-
liation, it also examines the interplay of local and international actors, as well as

2 Within the framework of the UNESCO Textbook Quality Improvement Programme, 8.75
million textbooks have been produced during the current conflict in Iraq (Textbook Quality
Improvement Programme 2005).
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the role played by textbook and curriculum development within the overall
framework of peace-building measures, including truth commissions and trials,
and so on. To identify factors that influence the potential success or failure of
these processes, it will deal in particular with the cases of Rwanda, South Africa,
the Middle East, and Bosnia and Herzegovina (BaH).3 The findings drawn from
these examples will be compared with the structures of more traditionally de-
signed international textbook projects such as the German-Polish textbook
consultations and the textbook debate in East Asia.

History Education in Postconflict Societies: A Neglected Factor and
a Guarantor of Sustainable Peace?

Education, in particular history education, plays an ambiguous role in measures
designed to resolve conflict. On one hand, it is striking that education is not a
high priority when it comes to redistributing political power and economic
resources after conflict and that sometimes education is hardly mentioned in
peace settlements (Arlow 2004). On the other hand, implicitly or expressly,
education is expected to secure the sustainability of peace and contribute to
fostering attitudes toward peaceful cohabitation in the future.

Curriculum experts and teachers who work under poor material conditions
are overburdened by high expectations to inculcate new values and attitudes in
the students. But it is not only the tension between their weak position in society
and the ambitious tasks society demands from them that puts them in a difficult
position. The educational objectives they have to accomplish are also often
contradictory. History education is expected to serve two aims: (1) to explain
why the conflict happened and (2) to deliver a new narrative that consolidates
the rifts of [185] the past and strengthens inner cohesion in a shattered society.
Although both aims seem to be acceptable and honorable at first glance, they
appear to be incompatible in practice. Laying bare possible reasons for the
conflict is painful and controversial and may divide rather than unite society.
Thus, before history instruction has really started and can draw on viable re-
search or documentation, governments often anticipate the challenge of an open,
serious, and in-depth historical debate and either prescribe a new core narrative
or put aside history instruction altogether. In the following paragraphs, the
endangered and overburdened role of history educationin Rwanda, South Af-
rica, and BaH will be examined.

3 The author of this article has gained personal experience in the field in the three latter
regions.
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The Rwandan government built reconciliation by inventing a new narrative
that stated that Rwandan society was united and harmonious in the precolonial
past and thereby neglected functional differences between groups that already
existed before the colonialists arrived. The new narrative placed responsibility
for »racism« and ethnic discrimination solely on the colonial powers. Education
was expected to disseminate the message of the unifying powers that the people
of Rwanda had inherited from their forefathers, and therefore it became the
main tool for establishing social cohesion (Rutayisire, Kabano, and Rubagiza
2004). Longman and Rutagengwa (2004, 164) called this »creating an official
narrative of memory.« The value-oriented approach of the new pedagogical
agenda glosses over the problematic period of the massacres to find consolation
and consolidation in a more distant, harmonious, and »indigenous« past. With
this historical interpretation, the government in fact skipped the teaching of
Rwandan history at school. Although a »National Conference on Educational
Policy and Planning« decided in 1995 to produce a »Textbook on the History of
Rwanda,« no such book is available as of November 2007, and Rwandan history
cannot be taught without such a book. No agreement could be reached about
how to write this book, since a history book would inevitably address the heart
of the conflict and could not avoid offering explanations and reasons that might
be understood to put the blame or responsibility for the crimes on a particular
group (Tawil and Harley 2004). The aims were so high and unrealistic that this
book will most likely never be written. Since history teaching appeared in-
feasible under these premises, the government developed social remembrance
programs that gather young people in »solidarity camps« and official remem-
brance ceremonies (Longman and Rutagengwa 2004). Thus, the genocide is
officially remembered, the victims are mourned, but history teaching as oppesed
tohistory education is not implemented to serve this objective.

Although the abolition of the apartheid system in South Africa was accom-
panied by an in-depth debate about innovative approaches to constructing a
new, integrated South African history, the significance of history teaching for the
reconciliation process diminished in the course of the reorientation process. The
strong commitment to a post-apartheid concept of history lost its appeal when it
became obvious that the construction of a new master narrative-which went
against the international trend in historiography-would take time, and would
open up strong and painful controversies before something that came close to an
agreed corpus of content and interpretation could be outlined. [186] Two fac-
tions put forward their vision of a revised South African historiography : African
teachers placed great hopes on the political change and expected a new and
uncontested »black« history that would tell the one and only true story in
contrast to the distorted one they had been exposed to for so many years.
However, this story could never emerge overnight and would not be regarded as
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an appropriate way of building education for a multicultural, integrated South
Africa. A pluralistic model was favored by a group of historians who worked at
universities long since known for their anti-partheid position. They advocated
the use of new source materials about African history, innovative methodo-
logical approaches such as multiperspective interpretations, group discussion,
oral history, and testimonies; however, these methods were almost unknown to
normal teachers in a township classroom and could hardly be transformed into a
manageable pedagogical format under the prevailing material conditions and
with such a lack of trained authors and teachers. As the government con-
centrated intellectual as well as material investments on new sectors like eco-
nomics, sciences, and IT, and tried to foster social sciences modeled on the old
history curriculum on the pretext that this was a modern interdisciplinary ap-
proach combining geography, civics, and history, the reputation of history
teaching decreased considerably in the second half of the 1990 s (Johannesson
2002,92). History courses were no longer regarded as helpful for fostering
economic growth and accelerating the integration of society. »The irrelevance of
the history argument« (Giroux 1997) correctly and surprisingly described the
situation in South African schools where many teachers, in particular in poor
township schools, still relied on old apartheid history textbooks, since the
government was not willing to put alternative complementary material pro-
duced by the History Workshop and other initiatives onto the list of approved
books (Reid and Sieborger 1995). Consequently, history was removed from the
compulsory curriculum for several years, only to regain its former position
gradually following renewed steps toward reform after the year 2000.

BaH may stand out as the country where history education suffers most from
the legacy of a peace settlement. The Dayton Agreement of 1995 confirmed the
separate education system for the three »constituent peoples«-Serbs, Croats, and
Bosniaks-that had already been established in wartime. It federalized and
»provincialized« education and made it the playground for cultural separatism.
As the international peacemakers considered the political and security sectors to
be much more important areas in which overarching institutions could be es-
tablished, they left responsibility for education totally to the regional units: the
Republika Srpska and the ten »cantons« of the ethnically mixed Federation of
BaH, which were invested with rights to develop their own curriculum and
textbooks. Furthermore, when a community is ethnically divided, schools may
even teach different curricula, each of which emphasizes »one’s own« history,
society, geography, and culture while neglecting or disparaging those of the
»others.« Local politicians instrumentalized the educational institutions in their
respective spheres of influence along lines that emphasized cultural differences
as boundary markers for the concept of separate nationhood. Academics were
instrumental in providing this process with a mantle of legitimacy (Pingel 2006).
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In spite of [187] considerable efforts to reform curricula and textbooks made by
the international community and local institutions since 2000 (before that time
material reconstruction enjoyed absolute priority) and efforts designed to
overcome barriers to a more integrative cultural policy, these institutions could
not change the main parameters of the education system set out by the Dayton
Agreement. The case of BaH is probably the most salient example of the often
contradictory forces that define the place of history education in the re-
construction and reconciliation process.

In sum, it can be said that history education or history politics are seen as
important factors for rebuilding society ; however, this does not imply that
disciplinary history instruction is allotted a prominent place. The initial interest
in finding out the historical reasons why violence and conflict broke out in
society is quickly overshadowed by a policy of remembrance that encapsulates
or neutralizes the contested past.

Should Time, rather than History Teaching, Heal the Wounds?

The generation that is expected to create new curricula and textbooks has, as a
rule, been involved in the conflict that they must deal with in a pedagogical
context. It is because of this entanglement in a history that has not yet become a
past that the Parliamentary Assembly of the Council of Europe passed a reso-
lution on »Education in Bosnia and Herzegovina« in the year 2000 that proposed
a moratorium on the teaching of the last war of 1992 to 1995. The moratorium is
designed to give historians of all three ethnic groups the opportunity to develop
a common approach to the topic, with the help of international experts. This
moratorium is still in force. Contrary to the expectations of its creators, it has not
stimulated enquiries into the war and its causes, but only created a vacuum that
offers very little scope for intellectual curiosity and the development of new
approaches to teaching issues of contemporary history (Pingel 2006). The same
logic underpinned the Rwandan government’s decision to abandon history
teaching altogether until a new consensual concept had been developed. How-
ever, this is not likely to happen within one generation, for the wounds are still
fresh. Recalling the conflict will stir emotions and controversy because perpe-
trators and victims can hardly have the same memories.

Surveys from BaH and Rwanda show that pupils want to know about war and
genocide, they want proof of the stories they are confronted with in their families
and in the media, but these stories are not permitted within the classroom, and
students cannot examine them in a rational environment. In particular, the
generation of older teachers tends to opt for the official moratoria and accepts
the government’s argument that scholars first have to collect clear doc-
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umentation that »tells the truth« and does not leave room for different inter-
pretations to arise (Freedman et al. 2004; Gasanabo 2002). However, the ma-
jority of people interviewed, [188] be it parents, teachers, or students, in prin-
ciple are in favor of teaching history to better understand the roots of the
conflict-although they wish to avoid tackling the conflict itself. Psychologically
speaking, this attitude may be categorized as an approach-avoidance conflict.
The concept of the one and only truth that is based on a preordained political
consensus is the major stumbling block that has to be overcome to give way to
innovative teaching approaches.

[Pupils] want proof of the stories
they are confronted with in their families and
in the media; but these stories are not
permitted within the classroom.

The controversy over the recent conflict, even if it is excluded from the cur-
riculum, nevertheless also shapes -unconsciously or unwittingly- the inter-
pretation of the more distant past. The factions who fought the »recent war« in
BaH are identified with those of the Second World War-U stash a and Chetniks
alike. Dealing with them in a lesson about the Second World War triggers un-
controlled associations with the recent war. As the genocide of Srebrenica cannot
yet be dealt with in Bosniak history textbooks, massacres committed by Serbs in
former times are now called »genocide,« and everyone should understand that
this Serbian »genocidal« attitude toward the Bosniak population extends to the
last war-thus, the students are familiarized with a static image of the »other« that
corroborates rather than refutes biased views (Pingel 2004). During the debate
about a new textbook on Rwandan history, it became obvious that almost the
whole history of Rwanda before the conflict was permeated by the differences
that existed between the Hutus and the Tutsi. Teachers searched for periods or
topics free from this bias and proposed that they should focus on cultural history
(poems, customs, etc.), religion, and economic history (agriculture). But to treat
Rwandan history without touching on the relationship between the different
population groups does not contribute to reconciling them. As Casanabo (2002,
83) put it, »You can’t talk about ›us‹ without talking about ›me.‹«

One may say that time heals all wounds and makes scars invisible, but it does
not make them disappear. International nongovernmental organizations
(INCas) meanwhile offer platforms for a rational debate and offer programs for
new teaching approaches such as drama, role-play, and art, which allow pupils to
[189] express emotions as well ; they have been applied successfully in post-
conflict and posttrauma situations. Teachers are often not sufficiently familiar
with these methods. In his teacher survey conducted in Rwanda, Casanabo
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(2002) could only quote a few teachers who were open to innovative ways of
teaching history through radio features, out-of-classroom meetings, and dia-
logue. Ministries of education are, as a rule, sceptical toward extracurricular
activities, and INCas are likewise obsessed with maintaining regular curricula
and textbooks with which »official« guidelines for pedagogy may be applied.

Discovering Truth in a Communication Process

Whereas the strengthening of cohesive elements within divided societies makes
sense, a preordained consensual approach to history textbook issues does not
offer a sustainable solution to the problem of how violent or fresh conflicts
should be tackled. To open up new horizons, an Israeli-Palestinian textbook
project will be referred to here. In view of the ongoing armed clashes and
irreconcilable territorial claims, the Peace Research Institute in the Middle East
(PRIME) based in Beith Jala near Bethlehem/Palestine renounced the idea of
presenting a joint narrative harmonizing the views of both sides when devel-
oping teaching materials about the Israeli-Palestinian relationship in the
twentieth century. On one hand, the group of teachers and university historians
working on the project recognize that each side has its own narrative that is
firmly anchored in a long history and strongly linked to a set of national feelings,
religious beliefs, and cultural traditions that cannot be neglected. On the other
hand, each side tries to understand the other’s narrative, to discuss both nar-
ratives, and to subject both versions to scientific scrutiny. Critical questioning of
the other’s interpretation involves being critical of oneself. Truth turns out to be
a communication process. Thus, the material consists of two »national« nar-
ratives presented on the left and right side of a double page, leaving blank space
in between where teachers and students can write down their own interpretation
and comments (Learning Each Other’s Historical Narrative 2003).

The PRIME group had the ingenious idea of acknowledging, on one hand, the
duality of the narrative as the point of departure, but, on the other hand, of
encouraging recognition between each group as a legitimate bearer of opposed
narratives. By contrast, in most other cases in which narratives of reciprocal
exclusion meet, their legitimacy is mutually contested. However, the point of
departure should not be mixed up with the final destination. Through in-depth,
self-critical discussion, each »national« group revises its »own« narrative, which
is then translated into English (as the working language of the project) and into
the »other’s« language, then discussed again both jointly and in separate groups.
In the end, both sides come closer without merging or harmonizing their nar-
ratives; but the versions to be published and tried out through experimental
teaching in selected schools in Palestine and Israel are recognized by both sides
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as legitimate [190] views of a partially shared history that nevertheless cannot be
interpreted in the same way. Although the project aims to produce a practical
result, its core objective is the process of communication and mutual recognition
that brings forth the product. The concept is open-ended. Moreover, the final
publication should offer blank spaces in between the two narratives. Teachers,
students, and scholars are expected to write down their commentaries or even
formulate a third version. Two points are of particular interest here:
1. Through the process of communication, each »national« narrative becomes

estranged from the official mainstream version and so refutes the notion of a
fixed »national narrative« altogether. This effect makes the approach vul-
nerable to conservative critique as it makes it obvious that, by taking into
account the other’s viewpoint one changes one’s own viewpoint. In concrete
terms: presenting the Palestinian narrative (or part of it) to Israeli students
(and vice versa) not only offers the students insight into the thinking of the
»adversary,« it also tends to change students’ self-perception and devaluate a
consensual approach to the historical tradition of one’s own people.

2. The draft version of the dual narrative produced by the PRIME project has
already been published in French and Italian editions and been taught in
schools of the two countries. Both books left out the blank space in between
and thus missed the crucial point of the project: to constantly work on
bringing both versions closer to each other. The presentation of two opposing
interpretations fits into the Western European concept of multiperspective
teaching that teachers put stress on, juxtaposing the two versions and
gathering arguments for pros and cons rather than exposing themselves to an
exercise of rapprochement. Teachers fall into a didactical trap inherent to the
model (and that students voluntarily follow) if they neglect the challenge of
the blank space: they train their students to confront views and conduct a
controversial debate that may strengthen extreme positions but that does not
necessarily help them engage in a process of critical self-reflection and re-
vision of preconceived opinions.

Critical questioning of the other’s
interpretation involves being critical of oneself.

Projects conducted by NCOs often aim expressly to break down from the very
outset communication barriers that politicians could not or did not want to
overcome. The working procedures of NCO projects differ considerably from
those applied by official bilateral or multilateral commissions. In traditional
projects, the comparison of scientific concepts and their evaluation according to
rational categories, based on academic research, is the medium of mediation.
The scientifically mediated product will then be delivered or handed over to
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politicians and pedagogues to be put into practice, to be rejected, or to be
molded. The establishment [191] of the commission is already based on a po-
litical agreement defining tasks and procedures, such that such a commission
usually can work for a certain time period-with luck until it presents a joint
product-without political interference, as long as the members themselves do
not express their dissent to politicians or in public. Only after having handed
over the result of their work to the responsible educational agencies may a
political debate be initiated and their work examined. In any case, responsibility
for implementation lies with political institutions and educationalists on the
ground. The German-Polish textbook conferences often serve as a model for the
successful application of a consensus-driven, bilateral approach. However, the
duration of such a reconciliation process through textbook revision is often
underestimated. Despite the overall positive result, one should not forget that
approximately fifteen years have elapsed since the commission began work in
1970 before acceptance on both sides outweighed protest against and rejection of
the joint textbook recommendations published in 1976. The publication trig-
gered fierce public debates that were fought over even in the parliaments of these
countries. Only after the political dispute had been settled could pedagogical
consequences be drawn that led to the production of a number of teaching units
and, finally, a joint resource book (Gemeinsame Deutsch-Polnische Schul-
buchkommission 1977/1995; Becher, Borodziej, and Maier 2001). Accordingly,
the working process can be divided into different stages:
• initial political founding agreement,
• disciplinary scholarly work,
• publication of a joint result,
• political approval (or rejection) of the result,
• public debate, and
• pedagogical implementation.

The working process of projects conducted by NGOs in conflict areas in which
the violence has not abated is less easily defined, because the political, academic,
and pedagogical levels cannot be clearly distinguished. The project may come
under political fire from the outset and have to find means to tackle this threat.
Professional mediation is needed to keep current politics out of the group
meetings. The mediation not only has to guarantee a high academic standard of
textbook analysis and methodological approach but also create an atmosphere
of confidence, without which no fruitful results can be expected. The work of
NGOs or expert groups, which are composed of devoted intellectuals, teachers,
and parents, helps to create a nucleus for a civil society that can, in the long run,
counterbalance backward-oriented political agencies. However, the im-
plementation of products often turns out to be the Achilles’ heel of projects
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conducted by NGOs. Ministries are not obliged to follow their advice and can
ban their materials from schools. As a rule, the teaching units produced by NGOs
are meant to provide additional material that does not replace regular textbooks.
Teachers need training to become amenable to this kind of material and to the
new methods it offers. [192] The crucial point is that at the start of the unifying
or reconciliation process, the concept of the one and only truth is still prevalent
and cannot be changed rapidly. The development of the new narrative has to
acknowledge the longing for unity and a harmonized interpretation of the past.
A strong multiperspective approach from the outset is, in most cases, not fea-
sible, for teachers cannot implement it, scholars are not sufficiently trained to
develop it, and politicians are not ready to accept it.

Furthermore, official reform projects carried out either between states or
within a state frequently adhere to a hierarchy of implementation measures:
from curriculum to textbooks to teacher training. If authorities strictly follow
this hierarchy, reform efforts reach schools with a delay of up to five years. Such a
long process can cause the reform to be diluted and prevent practical teaching
from ever being brought into line with the curriculum or vice versa. Under these
conditions, NCO projects are often marginalized.

From Reconstruction to Recognition: The Open-Ended Process in
Bosnia and Herzegovina

In BaH, almost all the different stages and methods of textbook revision have
been used to reconcile three almost incompatible versions of history that are
presented in the history school books.

The International Community (IC) concentrated in the first phase of inter-
vention and monitoring in the educational sector on physical reconstruction:
rebuilding and refurnishing destroyed schools, classroom equipment, and so on.
Only in a second step, since the year 2000, were the contents and methods of
education taken into consideration. A commission with equal representation of
the three constituent peoples, and supervised by international experts, exam-
ined the textbooks for history (and other so-called national subjects such as
geography, religion, and languages) to eradicate »inappropriate,« »offensive,«
and »inflammable« material that could be regarded as discriminatory from the
point of view of one of the three constituent peoples or of international con-
ventions on human rights issues. Authors and publishing houses were obliged to
change the texts accordingly. The IC sent UNESCO officials, who in some cases
were even accompanied by soldiers, to schools to make sure the incriminated
passages in books already in use had been blackened. Needless to say, this kind of
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interference in school life aroused a wave of public protest and made the students
all the more eager to read what was forbidden.

As a third step, the IC and ministries of education established more sus-
tainable cooperation by setting up expert commissions that were to carry out
yearly reviews of manuscripts before publication. Although the work of these
commissions »neutralized« language and excluded extreme interpretations, and
brought textbook experts from the three constituent peoples together for the
first time to [193] disuss contentious issues and to seek formulations that could
be agreed upon by all sides, it neither changed the different angles of approach
nor established common denominators; BaH still did not represent a common
point of reference as each side defended its own narrative.

The procedure adopted by the textbook commissions reflected the structure
of the divided society of BaH. Although the commissions dealt with conflicts
within one state, they acted as if they were a trilateral body confronting three
different nationalized versions of history and geographical issues (like contested
boundaries). The members regarded themselves as representatives of their re-
spective constituent people rather than as scholarly experts. It is unlikely that
they would have met without the support of the IC, which played a major role in
setting up the commissions.

The next step was intended to bring a major shift in approach: from negative
screening of texts to supporting in a constructive way the writing of new text-
books. In 2003, a further expert commission was given the task of developing
principles for future textbook authors that would foster a balanced, com-
parative, multiperspective representation of different narratives. The most im-
portant achievement of this commission may not even be the visible result: the
»Guidelines for Authors of History and Geography Textbooks« was unanimously
adopted and submitted to the ministries of education, which needed a further
three years of political bargaining before signing them and making them a
mandatory part of the textbook approval process. It was the process itself that
counted and caused a change in attitude. In the course of the meetings, the
members of the commission increaSingly conceived themselves as experts who
acted independently from a political agenda prescribed by local ministries or the
IC, and who represented best pedagogical practice and subject knowledge, not
»their« nation or people.

As positive as such an outcome may be, the reform process is still at risk.
Although the experts acted in line with their respective ministries of education
and the IC it appeared that politicians are not yet prepared to defend the reform
when it comes under criticism from influential pressure groups. When the first
books written according to the new guidelines were published and approved in
2007, the textbook approval agency of one canton revised its former decision and
withdrew a textbook series from use in schools after the war veterans’ organ-
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ization publicly accused the authors of failing to mention the massacres the Serbs
had committed against the Bosniak population in the First and Second World
Wars. Of course, the authors did not deny Serb war crimes, but they did not want
the students to be taken in by a stereotypical view of the Serbs, who, in other
books, always had to take the blame and were depicted as the »eternal« culprit.

At present, the government of the Republika Srpska is still hesitant to openly
and fully recognize that Serb units committed war crimes and genocide and is
not helping to bring the culprits to court. Bosniak officials-who can rely on the
support of a majority of the people in this regard-strongly defend the image of
the »just and victimized« Bosniak whose historical mission was to bring together
the [194] different peoples of the region. Textbook authors who challenge this
image have to face accusations of betraying their own people. The condition for
rapprochement adheres to an unwritten sequence: without recognition of
crimes, there can be no reconciliation.

Reconciliation as a Multidimensional Process

Considering the ban on history teaching in Rwanda and the low profile history
teaching was granted in South Africa for almost ten years, one may wonder what
role truth commissions played in both countries. Did the detailed knowledge
about the conflict they brought to the public not have a positive effect on the
status of history teaching? Surprisingly, both truth commissions as well as trials
impinged only to a small extent on teaching materials. So far, we know of only
some cases in South America where accounts from trials and commissions found
their way into textbooks. In particular, victims’ stories delivered to the Guate-
malan Historical Clarification Commission have been published in booklets to
be used as supplementary teaching material. In general, however, it seems as if
the work of truth commissions played such a prominent role in public dealings
with the past that they obviated the need for dealing with the issue historically in
schools and thereby hindered the historical awareness of the people. Another
hypothesis may well be that pedagogues are not used to interacting with the
juridical sphere, where the deeds of individuals are questioned with the more
general intention of delivering a comprehensive story encompassing a whole
people over several decades or centuries.

Without recognition of crimes, there can
be no reconciliation.

Trials and truth commissions address the issues of guilt, punishment,
atonement, and forgiveness. When placed in the general historical context de-
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scribed by schoolbooks, accounts produced by trials and truth commissions
may raise the fear that individual guilt or failure will be generalized and attached
to the whole group for which the perpetrator stands. The South African truth
commission was built on the value of individual voluntary confessions, which
were accepted as atonement for the crime and guaranteed amnesty. After the
confession, the individual case was closed and was not meant to be disseminated
in society as a moral lesson serving pedagogical aims. The individual stories told
in court or in a commission reveal exactly the topic that is often excluded from
the curriculum. The [195] history lesson and the trials or commissions address
different dimensions of the crimes. Truth commissions in particular may con-
tribute more to civic education than to history teaching, although they also refer
to or revive traditional elements of justice. The »Gagaca« trials in Rwanda re-
semble a public hearing; they revitalize a traditional form of community-based
consensus finding. They may sharpen the awareness of positive, cohesive ele-
ments in juridical procedures of the past in Rwanda and form part of the politics
of history of the Rwandan governments, even though they do not influence
considerably the way history is taught at school. It again proves that history
education or the creation of historical consciousness is not to be equated with
history teaching. Having acknowledged the different dimensions of juridical
processes and history teaching, it is nevertheless astonishing that forms of
controversial dispute and the establishment of truth through a communal
communicative process prevalent in truth commissions have almost nowhere
changed the restricted notion of the one and only objective truth that shapes the
way history is presented in school textbooks. To explain the gap or to find the
(missing) link between truth commissions, trials, and teaching deserves more
in-depth research.

It is more understandable that textbook authors and curriculum experts
object to using material from tribunals imposed on the country by foreign
powers and located outside their own country, as these tribunals are widely seen
as one-sided justice managed by the victorious foreign powers (Corkalo et
al. 2004, 147). Their share in the reconciliation process is limited. This applies to
Rwanda as well as to former Yugoslav countries. Biro et al. (2004,200) concluded,
»The overall survey results suggest that the role of the ICTY [International
Criminal Tribunal for the former Yugoslavia] in promoting reconciliation in
Croatia and BiH [BaH] is problematic.« Although international courts are not
held in high esteem by the perpetrators, a juridical verdict stating that crimes
have been committed is nevertheless a condition for the victims to engage in a
reconciliation process and dilute one-sided and adversary narratives of vic-
timization and oppression.
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The Future of Textbook Projects: A Concerted Transnational
Approach

This article has concentrated on new forms of textbook revision in countries
undergOing a postconflict situation; this section will again examine the more
traditional patterns of binational or multinational consultations. Do they still
provide a helpful framework for reconciliation between states? Are they still an
effective instrument for building sustainable trust between peoples? The con-
troversy over the presentation of the Second World War in Japanese textbooks
that has been continuing in East Asia for decades should provide the battlefield.
Official textbook talks between Japan, Korea, and China have not yet been held.
On several occasions since the 1990 s, UNESCO has tried to bring the three
parties together, but Japanese government officials were never willing to join in.
As there was no hope of reaching an agreement on an official level, NGOs,
academic institutions, [196] and individual researchers organized conferences
to at least document how the issue is presented in Japanese textbooks, to
compare this with results of recent research, and thereby to provide textbook
authors with information that is as objective as possible. The failure of dialogue
on an official level strengthened the voice of NGOs, and established a link
between traditional forms of interstate textbook consultations and the work of
NGOs based on a civil society approach.

Nevertheless, well into the first decade of this century, the bipartite or tri-
partite debate within NGOs or scholarly groups also revealed remarkable
shortcomings in contrast to textbook revision groups working outside East Asia.
Recommendations or conclusions only criticized the Japanese side, which was
implicitly perceived to be the only possible culprit ; the role of the occupied
people during the war-for example, instances of Korean collaboration or the civil
war that took place in China, causing serious casualties and weakening Chinese
resistance against the Japanese forces-were not mentioned. The participants did
not even see the need to question their own history. Communication was
asymmetrical. Only one partner was expected to make concessions and to
change the textbook representation of the others’ role, whereas the other two
partners seemed to be sacrosanct. The activities of scholars and NGOs were
firmly embedded in the political discourse, which deployed the same commu-
nication pattern: to convince Japanese politicians and to exert pressure to make
them apologize. They legitimized through scholarly expertise the political
claims of their own governments and of public opinion, which was in line with
that of the politicians. It did not become apparent that their statements were
grounded in an academic discourse that follows its own rules, and is not driven
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by short-term political objectives or claims for justice, legitimate as they may be.
It was therefore not surprising that scholarly seminars were rather seen as an
appendage to the political debate, rather than a driving force that could lend a
new direction to the public discourse.

Continuous political pressure, intensified contacts between East Asian his-
torians, and a thorough examination of textbook revision performed in Europe,
gradually changed the agenda and added a pedagogical dimension to it. In
Europe, private publishing houses, international organizations such as the
Council of Europe, and NGOs like EUROCLIO-the European Association of
History Teachers-had embarked on an innovative way of pursuing international
pedagogy : the writing of transnational history textbooks. Following this model,
five bilateral or multilateral history textbooks have been written in East Asia in
recent years, the most ambitious being a book written by a team of Japanese,
Chinese, and Korean authors. These books cannot replace the obligatory history
books; however, it would be a big step forward if students and teachers could use
books that offer a wider view and do not only reflect a well-known and canonized
national narrative. In addition to these activities, binational history commis-
sions have been established between China and Japan as well as between Japan
and Korea, such that official patterns can already be found alongside the work of
NGOs. It goes without saying that, with these new premises, the communication
process became truly bipartite or tripartite, for the Koreans and Chinese (albeit
slowly) made their concept of history teaching and their history textbooks
amenable to examination and critique from the other sides (Toshiki 2003).
[197]

The effect of innovations in transnational or transcultural activities on the
agents who produce them may frequently be more significant than the impact of
products on their users. The experience that it is possible to develop a joint
history textbook is of value in itself, even if the book is not widely used. It has
established a new paradigm that refutes the former opinion that the narratives
are so different and so consistent with the respective national pride and his-
torical canon of each nation that they cannot be changed by means of interna-
tional comparative research and debate. Innovations do not exert direct and
immediate influence on pedagogical practice; they spread out to many agents in
the political arena, the academy, NGOs, and societal interest groups who may
help to pave their way into the classroom. In this respect, the question of whether
a Japanese-Korean-Chinese textbook commission should be set up can, at best,
become obsolete if concerted efforts on the level of NGOs, universities, inter-
national governmental organizations, and pedagogical institutes can produce
sustainable results.
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Einigung auf ein Minimum an Gemeinsamkeit
Schulbuchrevision in Bosnien und Herzegowina*

Die staatlich gelenkte Revision der Schulb�cher in Bosnien und Herzegowina
umfasst die Gruppe der so genannten nationalen F�cher : Sprache und Literatur,
Geschichte, Geographie, Natur und Gesellschaft sowie Religion und zeitweise
auch Musik. Diesen F�chern kommt ein besonderer Status zu, da sie st�rker als
andere Disziplinen die Traditionen und die kulturellen Besonderheiten eines
jeden der drei »konstituierenden Vçlker« (Bosniaken, Kroaten und Serben)
thematisieren.

Die Notwendigkeit einer Schulbuchrevision ergab sich aus dem Krieg von
1992 – 1995 und den Friedensregelungen, die einen Gesamtstaat »Bosnien und
Herzegowina« best�tigten, den Bildungsbereich aber g�nzlich fçderalisierten.
Der Krieg hatte die gemeinsamen politischen Strukturen aus jugoslawischer Zeit
zerbrochen und auch das relativ einheitliche, aus dem Sozialismus ererbte Bil-
dungssystem zersplittert. Die serbisch dominierten, in der Republika Srpska
zusammengefassten Gebiete mit einer mehrheitlich christlich-orthodoxen
Bevçlkerung orientierten sich an den Lehrpl�nen in Serbien und f�hrten
Schulb�cher aus Serbien ein, wahrend die unter kroatischer Herrschaft ste-
henden Landesteile mit einer mehrheitlich christlich-katholischen Bevçlkerung
in der Herzegowina sich an den Lehrplanen in Kroatien orientierten und dort
produzierte Schulb�cher benutzten. Die Bosniaken (d. h. der moslemische Be-
vçlkerungsanteil) bildeten zahlenm�ßig und politisch den wichtigsten Tr�ger
der Einheitsbewegung. Da sich ihr Eigenbewusstsein nicht von einer Bezugs-
nation außerhalb des Landes ableitet, ging die Einheitsregierung in Sarajewo
bereits w�hrend des Krieges dazu �ber eigene Schulb�cher zu produzieren, die
an der Idee eines die Ethnien �bergreifenden gemeinsamen Landes Bosnien-
Herzegowina festhielten. Nach dem Krieg entwickelten alle drei Landesteile – die
Republika Srpska, die bosniakisch dominierte Fçderationsregierung sowie die
Regierungen der kroatisch dominierten Kantone – neue Lehrpl�ne und ihnen

* Zuerst verçffentlicht in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht (2006), 9, 519 – 533.



entsprechende Lehrmaterialien; diese festigten die unterschiedlichen kultur-
politischen Orientierungen.1

Bevor ich die Schulbuchrevision in Bosnien und Herzegowina im Einzelnen
behandele, mçchte ich kurz Schulbuch- und Curriculumreform in S�dosteuropa
im Allgemeinen charakterisieren, da diese den breiteren Kontext darstellen, in
den der entsprechende Prozess in Bosnien und Herzegowina einzuordnen ist –
trotz offensichtlicher Unterschiede zum allge- [520] meinen Verlauf der Reform
in den meisten s�dosteurop�ischen L�ndern. Ich werde mich im Folgenden vor
allem auf die Schulbuchrevision im Fach Geschichte beziehen.

Die Stufen der Reform:
Vom Marxismus �ber den Nationalismus zum Europ�ismus

Obwohl sich ein marxistisch-materialistischer Ansatz nicht in gleicher Strenge
in allen Staaten des kommunistischen bzw. sozialistischen Systems durchgesetzt
hatte und nationalstaatliche Traditionen und Auspr�gungen mit zunehmender
Tendenz in den 1980er Jahren insbesondere auf die geisteswissenschaftlichen
F�cher Einfluss gewannen, blieb die Struktur der Lehrpl�ne nach Inhalt und
Methode relativ einfçrmig. Das trifft interessanterweise auch auf das ehemalige
Jugoslawien zu, das sich ja wenige Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg von der
Sowjetunion gelçst hatte. Vorherrschende Interpretationsschemata wie Vorrang
der �konomie und �berhçhung der jeweils revolution�ren« politischen
Handlungstr�ger (in der Interpretation der neueren jugoslawischen Geschichte
vor allem der Tito- Partisanen) sowie gleiche grundlegende Lernstrukturen
(fakten�berladene Darstellungen, Repetition des Lehrbuchwissens, weitgehend
zentralisierter Lehrplan, selbst wenn es regionale Differenzierungen gab) haben
auch Lehrb�cher und Lernmethoden in den Schulen Jugoslawiens gepr�gt.

Die ehemals kommunistisch oder sozialistisch verfassten L�nder haben von
Beginn der 1990er- Jahre bis heute in der Regel drei grçßere Lehrplanreformen
durchlaufen:
1. Der erste Schritt zum Wandel der Bildungslandschaft ist die �ffnung der

Grenzen gewesen. Schulbuchautoren und Lehrplanentwickler waren vor der
�ffnung in ihren Kontakten weitgehend auf die L�nder des Ostblocks ein-
geschr�nkt. So wichtig persçnliche Begegnungen f�r wachsende intellektu-
elle Offenheit und die Bereitschaft waren sich auf neue Unterrichtsstile ein-

1 Der Gesamtstaat Bosnien und Herzegowina teilt sich auf in zwei »Entit�ten«: die Republika
Srpska und die »Fçderation von Bosnien-Herzegowina«, die wiederum aus 10 »Kantonen«
besteht; dazu kommt noch der »Distrikt Brcko«, der direkt dem »Hohen Repr�sentanten« als
Vertreter des Peace Implementation Council untersteht (s. Anm. 9).

Schulbuchrevision und Schulbuchforschung340



zustellen, so wenig zogen sie unmittelbar institutionelle �nderungen nach
sich. Die erste Phase der Reform war im Wesentlichen durch negative Maß-
nahmen gekennzeichnet. Offensichtlich marxistische Theoreme, Interpre-
tationen und Begriffe wurden entfernt, ohne das inhaltliche Korsett oder die
F�cherstruktur grunds�tzlich infrage zu stellen; auch die Lehrmethoden
blieben weitgehend gleich.

2. Die zweite Reform war in der Regel mit einer Straffung von Lehrinhalten und
mit der Einf�hrung mehr diskursiver Unterrichtsmethoden verbunden. Sie
ging wie die erste vom zumeist noch zentral gef�hrten Erziehungsministe-
rium aus und hielt am �berkommenen System eines einheitlichen Curricu-
lums und fachspezifischen Schulbuchs f�r alle Schulen des Landes fest.

3. Erst die dritte Reformstufe sah dagegen einen grundlegenden Wandel der
Lehrmethoden und Lehrinhalte vor. Die einzelnen F�cher verloren an Ge-
wicht und wurden zu fachnahen, interdisziplin�ren Gruppen zusammenge-
fasst, innerhalb derer und zwischen denen die Sch�ler eine beschr�nkte
Wahlfreiheit haben. Sch�ler und Lehrer erhielten mehr Freiheit in der Un-
terrichtsgestaltung.

Die meisten zentral- und s�dosteurop�ischen L�nder çffneten sich schnell
und mit einem gewissen Enthusiasmus dem Informationsaustausch mit west-
europ�ischen L�ndern. In Begegnungen mit Kollegen und Fachorganisationen
machten P�dagogen sich vertraut mit neuen Methoden, Informationsmitteln
und Inhalten. Schulbuchautoren stellten schon nach wenigen Jahren etwa in
Ungarn oder den baltischen L�ndern nicht mehr nur eine kleine Gruppe von
Experten dar, die eng an parteipolitische Institutionen gebunden waren und
nach deren Vorgaben bzw. den an den P�dagogischen Akademien herrschenden
Anschauungen arbeiteten. Internationale Organisationen wie der Europarat,
EUROCLIO (die Assoziation europ�ischer Geschichtslehrerverb�nde), UNES-
CO, das Georg-Eckert-Institut f�r internationale Schulbuchforschung, Kultur-
Kontakt, das Center for Democracy and Reconci- [521] liation in South Eastern
Europe in Thessaloniki und vor allem die SOROS-Stiftung trugen mit Ta-
gungsserien, Seminaren und Projekten dazu bei, dass sich Lehrpl�ne und
Lehrb�cher schrittweise �nderten. Seit der zweiten H�lfte der neunziger Jahre
erschienen zu einzelnen L�ndern und Problembereichen, so auch zu den Ge-
schichtsb�chern in S�dosteuropa, detaillierte und umfassende Studien; sie
gaben nicht nur einen �berblick �ber Neuerungen, sondern legten auch kritisch
offen, wo enge methodische Zug�nge, exklusiver Nationalismus und mono-
kausale Erkl�rungen weiterbestanden.2 Auf Grund dieser Studien lassen sich den

2 Wolfgang Hçpken (Hrsg.): �l ins Feuer. Schulb�cher, ethnische Stereotypen und Gewalt in
S�dosteuropa/Oil on Fire? Textbooks, Ethnic Stereotypes and Violence in South-Eastern
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Phasen der allgemeinen Reform folgende Wandlungen der Geschichtscurricula
und -schulb�cher zuordnen:
1. Die marxistische Geschichtsinterpretation wich einer eher r�ckw�rtsge-

wandten, auf die Bildung eines Nationalstaats hinauslaufenden teleologi-
schen Deutung. An die Stelle der Internationale des Sozialismus trat der
Individualismus der Nationen. Die Nationen entdeckten sich neu und
schrieben ihre Geschichte im Sinne einer ethnisch homogenen na-
tionalstaatlichen Bestimmung um. Methoden und inhaltliche Schwerpunkte
des Curriculums wechselten dagegen nicht grunds�tzlich; auch beherrschte
weiterhin das eine, staatlich kontrollierte und in der Regel im alten Staats-
verlag publizierte Schulbuch den Unterricht.

2. Der Markt çffnete sich schrittweise, »alternative« B�cher wurden zug�nglich,
die neuen methodischen Ans�tzen folgten. Sie boten weit mehr Illustrationen
sowie nach und nach umfangreicher werdende Quellenausz�ge, die unter-
schiedliche Interpretationen zuließen. Entsprechende Aufgabenstellungen
wurden eingef�gt, die Sch�ler zu eigenst�ndigem Denken anregten. Das
nationale Narrativ blieb jedoch ebenso vorherrschend wie die politische
Geschichte.

3. Kultur- und Sozialgeschichte (nun mit einem Ausblick auf die Alltagsge-
schichte, die den traditionellen Fokus auf die organisierten Tr�ger der so-
zialen Bewegung erg�nzte oder ersetzte) traten neben die Politikgeschichte,
deren europ�ische und internationale/globale Dimension gest�rkt wurde.
Die inneren Schichtungen und Unterteilungen der eigenen Gesellschaft
kamen deutlicher in den Blick, nicht zuletzt auch unter Druck oder auf
Empfehlung internationaler Organisationen. Die Produkte der alten Staats-
verlage verloren sichtlich an Akzeptanz, ein konkurrierender Schulbuch-
markt etablierte sich. Dieser sich �ber Jahre hinziehende Paradigmawechsel
war in vielen L�ndern von einer zum Teil heftig gef�hrten çffentlichen De-
batte um die Zielsetzung des Geschichtsunterrichts und anderer geisteswis-
senschaftlicher F�cher begleitet. Gegen multikulturelle Ausrichtungen und
eine Schwerpunktsetzung in der europ�ischen und internationalen Dimen-
sion wurde dabei die Notwendigkeit nationaler Bewußtseinsbildung unter-
strichen.

Europe. Hannover 1996; Panos D. XochellislFotini I. Toloudi (Hrsg.): The Image of the
»Other« /Neighbour in the School Textbooks of the Balkan Countries. Athens 2001 (griech.
Ausg.: E eikona tu »allu«/geitona sta scholika biblia ton balkanikon choron. Athina 2000);
Christina Koulouri (Hrsg.): Clio in the Balkans: the politics of history education. Thessa-
loniki 2002; Falk Pingel (Hrsg.): Insegnare l’Europa. Concettti e rappresentazioni nei libri di
testo europei. Torino 2003.
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Manche L�nder durchliefen diese Phasen progressiv ohne allzu große Er-
sch�tterungen, wie etwa die baltischen Staaten, Polen, die Tschechische Repu-
blik, Ungarn, Slowenien und Bulgarien. In anderen kam es zu regressiven Ent-
wicklungen, die nicht selten durch Regierungseingriffe ausgelçst wurden (so
etwa in Rum�nien, der Slowakei, Serbien, Kroatien). Verzçgerungen traten vor
allem dort auf, wo der Weg in die staatliche Unabh�ngigkeit mit [522] l�nger
anhaltenden, bewaffneten Auseinandersetzungen verbunden war oder ideolo-
gische Richtungsk�mpfe �ber die politischen Ziele der Ablçsungsphase vom
kommunistischen System zu mehrfachem Wechsel der bildungspolitischen
Rahmenbedingungen f�hrten.3 Konsequente Orientierung an EU-Normen und
an in der EU �blichen institutionellen Strukturen kann jedoch helfen einge-
tretene Verzçgerungen aufzuholen, wie die Entwicklung in Kroatien nach Be-
endigung des Krieges zeigt.

Slowenien gelang es schnell die Folgen des kurzen Krieges um die Unab-
h�ngigkeit zu �berwinden. Die slowenische Republik hatte ohnehin den fçde-
ralen Spielraum in Jugoslawien in den achtziger Jahren genutzt, um das Schul-
system vorsichtig zu dezentralisieren. Das kam der Schulreform nach der Un-
abh�ngigkeit zu gute.4 Von Slowenien einmal abgesehen, weicht die Entwicklung
der L�nder des ehemaligen Jugoslawiens vom obigen Schema jedoch ab. Der
Krieg verhinderte oder verzçgerte die zweite Reformstufe; stattdessen sta-
gnierte die Entwicklung im methodischen Bereich; die materielle Ausstattung
verschlechterte sich nachhaltig durch Zerstçrungen und Mangel an Investitio-
nen im und nach dem Kriege. Die methodisch-inhaltlichen Strukturen aus der
Zeit des sozialistischen Jugoslawiens dauerten l�nger fort, allerdings nun in
einer nationalistisch-ethnisch »revidierten« Variante.

Nach dem Kriege hat auf dem Schulbuchsektor den grçßten Sprung nach
vorn Kroatien getan. Trotz eines Lehrplans, der die Kontinuit�t einer kroatisch-
katholischen Nationalgeschichte vom Mittelalter bis heute vertrat, und einer
historisch-politischen Debatte, in der die Nationalkonservativen den Schulun-
terricht in den Dienst einer solchen Interpretation zu stellen w�nschten, haben
sich multiperspektivische, in Ans�tzen kritische Interpretationen gegen�ber der
herrschenden Geschichtsauffassung herausgebildet und in Schulb�cher Eingang
gefunden. Hierzu hat nicht zuletzt beigetragen, dass international anerkannte

3 Eine �bersicht �ber die Entwicklung der Bildungspolitik in einigen der neuen zentraleu-
rop�ischen EU-Staaten bietet Heft 2 der Zeitschrift »Bildung und Erziehung« 55, 2002; siehe
auch Peter Rad�: Transition in Education. Policy making and the key educational policy areas
in the Central-European and Baltic countries. (Open Society Institute, Institute for Educa-
tional Policy) Budapest 2001.

4 Miha Kovac / Mojca Kovac Sebart: Textbooks at war: a few notes on textbook publishing in
former Yugoslavia and other communist countries. In: Paradigm 2, 2002, H. 6, S. 30 – 34.
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Historiker der Universit�t Zagreb mit ihren Mitarbeitern sich an der Erneuerung
der Schulb�cher beteiligt haben.

Hieran zeigt sich, wie eng Schul(buch)reform und universit�rer Aufbruch
verbunden sind. Wo Anregungen und Unterst�tzung f�r Neuans�tze aus der
Wissenschaft ausbleiben, kçnnen sich Initiativen von alternativen Schulbuch-
autoren kaum durchsetzen. Die weitgehende Isolation der historischen Fakul-
t�ten von neueren internationalen Forschungsrichtungen in Bosnien und Her-
zegowina, in Albanien und Makedonien tr�gt somit wesentlich zum retardierten
Stand der Schulbuchentwicklung in diesen L�ndern bei.

In Bosnien und Herzegowina, in Serbien sowie in Makedonien f�hrten die
gewaltsam ausgetragenen und fortdauernden Konflikte zu Verh�rtungen eth-
nisch-nationaler Positionen und monokausaler Erkl�rungsmuster. Obwohl sich
in Serbien in der Nach-Milošovič-Zeit die Diskussion çffnete und das Erzie-
hungsministerium ank�ndigte die Entwicklung neuer Schulb�cher und Lehr-
pl�ne zu forcieren, m�ssen Reforminitiativen um Anerkennung k�mpfen;
Neuerungen in den vom Ministerium in Auftrag gegebenen B�chern bleiben
h�ufig auf die Art der Darstellung beschr�nkt.5 J�ngst erschienene serbische
Geschichtsschulb�cher sind wegen ihres Nationalismus, der sich methodisch
durchaus ansprechend pr�sentieren kann, in die Kritik geraten. Die neuen, vom
Erziehungsministerium in Pristina f�r die koso- [523] vo-albanischen Sch�ler
produzierten Geschichtsb�cher haben wegen ihrer einseitigen, albano-zentri-
schen Sichtweite die Kritik von UNMIK hervorgerufen. In �bereinkunft mit
UNMIK und dem Erziehungsministerium analysiert das Georg- Eckert- Institut
f�r internationale Schulbuchforschung die neuen kosovo-albanischen und die
serbischen Geschichtsb�cher, die in den serbischen Schulen des Kosovo benutzt
werden, mit dem Ziel Revisionsempfehlungen vorzulegen. Nach einer �ber-
gangszeit sollen jetzt unter Kontrolle und mit fachlicher Unterst�tzung der in-
ternationalen Gemeinschaft neue Geschichtsb�cher f�r die albanische Min-
derheit in Serbien und f�r die serbische Minderheit in Kroatien entwickelt
werden. Wo immer Konfliktparteien in den jugoslawischen Nachfolgestaaten
aufeinander treffen und in den Vergleich treten, bedarf es weiterhin interna-
tionaler Vermittlung, um zu akzeptablen Lçsungen zu gelangen.

Als besonders schwierig f�r Ministerien und Schulbuchautoren erwies sich in
den s�dosteurop�ischen L�ndern die Behandlung von nationalen Minderheiten.
Bis heute scheint kein Modell einer integrativen Darstellung gefunden zu sein.
Das ethnisch gepr�gte Narrativ blieb selbst da vorherrschend, wo – oder weil –
die Minderheiten selbst ihre Schulb�cher entwickeln konnten, wie etwa in Ru-
m�nien. Diese B�cher ließen dann den gesamtstaatlichen und -gesellschaftli-

5 Sabine Rutar : Bildungsreform in der Republik Serbien. In: Internationale Schulbuchfor-
schung/International Textbook Research 24, 2002, H. 3, S. 315 – 321.
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chen Bezug vermissen und richteten sich an ihrer jeweiligen Bezugsnation aus,
ebenso wie die Schulb�cher des allgemeinen Schulwesens die Minderheiten
weiterhin vernachl�ssigten, weil diese ja ihre »eigenen« B�cher hatten.6

Ebenso problematisch bleibt das Verh�ltnis zu den Nachbarstaaten und zur
gesamten Region S�dosteuropa. Die Nachbarn erscheinen �berwiegend als
Gegner und Feinde, gegen die oder in Konkurrenz zu denen die nationale Un-
abh�ngigkeit erk�mpft werden musste. Speziell die neuere Geschichte kulmi-
niert in Kriegen und »ungerechten« Friedensschl�ssen, die den Keim zu wei-
teren Konflikten legen.

Ein Interesse an S�dosteuropa als einer eigenen kulturellen Region oder
einem spezifischen Wirtschaftsraum entwickelt sich so nicht. Das Interesse an
Europa ist zum Westen ausgerichtet. Die Nationalgeschichten konkurrieren
gegeneinander im Anspruch europ�ische Tradition zu bewahren, anstatt hier
mçgliche Gemeinsamkeiten zu konstatieren. Der serbisch-kroatische Gegensatz
spiegelt den Ausschließlichkeitsanspruch auf Europa am deutlichsten wieder.
Bisher sind nur wenige Bildungsprojekte zwischen den L�ndern der Region im
historisch-sozialwissenschaftlichen Bereich zu Stande gekommen. Hieran hat
auch der Stabilit�tspakt nichts �ndern kçnnen, dessen Projekte in der Regel von
Institutionen der (westeurop�ischen) Geberl�nder entwickelt und getragen
werden. Um so mehr sind Vorhaben wie von EUROCLIO zu begr�ßen, die die
Produktion gemeinsamer Unterrichtsmaterialien zum Ziele haben.7 Da es sich
hier aber um Zusatzmaterialien handelt, wird ihr Einfluss so lange begrenzt
bleiben, wie die Lehrpl�ne und die offiziell zugelassenen und den Lehrplan
abdeckenden B�cher ihre Leitfunktion f�r Unterrichtsinhalte und Methoden
behalten. Lehrplan- und Schulbuchrevision m�ssen gerade in S�dosteuropa
Hand in Hand gehen, da die Lehrer sich nur schrittweise Spielr�ume erobern
kçnnen oder zu nutzen in der Lage sind. Neue Schulbuchans�tze sollen nach
dem Selbstverst�ndnis der P�dagogen und vor allem der Bildungsbehçrden auf
entsprechend ge�nderten Lehrpl�nen beruhen, und umgekehrt m�ssen letztere
neue Schulb�cher nach sich ziehen, sollen sie tats�chlich wirksam werden.
Leider fehlt es oft an Lehrerfortbildung, um ein solch mechanistisches Ver-
st�ndnis der Reform auf- [524] zuweichen, die Lehrer flexibler und autonomer
zu machen und ihnen selbst eine aktive Rolle in der Innovation von Inhalten und
Methoden beizumessen. Die Lehrer werden immer noch als Sprachrohr der
Regierung und der vorherrschenden politischen Meinung angesehen bzw. be-
nutzt. In Bosnien und Herzegowina f�hlen sich Lehrer kaum in den Erneue-

6 Minderheiten im Schulbuch: S�dosteuropa/Minorities in textbooks: South-East Europe.
InternationaIe Schulbuchforschung/lnternational Textbook Research 23,2001, H. 2.

7 Adrian Papajani et. al. : Changes and continuity in everyday life in Albania, Bulgaria and
Macedonia. (EUROCLIO) The Hague o. J. (auch in albanischer, bulgarischer und makedo-
nischer Sprache).
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rungsprozess von Schulb�chern und Curricula einbezogen. In Regionen, in
denen weiterhin Spannungen bestehen, sehen sich Lehrer, die innovative und
vielleicht politisch umstrittene Ans�tze einf�hren wollen, politisch unter Druck
gesetzt. Fachorganisationen wie Lehrerverb�nde, die Unterst�tzung geben
kçnnten, sind schwach oder nicht ausgebildet oder befinden sich h�ufig noch in
der Gr�ndungsphase. Die Bildungsreform muss also auch die Institutionen der
Lehrerfortbildung einschließen; das insbesondere in S�dosteuropa als bloße
Lehrplankontrolle eng verstandene Schul-Inspektionswesen sollte offener ge-
handhabt und um eine beratende Funktion erweitert werden.

Hinzu kommt, dass die Bildungsreform weder in der �ffentlichkeit noch bei
den Lehrern Anerkennung und aktive Fçrderung finden wird, so lange der so-
ziale Status und das Gehalt der Schulp�dagogen – beides h�ngt nat�rlich eng
miteinander zusammen – nicht angehoben werden. Der soziale Status der Lehrer
ist mit der Auflçsung des sozialistischen Systems rapide gesunken. Die Lehrer
haben bisher in den meisten L�ndern an der çkonomischen Wende, die Teil-
bereiche der Gesellschaften erfasst hat, keinen Anteil. Die materielle Ausstattung
vieler Schulen, insbesondere außerhalb der großen St�dte, erlaubt es kaum, f�r
eine hochtechnisierte Arbeitswelt und mit modernen Kommunikationstechni-
ken auszubilden. Ein Sekundarschulabschluss bleibt zwar die Voraussetzung f�r
hçhere Bildung, er ist in seinem Eigenwert als qualifizierter Zugang zur Ar-
beitswelt im Vergleich zur sozialistischen Zeit aber betr�chtlich gesunken.

Der Fall Bosnien und Herzegowina:
Die Ethnisierung des Geschichtsbewusstseins durch den Krieg

Der nationale Dissoziierungsprozess in Bosnien und Herzegowina erfasste vier
f�r die Erziehung zentrale Bereiche: die Ethnisierung der Geschichte (Ge-
schichte der Serben, der Kroaten, der Bosniaken und Geschichte Bosniens), der
Sprache (Serbisch, Kroatisch, Bosnisch/Bosniakisch), der Religion (orthodox-
serbisch, katholisch-kroatisch, moslemisch-bosniakisch) sowie der großen
politischen Organisationen, die sich nicht nach ideologischen Grundsatzen
(konservativ, sozialistisch etc.) ausrichten, sondern ihre jeweilige regional ein-
gegrenzte St�rke vor allem einer ethnisch definierten W�hlerschaft verdanken.
Soweit Unterrichtssprache und muttersprachlicher Unterricht, konfessionelle
Denomination und nationale Orientierung betroffen waren, entwickelten sich
die Systeme auseinander, w�hrend sich in den naturwissenschaftlich-techni-
schen F�chern ein erstaunlich hohes Maß an inhaltlicher und methodischer
Gemeinsamkeit erhielt, wie sich sp�ter zeigen sollte.
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Obwohl sich die drei dominanten Volksgruppen in Bosnien und Herzegowina
im 20. Jahrhundert in Religion, Sprache und Nationalbewusstsein unterschie-
den, galten die gemeinsame sprachliche Grundlage, die Zusammengehçrigkeit
der beiden christlichen Konfessionen und das Nebeneinander von Christentum
und Islam sowie die Zugehçrigkeit zu den s�dslawischen Vçlkern zugleich auch
als Faktoren einer historisch gewachsenen Gemeinsamkeit und eines gesell-
schaftlichen Beziehungsgeflechts, die das Leben in Bosnien und Herzegowina
ausgezeichnet hatten. Der Krieg hat, was gemeinsam war, zu den entscheidenden
Faktoren der Trennung gemacht.

Die Politiker haben die Bildungseinrichtungen in ihrem jeweiligen Hoheits-
gebiet sofort genutzt, um diese nunmehr trennenden Faktoren als nationale
Unterscheidungsmerkmale hervorzuheben; Universit�tswissenschaftler trugen
dazu bei diesen Prozess historisch- [525] wissenschaftlich zu legitimieren. Da
keine der politischen Einheiten durch den Krieg wirklich ethnisch homogen
geworden war, ging dieser Versuch von vornherein von einer Fiktion aus.

Die Bildungshoheit liegt laut Verfassung bei den Entit�ten bzw. Kantonen. Die
Republika Srpska verf�gt �ber ein zentralisiertes Bildungs-, Lehrplan- und
Schulbuchwesen. Die Schulaufsicht wird durch das Ministerium und die am
P�dagogischen Institut mit seinen Außenstellen angestellten Inspektoren
wahrgenommen, deren Rolle es bisher vor allem ist, auf die strikte Einhaltung
des Lehrplanes zu achten. Trotz einiger methodischer Neuerungen, die bisher
nur in der Republika Srpska eingef�hrt sind wie zielorientierte Lehrplanvor-
gaben, haben die Schulen wenig Handlungsfreiheit.

Die Kantone der Fçderation haben je einen eigenen Erziehungsminister. Das
kleine Erziehungsministerium der Fçderationsregierung hat vor allem die
Aufgabe der Koordination. Wirtschaftlich bedeutendere bosniakische Kantone
wie z. B. Sarajewo verf�gen �ber eigene P�dagogische Institute und haben eigene
Curricula entwickelt, die z. T. vom Rahmencurriculum des Fçderationsminis-
teriums abweichen, an dem sich die �brigen bosniakischen Kantone ausrichten.
Die Erziehungsminister der f�nf kroatischen Kantone koordinieren ihre Arbeit
untereinander. Sie bestreiten dem Fçderationsministerium das Recht Richtli-
nien verbindlich f�r die Kantone vorzuschreiben. Seit dem Jahr 2002 schreibt
das Erziehungsministerium der Fçderation einen j�hrlichen Wettbewerb f�r die
Einreichung von Manuskripten f�r neue Schulb�cher aus, so dass im Prinzip in
einzelnen F�chern die Schulen zwischen unterschiedlichen Schulbuchserien
ausw�hlen kçnnen. Allerdings haben sich Verlage, die B�cher f�r das kroatisch
gepr�gte Curriculum produzieren, bisher an dem Wettbewerb nicht beteiligt.
Auf der Ebene der Zentralregierung bem�ht sich das Innenministerium ein
Koordinierungsinstrument f�r die Bildungspolitik – �hnlich der deutschen
Kultusministerkonferenz zu schaffen, in der alle Erziehungsminister vertreten
sind.
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Wenn die ethnische Mehrheit in einer Gemeinde von derjenigen des Kantons
abweicht, gibt die Fçderationsverfassung den Kantonsregierungen sogar das
Recht die Verantwortung f�r die Bildung auf die Gemeindeebene zu �bertragen;
die betreffende Gemeinde kann gegebenenfalls vom Kanton abweichende
Lehrpl�ne erlassen. In der Praxis haben die entsprechenden Kantone einen
politisch eher noch bedenklicheren Weg gew�hlt und grunds�tzlich zwei cur-
riculare Systeme zugelassen (so in den Kantonen 6 und 7 – Zentralbosnien und
Herzegowina-Neretwa). Die Erziehungsminister f�hlen sich hier im Wesentli-
chen nur verantwortlich f�r die Schulen ihrer eigenen ethnischen Mehrheit ; das
Erziehungsministerium von Kanton 6 hat die curriculare (und faktisch auch die
Schul-) Aufsicht �ber die bosniakischen Schulen dem P�dagogischen Institut
eines bosniakischen Mehrheitskantons �bertragen. In Kanton 7 bestehen zwei in
Mostar gelegene P�dagogische Institute, eines, das f�r alle kroatisch gef�hrten
Schulen in den kroatischen Mehrheitskantonen zust�ndig ist und von diesen
Kantonen gemeinsam getragen wird, und eines, das innerhalb des Kantons f�r
die Schulen zust�ndig ist, die dem bosniakischen Curriculum folgen.

Die ethnische Profilierung, die im Effekt zu einer Provinzialisierung der
Lehre f�hrt, macht auch vor den Hochschulen nicht halt. Die Universit�ten von
Sarajewo und Mostar teilten sich in je zwei ihren spezifischen Ethnien dienende
Wissenschaftseinrichtungen: in Mostar erkl�rte sich der grçßere im Westteil der
Stadt gelegene Teil zur kroatischen Universit�t, w�hrend eine Reihe von Fa-
kult�ten im Osten eine neue bosniakisch ausgerichtete Universit�t bildeten; die
kroatischen Kantone finanzieren die alte Universit�t, mit nicht unbetr�chtlicher
Hilfe kroatischer Industriekonzerne; das Erziehungsministerium der Fçdera-
tion tr�gt den grçßten Kostenanteil der Universit�t in Ost-Mostar. In Sarajewo
spalteten sich die kleineren, zumeist technischen und bereits auf dem Gebiet der
Republika Srpska gelegenen Fakult�ten von der Universit�t Sarajewo ab und
fanden zu einer eigenen serbischen Univer- [526] sit�t zusammen. Obwohl alle
Universit�ten formal Studenten aller Ethnien aufnehmen – ethnische Diskri-
minierung ist von der Verfassung untersagt -, stellen sich de facto – unterst�tzt
durch die Curricula und sprachlich-kulturell einseitige Aufnahmepr�fungen –
ethnische Profile her, was besonders in den Geistes- und Sozialwissenschaften
zum Ausdruck kommt.

Die Verfassung r�umt den Regierungen der Republika Srpska und der
kroatisch dominierten Kantone das Recht ein besondere �ußere Beziehungen zu
dem Nachbarstaat ihrer jeweiligen Beziehungsnation zu unterhalten. Die engen
Verbindungen zu Serbien-Montenegro bzw. Kroatien beeinflussen die Aus-
richtung des jeweiligen Bildungssystems. Die Erziehungsminister machen gel-
tend, dass serbische Studenten bef�higt sein m�ssten ohne Weiteres in Belgrad
und kroatische Studenten in der Lage sein m�ssten in Zagreb zu studieren.
Schule und Universit�t m�ssten hierzu die fachlichen und sprachlichen Vor-
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aussetzungen schaffen, was allein schon eine gewisse »Nationalisierung« der
Bildungsg�nge rechtfertige.

Dieses komplizierte System ist bereits im Kriege angelegt und dann durch das
Friedensvertragswerk und die Verfassungen der Entit�ten weiter differenziert
worden. Es reibt sich in der Praxis mit anderen Grunds�tzen, die ebenso in
Vertr�gen und der Verfassung niedergelegt sind: das Recht auf R�ckkehr und die
R�ckkehrforderung, das Recht auf gleichen Zugang zu einer Erziehung ohne
ethnische, religiçse etc. Diskriminierung. Der Anteil von R�ckkehrern unter den
Sch�lern betrug im Schuljahr 2003/2004 immerhin ca. 6,5 % (der Anteil von
R�ckkehrer-Lehrern liegt etwas niedriger).8 Die Internationale Gemeinschaft9

hat auf diese Herausforderung selbst uneinheitlich reagiert. Einerseits hat sie in
einem grundlegenden Dokument zur Erziehungsreform, dem die Erziehungs-
minister vor dem Peace Implementation Council auf dessen Sitzung in Br�ssel
im November 2002 zugestimmt haben, integrierte Schulen und die Aufhebung
ethnischer Separierung zu einem der Ziele der Bildungsreform erkl�rt.10 An-
dererseits hatte sie in den vergangenen Jahren der Gr�ndung von so genannten
»Zwei-Schulen-unter-einem-Dach« zugestimmt. Fl�chtlinge konnten zur
R�ckkehr gerade in Gebiete, in denen Spannungen zwischen den Bevçlke-
rungsgruppen fortbestanden oder sich ein Nebeneinander und gegenseitige
Tolerierung nur durch eine weitgehende Trennung der Lebens- und Verwal-
tungsbereiche ergeben hatte, nur �berzeugt werden, wenn ihren Kindern eigene
Schulen versprochen wurden, in denen die Sch�ler der jeweiligen Bevçl-
kerungsgruppen r�umlich getrennt (oft mit separatem Eingang, wenn der Un-
terricht im gleichen Geb�ude stattfindet) und nach unterschiedlichen Lehr- und
Zeitpl�nen (die z. B. auch Begegnungen in den Pausen verhindern) von Lehrern
»ihrer« jeweiligen Gruppe unterrichtet werden. Diese Schulen (2003 bestanden
noch 52 dieser Art) liegen zumeist, aber nicht ausschließlich in den kroatischen
Mehrheitskantonen 6 und 7. Obwohl sie weniger als 5 % der Schulen des Landes
ausmachen, r�ckte die Internationale Gemeinschaft sie in den Vordergrund
ihrer Kritik und der Peace Implementation Council forderte auf seiner Sitzung
im Juli 2003 ihre baldige Auflçsung. Das hat an einigen Orten zu heftigen El-
ternprotesten, in einem Falle sogar zum Auszug der Sch�ler aus einer Schule

8 Statistical Report on the Implementation of the Interim Agreement on Accommodation of
Special Needs and Rights of Returnee Children. 19 November 2003. (Unpublished paper,
OSCE) Sarajewo.

9 Die International Community umfasst im weitesten Sinne die Reprasentanten der Mit-
gliedsl�nder des Peace Implementation Council mit Sitz in Br�ssel und der internationalen
Organisationen, die in Bosnien und Herzegowina Aufbauhilfe leisten. Im Erziehungsbereich
zahlen zu den wichtigsten Organisationen die Europ�ische Kommission, der Europarat, die
Weltbank, OSZE, UNICEF und UNESCO.

10 A Message to the People of Bosnia and Herzegovina. Education Reform. 21.11. 2002 (Eng-
lisch/Bosniakisch/Kroatisch/Serbisch) .
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gef�hrt, an der die Kantonsregierung administrative Maßnahmen zur Vereini-
gung der beiden Schulteile ergriffen hatte. Eine Gesamtlçsung zeichnet sich
bisher noch nicht ab.
[527]

Die Einrichtung separater Schulen wurde allerdings – jedenfalls von der In-
ternationalen Gemeinschaft – nur als zeitlich begrenzte Notmaßnahme ange-
sehen, die ohnehin nur dort mçglich war, wo R�ckkehrer in grçßerer Zahl
auftraten. Vorzug sollten daher Maßnahmen genießen, die unterschiedliche
Bildungsinhalte harmonisierten und vor allem die Lehrmaterialien von diskri-
minierenden Passagen reinigten. Als diskriminierend aber konnten viele
Schulbuchtexte angesehen werden, die in den Jahren des Krieges oder unmit-
telbar danach geschrieben worden waren; denn sie spiegeln so gut wie keine
Gemeinsamkeiten in Kultur, Sprache und Geschichte der Serben, Kroaten und
Bosniaken wider, sprechen dem jeweiligen »Anderen« zum Teil sogar origin�re
kulturelle Leistungen und Eigenbewusstsein ab oder negieren Bosnien und
Herzegowina als politische Einheit. Auf den ersten Blick scheint es, als m�ssten
von diesem Urteil die in der Fçderation entwickelten Lehrb�cher ausgenommen
werden, die bereits Bosnien und Herzegowina zu einem Fluchtpunkt der Dar-
stellung machen; auch erscheint in ihnen das Osmanische Reich nicht allein als
ein Unterdr�cker-Staat, sondern es wird auf dem Hintergrund seiner religiçsen
und kulturellen Vielfalt und »Toleranz« betrachtet. Erste Analysen haben diese
Schulb�cher wegen ihres gesamtstaatlichen Bezuges und ihres multikulturellen
Ansatzes gelobt.11l Obwohl dieses Urteil im Vergleich zu den aus Kroatien und
Serbien �bernommenen B�chern sicherlich zutrifft, muss man erg�nzen, dass
Bosnien und Herzegowina im Wesentlichen aus einer bosniakisch-moslemi-
schen Perspektive betrachtet wird (woraus sich die relativ positive Bewertung
des Osmanischen Reiches erkl�rt), die die bosnischen Kroaten und Serben und
vor allem deren Geschichtsdeutungen nur unzureichend in den Blick nimmt. Die
bosniakischen Autoren haben sich zum Sprecher eines gesamtstaatlichen Na-
tionalismus gemacht, der freilich die beiden anderen Vçlker oft nur auf einer
abstrakten Ebene einschließt, konkret aber scharf kritisiert, so etwa, wenn der
serbischen Politik kontinuierlich aggressive Absichten bis hin zum »Genozid«
unterstellt werden (was auch noch in B�chern der Fall ist, die nach dem Jahr
2000 erschienen.12 So scheiterte denn auch der Versuch des Fçderationsminis-

11 Branislava Baranovic et. al. : Education for Peace – a conflict resolution initiative for post-war
Bosnia (final report). Zagreb 1999; Heike Karge: Geschichtsbilder im postjugoslawischen
Raum: Konzeptionen in Geschichtslehrb�chern am Beispiel von Selbst- und Nachbar-
schaftswahrnehmung. In: Internationale Schulbuchforschung/International Textbook Re-
search 21,1999, H. 4, S. 315 – 337.

12 Aida Cavdar: Textbook Review in Bosnian and Croatian Language Education Unit, Human
Rights and Rule of Law Department, Office of the High Representative. (Unpublished paper)
2002.
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teriums ein Geschichtscurriculum und Schulb�cher vorzulegen, die von allen
Kantonen adaptiert werden sollten.

Kçnnen drei Wahrheiten »neutral« nebeneinander stehen?

Um zu gew�hrleisten, dass die Schulbuchdarstellungen keine Passagen enthal-
ten, die die nationalen und religiçsen Gef�hle eines der drei »konstituierenden
Vçlker« des Landes verletzen oder zu Gewalt und Hass gegeneinander aufrufen,
arbeiteten seit 1998 verschiedene Revisionskommissionen daran die Schulb�-
cher zu »entemotionalisieren« sowie Text und Bild so zu gestalten, dass offen-
sichtliche, negative Stereotypisierungen des jeweiligen »Anderen« und so ge-
nannte Anti-Dayton-Formulierungen vermieden werden, die sich gegen Eck-
punkte des Friedensabkommens richten. Die Empfehlungen der Kommissionen
reichten dabei vom Schw�rzen oder Streichen einzelner Begriffe und S�tze bis
zur Umformulierung ganzer Abs�tze. Autoren und Medien verfolgten den von
der Internationalen Gemeinschaft angeregten Revisionsprozess sehr kritisch
und warfen den Kommissionen unter anderem Beschneidung der Meinungs-
freiheit vor.
[528]
- Die Geschichte erwies sich in vieler Hinsicht als der komplizierteste Gegen-

stand. Die Darstellung in den B�chern hatte nicht Bosnien und Herzegowina,
sondern das jeweilige »eigene« Volk zum Bezugspunkt. Angesichts der
zahlreichen Gebiete mit gemischter Bevçlkerung muss aber jede eindeutig
ethnische »Besetzung« des Raumes und die Ableitung eines ausschließlichen
historischen Anspruches auf ein bestimmtes Gebiet als problematisch er-
scheinen. Die Kritik an den gegenw�rtig benutzten Geschichtsschulb�chern
l�sst sich in folgenden zentralen Punkten zusammenfassen:

- Konkurrierende oder einander ausschließende Interpretationen finden sich
in der Darstellung der Staatsbildung im Mittelalter, der Rolle der Kirchen,
insbesondere der bosnischen Kirche in Gesellschaft und Staat des ausge-
henden Mittelalters, in der Beschreibung und Bewertung des Osmanischen
Reiches, der Nationalbewegungen des 19./20. Jahrhunderts sowie des Zweiten
Weltkrieges und der Auflçsung des sozialistischen Jugoslawiens und der
Gr�ndung der Nachfolgestaaten.

- Frappierend und die Darstellung in B�chern aller drei konstituierenden
Vçlker durchziehend ist die R�ckverlegung gegenw�rtiger Konfliktlinien und
Gesellschaftsstrukturen in die Geschichte. So versuchen Autoren h�ufig ge-
naue Angaben zur Verteilung der Bevçlkerung an einem bestimmten Ort und
zu einer bestimmten Zeit zu machen, um so Raum und Zeit – und die damit
verbundenen historischen »Errungenschaften« – f�r das eigene Volk zu re-
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klamieren oder dem »Anderen« Schuld f�r negativ zu bewertende Entwick-
lungen zuzuweisen. Charakteristika der damaligen Zeit treten somit hinter
aus der Gegenwart �bernommenen Kategorien zur�ck. Die feudal-klerikale
Gesellschaft des Mittelalters wird als eine ethnisch-politisch-kulturell ge-
pr�gte dargestellt. Die ethnische Zusammensetzung von Dubrovnik/Ragusa
erscheint wichtiger als ihr tats�chlicher Status als autonome Stadt- und
Handelsrepublik, die mehr Unterschiede zu als Gemeinsamkeiten mit den
l�ndlich-landwirtschaftlich gepr�gten serbisch und kroatisch bewohnten
Gebieten von Bosnien-Herzegowina aufwies.

- Die bosniakischen B�cher tendieren zu einem geschçnten Bild eines tole-
ranten Osmanischen Reiches, dessen vielf�ltige gesellschaftlich-politische
Abstufungen, die den nichtmuslimischen Gemeinschaften nur einen min-
deren Status zuwiesen, nicht hinreichend deutlich werden. Mitunter werden
Kroaten und Serben �berhaupt nicht erw�hnt, sondern unter Christen oder
Nicht-Muslimen zusammengefasst, was aus kroatischer und serbischer Sicht
ebenso beleidigend ist wie aus bosniakischer Sicht die Leugnung spezifischer
bosniakischer oder gesamt-bosnischer Identit�tsbez�ge in serbischen oder
kroatischen B�chern. W�hrend die kroatischen und serbischen Gutachter auf
dem Begriff »Islamisierung« f�r den �bertritt der unterworfenen Bevçlke-
rung zum Islam bestanden, lehnten die bosniakischen ihn wegen des ihm
inh�renten Zwangscharakters ab.

- Eine gemeinsame Basis f�r die Darstellung der modernen Nationalbewe-
gungen ist noch nicht in Sicht. In den kroatischen und serbischen B�chern
werden die Bosniaken entweder von einem expansiven Nationalismus ver-
einnahmt oder von einem exklusiven Ethnizismus verleugnet. Bosniakische
Autoren haben dagegen große Schwierigkeiten die Eigenst�ndigkeit einer von
den Bosniaken bef�rworteten gesamt-bosnischen Gesellschaft darzulegen.
Sie sind gem�ßigt pro-osmanisch und pro-jugoslawisch, weil beide Systeme
an der bosnischen gemischten Gesellschaft festhielten; gerade deswegen aber
erscheinen sie aus kroatischer oder serbischer Sicht unpatriotisch und
r�ckw�rtsgewandt. Eben weil die Nationalbewegungen am Ende des 19.
Jahrhunderts, dem westeurop�ischen Modell folgend, Nationalstaatsbewe-
gungen waren, sind sie mit der bosnisch-bosniakischen Tradition unverein-
bar. Der bosnische Nationalismus kommt zu sp�t, ihm fehlt das Pathos der
nationalen Befreiungsbewegung. Das macht eine Vermittlung der Positionen
so schwierig. [529]

- Ein bilaterales Verh�ltnis, selbst wenn es vorurteilsbeladen ist und als Freund-
Feind-Verh�ltnis dargestellt wird, kann man thematisieren und in gemein-
samen Gespr�chen entsch�rfen, wie das nach dem Zweiten Weltkrieg zwi-
schen Deutschland und Frankreich oder Deutschland und Polen geschehen
ist. Ein Nicht-Verh�ltnis kann man nicht einmal vergleichend gegen�ber-
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stellen. Um sich ihres defizit�ren Status zu entledigen, schreiben nun bos-
niakische Autoren ihre eigene Nationalgeschichte und datieren sich als dis-
tinkte Gruppe und ihre Bewegung f�r eine multiethnische Gesellschaft so weit
wie mçglich in die vormoderne Geschichte zur�ck. Als Tr�ger einer multi-
ethnischen Gesellschaft legen sie sich selbst die Geschichte einer Ethnie zu.
Keine der drei Seiten hat bisher ein Beschreibungsmodell f�r die Entstehung
eines modernen Staates gefunden, der nicht auf der Vorstellung einer ho-
mogenen Nation und »ihres Raumes« beruht. Die Bosniaken n�hren die Il-
lusion eine multiethnische und multireligiçse bosnische Kontinuit�t zu re-
pr�sentieren. Ein solch integratives Gesellschaftsmodell hat freilich heute
einen ganz anderen politischen Stellenwert als im mittelalterlichen Feuda-
lismus oder unter osmanischer Fremdherrschaft – aber diese Andersartigkeit,
die das Modell zu einem Projekt f�r die Zukunft macht, f�r das der Rekurs auf
die Vergangenheit wenig erkl�ren oder helfen mag, ist im Schulbuch noch
nicht darstellbar, weil Kontinuit�t und historische Legitimation in Konkur-
renz und zugleich in Parallele zum serbischen und kroatischen National-
bewußtsein gesucht werden.

- Die Schulb�cher der jugoslawischen Nachfolgestaaten haben die Behandlung
Jugoslawiens im Wesentlichen auf die Darstellung der Rolle der jeweiligen
eigenen Nation reduziert. Der Zerfall Jugoslawiens am Ende des Jahrhunderts
schreibt nur die Geschichte der sich separierenden Nationalismen fort, die
bereits das Kçnigreich bedroht hatten und deren Druck auch Titos System hat
nachgeben m�ssen. Die Geschichte der drei Vçlker im 20. Jahrhundert l�sst
sich daher nicht einmal als gemeinsame jugoslawische schreiben, weil alle
drei Vçlker Jugoslawien nicht als gemeinsamen Bezugspunkt ansehen, son-
dern danach beurteilen, wie weit es dem jeweiligen eigenen Volke Entfal-
tungsmçglichkeiten gab oder seine kulturelle und politische Eigenst�ndigkeit
unterdr�ckte.

Die Eingriffe der Revisionskommissionen haben – sicherlich unbeabsichtigt
– Text- und Bildaussagen gegl�ttet und die Behandlung strittiger Fragen neu-
tralisiert. Sie haben aber die grundlegenden Differenzen weder aufheben noch
kl�ren kçnnen. Die unterschiedlichen Interpretationen lassen sich nicht »har-
monisieren«. Sie m�ssen selbst Gegenstand der Darstellung werden, wenn die
Schulb�cher tatsachlich Geschichte und Gesellschaft aller drei konstituierenden
Vçlker widerspiegeln sollen. Selbst wenn nach wie vor die jeweils »eigene« Eth-
nie und deren kulturelle, wirtschaftliche und politische Bezugsr�ume im Vor-
dergrund der Darstellung stehen werden, so m�ssen Grundz�ge der Geschichte,
Geographie und Gesellschaft der anderen Vçlker (und der nationalen Minder-
heiten) eingeschlossen werden. Dieses kann aber nicht ausschließlich aus der
Sichtweise der »eigenen« Gruppe geschehen, sondern es muss eine Vielfalt von
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Fremd- und Eigeninterpretationen sichtbar werden. Das erfordert nicht nur ein
breiteres inhaltliches Spektrum, sondern auch neue Methoden der Darstellung.

Auf dem Weg zu einer vergleichenden multiperspektivischen
Darstellung?

Auch wenn die Arbeit der Schulbuchkommissionen die Schulbuchinhalte ak-
zeptabler gemacht hat, so hat sie nicht dazu verholfen den Unterricht interes-
santer zu gestalten. Geschichtsunterricht genießt gegenw�rtig kein hohes An-
sehen unter den Sch�lern, trotz – oder vielleicht gerade – wegen der hohen
politischen Bedeutung, die ihm beigemessen wird. Er gilt als langweilig, weil
Sch�lern vor allem Ged�chtnisleistungen abverlangt werden und jede Kontro-
versit�t fehlt. Die Sprache der Schulb�cher wird als schwierig und nicht sch�-
[530] lergerecht beurteilt. Den Lehrern fehlt es an Spielraum und Erfahrung
interaktive Methoden zu nutzen und sich neue Inhalte zu erarbeiten13 Ein ver-
gleichender Ansatz w�rde den Sch�lern die Mçglichkeit geben eigene Erkl�-
rungen – oder die Meinungen, die sie in der Familie gehçrt haben – in den
Unterricht einzubringen. Dass die Geschichte unterschiedlich gedeutet wird, ist
ihnen ohnehin nicht verborgen. Es ist bisher nur nicht Gegenstand des Un-
terrichts.

Eben weil f�r Drehpunkte der Geschichte wie das Osmanische Reich oder den
Zweiten Weltkrieg keine gemeinsame Interpretation erwartet werden kann,
bleibt keine andere Wahl als den Sch�lern die unterschiedlichen Interessen,
Lebensverh�ltnisse und Interpretationen vorzustellen, durch die sich die drei
Vçlker – von Epoche zu Epoche in unterschiedlichem Grade – in der Tat un-
terschieden haben, auch wenn sie den gleichen Raum teilten und unter derselben
politischen Oberherrschaft lebten. Ein solcher Ansatz fordert nicht nur die Bil-
dungspolitiker der Serben und Kroaten heraus, er fordert auch die bosniakische
Seite auf differenzierter �ber die Kroaten und Serben zu berichten und nicht
vorschnell von einem unhistorischen und harmonisierenden »bosnischen«
Gemeinschaftsverst�ndnis auszugehen.

Die angezielten �nderungen m�ssten sich, um in alle Lehrpl�ne des Landes
Eingang zu finden, zuallererst im Common Core Curriculum niederschlagen. Ein
solches, f�r alle Lehrpl�ne in den Entit�ten, Kantonen und im Distrikt Brcko
verbindliches Grundger�st ist von der Konferenz aller Erziehungsminister im
August 2003 verabschiedet worden. Das Common Core Curriculum ist in dem im

13 Jean-Michel Leclercq: Post-accession Programme of co-operation with Bosnia and Herze-
govina. Seminar on »History Curriculum Development in Bosnia and Herzegovina«, Sara-
jewo 10 – 11 December 2002 (Council of Europe DGIV/EDU/Hist 2002 – 06). Strasbourg 2002.
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Juni 2003 auf Gesamtstaatsebene verabschiedeten Rahmengesetz zur Primar-
und Sekundarerziehung verankert. Parallel zu den parlamentarischen Bera-
tungen �ber das Gesetz hatte eine interministerielle Arbeitsgruppe aus dem
Vergleich aller gegenw�rtig g�ltigen Lehrpl�ne die allen gemeinsamen Best�nde
herausgearbeitet. Diese machen in Mathematik und den Naturwissenschaften
erstaunlicherweise ca. 70 – 90 % der Lehrinhalte aus. In den »nationalen F�-
chern« liegt der Prozentsatz wesentlich geringer, bei ca. 50 % und weniger. Das
Common Core Curriculum f�r Geschichte umfasst fast ausschließlich die inter-
nationale Entwicklung und �berl�sst die Geschichte der einzelnen Vçlker noch
g�nzlich den Lehrpl�nen der Kantone und Entit�ten. In seiner jetzigen Fassung
wird es deshalb den Anforderungen des Gesetzes noch nicht gerecht, eine
konsistente und qualit�tsvolle Bildung f�r alle Sch�ler anzubieten, Schulwechsel
zu erleichtern und die Sch�ler zu veranlassen ein positives Verh�ltnis und En-
gagement f�r Bosnien und Herzegowina zu entwickeln. Die Erweiterung des
Common Core Curriculum ist deshalb dringend geboten.

Parallel zur Ber�cksichtigung eines komparativen Ansatzes in den Lehrpl�-
nen m�ssen sich die Lehrb�cher einer vergleichenden, alle drei Volker ein-
schließenden Betrachtungsweise çffnen. Auf einen Vorschlag der OSZE setzten
die Erziehungsminister daher 2004 eine neue unabh�ngige Schulbuchexper-
tenkommission f�r die F�cher Geschichte und Geographie ein, deren Aufgabe es
war, Empfehlungen f�r zuk�nftige Autoren zu entwickeln, um eine ausbalan-
cierte, multiperspektivische, auf unterschiedlichen Interpretationen basierende,
vergleichende Darstellung zu ermçglichen. Die Minister haben die bemer-
kenswerten Empfehlungen dieser Kommission weitgehend einvernehmlich in
einer gemeinsamen Sitzung beraten, die im Februar 2005 im Georg-Eckert-
Institut in Braunschweig stattfand. Es ist zu erwarten, dass nach Verabschiedung
der Richtlinien durch die Erziehungsminister mit Unterst�tzung der Interna-
tionalen Gemeinschaft Fortbildungsveranstaltungen f�r Lehrplan- [531] ex-
perten und Schulbuchautoren angeboten werden, so dass in einer Art konzer-
tierter Aktion neue Unterrichtsmethoden und -inhalte in zwei bis drei Jahren
Platz greifen kçnnten.

T�ter-Opfer-Dichotomie oder Versçhnungspolitik?

Die Minister selbst brachten in ihre Beratung in Braunschweig erstaunlicher-
weise den Vorschlag ein auch die j�ngste Dekade der Geschichte, die den Krieg
von 1992 – 1995 einschließt, im Unterricht zu behandeln. Bisher hatten die
Kommissionen empfohlen die Geschichtsdarstellung mit den Jahren 1974/75
(neue jugoslawische Verfassung) oder 1990 zu beenden, oder aber die folgenden
Jahre allenfalls in einer »objektiven«, nicht kommentierten Zeittafel der wich-
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tigsten Ereignisse aufscheinen zu lassen. So verst�ndlich es ist, dass Lehrer eine
emotionsgeladene Debatte f�rchten, wenn die Klasse auf die Zeit seit dem Zerfall
Jugoslawiens zu sprechen kommt, so illusorisch ist die Vorstellung, die Ge-
schichte davor ließe sich unterrichten, ohne dass eben diese Emotionen ins Spiel
kommen. Denn die Geschichte davor, von den nationalen Bewegungen �ber die
Balkan- zu den Weltkriegen, wird ohnehin als Vorgeschichte des letzten Kon-
fliktes interpretiert. In dieser Zeitspanne haben sich die Parteiungen her-
ausgebildet, die zu nationalen Identifikationen und zur Ablehnung des »Ande-
ren« und den damit verbundenen positiven bzw. negativen emotionalen Beset-
zungen gef�hrt haben. Die Frage sollte daher nicht isoliert heißen, soll die
j�ngste Vergangenheit unterrichtet werden, sondern wie kçnnen stereotype
Wertungen, die mit ihr verkn�pft sind, aufgebrochen werden. Unter den gege-
benen Umst�nden wird dies in der Tat wohl kaum im Frontalunterricht �ber die
Belagerung von Sarajewo z. B. geschehen kçnnen. Die Lehrer m�ssen andere
Zug�nge zum Thema w�hlen. Beispiele daf�r gibt es. So f�hrt die amerikanische
Organisation »The Children’s Movement to Creative Education«14 Sch�ler der
drei konstituierenden Vçlker aus Sarajewo und Umgebung zusammen und
bietet ihnen verschiedene Mçglichkeiten an ihren eigenen Kriegserfahrungen
Ausdruck zu verleihen oder sich zu den Erz�hlungen zu �ußern, die sie �ber den
Krieg in der Familie gehçrt haben. K�nstlerische �ußerungen, z. B. Zeichnen
oder dramatische Darstellung, spielen dabei eine wichtige Rolle. In einer zweiten
Phase werden diese Erfahrungen verobjektiviert, werden Dokumente und Be-
richte »von außen« in die Gruppe hineingegeben und aus beiden Str�ngen, der
»subjektiven« Erfahrung und der »objektiven« Information, eine neue Ge-
schichte konstruiert. Ziel eines solchen Projektes ist es die Sch�ler f�hig zu
machen �ber den Krieg zu kommunizieren, nicht aber eine »g�ltige« Version zu
lehren.

Freilich sind solche Ans�tze kaum verbreitet und P�dagogen zçgern sie an-
zuwenden, wenn sie dazu nicht von P�dagogischen Instituten, Ministerien oder
internationalen Organisationen ermutigt werden. Die mangelnde Unterst�tzung
verweist auf den grçßeren politisch-gesellschaftlichen Kontext, in den die Frage
eingebunden ist, wie in der Erziehung auf die j�ngste Vergangenheit Bezug
genommen werden kann. In Familien ist der Krieg pr�sent als Verlust- und
Gewalterfahrung, als Kampf um Selbstbehauptung und oft auch als Auslçser f�r
anhaltende Revanchegedanken und Misstrauen. In den Medien werden Schuld
und Verstrickung von Politikern und Milit�rs diskutiert, Theaterst�cke und
Filme kreisen um Extremsituationen, denen sich Menschen im Krieg ausgesetzt
sahen. In der Bildung ist das Thema dagegen entweder Tabu oder von Freund-
Feind-Stereotypen besetzt.

14 www.childrensmovement.org.
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Das Land hat noch keine offiziell akzeptierten Erinnerungszeremonien ge-
funden, nicht einmal f�r die Trauer um die Toten. Gedenkveranstaltungen be-
ziehen sich in der Regel auf [532] die Opfer einer Ethnie oder Religionsge-
meinschaft. Sie sind religiçse Feiern. In der Regel sind die drei Vçlker auf ihnen
nicht gemeinsam und gleichwertig repr�sentiert. In der Fçderation gelegene
staatliche historische Museen, die in jugoslawischer Zeit an den Partisanen-
kampf erinnert hatten, erweitern gegenw�rtig ihre Ausstellungen um Materia-
lien zum letzten Krieg, die die B�rger der Fçderation als Opfer serbischer oder
kroatischer Aggression zeigen (so dokumentiert das historische Museum in
Sarajewo die Belagerung der Stadt; das Partisanenmuseum in Jablanica zeigt
Dokumente z. B. zu kroatischen Konzentrationslagern). Diese Ausstellungen
visualisieren eine klare Opfer- T�ter- Dichotomie, die keinen Raum f�r Dialog
und gemeinsame Erinnerung erçffnet. Sie schreiben die Verfolgungs- und Lei-
densgeschichten aus dem Zweiten Weltkrieg fort. Auf der anderen Seite war die
Regierung der Republika Srpska lange nicht bereit von Massakern oder Mas-
senmorden zu sprechen, die serbische Einheiten im Krieg begangen haben. Sie
verweigerte die Untersuchung von Kriegsverbrechen; die Einsetzung einer ge-
meinsamen Kommission etwa f�r die Dokumentation und juristische Ahndung
der Massenerschießungen in Srebrenica scheint immer noch in der Ferne zu
liegen. Die Zahlen der serbischen Opfer in den Ustasha-Lagern im Zweiten
Weltkrieg werden dagegen weit �berhçht und dienen dazu ein Opferbewusstsein
hervorzurufen, das mit der deutlichen Botschaft verbunden ist, wer Opfer war,
kann nicht T�ter sein.

Schuldeingest�ndnisse von Regierungsseite gab es lange Zeit nicht. Erst
j�ngst hat – nicht zuletzt auf Druck des »Hohen Repr�sentanten« – die Regie-
rung der Republika Srpska offiziell eingestanden, dass von Seiten der serbischen
Streitkr�fte Massenerschießungen vorgenommen worden sind, und sie hat einer
Untersuchung mçglicher Verbrechen zugestimmt. Die erste offizielle »Ent-
schuldigung« f�r Kriegsverbrechen gegen�ber der Bevçlkerung von Bosnien
und Herzegowina brachte der Pr�sident von Serbien und Montenegro, Svetozar
Marovic, am 13. November 2003 vor; sie wurde in Bosnien und Herzegowina
kontrovers aufgenommen. W�hrend der kroatische und bosniakische Repr�-
sentant der Pr�sidentschaft die �ußerungen begr�ßten, sprach der serbische
Vertreter Politikern generell das Recht ab sich zu dieser Frage zu �ußern, da sie
ein Fall f�r die Juristen sei (die aber, wie gesagt, sich der Sache in der Republika
Srpska gerade nicht annehmen). Freilich hatte auch Pr�sident Marovic ver-
mieden die juristische Seite anzusprechen; seine Entschuldigung enthielt weder
einen Hinweis auf ein konkretes Verbrechen noch auf individuelle Opfer, T�ter
oder Verantwortliche.

Ein Kreis von Intellektuellen, inspiriert vom Engagement und Ideenreichtum
des Vorsitzenden der J�dischen Gemeinde, Jacob Finchi, propagiert seit Jahren
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die Einrichtung einer Versçhnungskommission, doch zum beabsichtigten Ge-
setzesantrag ist es bisher nicht gekommen. Angesichts dieser Situation ist es
sicherlich von der Schule zu viel verlangt den Anfang zu machen, obwohl auch
Schulen Orte von Verbrechen gewesen sind, in denen heute Kinder von T�tern
und Opfern zum Lernen zusammenkommen. Das friedliche Lernen, das sie
unter ein Dach f�hrt, lehrt aber noch nicht den Frieden. Schweigen �ber Krieg
und Frieden ist Voraussetzung der Begegnung. Insbesondere Angehçrige der
Generation, die am Krieg teilgenommen hat, machen geltend, dass mehr Zeit
vergehen m�sse, bevor die unterschiedlichen Parteien zu einem gemeinsamen
Gespr�ch finden kçnnten. Diese Zeit wird ihnen freilich kaum zugestanden
werden in der Epoche schneller Informations�bertragung, des globalen Lernens
und des so leichten Zugangs zu gespeicherter Information. Politiker und P�-
dagogen, die sich und die Institution Schule vor einer Auseinandersetzung
sch�tzen wollen, von der sie f�rchten sie nicht beherrschen zu kçnnen, drohen
in einen Widerspruch zu geraten mit der çffentlichen und privaten Debatte. Die
Medien sind ungeduldig. Sie werden ihren jungen Lesern kaum die ca. 20 Jahre
lassen, die die westdeutsche Gesellschaft sich genommen hatte, bis sie die na-
tionalsozialistischen Verbrechen ausf�hrlich und çffentlich diskutierte und
dar�ber in der Schule lehrte. Die internationale Informationsgesellschaft ver-
[533] k�rzt die Zeiten politisch gewollten Vergessens. Zudem brauchten die
Deutschen die Vergangenheitsbew�ltigung nicht, um ihr Nachkriegs-Wirt-
schaftswunder hervorzubringen; es war vielleicht sogar ihre Art Vergessen
produktiv zu machen. In Bosnien und Herzegowina liegt der Fall anders. Es
handelt sich hier um einen inneren Konflikt, der noch nicht wirklich beigelegt
ist. Niemand hat den Krieg klar gewonnen oder verloren. Die Parteien streiten
weiterhin, wenn auch nicht mehr gewaltsam, um alte Positionen. Die Gesell-
schaft separiert sich, orientiert sich zum Teil nach außen, aber findet keine
produktive Mitte, solange Feindschaft, Mißtrauen und Abgrenzung fortbeste-
hen. Insofern scheinen mir eine friedliche Debatte, Versçhnungsangebote, die
�bernahme von Schuld und Verantwortung nçtig, um Grund f�r gemeinsames
Handeln zu legen. Die gesellschaftswissenschaftlichen F�cher kçnnten hier eine
wichtige Rolle �bernehmen; freilich m�ssten dabei die Anstalten der hçheren
Bildung vorangehen. Die Internationale Gemeinschaft sollte hier entschlossener
helfen und Foren rationaler Argumentation anregen sowie Forschungspro-
gramme anbieten, in denen junge Wissenschaftler lernen durch eigenes Enga-
gement Sachverhalte aufzudecken und der �ffentlichkeit zur Verf�gung zu
stellen.

Die parlamentarische Versammlung des Europarates war in ihrer Empfeh-
lung zur »Bildung in Bosnien und Herzegowina« vom Jahre 2000 f�r ein Mo-
ratorium der Behandlung des letzten Krieges eingetreten, damit Historiker aller
drei Vçlker mit Hilfe internationaler Experten einen gemeinsames Ansatz zur
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Erinnerungspolitik entwickeln kçnnten.15 Das Moratorium dauert bis heute
fort; doch es hat nur ein Vakuum geschaffen.

15 Parliamentary Assembly of the Council of Europe: Recommendation 1454 (2000) Education
in Bosnia and Herzegowina.
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Reform or Conform: German Reunification and its
Consequences for History Schoolbooks and
Curricula*

In October of 1990, Germany was reunited in a manner that only a year earlier
would have seemed close to inconceivable. In spite of the initial euphoria,
however, the reunification process has been marked by a wide range of chal-
lenges and difficulties, not least regarding the teaching of history. How have
curriculum planners and authors of history textbooks reacted to the challenge of
reunification? Have they been able to keep in step with these unforeseen and
rapid developments? In the present chapter I will attempt to answer these
questions.

New Horizons and Frustrated Expectations:
reunification and the collapse of the East German academy

The initial process of reunification was, to begin with, accompanied by the influx
of a younger generation of professors from West Germany to the universities
located in the East. They gradually replaced the old guard of history method-
ologists in the German Democratic Republic (GDR).1 Indeed, as soon as the
borders were opened, the GDR methodologists began to feel a sense of in-
security, and not without reason. After reunification many lost the positions they
had previously held or experienced a definite break in their careers, while the
influence of their West German counterparts expanded rapidly. Nevertheless,
the East Germans reacted to the new situation in different ways. Some simply

* Zuerst verçffentlicht in: Jason Nicholls (Ed.), School History Textbooks across Cultures:
International Debates and Perspectives, Oxford: Symposium Books (2006), 61 – 82.

1 As far as I can see, Dr Dagmar Klose, a former lecturer at the P�dagogische Hochschule
Potsdam, is the only person to succeed in continuing her career and gaining promotion.
Today she is Professor for the Teaching of History in the renamed University of Potsdam.
Wendelin Szalai says that in 1996 only six out of around 105 GDR history methodologists
were still working in the same field as before (Szalai, 1997).



resigned themselves to the fact that the only approach to history was that es-
poused by the West; others, including several prominent exponents of the GDR
approach, held their ground, questioning the validity of Western theories and
schoolbooks even after they had lost their university positions. And not a few
found new employment in the same field, although mostly in less prominent,
and thus less influential, positions. Among these is Ulrich Z�ckert, who studied
the West German approach to history teaching intensively and then moved to the
Bavarian publisher Buchner, first as a representative and then as an author of
textbooks, successfully completing the transition from one of the recognised
centres of GDR research to the private sector in the Federal Republic.2

[62]
At the other end of the spectrum is Horst Diere, one of the GDR’s most

influential academics, who chose to turn his back on the field of history text-
books. At the thirtieth and final Annual Conference of History Methodologists in
the GDR, which took place from 26 to 28 June 1990 in Dresden, he gave a bitter
r�sum� of his career, saying that he, like so many of his colleagues, had propa-
gated an approach to history that, due to recent events, had manifestly failed.
Similarly, at the Annual Conference of the International Society for History
Didactics, held in Tutzing in 1996, Wendelin Szalai presented a paper entitled
›The Legacy of History Methodology and History Teaching in the GDR‹, which
he ended with the laconic statement, ›I am now unemployed‹ (Szalai, 1997).3 This
was a reference not only to his personal situation, but also to the fact that
colleagues in other former socialist states had not suffered the same fate as many
in the GDR and were able to review the new developments from a position of
strength rather than weakness. Szalai could see no point in debating the question
of how attitudes and approaches had changed, unlike his colleagues from both
the East and the West, for whom this was a major concern. In his opinion it was
the academic elite in the GDR that had changed and this fact had to be fully
appreciated before entering into any further discussions about how a conception
of the historical process had altered.

Immediately after the borders were opened, many teacher training in-
stitutions and university departments in politically sensitive fields such as his-
tory didactics felt they had been given an opportunity to break new ground and
revise the traditional approaches in research and teaching practice. However,
this optimism was dampened by a great deal of internal tension. Confident that
the official version of GDR history was no longer tenable, many academics began

2 Ulrich Z�ckert wrote a dissertation on ›imperialistic‹ West German textbooks; he was Di-
rector of International Relations at Humboldt University in Berlin.

3 To further consider developments in former socialist countries, see de Keghel & Maier (1999).
Wendelin Szalai was Professor for History Teaching at the Pedagogical Academy in Dresden
till April 1992.

Schulbuchrevision und Schulbuchforschung362



to make contact with West German colleagues. But their interest was mixed with
trepidation and the fear that the GDR’s interpretation of history would undergo
much more than a few alterations and modifications; it might in fact vanish
altogether. It was felt that such a break in continuity could be coped with best on
the theoretical level. At the time, I attended several in-service training courses
where participants often asked whether people themselves could really de-
termine the course of history, and whether this ›control‹ over history, which
historical materialism had promised those who agreed with the theory, was not
simply a fiction. These doubts and misgivings led to a further question: why
learn history if there is no generally accepted theoretical framework under-
pinning it? There appeared to be no certainty over the direction and objective of
history or, under the prevailing conditions, any way of regaining it.

One question often asked was whether we can still say that we make history ;
perhaps we ought to say that we do, in view of the human-made dissolution of the
socialist system? Yet even those in favour of open borders and reunification
rapidly felt that they were being sucked into a train of events that extinguished
the democratic elements of the ›revolution‹ and left them at the whim of policies
dictated by the old Federal Republic. Reunification and the westernisation of
production and consumption proceeded at such a pace that people with an
appreciation of the historic nature of events wondered whether they would have
time to interpret and come to terms with the past at all. Was there an alternative
to the success story of the West? Had supporters of the GDR and its historic
mission [63] simply been the victims of propaganda? Even people who accepted
that change was necessary began to have misgivings when they realised that their
previous way of life would be radically altered and that history methodologists
who had been in fundamental agreement with the political system and who had
built their careers within it were now expected to publicly revise their position.
During one course, a teacher summed up the dilemma of having to radically
reappraise her past by saying ›I refuse to re-write my life.‹4

In 1991, at a conference in Ilsenburg organised by the Georg Eckert Institute
for International Textbook Research and the Federal Centre for Political Edu-
cation (Bundeszentrale f�r politische Bildung), Wendelin Szalai warned the
participants that many East German teachers and academics might suffer from a
strong feeling of inferiority, which could result in the re-establishment of a GDR
identity. He urged both sides to work towards a common platform, although the

4 Anonymous, seminar on ›Contemporary History and Political Education in General
Schools‹, Hanns Seidel Foundation and German Association of History Teachers, 11-14
March 1990, Kloster Banz. See also Wolle (2000, p. 421): ›But many GDR citizens feel deeply
hurt about the way history is being treated. To them it seems as if the radical criticism levelled
at the reality of life in the GDR has cast a blight on their own biographies‹.
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›losers in the East would find this much more difficult to achieve than their
counterparts in the West‹ (Szalai, 1991, p. 3).

The GDR methodologists came in for harsh criticism from both politicians
and historians from the West, but at the same time they pointed out that, in
actual fact, they had exerted very little influence on textbook production.
Schoolbooks, they said, were written by pure historians, rather than applied
historians, and the former tended to work in institutions that were subject to
rigid party discipline. The role of the latter was simply to check that the texts
conformed to pedagogical and curricular requirements, over which they had no
power to make any real alterations. This statement is corroborated by the books
themselves, which seem to have undergone no didactic restructuring of meth-
odology and content, but instead just simplify history to a level that is appro-
priate for pupils.5

After 1989, institutional contacts between West German historians, both pure
and applied, and the East German methodologists proved to be difficult. Carmen
Resch observed, somewhat critically, that the contributions of the West Germans
at the annual GDR conference on history didactics in 1990 were met with res-
ervation on the part of the East Germans rather than a willingness to indulge in
open debate (Resch, 1993). A West German observer noticed that ›the East
German participants seemed to be paralysed, as if they were taking part in a
course of instruction‹ (Jacobmeyer, 1990), and that they regarded history di-
dactics as being merely a question of methodology, which is what they were used
to. There had been a general expectation that the debate concerning the old and
new perspectives would be lively and critical, but participants were disappointed
to register a spectrum of statements ranging from total resignation, through a
cautious acceptance of new formulations and paradigms, to scepticism about
how colleagues would deal with the new situation. Hans-Dieter Klein, a political
scientist from Halle University, summed up the mood of the Ilsenburg confer-
ence when he remarked that people were more willing to simply acquiesce in a
new approach than to question it.

5 Wendelin Szalai gave an illuminating overview of the research specialisation and the task
areas of history methodology in the universities of the GDR (Szalai, 1994). The Akademie der
Wissenschaften and the Akademie der P�dagogischen Wissenschaften exerted decisive in-
fluence on the writing of textbooks and curricula.
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A Brief Review: the development of two national narratives

[64] Before I deal with the changes in schoolbooks and curricula that took place
after 1989, I should like to give a brief summary about the prevailing situation in
East and West Germany, since this is the background against which participants
evaluated the unexpected events that occurred after the borders were opened.

The way in which the ›German‹ or ›national question‹ was treated in the books
and curricula of both states had gone through phases that are comparable,
despite their contradictory ideological premises. During the 1950 s reunification
was seen by both sides as a feasible project and hence as a political goal that could
be achieved. Reunification was the declared aim of West German policy. Well into
the 1960 s, West German textbook authors had avoided recognising East German
sovereignty, in accordance with government doctrine. The GDR was portrayed
as a state solely established to serve the interests of Soviet expansion; thus West
German commentators were mainly interested in showing the mechanisms by
which the party and governmental organs maintained power over a population
that was basically hostile.

The reforms introduced by the 1968 generation, above all those with a higher
level of education, resulted in textbooks that revised the established way of
depicting Germany as ›a divided country‹. The non-recognition doctrine of the
Adenauer era was replaced by an attempt to compare the two systems in an
objective and factual way. The socialist-liberal coalition embraced the slogan of
›Wandel durch Ann�herung‹ (›Change through coming closer‹), a policy of
improving relations between the two states by means of closer cooperation.
Greater emphasis was placed on the actual reality of everyday life in the GDR,
which resulted from the fact that on both sides of the wall a generation had
evolved that was more interested in the particular society they had grown up in
than in the standard historical reasons for partition that were trotted out by the
establishment. In the GDR, despite its political and economic dependence on the
USSR, the society which had developed was no longer simply seen as an offshoot
of Soviet dictatorship and also could not be regarded any longer as a separate
part of one overall German state. Both German states had developed out of a
particular historical situation, and for the foreseeable future, at least, it seemed
that things would not change. Apparently, mutual recognition was the pre-
requisite for peaceful coexistence. This view becomes clear in the opening re-
marks of the first comprehensive West German survey of how the ›German
question‹ is treated in schoolbooks from both sides: ›this project is concerned
with describing and understanding the historical, geographical and sociological
presentation of the problem of nationhood as well as its perception and ap-
preciation in both German states‹ (Jacobmeyer, 1986, p. IX).
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The West German position, which involved recognising political realities on
the one hand and maintaining the right to freedom on the other, can be described
more closely by an analysis of the textbook Geschichtsbuch, which appeared in
1988. Although conceived during the years before reunification, it had not an-
ticipated the event. The chapter dealing with the GDR bears the title ›The GDR
since 1949: Socialism in a divided country‹. The author of this chapter, [65] the
well-known historian Christoph Kleßmann, made clear in a section entitled ›The
German question – an unsolved problem?‹ that this anomaly would remain as
long as the two countries were forced to exist side by side.

Since the GDR is a German rump state with no democratic legitimacy, it has more difficulties in
finding a national identity than the Federal Republic. As a result of partition and the existence of
the Federal Republic the GDR has felt a degree of insecurity since its foundation. For the Federal
Republic, in contrast, partition and the existence of a second German state have contributed
more to its inner stability. (Kleßmann, in H�ttenberger & M�tter, 1988, p. 236)

Kleßmann quotes a sentence from a much-publicised speech by President
Weizs�cker : ›The German question remains open as long as the Brandenburg
Gate is closed‹. In addition, Kleßmann urges the reader ›not to regard the ex-
istence of two German states as normal‹. He says that we should work on de-
veloping good neighbourly relations, a goal which will not be achieved as long as
people are kept separated from each other by force. A picture of the Brandenburg
Gate reinforces his message. Similar pictures appeared in most West German
history books, and during the 1970 s and 1980 s they were used as the symbol of
partition in many Western European schoolbooks as well. The use of such im-
ages conveys a double message: partition is – in a literal sense – cemented and
has become a fact of life, but politically and morally it is unacceptable, although
there is no prospect in the near future of reversing the situation.

In the 1980 s West Germany made various attempts to initiate a German–-
German comparison of schoolbooks. In 1987 the Academy of Social Sciences of
the Central Committee of the Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED)
and the Committee for Basic Values of the Sozialdemokratische Partei
Deutschlands (SPD) produced a memorandum entitled ›The Conflict of Ideol-
ogies and a Mutual Security Policy‹. It was this that led the Social Democrats to
expect the inclusion of schoolbooks in an exchange of views concerning recent
history. When the West German teachers’ union Erziehung und Wissenschaft met
with its East German counterpart Unterricht und Erziehung in the framework of
Friedensp�dagogischer Treffen (meetings to discuss peace studies in school), it
also tried to put schoolbooks on the agenda. The GDR representatives were well-
disposed to discuss the theme of peace in education in general. What they
refused to do was to mutually analyse each other’s schoolbooks, since they saw
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no common ground between Marxism-Leninism, which was fundamental to a
GDR interpretation of history, and bourgeois ideology. But, to be fair, there were
also reservations of a political nature on the West German side which would have
had to be overcome before official schoolbook discussions could have taken
place.

The Kultusministerkonferenz (standing conference of ministers for educa-
tion), at its meeting in September 1988 – contrary to the endeavours of the SPD
and the unions – decided against setting up a German–German schoolbook
commission. And, in actual fact, there was no exchange of opinions on history
textbooks, although the Kultusministerkonferenz continued to discuss and
consider the [66] proposal. Certainly no one was thinking about reunification
when the conference drafted a working plan for the years 1990-1991, within the
framework of a cultural agreement with the GDR and signed before the borders
fell. This provided for a number of comparative studies, for example, on the aims
of German language teaching and teacher training in the GDR, and a project on
›The Image of the Federal Republic of Germany in Citizenship Teaching in the
GDR‹. But in the field of ›schoolbook diplomacy‹ the two German states were
further apart from each other than they were in their relations with other
countries. Both the Federal Republic and the GDR were holding discussions on
schoolbooks with Poland, for example. Yet the results of the West German–-
Polish commission became one of the very reasons why the GDR would refuse to
compare schoolbooks in the cultural agreement with the Federal Republic. In
their view, the final recommendations of the West German–Polish initiative
contained passages that undermined the communist position, a situation un-
acceptable to the GDR. This outcome was hardly surprising, since in the com-
mission West Germany was represented by the Georg Eckert Institute for In-
ternational Textbook Research, based in Braunschweig, and this institute was
identified as an agent of imperialist education policy by GDR academics (Haupt,
2000).

GDR history books of the 1950 s also regarded partition as a transitional
phase. According to one textbook for grade 8 published in 1952: ›The national
front of a democratic Germany (i. e. an all-German movement with the goal of
reunification) is unstoppable. It will ultimately succeed in liberating and re-
unifying the whole of Germany‹ (Jeismann, 1983, p. 9). It took about 10 years for
GDR schoolbooks to acknowledge that the existence of the Federal Republic and
the GDR was not a temporary phenomenon imposed through the confrontation
of the victorious powers of World War II, a phenomenon that, according to the
political slogan, had to be rectified by uniting ›peace-loving and democratic
forces‹ throughout Germany. From the 1960 s until reunification, the official
GDR policy claimed that the East German state had emerged, to quote the
syllabus for polytechnic secondary schools used in 1959, ›as the logical result of
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social development and embodied the most important lesson to be learnt from
German history‹ (Jeismann, 1983, pp. 9-10). Although reunification remained
the final objective, this was only feasible if the Federal Republic were to be
incorporated into the socio-political system of the GDR. With the building of the
Berlin Wall, the GDR established itself not only as an independent state but also
as an independent nation, and this was not only reflected in the official political
doctrine. To a great degree, the younger generation, whose formative years
spanned the two decades after the Wall, refused to acknowledge West Germany’s
claim to represent the whole of Germany and distanced themselves in certain
areas from the West German capitalist system (in particular with respect to
education, working conditions, social security and peace policies). In their
political and social awareness they also displayed marked elements of national
pride and self-esteem.

One result of the intention to establish the GDR as an independent nation was
that the GDR historians based their view of history on a much wider footing than
the ideological confrontation that had existed within post-war Germany. A state
and [67] a nation can only expect recognition as a legal entity if it has historically
respectable roots. From the very beginning the GDR, intent on stressing its
independence and individual development, had seen itself as the logical outcome
of the workers’ movement, but it also claimed to have inherited and, with the
help of a dialectic interpretation, to have incorporated the whole of German
history. In academic circles the debate about the place and significance of ›the
historical legacy‹ led to a much wider discussion about the topics and ap-
proaches for historical interpretation. In schoolbooks, this debate was reflected
above all in the fact that greater emphasis was placed on national history, that is,
German history in general and GDR history in particular, and especially the
treatment of the twentieth century. World history and European history con-
centrated on presenting the international aspects of Socialism and the Soviet
Union, particularly as the GDR’s socialist neighbours were regarded as poor
examples to illustrate the success story of socialist integration; after all, they had,
in contrast to the GDR, produced dissident movements and rebellions.

This nationalisation of the GDR’s ›own‹ history in the classroom ran counter
to certain ›denationalisation‹ tendencies that had already developed, as was
shown in internal opinion polls, especially amongst young people, in the second
half of the 1980 s. Large sections of this generation were becoming increasingly
disaffected with the stagnating social and economic system. The increase in
opportunities to communicate, resulting from access to Western media, led to a
much keener sense of cultural isolation than before (Friedrich & Griese, 1991).

At the beginning of the 1980 s discussions prompted a revision of the syllabus,
which led some methodologists to hope that teaching practice would increas-
ingly reflect the reality of their pupils’ lives and so begin to dismantle ideological
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barriers. The debate dragged on, increasingly fuelled by the idea of perestroika,
resulting in the introduction of a new syllabus in 1989/1990. By this time,
however, it was too late to take into account the dramatic political changes taking
place. The new syllabus, as well as the books which followed, tended to reflect a
pre-perestroika position rather than embrace the new political movement, which
itself was to become history only one year later. Thus, they were not suited to
giving a ›realistic and justified‹ picture of history, as had been intended during
their planning phase. They were, instead, overtaken by actual events, although
they required teachers to ›teach history as it really was‹.6 The books for the ninth
and tenth grade cover the period from the ›Great Socialist October Revolution‹ to
the ›Formation of a developed socialist society in the GDR‹ and propagate a
decidedly positive image of national and international socialism.

The situation for teachers in the GDR was confusing. New syllabuses prom-
ised to present a realistic interpretation of history but reality was rapidly making
them redundant. Nevertheless, the debate about new curricula in the GDR meant
that, quite soon after the borders were opened, several methodologists were able
to present new versions based on ideas that had been developed, but not im-
plemented, in the latter phase of the GDR. These reform proposals, which were
put forward in the period between November 1989 and October 1990, are the
subject of the next section.

New Concepts Not in Keeping with Rapid Political Change

[68] During the final year of the GDR, those methodologists who had been
working for change were confronted with a debate that was by no means as free
and open as they had hoped. This window of opportunity for a future un-
trammelled by restrictions was prematurely closed as politicians took prelimi-
nary steps towards reunification, which was to result in the almost complete
introduction of the West German education system, together with its curricular
contents and methods. Understandably, many academics and teachers had
hoped to put into practice ideas envisaged but not implemented during the pre-
1989 phase, on the assumption that the GDR would continue to espouse socialist
principles in a society freed from a doctrinal straitjacket. With hindsight, this

6 At a later date Szalai said, with reference to his contribution: ›My comments were … par-
ticularly critical and I had put forward a proposal which contained a much more realistic
presentation of the history of the GDR … At that time I had absolutely no doubts, in
principle, about the socialist interpretation of history … That’s why I was so disappointed
when I saw the new history syllabus … Kurt Hager and Margot Honecker had made their
decision, and after that there was absolutely no chance of implementing a different kind of
syllabus‹ (Szalai, 2000, pp. 476-477). See also Kruppa (1993) and Neuhaus (1998, p. 157).
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can only be regarded as wishful thinking. These first drafts for a new syllabus
mostly followed the old paradigm of a materialistic interpretation of history as
distinct periods of social change. The rapid movement towards reunification,
which found expression not only in mass demonstrations but also in elections,
made a gradual adaptation to West German syllabuses inevitable. Just as in the
field of economics and politics, it became clear that reunification would not
produce a synthesis of two disparate systems: instead, it would be the Western
educational system that was adopted, albeit with slight modifications. Hence,
people were continually being forced to revise their position for political and
practical reasons, a situation that produced increasingly an atmosphere of res-
ignation and bitterness, particularly if they had to give up their jobs after re-
unification.

The political upheaval had dire consequences for the education system of the
former GDR. Changes had already taken place before the borders were opened
on 9 November 1989. Margot Honecker, the Minister for Education, resigned in
October. On 6 November her successor announced that Wehrkundeunterricht
(military preparation classes) would be abolished and the syllabuses for
Staatsb�rgerkunde (citizenship classes) would no longer be binding (Neuhaus,
1998, p. 161). These lessons disappeared completely from the timetable after
reunification. In their place came classes modelled on the West German subject
of Gesellschaftskunde (civics), which was totally alien to the teaching profession,
as were the textbooks imported from the West, since they still contained the West
German perspective from before reunification.7

As early as the first half of 1990 – that is, before actual reunification – the new
GDR history books for grades 8 and 9 were withdrawn and replaced by books
from West German publishers. The Federal Ministry for Education and Science
initiated a large-scale ›schoolbook campaign‹ for the school year 1990/1991,
based on an agreement with the GDR Ministry of Education and Science, during
the course of which West German publishers were asked to provide schools in the
GDR, either free or at a reduced price, with books in the subjects of history
(grade 8 upwards), social sciences, geography and German, worth 30 million
deutschmarks. Ulrich Z�ckert described this ›replacement campaign‹ as ›a to-
tally outrageous action that would go down in the history of the subject of
history‹ (1991, p. 1). The campaign has yet to be researched in detail but there is
no doubt that, as a rule, the GDR books for ideologically sensitive subjects
disappeared from the classroom during [69] 1990. This was due not only to
pressure from the West but also because teachers no longer wanted to teach old

7 The debate on the subject ›citizenship education‹ is well documented in the journal Ge-
schichtsunterricht und Staatsb�rgerkunde (1990), and in the following volumes of the ren-
amed Geschichte, Erziehung, Politik.
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doctrines as the truth, which might expose them to criticism from pupils. Many
teachers had to reorient themselves, while others were forced out of their subject
areas or lost their jobs completely.

The textbook section of the publisher Volkseigener Verlag Volk und Wissen,
which had previously been responsible for the publication of history books, had
to close down and was taken over by the Treuhandanstalt, the organisation set
up to privatise the public sector. Thus there was no longer a schoolbook pub-
lisher in the former GDR that could compete with West German companies, who
were pushing into the market with a new generation of history books. In 1991
Cornelsen, from West Berlin, bought up the textbook section of Volk und
Wissen, but retained the name as a subsidiary.

To a much greater degree than in the Federal Republic, the GDR schoolbook
was an indispensable teaching tool, which not only prescribed the content to be
taught but also the teaching methods to be employed. All the topics dealt with
were binding. It was followed faithfully by teacher and pupil alike. The authorial
text was in the foreground, even after the introduction of more pictures and
maps from the 1980 s onwards. Yet the GDR book remained a purely teaching
and learning tool and did not develop into a more open workbook. In contrast,
West German teachers not only had the opportunity but also the duty to select
from the contents and materials contained in schoolbooks, since they contained
much more than could be dealt with over a given school period.

Initially, the West German books were regarded positively, because of their
appealing layout and the new and innovative material they contained. After a few
months, though, the initial enthusiasm gave way to scepticism and dissat-
isfaction, since it turned out to be difficult to teach successfully with them over a
longer period. The very aspects that had been assessed positively were now often
regarded as shortcomings. Despite the wealth and variety of material, teachers
became aware of gaps: topics regarded as indispensable, even though they might
need reinterpreting, were missing entirely. In ancient history there was often no
mention of the Spartacus Uprising; in fact, slave revolts were sometimes ignored
and certainly not treated in detail. Thus one of the key elements in teaching
ancient history was missing, since most West German books viewed the ex-
istence of slavery in the same way as society had done at the time: it was ›normal,
accepted practice‹ and therefore of no great significance in interpreting antiq-
uity.

Moreover, there were no plans or instructions that might help the teacher to
navigate through the many texts and topics or make a sensible selection. The
›teacher’s book‹ proved not to be the instruction manual expected. Instead it
created confusion, prompting pupil questions that could not be answered and
giving teachers the feeling that they could not cover all the material or under-
stand the interpretations and sources, with the result that lessons seemed cha-
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otic. It was felt that the many special themes – such as women’s history or
everyday history – had no definite chronological thread, and so begged the
question of whether this was really history. Many teachers experienced diffi-
culties with the various components of a history course, unable to decide
whether workbooks, often described as optional [70] extras, were integral or not.
Karl-Heinz Weppler, in a report of his experiences, said that teachers ›clearly
preferred frontal instruction‹ and most of them thought ›their own views should
play the central role (Weppler, n.d.).‹ He sums up by saying that, as far as the East
is concerned, the new textbooks are ›the frightening syllabus‹, because teachers
accept them uncritically, which is what they were used to doing with the old GDR
books. Many teachers, he says, went back to preparing themselves for lessons
with the aid of a GDR book and thus tried to reconcile the two sets of content and
methods, which were entirely different.

At the beginning of the 1990 s a number of surveys designed to assess the new
books and their use in the classroom were conducted.8 In December 1991
Waltraut Herzberg produced the first academic evaluation, entitled ›West Ger-
man Schoolbooks – East German Pupils‹. Her expectations (and perhaps her
experiences?) concerning the new schoolbooks are implicitly contained in the
main thrust of the investigation: ›Are schoolbooks, developed on the basis of a
different social background, accepted as the new »bible« of history teaching, are
they rejected, or do the opposite approaches gradually meet somewhere in the
middle?‹ (Herzberg, 1991, p. 1) Despite many reservations on particular issues,
the overall response from the East Berlin teachers polled by Herzberg was
generally positive; however, the positive assessment referred above all to
methodological structures and less to the actual content of the books. The merits
of the West German books were seen to lie in the layout (88 %), the didactic and
methodological conception (58 %) and the content and conception (46 %)
(p. 16). With regard to content, most of the criticism was levelled at the lack of
thoroughgoing analyses and superficiality in presentation. Topics that had been
an essential part of the GDR canon were mentioned only briefly or left out
altogether ; for example, the history of the workers’ movement (above all the
Paris Commune), the Spanish Civil War, the Second World War and the history
of the GDR were not treated fully. Most of the pupils also rated the layout and
structure of the books positively. However, Herzberg states that the many and
varied methodological approaches contained in the West German schoolbooks
were ignored in the classroom. Source materials, for example, rarely encouraged
the pupils to work independently ; texts from the books were read aloud or

8 [78]An example of such questionnaires and project plans was developed at the department
for History Teaching at the Halle University Institute of History in 1992 by Dr Claudia Bçhme
and Karl-Heinz Weppler.
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›narrated‹ by the teacher. The way in which the history of the GDR was handled
became a source of much criticism. This topic, according to the survey, should
also be treated from an internal perspective, that is, from the standpoint of those
who actually experienced it; West German authors were seen as unable to fully
take into account the mentality of GDR pupils. The majority of teachers were
thus in favour of new schoolbooks being developed by both sides in tandem: a
wish that was only fulfilled a full decade after reunification.

This account of experiences with West German schoolbooks was accom-
panied by a short debate on the history syllabuses developed in 1990, which quite
definitely pointed towards different paths and approaches. Wendelin Szalai and
Renate Kappler, both methodologists from Dresden, emphasised the advantages
of a regional approach. The creation of new federal states provided a perfectly
legitimate reason for highlighting regional history, which had much less of an
ideological slant, and so avoided the fundamental question about how to deal
with German and [71] international history. Such a regional approach could
easily be connected with GDR traditions concerning the history of the workers’
movement, and so in theory would not be new but simply grounded on a dif-
ferent and wider footing. Suggestions and drafts developed by Szalai and Kap-
pler were integrated into the in-service training programmes and the first phase
of state curriculum planning in the newly created state of Saxony (Kappler, 1989,
1990).9

Kappler and Szalai make a connection between local Saxon history and
cosmopolitan issues. They stress the importance of the region as well as the
European dimension. They warn against confusing pluralism with arbitrariness
and therefore underline the importance of teaching values, as well as the ne-
cessity of teaching young people to become responsible citizens. In the didactic
considerations put forward, mainly by Szalai, there is constant reference to the
need for history lessons to cover the doppelte Bindungen (double binds) that
were constantly referred to in seminars and discussions in 1990, such as ›plu-
ralism and responsibility‹; ›a willingness to engage and a willingness to coop-

9 Dr Renate Kappler was Head of the Department for History Teaching at the Pedagogical
Academy Dresden. The journal Geschichte und Staatsb�rgerkunde, 1990, no. 2, offers an
overview of new concepts. Prof. Dr Siegfried Wolf, who taught at the P�dagogische Hoch-
schule in Erfurt M�hlhausen and was the chairman of the Committee for History Teaching in
the GDR Society for Historians, has said that in 1990, in Berlin, there was a ›round table for
history teaching‹ that considered new proposals, paying particular attention to those who
came from Potsdam and Dresden. In a letter to me, dated 21 June 1990, Wolf wrote that: ›The
dissolution [of the GDR] is not taking place of its own accord; it is being imposed upon us.
Under the present circumstances there seems to be little point in discussing new concepts
since our possibilities for any kind of self-determination are being continually eroded.‹
Nevertheless, he did express the hope that in the new federal states ›the teaching of history
will be different, since it cannot ignore the fact that the GDR existed‹. See also S�ssmuth
(1991).
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erate‹; ›a sense of responsibility for wider issues and for local issues‹. An open
society, according to Szalai, is inherently vulnerable to abuse. At the Ilsenburg
conference, participants’ statements such as ›Without feeling secure within
ourselves we cannot tackle wider problems‹, and ›The state has collapsed but the
region has survived‹, fit well with the framework proposed by Szalai.

Reforms proposed by Gerhart Neuner and Hannelore Iffert were ideologically
much closer to the final GDR syllabi, in that they tried to retain a materialistic
interpretation of history, divested, however, of rigid Marxist-Leninist doctrine
(Neuner, 1996, 2000).10 A letter from Iffert and the Schools Department of the
GDR Ministry for Education and Science, dated May 1990, contains a list of
several topics that were scheduled for integration into the future history syllabus
for ›this part of Germany‹ (i. e. the GDR). Advice and support were to come from
the Georg Eckert Institute for International Textbook Research. Quite obviously,
there was recognition of the fact that certain reforms were necessary, since the
list contained such topics as:
- The cultural achievements of major states and nations … (including devel-

opments that had been hitherto totally ignored or covered only marginally,
e. g. Biblical Israel, African states)

- The history of life in particular social groups … (including greater emphasis
on women and children)

- The history of … religions and denominations …
- The history of fascism and how it evolved …
- Treatment of the various ways in which history is divided up into epochs and

periods.

A working group led by the Potsdam methodologists Friedrich Hora and
Dagmar Klose drew up a remarkable plan, which was essentially based on a set of
approaches that they themselves had developed in the 1980 s (Klose, 1988, 1990;
P�dagogische Hochschule Potsdam, 1990). The plan presumed that learning
history is influenced by developmental psychology ; it proposed a model of
cyclical learning [72] progressing from one level to the next within the history
syllabus. To date, this is certainly the most original proposal, but it was ignored
during the subsequent phase of curricular planning, control of which had been
assumed by the new state ministries, because it did not take up any position
regarding the then current debate on old and new ideologies. Since it is the one
plan that is least influenced by the period of change in which it was developed, it

10 Prof. Dr Hannelore Iffert was Head of the History Research Group at the Akademie der
P�dagogischen Wissenschaften der DDR. Gerhart Neuner was President of the Akademie der
P�dagogischen Wissenschaften.
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could still have a valuable contribution to make in the debate over history
teaching.11

These curricular proposals from the initial phase show clearly that there was
an attempt to avoid simply taking West German structures on board. Instead,
they represent an attempt to integrate the authors’ own experiences with aspects
of the GDR tradition, as well as new historical insights that hitherto had not been
officially acknowledged, thus creating something that was uniquely their own.

Although these proposals, made during the transition phase, could have filled
a gap and may well be of future interest, they had little influence on the curricula
and even less on the actual schoolbooks introduced into the East during the
1990 s. It is most probable that the events of 1990 were not treated in detail in the
classroom, although the present state of research does not allow us to determine
the extent to which this was actually the case. But as responsibility for the
revision of the curriculum gradually passed into the hands of the education
ministries of the new federal states, West German schoolbooks and syllabi be-
came the most important benchmark. In addition, during this period there was a
marked increase in the influence of West German experts, who were either
seconded to the ministries or took up long-term key positions. Neuhaus sums up
as follows: ›Within a very short space of time the aims of history teaching had
changed: pupils were no longer educated to become fully aware of their identity
as GDR citizens; instead they were to become responsible citizens within a
democratic and pluralistic society‹ (Neuhaus, 1998, p. 190).

In the 1990/1991 school year, the new federal states had either no officially
endorsed curricula or only transitional curricula for the subject of history. This
unstable situation changed in the school year 1991/1992, when the education
ministries promulgated new guidelines: common to all of them was the fact that
GDR history received only cursory treatment. The special classroom situation
facing history teachers in the new states was hardly mentioned, if at all. And yet it
was the history teachers (even more so the ›citizenship‹ teachers) who had been
entrusted with the task of transmitting the prevailing ideology (Biskupek, 2002).
Within a few months they had to change their whole attitude, sometimes
through conviction, sometimes simply to do their job adequately. Frequently
this change undermined their authority with both pupils and parents, partic-
ularly when they felt insecure about how to comment on certain historical events
or lacked sufficient knowledge about certain topics such as, for instance, the
political system of the Federal Republic. Often the same was true of East German
curriculum planners; official guidelines contained little advice on how teachers
should handle what, for them, was a completely new situation, accompanied
often enough by provocation within the classroom. The new syllabi tended to

11 Dagmar Klose has now published her ideas on learning history in one volume (Klose, 2004).
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concentrate on conveying the facts of history rather than on inviting discussion.
In a less formal, more open classroom [73] situation, however, many pupils were
asking questions that their textbooks did not address, since the books had been
published before the political changes took place.

The curriculum placed emphasis on new topics and introduced inter-
pretations of history that were unfamiliar to GDR teachers. Instead of providing
in-depth explanations, terminology was often simplified. The term ›Fascism‹,
for example, which contained undertones of the Marxist-Leninist interpretation,
was simply dropped. In its place ›National Socialism‹ or the ›totalitarian state‹
was to be used, even when the term ›Fascism‹ might have been appropriate, such
as in the case of Italy. This change in terminology was highly confusing to
teachers when they broached the subject of ›anti-Fascism‹ in the GDR, which was
regarded by many as a topic worthy of ›positive‹ treatment.

Can the Two German Stories Become One History?

How did West German schoolbook authors and publishers react to the new
situation? After reunification some companies introduced additional and sup-
plementary materials to update their courses. Let us take another look at the
Geschichtsbuch, which appeared in a revised, new edition in 1996 (M�tter et al,
1996).12 The book deals with the GDR under the heading ›The development and
decline of a socialist state on German soil‹. Here the survey of GDR history in the
1970 s and 1980 s, which is where the first edition ended, is continued. On the
one hand we still find the comparative approach employed in the previous
edition; on the other hand, the suppression of opposition movements is high-
lighted. Completely new is a three-page work unit on the ›State Security sur-
veillance system‹. This emphasis on internal persecution was included at the
behest of the publishing company but opposed by Christoph Kleßmann, who
subsequently disclaimed responsibility for the GDR section.

Another new and separate contribution is entitled ›The path to German Unity
1989-1990‹. According to the authors there were ›signs of a crisis‹ in the economy
during the 1980 s, and Gorbachev’s reform policies had aroused additional
hopes for change in the GDR; however, the ›stability of the GDR regime was not
to be shaken so easily‹ (M�tter et al, 1996, p. 242). With this interpretation the
authors resist the temptation to view the signs of an economic crisis in the 1980 s
as heralding the end of the GDR. Even in the second half of the 1980 s, neither
professional analysts nor the majority of the population thought that the GDR as
a state and a society was on the verge of collapse. Two factors are identified as the

12 For a comprehensive analysis of curricula and textbooks, see Buchstab (1999).
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trigger for sudden change: the rapid increase in open political opposition evi-
dent in the mass demonstrations and the fast-growing number of people who
were fleeing the GDR via Hungary and Czechoslovakia. The crucial factors
underlying the crisis during the 1980 s are seen to be the increasing disen-
chantment of young people with the system and the gradual disintegration of the
Soviet power bloc. In this way, long-term international factors which lay outside
the direct influence of the GDR population and government are bracketed to-
gether with the concrete actions of large parts of the population. This combi-
nation resulted in the enormous acceleration of events during the period covered
in the text, which took place between 2 May 1989 [74] – the official opening of the
border between Austria and Hungary – and 18 March 1990 – the day when the
first free elections in the GDR were held. These elections produced a clear
majority for those parties that wished to have the GDR incorporated into the
Federal Republic and marked the beginning of a new political phase. The re-
maining parts of the chapter on Germany are more or less unchanged so that
reunification is, in essence, tacked onto the presentation of post-war German
history. Although the authors changed the perspective on the GDR by placing
greater emphasis on surveillance in the totalitarian state, they did not rewrite
history prior to the collapse. Instead, their focus is on reunification as a rapid
succession of unforeseen events.

The achievement of German reunification does not tempt the authors to
indulge in effusive nationalistic outpourings, but rather to present a critical
evaluation of the ›united republic‹, which in their view initially could well remain
split into two separate societies. After a short period of euphoria there follows
the difficult process of coalescence. The sections dealing with the post-1990
phase have the following headings: ›Economic problem‹, ›Financial problems‹,
›The legacy of the Stasi‹, and ›Social insecurity and aggressiveness‹.

The authors and the publisher have also changed little in the overall structure
of the book. Developments in the Soviet Union after the Second World War are
dealt with more extensively than in the first edition, and the upheaval in Eastern
Europe and South-East Europe is treated in separate sections that have been
added. Here the emphasis is on changes in Hungary, Poland, Czechoslovakia and
Romania, as well as the military conflicts in Yugoslavia. Despite the political
realignments in late twentieth-century Europe, the overall interpretation and
major problem areas of twentieth-century history remain basically the same. A
further, revised edition appeared in 1997: this devotes more space to the process
of European unification and summarises the transformation of Eastern Europe,
as well as German reunification, in one separate chapter. Due to a change in the
curriculum in North-Rhine-Westphalia, there is a new chapter that deals with
the topic of ›War and peace‹ from a long-term historical perspective.
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In other history textbooks, reunification is also placed within the context of
the overall movement for reform and the final collapse of the socialist system.
However, the reunited Germany is embedded in the process of ongoing Euro-
pean integration. Since the second half of the 1990 s, the chapters dealing with
Europe as a single entity have become more important, consequently reducing
the significance accorded to German national history in the presentation of the
twentieth century. This is understandable, since during this period Germany has
experienced seven different political and economic systems: the Empire, the
Weimar Republic, National Socialism, the Occupation, the two separate German
states and finally a reunited Germany.

It was only at the turn of the century that history books with a totally new
conception appeared on the market. Their authors had the advantage of hind-
sight when treating the changes of 1989-1990 and the social and economic
problems that came after reunification. For the first time history teachers and
methodologists from the former GDR were included amongst the authors.
Dagmar Klose and Hannelore [75] Iffert, for example, participated in the series
Expedition Geschichte, which is aimed primarily at schools in the new federal
states (Osburg & Klose, 2000). In content and structure, there is little that sets the
book apart. Compared with books written solely by West German authors, the
sections dealing with the various facets of everyday life in the GDR and the
developments that ended in collapse and reunification are written perhaps more
sensitively. However, fundamentally, the point of view and the emphasis on
certain topics remain unchanged.

The publishing company Volk und Wissen, which also targets primarily the
new federal states, has recently produced a new book entitled Geschichte plus.
This, too, presents information and background material on the GDR in no
greater detail than other courses (Funken & Koltrowitz, 2002). With the few
examples so far available it is impossible to identify a clear profile for history
books written by authors from the former GDR. What all books have in common
is a tendency to stick to a comparative, almost parallel presentation of GDR-
Federal Republic history up until reunification.

›Do we need or do we want a modern, new all-German theory for the teaching
of history or can and should the old West German approach simply be im-
plemented in East Germany without any changes?‹ This question, posed by
Szalai in 1996, was by then rhetorical, since it had already been de facto answered
(Szalai, 1997, p. 62). Apart from a relatively sporadic concern with the special
teaching conditions in the new Federal states, it was not possible to identify an
independent ›post-GDR theory‹ or a particularly innovative ›all-German theo-
ry‹. Nevertheless, in the 1990 s a large number of conferences and publications,
above all conferences of the International Association for History Didactics,
were concerned with the challenges facing history teaching after reunification.
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In his article (1997), Szalai names five problem areas, which point to a legacy
of GDR history methodology that has not yet been resolved and which could be
regarded as a common task for the future. On the one hand, they represent
demands (or desires) originating in the GDR methodology that had not been
implemented because of ideological barriers. On the other hand, they seem
suitable for use as important orientation markers for a pluralistic but at the same
time value-based theory of history teaching and could so help us to move for-
ward. Szalai emphasises the need for the following:
1. A values-based pedagogy (stemming from family, teachers and peer groups)

sensitive to plurality. This would act as an ›alternative‹ to ›the all-pervading
influence of the state, which had just been discarded‹ while, at the same time,
providing the grounds to avoid ›value-free arbitrariness‹ and ›indifference‹ to
all value concepts.

2. Attention to ›local roots‹. These should be understood as the subjective,
spatial context for historical identity, supplementing ›a feeling of regional
solidarity‹, for example, within a ›Europe of regions‹.

3. Facilitating the learning of ›history in extra-curricular and extra-mural work
groups‹. [76]

4. Accepting ›that history is intimately connected with pedagogy‹; that history
cannot be separated from the way that it is taught and learned (i. e. history
teaching is more than simply imparting knowledge).

5. Understanding that ›the training of history teachers must be related to the job
and to everyday practice‹ (Szalai, 1997).

What is interesting about these problem areas is that they do not point to-
wards an academic justification for history teaching; instead, they try to anchor
history teaching pedagogically. Although these ›theses‹ represent an attempt to
transcend the dogmatism of prescribed GDR history ideology, they are never-
theless faithful to the idea of ›good teaching practice‹, which, despite all the
regulations and controls, could be found in the GDR from time to time. Resch
observed such a connection between the attempt to retain what was good or now
really possible to implement, and a future-orientated openness at the school
level. GDR teachers were eager to find elements in the West German teaching
system that accorded with their previous experience and, in the first new cur-
ricula, were ›overjoyed‹ to discover such common elements as ›museum visits,
class outings as well as … the use of literature written for young children and
teenagers‹ (Resch, 1993, p. 147). In addition, investigations into the historical
awareness of young East Germans after the political changes showed that, as a
rule, even people who were previously sceptical of the state continued to identify
positively with certain elements of GDR history : above all, anti-Fascism,
widespread social equality and economic security (Lutz, 1993).
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Concerning contemporary history, young East Germans are interested in the
recent past – the GDR’s failure to survive – whereas their West German coun-
terparts focus above all on the confrontation with National Socialism – the
history which preceded the Federal Republic. History teaching in Germany
today should take these differing interests into account. As long as East and West
Germany do not share the same perspective, the parallelism of GDR and Federal
Republic history that characterised West German schoolbooks of the 1970 s and
1980 s should not be prematurely discarded in favour of a general history of the
Federal Republic, in which the GDR features only as an episode. Hilke-G�nther
Arndt, co-author of an award-winning schoolbook which contains an excellent
presentation of post-war German–German history, confirmed this viewpoint in
an interview, saying that ›the two German states with their two different value
and legal systems experienced very separate histories … [that] cannot be simply
subsumed under one overall history‹ (2000, p. 491). In 1993, Felix Lutz wrote:

It will be social scientists, historians, politicians and other public figures who describe and
define the quality of the GDR system, and they will do this in history books and schoolbooks, in
order to inform, explain or educate: our society will have to agree on how we finally assess the
communist dictatorship, just as it has done for the Nazi dictatorship.

Of course, this does not mean that the two systems should be equated in any
way. Nor should the term ›dictatorship‹ morally disqualify or narrow the per-
spective on [77] the concrete living conditions and self-interpretation of former
GDR citizens.13 Such a consensus will only be reached after the merits of the
various approaches to history teaching and historical interpretation have been
fully discussed. In the mid-1990 s some of the education ministries urged the
Kultusministerkonferenz to produce a uniform recommendation for ›The
Treatment of Germany in the Classroom‹, but the attempt ended in failure
(Nieders�chsisches Kultusministerium, 1998).14

13 Also of interest, for textbook authors in particular, is a collection of new approaches to the
presentation of German-German history (Wentker, 2005).

14 The text of this chapter was translated by Michael Bacon.
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How to Approach Europe?
The European Dimension in History Textbooks*

»Europe is the smallest of the five parts of the world
the most widely known in antiquity
the most civilised and the most populated …
The European is a man of science, literature and art«.1

This statement was written when economic development, political expansion
and population growth in Europe practically exploded, and the great European
powers were about to dominate the world, also culturally and scientifically. This
quotation from a Spanish geography textbook from the twenties allows the
reader to share the author’s pride in being part of that tiny, but busy continent. It
in no way reflects the damage and suffering that the Great War inflicted on the
European greatness. He shows his satisfaction in a somewhat modest way, as he
is not making direct reference to Europe’s contemporary strength but goes back
to ancient times, which actually makes the argument even stronger. Antiquity
here serves as a metaphor for persistence and continuity in time and for irre-
futable cultural superiority, if not superciliousness. The message is: it has been
like this since antiquity and no other region of the world is an upholder of such
continuity in development and progress.

The initial quotation is followed by a nicely drawn »Allegory of Europe« which
displays the map of Europe and the national symbols for the countries which
were part of the continent in the 19th century. This map of Europe, by the way,
also included Russia and Turkey. It is perhaps unclear whether both of them were
regarded as »European [206] nations« or just »powers in Europe«; their inclusion
nevertheless reminds us that our current discussion about the contested Euro-
pean status of the two countries is anything but new.

* Zuerst verçffentlich in: Joke van der Leeuw-Roord (Ed.), History for Today and Tomorrow.
What Does Europe Mean for School History, Hamburg: Kçrber-Stiftung (2001), 205 – 228.

1 Jos� Os�s Larumbe: Geografia para niÇos, Burgos 1925. The quotation introduces lesson 25a
»Description of Europe«.



This quotation is not an isolated one. It is just one example of a widespread
paradigm in textbooks of the 19th and early 20th century. In a Romanian primer
from 1858, one could read almost the same sentence »Europe is small, but the
most civilised part of the earth; … the technical abilities of her inhabitants, their
keenness on science, art and literature distinguish them from other parts of the
globe.«2

As a contrast to this proof of a Europe, different and superior to other parts of
the world, the following quotation from a recent German history textbook
confronts us with an almost post-modern relativism. It contains a variety of
scientific approaches and explanatory attempts which only suggests upon as-
pects of a whole phenomenon that can be neither defined nor described in total.

»Europe – on the way to a federal state?
What is Europe? It is not an easy task to define this continent, even geo-

graphically. On the map, Europe looks like an appendix to the gigantic Asian
continent. In the north, west and south, sea delimits its borders; but how far does it
extend in the east? To the Don, to the Ural Mountains or even further?

History does not provide us with a clear answer either : Is Europe historically
defined by the boundaries of Charles the Great’s Empire, by those of Christianity
or the sphere of influence of Human rights and Enlightenment ideas?

From the political point of view, Europe was understood as the European
unification of western democratic states until the collapse of the eastern bloc. Now
that the Soviet system has disintegrated, the question must be raised again: What
is Europe? What should European integration look like? Is Europe on the way to
becoming a federal state?«3

All the three disciplines – geography, history as well as political sci- [207] ence –
contribute to a definition of Europe, but not one does it in an adequate way. One
parallel, however, can be drawn between both quotations. Geographically
speaking, Europe is of minor importance, a small annex to larger units. His-
torically, in contrast, it surpassed its geographical limitations and weaknesses.
History is still regarded as one of the most decisive features to explain what
defines Europe, what its characteristics are. In this essay, therefore, I place the
emphasis on history textbooks even though we should not deny the fact that
other school subjects deal with European topics too.

Let me start with some general remarks before we take a closer look at the
textbooks. Textbooks are standardized instruments for teaching. They address a

2 Mirela-Luminata Murgescu: The Image of Europe in Romanian Textbooks, in: L’immagine
dell’Europa nei libri di testo scolastici. Prospettive per un’idea d’Europa (The image of Europe
in school textbooks. Perspectives on the idea of Europa), Torino: Fondazione Giovanni
Agnelli 2001 (forthcoming).

3 Geschichte f�r Gymnasien 10 (History for high schools, tenth grade), ed. Bernhard Heinloth,
M�nchen: Oldenbourg 1997, p. 141.
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whole generation of students; they hardly take into account the different
learning abilities of individual students. Even though textbooks, which offer
materials, questions and exercises on different levels, might be used less effec-
tively than the authors had in mind. As a rule, history textbooks offer a variety of
methods and offer us a large bulk of names, events and topics, many of which will
actually not be taught in the classroom, nor read and memorised by students.

Textbook analyses tend to deal with the maximum situation, they do not
reflect the teaching process in the individual classroom. However, what is not
written in the textbooks will in most cases also not reach the students in school.
Therefore I do not analyse the teaching situation itself. I am only dealing here
with advantages and disadvantages, with the richness or shortcomings of the
material teachers are able to present to their students.

In cooperation with authors and researchers across Europe, I have researched
the presentation of Europe in history books in greater detail within the frame-
work of a Council of Europe project whose results have already been published.4

The study covers textbooks from approximately 15 member countries in the
Council of Europe. In this article I will, on one hand, concentrate on more general
problems related to the balance or the rivalry between a European and national
approach to history teaching. On the other, I want to offer some ex- [208] amples,
which can serve both as a positive stimulus as well as a negative warning to
authors of history school textbooks.

Let me begin with an English geography textbook for the age group 14 to 16.5

As history books often refer to geographical concepts, geography books draw on
history and social sciences when explaining the limits of the term Europe. And,
in particular, the different definitions of this concept in the course of time.
Nevertheless, also with the help of all these three involved disciplines, it is
doubtful whether the authors of the Oxford geography series are successfully
able to create a coherent image of Europe. It is one of the many illustrations of
Europe not introduced as a separate topic but only in a national context.

Surprisingly the main theme of the »European« chapter does not use Britain
as an example for a European »country of contrast« but »Italy in the European
Union«, using Italy’s north-south division. To give meaning to the concept of a
»united Europe«, the chapter starts with a look back into history : »The dream of
uniting Europe is an ancient one« which dates back to the past as far as the
Roman Empire. Other examples of making this dream come true mention
Napoleon and Hitler. These examples really confuse the domination of one
power over the rest of Europe with cooperation on an equal footing, which is the

4 Falk Pingel: The European home: representations of 20th century Europe in history textbooks.
Strasbourg: Council of Europe publishing 2000.

5 Michael Day et al. : Oxford Geography Programme – 2, Oxford University Press, 1995, p. 82.
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concept of a united Europe today. This concept is ascribed to Churchill and his
idea »to build a kind of United States of Europe«. Again, this historical parallel
gives a rather distorted view instead of explaining the road to Maastricht and the
perspectives of an extended Europe. The »drive towards European unity«,
however, is not uncontested: »Nationalism … is much more common. Nation-
alism means that people are proud to belong to a country, rather than a larger
place called Europe.« The students are asked: »Are you a European or a na-
tionalist? This is an important question that faces all of us who live in Europe at
the present time. Why would belonging to a fully united Europe be a good thing?
Why would keeping a country’s national identity be a good thing? Discuss both
these questions?« One would like to add: if being a nationalist or a European is
[209] seen as an alternative option, will a European and national identity also
exclude each other? Let us hope that British students will also raise this question.

After this all too short, one page, formulation of the historical problems, the
following three pages give an answer which pushes the fears of nationalists away
as history has already decided. »Despite these fears … the European Union has
grown into a huge organisation… » A lot of maps, figures and statistics prove
foremost the economic development and importance of EU, not masking the
sometimes considerable differences between member states. The concept of
inner differentiation in spite of common organisations and goals can easily be
derived from the materials. However, after opening a stimulating debate about
contrasting attitudes towards European unity, the main messages of the chapter
are obviously positive: the EU success story, which is based mainly on charts and
statistical information.

This methodological division is often also found in history textbooks. The
text tells the story, which may convey a double message-the pros and cons of
European integration -, and the work sheets deliver the data. The data, however,
is always convincing: even if the decision making is often complicated, the
increase of wealth uneven, in the end all members are driven by the expectation
of belonging to the winners. The European Union, contrary to the messages
conveyed in many textbooks during the decades before Maastricht, has become
attractive and is regarded, in spite of all its ambiguities, by many authors as a
progressive and positive development.

However, a growing number of books, which may even gradually make up the
majority of textbooks in the European Union, in the same way as these books
have probably won the majority already in Germany, France, the Netherlands
and Italy, work in an opposite direction. The author’s texts give short, fact-
oriented overviews of the integration process and only very rarely touch upon
forerunners of the European idea before the Second World War. The worksheets
and sources not only document economic achievements and functions of Eu-
ropean organisations but also deliver different evaluations of Euro- [210] pean
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integration, such as press coverage, accounts of leading politicians and scientific
research. Increasingly, young peoples’ expectations as expressed in opinion
polls, interviews and essays are also taken into account. Such an approach could
help students to speak out as to why they should have an interest in European
affairs. In particular French, German and some Italian civics’ books raise ques-
tions about students’ future responsibilities, concerns and rights as European
citizens to bring the matter as close as possible to them. Even when they mention
the European organisations, Europe is not only the European Union and the
European Union does not only mean economics. We need still more textbook
authors who are aware of this fact. Although an increasing number of texts
openly discuss the pros and cons of modern European integration, many books
still concentrate on basic information, organisational developments,
administrative procedures, economic features and political actions. The shorter
the chapters are, the more we find only factual information. Thus, students with
minimum information at school – and often little information outside school –
are also offered fewer opportunities to form their own opinion about Europe.
Chapters with a focus on modern Europe are considerable shorter in Greek and
English than in German, French, Italian or Spanish books. Summing up we could
say that the longer a country has been a member of the European Union, the
more emphasis is put in schoolbooks on the current process of integration and
on its historical roots.

Greece is the exception to the rule. The Greek school textbook system has only
recently been opening up to a system of textbook diversification, however it is
too early to speak of a free textbook market. Although Greece is seen as the
founder and upholder of European civilisation, history teaching at school
concentrates heavily on a traditional national narrative which gives little space
for methodological variety and topics that are not directly related to the history
of the Greek people and state.

In textbooks from the Nordic countries, not only Europe, but also European
integration is gaining ground, although the latter has for [211] understandable
reasons not enjoyed much emphasis in the past. Interestingly enough, the new
Norwegian National Curriculum has also made Europe an issue, and the new
textbooks seem to follow this direction. Many of the Nordic textbooks, like most
of the Dutch ones, have anyway shown less fixation on national pride and more
interest in international matters, so that makes it easier for their history text-
book authors to give careful consideration to the impact of Europe on their
respective countries.

It goes without saying that countries which are not (yet) members of the
European Union pay less attention to the emerging idea of a united Europe and
its stages of realisation. That does not necessarily mean that authors do not from
time to time emphasize that their country is part of Europe. They even stir
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emotions of a sense of European belonging without, however, adding sat-
isfactory evidence for this European identity. This attitude is particularly the
case in the eastern European as well as in the Baltic countries. These countries
always considered themselves members of the European nations, but were
forcefully alienated or excluded from them by the communist regimes. However,
especially textbooks from countries which have recently regained their national
independence focus on national values, traditions and continuity in order to
legitimise and consolidate the newly achieved freedom and independence. In
spite of fervent declarations about the belief in the European idea, the texts and
sources in the textbooks of these countries use just the minimum of events
necessary to explain the country’s role in international – that is, mainly Euro-
pean – affairs. Only seldom are inner-European relations, European art or
economy, lifestyles or ways of thinking treated as independent, separate topics.

In sharp contrast to the sober description of plain facts we often find in
textbooks of countries formerly under Soviet domination and the shallow
problem-oriented approach we are confronted with in English or older Nordic
textbooks, we discovered that the Italian history and geography textbooks have
the most elaborated presentations of Europe. This discovery did not come as a
complete surprise as the [212] strong European commitment of Italian textbook
authors was already revealed in earlier studies.6

Although the debate about Europe is concentrated on the current process of
integration, the European dimension is in no way confined to contemporary
history. In line with older analyses, we observed that European commonalties
are more often emphasised in the history textbook volumes which deal with the
Middle Ages and Early Modern times than in those on the 20th century. Although
this gap is no longer as wide as it was in the 1980’s, textbook authors still tend to
speak out more clearly about what they regard as common European funda-
ments when they go further back into the past. I would like to give two reasons:

In the first place, the curriculum normally allots more hours to modern than
to pre-modern times. As a rule, the more authors move away from the present,
the more they are forced to generalize. They conceive feudal Europe as a society
of »longue duree« with stable economic and political structures and even more
immovable behavioural attitudes, customs and beliefs. To attract the attention of
their young readers, the more costly books offer rich illustrations, for instance of
rural life, monasteries and churches. It is interesting to note that illustrations as
well as written sources in these books are taken from quite different regions in

6 Falk Pingel (ed.): Macht Europa Schule? Die Darstellung Europas in Schulb�chern der Eu-
rop�ischen Gemeinschaft (Europe at school. Europe’s presentation in textbooks of the Eu-
ropean community), Frankfurt/M.: Diesterweg 1995; Italian version: L’immagine di Europa
nei libri scolastici di Francia, Gran Bretagna, Germania, Spagna e Italia, Torino: Fondazione
Giovanni Agnelli 1994.
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Europe, as if it would not make any difference if examples were taken from Italy,
Poland or England.

That authors have less focus on Europe in textbooks on the 20th century lies in
the fact that this epoch of strengthening nation-states, imperialism and dicta-
torship makes it almost inevitable to »nationalize« the European political
landscape. When nationalism develops, we have to talk about the different na-
tions’ developments.

A recent Spanish book convincingly demonstrates how far the »European-
isation« can structure the presentation of pre-modern history. As early as in the
chapter on the Middle Ages the authors take a first glance at international
political organisations like the European Union. The Union emerged from the
individual states which were formed in the Middle Ages. These were forced from
their very begin- [213] nings to define their relations to their neighbouring states
and to more powerful ones which endangered them. With the nation, interna-
tional relations were born. The large number of states in Europe and the dense
communication among them brought them in close contact, through peaceful
terms or through wars. Thus, with the narrative of the nation state, the text
introduces a further dimension by transcending and questioning its exclusive-
ness and leading, in the end, to the European process of integration. The
»construction of Europe« starts in mediaeval times.7

This approach anchors the understanding of Europe in the past and derives
from that a constant European awareness. It allots its appropriate place to the
nation-state without burdening it with undue historical legitimacy, which is
often seen as an obstacle for supra-national cooperation. Contrary to this ap-
proach, textbooks, particularly from the newly awakened independent states,
start their whole narrative as an ethnic- and nation-centred story. This makes it
more difficult to understand and appreciate the European impact on con-
temporary times. This impact is often considered as a danger for an autonomous
development of one’s own society. These textbooks set political entities, such as
their own country, in a fixed geographical and historical frame which often goes
back as far as ancient times and stretched out to territories which actually no
longer belong to this entity. They attribute to the country a continuity of time
and space, which seems to give it a higher dignity than the present daily reality
can ever do.

If we consider the substantial differences in depth and breadth of the Euro-
pean topics in the textbooks, it is no wonder that quantitative analysis of the
percentage of pages devoted to Europe in a textbook, enables meaningful results
for books from one country only, although even here the standard deviation is

7 Impressive examples can be found in the Spanish history book Juan Santacana y Gonzalo
Zaragoza: Milenio historia. Secundaria ciencias sociales, SM: Madrid 2000.
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often large. What, in fact, does apply to the majority of textbooks from most
countries – even including countries with a very advanced and sophisticated
textbook production like France – is that separate chapters dealing with au-
thentic European issues make up hardly more than 10 % of a whole volume. [214]
There are only a few exceptions, mainly in Italian, German or Spanish textbooks.
However, many general topics which refer to an entire period of history such as
industrialisation, Enlightenment, the two World Wars, the Great Depression and
the Cold War are dealt with from a European perspective, even if one’s own
country is at the centre of the presentation. It is not always clear what the
European character of such over-reaching developments is if, after a more
general introduction, only concrete examples from one’s own or a few other
important countries are mentioned. Often it is left open to what extent other
countries were influenced by the same, or to what extent this similarity con-
tributed to similar living conditions or common beliefs in Europe. Even if we
regard those chapters assigned mainly to Europe, the European character might
be quite superficial. With this point in mind we can classify about 30 % to 40 % of
the pages devoted to Europe in 20th century history textbooks. This amount is
predominantly found in textbooks from old European Union member states.
Whereas in some textbooks from the Baltic countries and South-Eastern Europe
we can only find a meagre share of 10 %.

As Europe as a subject is not treated extensively in all the regions of the
continent, some regions are almost neglected in textbooks even if their authors
consider Europe an important topic. It is one of the most persistent results of
textbook studies about Europe that Europe’s representation centres on the Great
Powers. Their achievements sometimes left their mark on a whole epoch, as
Britain did in the age of industrialisation and democratisation, and France
during the time of absolutism and revolution. From Italy, the Renaissance spread
across Europe and, mainly from Germany and Russia, Europe received disas-
trous modern mass ideologies, dictatorships and wars.

Today’s central European area is marked by its economic strength. We can
hardly find a new geography textbook in the European Union member states,
which does not employ a map of Europe clearly indicating the difference be-
tween »centre and periphery«. The busiest area in Europe normally stretches
from London and South-East England, across the English Channel, down the
Rhine valley, including the [215] Benelux countries and Paris, to the North of
Italy. This representation pushes most of the Nordic countries, Scotland, Ireland,
Portugal, South Italy and Greece, and almost the whole of the former communist
world aside as »peripheral«, which means that these countries are partly de-
pendant on assistance from the centre, and are considered more of a burden than
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a contribution.8 Some of these countries, such as Portugal or Bulgaria are almost
never mentioned in textbooks. Even if they are economically successful, e. g.
Sweden or Switzerland, they are neglected because they are not known for a
»special« contribution to Europe. A hundred or more years of peace, affluent
societies and even multicultural features do not count. Moreover, the explana-
tory set of centre and periphery also governs the maps illustrating the terms of
trade and political power in the age of globalisation. Again, the world appears to
be bound together through it’s economically most active areas and centres of
political decisions in North America, Western Europe and East Asia.9 History
books visualise and contextualise the centre and periphery division to a lesser
extent. On the global level, they take the periphery into consideration mostly as
»underdeveloped« areas marked by a status of deficiency.

One of the neglected regions has, however, received a fixed place in history
textbooks within a period of only a few years: the Balkans, or to be more precise,
Yugoslavia and the states emerging from the former communist Yugoslavia.
Again, as so often, it is conflict, war and hatred which bring the region into the
textbooks. At its best, textbook authors see the Balkan region as an area of
change, at its worst they conceive it as an area of trouble. Yugoslavia represents
the conflict of the transition from the end of the communist system to a new,
pluralistic and democratic Europe, which is dealt with most extensively in the
textbooks of western European countries.10 The region appears still to be shaped
by an historical legacy of cultural clash, which was only pushed into the back-
ground during the socialist period.

This legacy is as vivid as it was before and after the First World War. We are
taking up the problems politicians could not solve in the Peace [216] Agreements
after the Great War. Up to our days, the impact of history seems to be so

8 Impressive examples can be found in the Spanish geography book Jos� [227] Sanchez e
Antonio Z�rate: Milenio geograf�a. Secundaria ciencias sociales, SM: Madrid 2001.

9 Again, the same book visualises the global centre-periphery relationship with two maps. The
authors choose a perspective as persuasive as arbitrary which puts these centres also in the
centre of the map, forming an inner circle with Africa, Sourth America and Australia on the
very rim. The text explains: »The new international world order is controlled by the great
powers, mainly the United States, the EU and Japan; they constantly intervene in local
conflicts in the rest of the globe.« (p. 140)

10 For a detailed analysis see Wolfgang Hçpken (ed.): �l ins Feuer? Schulb�cher, ethnische
Stereotype und Gewalt in Sudosteuropa/Oil on fire? Textbooks, ethnic stereotypes and violence
in South-Eastern Europe, Hannover 1996; Heike Karge: Geschichtsbilder im post-
jugoslawischen Raum: Konzeptionen in Geschichtslehrb�chern am Beispiel von Selbst- und
Nachbarschaftswahrnehmungen (How history is presented in the post-Yugoslavian region.
The structures in history textbooks – exemplified by how each nation sees itself and its
neighbour), in: Internationale Schulbuchforschung/lnternational Textbook Research, 21
(1999) 315 – 337; articles about the Balkans in L’immagine dell’Europa nei libri di testa
scolastici. Prospettive per un’idea d’Europa (The image of Europe in schooltextbooks. Per-
spectives on the idea of Europa), Torino: Fondazione Giovanni Agnelli 2001 (forthcoming).
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overwhelming and convincing as if it had a binding force on people, as if we had
to follow a path already mapped out by past events. The region has no self-
healing power at its disposal. »What can the western states do to strengthen
democratic development in this region?« the students are asked in a German
textbook.11 The texts dwells on age-old conflicts instead of allotting them an
appropriate place in history, which would open up new and different oppor-
tunities for mutual relations in the future. Interestingly, this way of conveying
the image of the Balkans not only applies to western European textbooks but also
to the perception of the region as it is presented in Balkan textbooks themselves.
Almost all the textbook analyses done so far, state that the texts allot so much
emphasis to the impact of history, particularly national history, that they do not
allow space to manoeuvre in the future.

The relationship of the south eastern European states to Europe is, however,
not a one-way street. The question to what extent southeastern European text-
books give attention to the European dimension has to be amended by working
on a more balanced presentation of south eastern Europe in western European
textbooks. International comparative textbook studies have to be a joint venture.
That could prevent textbook authors from delivering such one-sided views –
although with best intentions – as a Spanish history textbook does.12 The authors
state correctly that the Balkans have always seen peoples of different ethnic
origins and religions living closely together. They give some examples from the
time of the Ottoman Empire and then draw the conclusion that, because of this
multicultural mixture, the region has been constantly shattered by armed con-
flicts. This is underscored by illustrations from the 19th century. Thus, the
authors create new, or foster the already existing stereotypes that a multicultural
society leads to ethnic conflict and that the Balkans are a typical example of such
a process.

However, they could have used the Balkans to prove the contrary. Many
regions in the Balkans have enjoyed good relations between [217] peoples of
different cultures for many decades and suffered less from wars as destructive as
the Thirty-Year War in the 17th century and others which devastated the
flourishing towns and decimated the educated population of civilised western
Europe.

Not only western European textbooks present the Balkans exclusively as a
region ridden by wars. The vast majority of the Balkan countries’ textbooks also
place emphasis on protracted conflicts, insoluble religious and ethnic dissent,
and depict their neighbours mainly as enemies who question their national

11 Bernd M�tter et al. : Geschichtsbuch 4. Von 1914 bis heute, Berlin: Cornelsen 1996, p. 202.
12 Teresa Grenze: Historia. Educaci�n Secundaria Obligatoria, Segundo Ciclo, Santillana: Ma-

drid 1996, chapter The Balkan wars.
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rights and threaten their borders. Some of these books draw an even more
unfavourable image of the Balkan peoples – except, of course, their own nation,
than the western European schoolbooks. Almost all textbooks from the Balkan
countries display a negative image of the region they belong to. The authors are
not able to acknowledge common experiences, such as periods of more or less
peaceful co-existence with different people and religions. After all, contrary to
what the textbooks reveal, south eastern European societies share a good deal of
history. The prevalent national approach, however, does not yet allow textbooks
to focus on these common issues. This also applies to the entire history of the
Yugoslav federation. Astonishingly, this common background in the recent past
is only treated as a hindrance of some decades and not as an acceleration on the
way to full sovereignty.

The historical narrative focuses on the concept of an ethnically homogeneous
nation. As Wolfgang Hçpken has pointed out, »ethnocentricity« also shaped the
textbooks of the Balkan countries after the Second World War, when many of the
western, as well as eastern European textbook writers composed their texts along
the lines of the »divided world«. They attributed less importance to national
issues than to the global division, which also separates the east from the west of
Europe.13 In this respect, according to Hçpken, the Balkan textbooks fell behind
the main stream of textbook writing in Europe after the war for the first time.
Despite the official ideology of socialist internationalism, most emphasis in
history teaching was attributed to national as opposed to international history,
which was taught in [218] separate lessons and dealt with in separate books.
Although this separation will be overcome step by step, the narrative in the
Balkan textbooks still concentrates on the distinctive characteristics of one’s
own ethnicity rather than stressing European or regional cooperation.

What is even more important: ethnicity creates its own borders, it separates
and does not unite.14 Generally, history textbooks do not pay much attention to
minorities; this is left to civics. In the case of the Balkans and southeastern
Europe, this approach not only means ignoring part of the population, it also
means employing a distorted presentation of society.15 Incidentally, this sit-
uation is similar in many other parts of Europe as well.

Measures for remedy are urgent and already under way. In the framework of
the Stability Pact and under the invaluable auspices of the Council of Europe,

13 Wolfgang Hçpken: Textbooks and Reconciliation in Southeastern Europe, in: Association for
Democracy in the Balkans: Culture and Reconciliation, Thessaloniki 1997, p. 67 – 80.

14 Cf. the map of the actual political and the »ethnic borders« of Macedonia claiming a con-
siderable part of Northern Greece as being ethnically »Macedonian«, in: Novica Veljanovski:
Istorija za 8. Oddelenie (History for grade 8), Skopje: Prosvetno delo 1998, p. 38.

15 Minderheiten im Schulbuch: S�dosteuropalMinorities in textbooks: South-East-Europe, in:
Internationale Schulbuchforschung/International Textbook Research, 23 (2001) vol. 2. [228]
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universities, in-service training centres and international NGOs, such as EU-
ROCLIO and the Georg Eckert Institute for international textbook research have
launched dozens of projects to assist curriculum development, writing of text-
books and additional teaching materials as well as teacher training.16

Is it still legitimate to orient students towards the model of an ethnically,
culturally, historically and geographically homogenous nation state? Do the
multicultural conglomerations of today not emerge within the old nation states
and thus refute the claim for ethnic exclusiveness? They can hardly be in-
terpreted as a temporary deviation from the model; rather they have to be seen as
a new model which will shape future societies. Some pedagogues as well as
politicians, however, feel uncomfortable with this new model. They fear we can
no longer fulfil what is widely recognised as one of the most important general
aims in teaching social sciences and history in particular, namely to contribute
to a stable social identity of our students and to educate them to become re-
sponsible citizens. The diversity of the concept of Europe would not allow stu-
dents to find a centre of security and persistence.

These objections prove that the methodological structure of textbooks is not
only of technical interest for teachers and students. Dif- [219] ferent methodo-
logical approaches not only help to meet the students’ learning abilities, they can
also change the role and meaning history has in education and public memory.
Only in the seventies did textbook authors in some western European countries
start to add source materials which allowed comparisons, and confronted stu-
dents with different points of view about the same event or problem. If such
material not only complements the author’s text but can also be interpreted
independently, students can construct their own »narrative« in collaboration
with their classmates. If such an approach is used, the question may be raised
whether textbooks still present an »official« version of history at all. Is what you
find in the work sheets, in the source collections just an optional amendment for
the most gifted students, or does it belong at the very core of learning and
teaching history? In this case students in the same classroom, not to mention the
same school or country, no longer read the same texts about history. They are
then also no longer expected to draw the same conclusions or lessons which were
already pre-formulated by the authors in the past, but they have to interpret
sources, such as statistics and eyewitness accounts from various social strata and
of different ethnic, cultural or religious traditions.

This methodological shift has reached the topic of »Europe« relatively late. It
is only now that separate worksheets, employing a variety of methodological
approaches, are devoted to European issues. That shows that, in the past, Europe
was not regarded as a central theme to be seen from different perspectives and

16 Visit the project’s website: www.see-textbook.net.
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requiring study and classroom debate. Since the Maastricht treaty, Europe as a
topic seems to have gained importance as the process of integration takes on a
new quality. This again applies mainly to books from European Union member
states. Obviously, although cautiously, the same trend is also making its way into
textbooks from countries aiming for European Union membership. Since the
demand for membership is often contested in those countries, a more open
approach could be recommended. Whereas the older generation in the eastern,
and even more in the south eastern European countries cannot rid themselves of
their [220] resentments for European power politics, as the Great Powers often
interfered in or even deprived them of their independence, the younger gen-
eration is more oriented to the future and full of hopes of keeping up with the
»western European« living standard. Arguments over the pros and cons, the
historical roots of European thought and inter-European relations appear almost
automatically if teachers do not suppress discussion.

The Balkan College in Sofia organised a systematic enquiry into teachers’ as
well as students’ opinion and attitudes to Europe. From the rich material, which
is also accessible via the internet, I wish to select some answers. The researchers
categorised these answers as typical examples to approach the subject.

Before the dissolution of the Soviet Union the report17 states that »the image of
Europe in the history program … was negative and … consistent: it was the image
of the Great Powers«. It was negative during the communist era as the »Great
Powers« were capitalistic and it had been predominantly negative before the
communist period as well (with only a short intermediate period in the twenties)
because the Great Powers did not grant Bulgaria »true ethnic borders«. Thus, for
older teachers it came as a surprise that »all of a sudden western Europe became
the paragon of the world’s culture and development«; »We rush now to the other
ideological extreme and the image of Europe is cast very favourably in the current
textbooks, nearly idealized.« An uncritical positive appraisal of Western Europe
would underestimate Bulgaria’s own achievements. Bulgaria had »undeniably, a
high culture in the Middle Ages«, »political merits for holding up the Arabs and
slowing down the Turks« and »we are one of the few civilised countries who have
protected their Jews while the German and the French nations were having them
exterminated, a retarded Balkan country that has acted in a more civilised way
than great Germany … »

In contrast, the feelings of the students towards Europe are portrayed as
follows: »…they think they’re already in Europe, punching whatever they
need…They feel members of one big family, they can [221] get in touch with
anyone, but they are critical … ». »Europe« has positive connotations for the
students, e. g. »more opportunities for jobs and better payment«, »higher stan-

17 Balkan Colleges Foundation: The Bulgarian School and the Nation of Europe, Sofia 1999,p. 11.
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dard of living«, »civilisation and culture«. Teachers see themselves more deeply
rooted in national traditions, whereas for students Europe is a key to the future.

Hardly any textbook can serve teachers’ as well as students’ positions.
Therefore, an open dialogue between the generations is needed in the classroom.
However, such an approach does not fit into the traditional model of teacher
centred learning, which shaped teaching methods, not only in Bulgaria, during
the socialist period. Europe as a controversial topic requires new teaching
methods; it challenges the, as yet, unquestioned national approach to history.
However, although a European approach competes with a national one, the first
will not replace the latter. Europe itself is marked by contradictory develop-
ments: the larger the Union becomes, the more sub-units emerge. How can
teachers and textbook authors cope with such a complicated structure?

In the last decade, two didactical models have been developed to cope with the
fact that centralisation and unification go along with differentiation and re-
gionalisation in the process of European integration.18 The first model tries to
reflect the two streams of European history which complement each other : on
the one hand, centralisation and harmonisation of decision making, in partic-
ular in economics and politics, as well as increasing networking in communi-
cation, in particular with the help of IT, on the other, diversification and appre-
ciation of difference, in particular in culture, and regionalisation in almost all
fields. Preserving and recognising cultural diversity and autonomy meets,
however, also with resistance and brings about xenophobia.

The second model tries to define a core of European commonalties such as
values, political and economical structures and cultural achievements, which are
unique in comparison to other civilisations. These common European charac-
teristics also form the core of the narrative, which can be amended from time to
time with special para- [222] graphs. These could look in more depth at one’s
own region or developments in certain regions of Europe, which are not in line
with the main direction.

Neither of these models have been fully implemented in textbooks. One
reason might be that the implementation of these models in textbook writing
would lead to too strict a structure of presentation. Teachers who would not like
to accept the prevailing model could not use such a book. Therefore, textbook
authors often prefer to adhere to a pragmatic eclecticism than to a narrow
theoretical interpretation.

One has to admit that academic work on Europe does not offer much to
textbook authors in order to find a clear structure of presentation. I will briefly

18 Falk Pingel: Europe in History Books, in: The Culture of European History in the 21st Century,
Bonn: Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 1999, pp. 200 – 222.

Schulbuchrevision und Schulbuchforschung398



introduce three major recent projects, which claim to give a comprehensive and
coherent view of Europe from antiquity or the Middle Ages up to our time.

The first example comes from the German Fischer publishing house. It has
launched a book series written by eminent scholars from various countries. The
individual volumes are no longer structured according to national or regional
aspects; instead, they handle developments which have left their mark on a
whole period of history such as Enlightenment, Industrialisation or Commu-
nism. Nevertheless, although each volume follows an integrative concept there is
hardly a common philosophy binding the whole series together. Thus, each
volume stands on its own. About fifty volumes are planned for publication.
Textbook authors can use the series as a valuable source of information and be
inspired by its approaches, but the volumes will probably not provide them with
a methodological key for writing textbooks. Such series are too general or
theoretical, although they deal with specialised studies of almost all topic areas
that teachers are supposed to teach. Teachers need concrete examples and source
materials which can be interpreted against a more general background.

The second example comes from Oliver Carbonell, professor of history at
Montpellier University. He has set up a team of authors who agreed upon an
entire structure and leading ideas before they started [223] to write their in-
dividual contributions. Contributions were often again discussed in the group.
The team initially planned to develop an integrated historiographical and di-
dactical concept to serve readers from university and schools. The team was,
from the beginning, composed of university scholars as well as experienced
teachers. That was intended to guarantee that the scientific structure was in line
with the key messages to be conveyed to the students. Carbonell made this
common core clear when introducing his concept at an international conference
in a speech headed »Enseigner la singularit� de l’Europe, which means Teaching
the singularity of Europe«.19 However, the noble attempt to bind together his-
toriography and school education failed from the outset. The first two volumes,
which have appeared so far, contain only contributions from an academic point
of view and describe European history in a more or less traditional chronological
narrative with a somewhat old-fashioned western bias.20 In the introduction, the
authors define Europe »as a civilisation unit« that can be differentiated from
other civilisations. What is supposed to be unique in European history however,
could only be tested in comparison with civilisations other than European. As
the reader does not come across comparative elements of this kind in these first
two volumes, it depends mainly on his or her individual interpretation to find

19 The paper will be published in L’immagine dell’Europa, refer footnote 10.
20 Charles-Olivier Carbonell : Une histoire europ�enne de l’Europe, [1]. Mythes et fondements

(des origines au XVe si�cle), Toulouse 1999, [2]. D’une renaissance 	 l’autre: (XVe-XXe si�cle),
Toulouse 1999.
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out what features may constitute European singularity. We have to wait for
further volumes with sources, statistical material and evaluations, and hopefully
then the missing comparative elements will transmit a clear message, ready for
teaching.

The last example is Norman Davies, who has chosen a different approach. He
places the multiplicity, the variety of European cultural norms, economic ach-
ievements and political manifestations into the foreground.21 He is interested in
the relationship between the centre and periphery of Europe and in the changes
which define these areas. Through this approach he wants to dissolve the
widespread opinion that the more marginal areas are, the less important or less
value they have for historiography. He abstains from formulating an overall
concept which could explain Europe’s inner cohesion across centuries in [224]
spite of uncountable violent conflicts. »Western civilisation« is, according to
him, »essentially an amalgam of intellectual constructs«22 Instead, he shows that
the impact of inner-European relations was felt in regions and places that no-
body would normally take into account when considering a certain topic. When
he writes about the importance and the hopes people attached to pan-European
ideas after the First World War, he uses the opening of an office of the Pan-
European League in Tallinn in 1923 as an example to prove the political and
emotional weight that the idea of a unified Europe carried at that time. And he
makes his readers aware that particularly the smaller or more remote places we
are often not conscious of, have an indispensable share in the creation of an inner
European cohesion – in the past as well as in the present. He assures those who
argue against the reoccurrence of small states like Estonia after the dissolution of
the Soviet Union: »Estonia, or Latvia, or … Croatia, would be extremely vul-
nerable if left in isolation … In a united Europe, every small country can find its
place alongside the former great powers«.23 In general, the relationship between
eastern and western Europe is an essential part of his narration, which con-
stantly moves from one place to another, from centre to periphery and vice versa,
with the effect that this distinction becomes dubious. The best of the book is the
multiplicity of sources taken from literature, economics, science and daily life.
These materials are often presented in boxes; they attach to this voluminous
academic study an element which reminds us of a textbook. The only, possibly
insoluble, problem is the quantity – the book has about 1300 pages!

Can an experienced textbook author condense Davies’ concept into three
schoolbook volumes of about 150 pages, covering the time span from the Middle
Ages to contemporary times in the way that traditional history textbook series

21 Norman Davies: Europe. A History, Oxford 1996.
22 Ibid., p. 25.
23 Ibid., p. 944.
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do? Davies himself is aware of this problem. He suggests to teachers not to start
with or give priority to national issues, but to emphasise general themes and
»then to see how far particular national experiences coincide with them. Hence, in
the modern era, one looks at Industrialisation, Imperialism and National-[225]
ism in general before exploring their relevance to one’s own country. If one does
the opposite, and starts from a national chronological framework one is not likely
to escape from it.« Already many textbook authors follow this advice, whereas
practical teaching still often goes the other way round. Comparisons should be
included: »Under Imperialism one could study one of the great empires, such as
the British or the French and one of the lesser empires such as the German, Dutch
or Portuguese«.24

To follow this approach systematically may train students to also relate
themselves to others and not only to the more narrow groups. As far as Europe is
concerned, Norman Davies states: »Yet political and cultural diversity is not
merely one of Europe’s treasures. It is one of Europe’s most obvious characteristics.
Any picture of Europe’s past, which ignores her diversity, is committing an in-
justice. Any attempt to reduce European history to the interplay of the Great
Powers is false by definition. In the nature of things, Great Powers are unrep-
resentative. In a very real sense, small nations and middle-sized states, whose
fortunes have waxed and waned over the centuries, are most representative of the
whole. Somehow, European history must accommodate both the Great and the not
so great, the weak as well as the strong«.

We cannot cope with this complexity of Europe’s past and present if we do not
integrate the European dimension into the core curriculum. To start with the
more general questions, to relate them to one’s own history and compare its
implementation and variations in other countries, as Davies has proposed, may
pose too great a challenge to the way history is taught in those countries whose
curricula devote most of the lessons to national history. If that national focus is
not changed, the European and global dimension will always be only an ap-
pendix to the national approach. It could be a first step to add to each of the great
epochs like the Middle Ages or Absolutism a chapter or paragraph with explicit
focus on the European dimension, so that a national and a predominantly Eu-
ropean approach alternate. Even in the situation that still more time is allotted to
national aspects, the Euro- [226] pean and also the general or global dimension
have then systematically to be taken into consideration. In the long run, how-
ever, the lion’s share of national history has to be reduced. It should not occupy
more than half of the time for history lessons at all, otherwise it will be quite

24 An Integrated Approach to European History, unpublished paper, delivered at the conference
The Image of Europe between Globalization and National Awareness, Torino, May 15 – 18,
2000.
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difficult for teachers and textbook authors to develop their ideas about Europe
clearly, and to present examples from regions other than one’s own in an ad-
equate manner.
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Geschichtslehrb�cher zwischen Kaiserreich und
Gegenwart*

Schulbuchforschung konzentriert sich bisher auf den internationalen Vergleich
oder die Inhaltsanalyse zu bestimmten Fragestellungen innerhalb einer Epoche.
Seltener thematisiert sie die Unterschiede zwischen Werken, die aus verschie-
denen Epochen stammen. Eine Studie, die die Geschichtsb�cher des Kaiser-
reichs, der Weimarer Republik, des Nationalsozialismus und der Bundesrepu-
blik miteinander vergleicht, gibt es bisher noch nicht.1 Mein Versuch, die
Schulbuchentwicklung �ber einen Zeitraum von mehr als 100 Jahren zu �ber-
blicken, muß daher darauf verzichten, den einzelnen Lehrwerken gerecht zu
werden. Es kçnnen nur Tendenzen herausgearbeitet werden, die sich in unter-
schiedlicher Intensit�t im jeweiligen Schulbuch niederschlagen. Schulbuchin-
halte stehen unter dem dreifachen Anspruch, Kenntnisse, die fachwissen-
schaftlicher Pr�fung standhalten sollen, sch�lergerecht und politisch verant-
wortbar zu vermitteln. Sie bilden einen in sich differenzierten Gegenstand, der
in den mir bekannten Analysen eigentlich weniger zerlegt als vielmehr auf das
hin zusammengefaßt wird, was dem Schulbuchforscher wichtig erscheint. Die
Analyse ist unvermeidlich grçber als der Text, der ihr zugrunde liegt. Diesem
Dilemma begegnete ich bereits, als ich versuchte, eine These zu formulieren, die
die Geschichtsb�cher vom Kaiserreich bis zur Gegenwart umgreift. Zwei sich
ausschließende Aussagen scheinen mçglich:

* Zuerst verçffentlicht in: Verband der Geschichtslehrer Deutschlands durch Paul Leidinger
(Hg.), Geschichtsunterricht und Geschichtsdidaktik vom Kaiserreich bis zur Gegenwart
(Festschrift des Verbandes der Geschichtslehrer Deutschlands zum 75j�hrigen Bestehen),
Stuttgart: Klett (l988), 242 – 260.

1 Eine Bibliographie zu »Schulbuchforschung und Schulbuchanalyse: Geographie, Geschichte,
Sozialkunde (Politik) und Deutsch-Leseb�cher« findet sich jeweils in Heft 3/1986 u. 1987
bzw. ab 1988 in H. 4 der Zeitschrift »Internationale Schulbuchforschung«. F�r �ltere Titel
sind heranzuziehen Otto-Ernst Sch�ddekopf: Die internationale Schulbucharbeit : 19 l8 bis
1955, eine Bibliographie. Braunschweig 1956; J�rgen Frçchling: Deutschsprachige Schul-
buchanalysen seit 1958: eine vorl�ufige Bibliographie. In: Internationales Jahrbuch f�r
Geschichts- und Geographieunterricht 16 (1975) S.412 – 422. Weitere Hinweise zu Ge-
schichtsb�chern und Schulbuchanalysen gibt die in den Anmerkungen zitierte Literatur.



1. Es gibt die Traditionslinie einer staatstreuen Geschichtssicht, in der Ver-
gangenheit in der Regel Gegenwart legitimiert, nicht in Frage stellt. Flucht-
punkte dieser Sichtweise sind der deutsche Staat und die Nation, die in ihm
aufgeht. Die Kontinuit�t dieser Einheit von Staat und Nation zu stiften, bleibt
das Ziel von Geschichte und Geschichtsdarstellung im preußisch-deutschen
Kaiserreich, in der Weimarer »Notrepublik«, im großdeutschen »F�hrer-
staat« oder im geteilten Deutschland. B�rgerliche Wertvorstellungen pr�gen
Darstellung und Auswahl des Stoffes. Auch wenn Konflikte zwischen Klassen
oder unterschiedlichen sozialen Schichten behandelt werden, gehen die
Autoren in der Regel davon aus, daß Gegens�tze zu �berwinden seien und
jedem »sein« Beitrag zur Gemeinschaftsaufgabe »Staat« abzuverlangen sei –
ob dieses staatliche Gebilde nun die rçmische Republik, die deutsche Stadt im
Mittelalter oder der moderne, b�rokratisch organisierte Staat ist.

2. Die Legitimation der einen herrschenden Geschichte lçst sich auf in unter-
schiedliche Geschichtsauffassungen und Erz�hltraditionen. Br�che der po-
litischen Systeme treten deutlich zutage. »Staat« ist ein politischer Kom-
promiß sozial und çkonomisch herrschender Schichten, der von System zu
System neu definiert wird und auch innerhalb des gleichen Systems labil sein
kann. Eine alle Systeme �bergreifende Legitimation ist aus der Geschichte
nicht ablesbar. Nation wird Internationalit�t gegen�bergestellt. Die Forde-
rungen der jeweils sozial Deklassierten werden nicht verleugnet. Nicht [243]
Vorstellungen von gesellschaftlicher Harmonie, sondern Konfliktaustra-
gungsmodelle werden vermittelt. Soweit »Beitr�ge« verlangt werden, muß
ihnen »Teilhabe« entsprechen.

Die Gegens�tzlichkeit dieser Thesen lçst sich nur dann auf, wenn man es
wagt, die Vielfalt der Traditionslinien und Legitimationsargumente zu gewich-
ten. Obwohl der Verbreitungsgrad von Schulb�chern nicht hinreichend unter-
sucht ist – schon gar nicht �ber die Epochen hinweg -, ergibt sich doch aus dem
Zusammenhang von herrschender Wissenschaftsausrichtung, didaktischer und
politischer Tendenz und den bekannten Auflagenhçhen, daß die erste These die
Hauptentwicklung der Schulbuchdarstellung trifft, w�hrend die zweite eher eine
Position an der Peripherie kennzeichnet, die regionale Bedeutung erhalten
haben mag, in manchen Jahren sogar wichtige Sektoren des Geschichtsunter-
richts bestimmen konnte, aber nicht die Gesamtentwicklung von Epoche zu
Epoche gelenkt hat. Zweifellos hat sie aber heute erheblich an Bedeutung ge-
wonnen. Ich werde versuchen, an wenigen Beispielen dieses Verh�ltnis zweier
Argumentationslinien darzulegen.

Dabei bleibt zu bedenken, daß sich die Vielfalt inhaltlicher Positionen durch
formale Differenzierungen erweitert. Lehrwerke f�r den geschichtlichen An-
fangsunterricht unterscheiden sich von B�chern, die f�r die Oberstufe konzi-
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piert sind. Hierauf kann im folgenden ebensowenig eingegangen werden wie auf
die Wandlungen des Stellenwertes, den das Schulbuch jeweils im Unterricht
eingenommen hat. Einst im Mittelpunkt der Wissensvermittlung, bietet es heute
oft nur noch den allgemeinen Informationshintergrund oder stellt das Ar-
beitsmaterial vor, von dem der Unterricht ausgeht, ohne aber auf die Argu-
mentationsweisen und Interpretationsangebote des Textes im einzelnen zu-
r�ckzugreifen. Angesichts einer weitgehend fehlenden Unterrichtsforschung
zur Ausbildung des historischen Bewußtseins bei Sch�lern und Sch�lerinnen
l�ßt sich �ber die Wirkungsweise von Schulbuchtexten nur eine sehr allgemeine
Erkenntnis formulieren, die f�r alle hier besprochenen Epochen gelten d�rfte:
Pr�gender als das Buch sind der Vortrag des Lehrers, dessen Interpretationen
und emotionales Engagement. Entscheidend f�r die Bewertung der Rolle des
Schulbuchs ist daher, inwieweit der Lehrer auf es angewiesen ist, um den Un-
terricht zu planen.

Trotz dieser grunds�tzlichen Einschr�nkungen liegt das Schulbuch bevorzugt
Untersuchungen zugrunde, die Unterrichtsinhalte analysieren. Das ist sicherlich
einmal forschungspraktisch darin begr�ndet, daß sein Inhalt empirisch leicht
greifbar ist; es stehen aber auch weiterreichende �berlegungen dahinter, die
nahelegen, Schulbuchinhalte f�r zumindest nicht weniger repr�sentativ zu
halten als zahlenm�ßig immer stark beschr�nkte Unterrichtsbeobachtungen.
Denn die Schulbuchautoren sind Lehrer, die nicht weit entfernt von ihren ei-
genen Unterrichtsinhalten schreiben, oder Lehrerausbilder und Fachwissen-
schaftler, die die Ausbildung der Lehrer, die unterrichten, wissenschaftlich-in-
haltlich und methodisch-formal gepr�gt haben; und schließlich entscheiden im
wesentlichen die Lehrer, welches Schulbuch angeschafft wird: Sie f�hren in der
Regel dasjenige ein, das ihren eigenen Unterrichtsanforderungen am besten
entspricht. Es ist daher unwahrscheinlich, daß ein gut eingef�hrtes Schulbuch
nicht auch Unterrichtswirklichkeit widerspiegelt, auch wenn es nicht unmittel-
bar von den Sch�lern benutzt wird. Deutlicher als in die einzelne Stunde gehen
in es die Rahmenbedingungen des Unterrichts wie Richtlinien, methodische
Vorgaben und Lernziele ein. [244] Sein grçßter Nachteil dagegen besteht darin,
daß es keinen Eindruck von den Verk�rzungen des Unterrichts oder gar des
Sch�llerged�chtnisses vermittelt.

I. Kaiserreich

Vom Kaiserreich bis zur Bundesrepublik hat sich die chronologische Grob-
gliederung der Geschichtsb�cher nur wenig ver�ndert. Die B�cher beginnen auf
dem Verst�ndnisniveau der 5.–7. Klasse mit der Urgeschichte, differenzieren die
Darstellung, je mehr sie die Gegenwart erreicht, und enden mit dem jeweiligen
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gegenw�rtigen System. Die Oberstufe wiederholt den chronologischen Durch-
gang auf einem Niveau, das beansprucht, Wissenschaftlichkeit widerzuspiegeln,
wobei Wissenschaftlichkeit bis heute im wesentlichen mit detailreicher Infor-
mation und trockenem Stil gleichgesetzt wird. Typisch f�r die Anfangsstufe im
Kaiserreich sind sogenannte »Lebensbilder« Erz�hlungen, die an Personen Ge-
schichte entwerfen und dabei in der Regel schon einen ersten Durchgang durch
die Geschichte leisten, beispielsweise von »Herkules« bis zum »neuen
Deutschland Wilhelm des Ersten«.2 Diese Form der Geschichtsdarstellung ver-
fl�chtigte sich in den demokratischen Epochen von Weimar und Bonn, erlebte
aber unter dem Nationalsozialismus eine kurze Renaissance. Heute ist sie sogar
aus Ebelings »Reise in die Vergangenheit« verschwunden. In den 50er Jahren war
die erz�hlte Kurzbiographie noch Teil mancher Schulbuchkapitel, allerdings oft
in einer problematischen Mischung, die nicht zwischen Sage und Faktendar-
stellung unterschied.

Die gebr�uchlichsten B�cher erscheinen mit wenigen �nderungen fast das
gesamte Kaiserreich hindurch. Die Kontinuit�t des Geschichtsverst�ndnisses
dieser Epoche war ungewçhnlich hoch. Geschichte ist im Verst�ndnis der
meisten Autoren im wesentlichen Herrschergeschichte; der Herrscher handelt
aus sich heraus; die Masse oder das Volk, in sich weitgehend unstrukturiert,
reagiert und ist emotionalisiert, der Herrscher aber gebraucht seinen Verstand,
wenn ihm auch Gef�hle nicht fremd sind. Seine moralischen Eigenschaften
bilden sogar die eigentliche Botschaft des Textes. »Geschichte ist Ideenent-
wicklung« und die leitende Idee ist die »Erziehung des Menschengeschlechtes«.3

Dieses Muster ist nicht auf die Darstellung einer historischen �ra eingeschr�nkt.
Der soziale Reformversuch der Gracchen ist das Werk der beiden Br�der ebenso
wie der Kaiser und sein Kanzler die Sozialversicherung erfinden. Die un-
duldsamen und uneinsichtigen Massen, zu deren Nutzen beide Werke doch
gedacht waren, gef�hrden sie eher, als sie zu fçrdern. Nur selten weichen die

2 Weltgeschichte in Biographien. Erster Kursus f�r den Unterricht in einer unteren Klasse
berechnet. Hrsg. Moritz Spiess u. Bruno Beriet, Kesselring: Hildburghausen l. Aufl. 1854 (l6.
Aufl. 190 1; die mir erreichbare, jeweils letzte Auflage eines Schulbuches wird mit genannt,
um einen Eindruck von dessen Verbreitungsgrad und der Kontinuit�t einer Schulbuchreihe
zu geben; es ist aber nicht auszuschließen, daß es noch weitere Auflagen gegeben hat). Zur
Gegenwart hin tritt bisweilen der biographische Bezug in den Hintergrund; so [255] lauten
die letzten Abschnitte bei Spiess u. Berlet: »Schleswig-Holstein 1848 – 1864«, »Der deutsche
Krieg 1866«. »Der deutsch-franzçsische Krieg 1870.1871«; ab der 11. Aufl. (1879) setzt die
Historisierung der Gegenwart ein: Der »deutsche Krieg« wird zum »Krieg mit �sterreich«;
das letzte Kapitel lautet schließlich in der 16. Aufl. »Das neue Deutschland. Wilhelm I. (1861-
1888)«. Von »Orpheus und Eurydike« bis »Wilhelm II.« schreibt Friedrich Pollack: Ge-
schichtsbilder aus der allgemeinen und vaterl�ndischen Geschichte. Leitfaden f�r mittlere
und hçhere Schulen. Gera 1. Aufl. 1874 (20. Aufl. 1911).

3 Pollack: Geschichtsbilder, Vorwort.
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Autoren von dieser negativen Beurteilung der Masse ab; auch in den folgenden
Epochen folgen sie noch oft diesem Maßstab.4

Die Geschichtsb�cher des Kaiserreichs – zumindest gilt dies f�r die Unter-
und Mittelstufe – darf man sich nicht als bloßes Zahlen- oder Faktenger�st
vorstellen; die Schilderung der moralischen Persçnlichkeit, der guten oder
schlechten Tat, steht im Vordergrund; je j�nger die Kinder, desto deutlicher tçnt
die Botschaft, je fortgeschrittener das Alter der Sch�ler, desto schwerer be-
hauptet sich die Person im Gewirr der Fakten, milit�rischen, politischen und
dynastischen Beziehungen. Gegen�ber der Herrscherpersçnlichkeit und der
Idee als Movens der Geschichte treten andere Erkl�rungsschemata zur�ck. Die
Arbeiterbewegung, soziale K�mpfe �berhaupt, werden selten oder nur kurz
[245] erw�hnt. Geschichte ist im wesentlichen b�rgerliche Geschichte. Die Au-
toren diffamieren die Sozialdemokratie in der Regel als »umst�rzlerisch«; die
Sozialistengesetze sehen sie aber durchaus kritisch und stellen ihnen die Sozi-
algesetzgebung als den richtigen Weg gegen�ber, um die Arbeiterschaft ins
Reich zu integrieren und der Sozialdemokratie den Wind aus den Segeln zu
nehmen.5

Die neuere Geschichte umfaßt im wesentlichen, soweit sie deutsche Ge-
schichte ist, die Geschichte der brandenburgischen Dynastie und die Expansion
Preußens, die in der Reichseinigung kulminiert. Als ideologische Tr�ger der
Erneuerung der Reichsidee in der Neuzeit werden Luther und die Reformation
angesehen. Erst der preußische Staat schaffe allerdings dauerhaft die Voraus-
setzungen, die in der Reformation entwickelten Ideen zu verwirklichen. So
schließt Brettschneider seinen Band »Vom Beginne christlicher Kultur bis zum
westf�lischen Frieden« mit dem Satz: »Aber diese Zerstçrung ohnegleichen
(durch den 30j�hrigen Krieg) wurde f�r unser Volk der Anfang neuen Lebens.
An zwei M�chten hat es sich wieder aufgerichtet: Es sind die Glaubensfreiheit

4 Peter Schulz-Hageleit: Menschenbild und Geschichtsbewußtsein. Schulb�cher im inter-
nationalen Vergleich. In: Das Schulbuch: Analyse – Kritik – Konstruktion. Hrsg. Horst
Schallenberger u. Irmgard Hantsche, Kastellaun 1978, S. 13 – 32.

5 Harry Brettschneider : Hilfsbuch f�r den Unterricht in der Geschichte auf hçheren Lehr-
anstalten. VII. Teil, Halle 3. Aufl. l902, S. 68, bietet schon viel, wenn er im Zusammenhang der
franzçsischen Revolution ein Unterkapitel von einer halben Seite (bei insgesamt 200 Seiten
Umfang) einschiebt »Entstehung des modernen Arbeiterstandes«. Zur SPD schreibt er
(S. 175): »Immer mehr fielen die Massen der sozialdemokratischen Bewegung anheim, trotz
der Gr�ndung der Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine . » die z�gellosen sozialdemokra-
tischen Aktionen reizten in sittlich verkommenen Naturen die verbrecherischen Neigun-
gen«, woraus dann zwangsl�ufig die Attentate von 1878 folgten. Die erste Auflage des sie-
benb�ndigen Hilfsbuches von Brettschneider muß vor l899 publiziert worden sein; 1899
erschien eine Ausgabe f�r mittlere Klassen. Beide Ausgaben erlebten das ganze Kaiserreich
hindurch bis zum Beginn der Weimarer Republik immer wieder neue, zum Teil unver�nderte
Auflagen, z. B.II. Teil, l7. Aufl. 1919 (48000 – 50000); VII. Teil, 10. Aufl. 1921 (26 000).
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und der preußische Staat.«6 Nach der Jahrhundertwende versch�rft sich der
kleindeutsch-preußische Einigungsenthusiasmus zu einem expansiven aus-
landsfeindlichen Nationalismus. Der Erste Weltkrieg wirft seine Schatten vor-
aus. Das Reich wird in Konkurrenz zu den großen Kolonialstaaten England und
Frankreich gesehen, denen gegen�ber ein Nachholbedarf konstatiert wird. Nach
Osten hingegen erscheint das Reich selbst als �berlegener Kulturtr�ger. Ab-
wertende Vçlkerstereotype finden sich vor allem gegen�ber Polen.7 Die polni-
schen Teilungen werden nicht hinterfragt, der machtpolitische Charakter der
preußischen Politik vom Großen Kurf�rsten bis Friedrich II. tritt kaum in Er-
scheinung. Kulturmission wird als wesentliches Motiv f�r �ußere Expansion
angegeben; das gilt insbesondere f�r die Ostkolonisation und die Kreuzz�ge.8

Dabei mag der Hinweis �berraschen, daß h�ufig in den Abschnitten zur Alten
Geschichte auf die »Arier« und »Semiten« als Begr�nder unserer heutigen
Hochkulturen hingewiesen wird, ohne daß der Beitrag der einen gegen�ber der
anderen »Rasse« abgewertet wird.

Das Kaiserreich weist in seinem Preußen/Reich- und B�rger/Herrscher-
zentrismus das geschlossenste Geschichtsbild aller untersuchten Epochen auf.
Tendenzen, die Antworten auf den friedensgef�hrdenden Nationalismus und das
nicht mehr zu leugnende Wachstum der Sozialdemokratie und Gewerkschaften

6 Brettschneider : Hilfsbuch f�r den Unterricht in der Geschichte auf hçheren Lehranstalten.
VI. Teil (Lehraufgabe der Unterprima), Halle 6. Aufl. 1908, S. l74. Luthers beherrschende
Stellung zu Beginn der Neuzeit kommt darin zum Ausdruck, daß »Pollack: Geschichtsbilder«
ihm als einzigem Nichtpolitiker und Nichtmilit�r ein Lebensbild widmet; vgl. Wolfgang
Jacobmeyer : Mentalit�tsgeschichtliche Strukturen im Lutherbild deutscher Schulge-
schichtsb�cher, 1860 – 1942. In: Internationale Schulbuchforschung 6 (1984) S. 5-16.

7 Irmgard Hantsche: Geschichte im Schulbuch – Das Schulbuch in der Geschichte. In: Aus
Politik und Zeitgeschichte B 39/87, S. 39 – 53. Stellvertretend f�r andere zitiert Hantsche L.
Hoffmeyer u. B. Hering: Lehrbuch f�r den Geschichtsunterricht in Seminaren,III. Teil : Ge-
schichte der Neuzeit seit 1648, Breslau 1898, S. 118: Westpreußen »war ein çdes, ver-
kommenes Land mit einem zuchtlosen, armen, aber �berm�tigen Adel und einem vertierten
Bauernstande. Außer den Juden, die den Handel und das Handwerk in H�nden hatten, gab es
kaum B�rger.«

8 Friedrich Neugebauer: Geschichtliches Lehrbuch f�r Lyceen und hçhere M�dchenanstalten.
Ausg. B, I. Teil f�r die Klassen 7 u. 6, bearb. v. Justus Baltzer, Halle 10. Aufl. 1914 (1.
Aufl. 1905), S. 79, definiert geradezu: »Die Kreuzz�ge sind kriegerische Unternehmungen,
an denen sich Hunderttausende von Christen beteiligten mit dem heißen Wunsche, Jeru-
salem, das Heilige Grab und alle die St�tten, auf denen unser Heiland auf Erden gewandelt
war, den Ungl�ubigen zu entreißen … (es war) schlimm geworden, als die T�rken, ein wilder
Volksstamm, der aus dem Innern Asiens hervorbrach, das Heilige Land besetzten. Miß-
handlungen und Grausamkeiten gegen die frommen Pilger hçrten nicht auf … da erhob sich
immer mehr der Gedanke, in gemeinschaftlichem Zuge gegen die T�rken zu Ehren Gottes
Pal�stina zu erobern.« Zur Darstellung dieses Themas in Schulb�chern der Bundesrepublik
vgl. Wolfgang Marienfeld: Schulbuchanalyseverfahren am Beispiel von Schulbuchdarstel-
lungen zum Thema »Islam und Kreuzz�ge«. In: Geschichtsdidaktik 4 [256] (1979) S. 130 –
156; Michael Joho: Die Darstellung der Kreuzz�ge im Schulgeschichtsbuch – Aspekte der
Friedenserziehung. In: Internationale Schulbuchforschung 10 (1988) S. 41-69.
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geben und die die Notwendigkeit einer alle sozialen Schichten ber�cksichti-
genden staatsb�rgerlichen Bildung betonen, f�hren zwar schon am Ende des
Kaiserreichs zu neuen Versuchen, Geschichtsb�cher zu schreiben; diese finden
aber durch den Ausbruch des Ersten Weltkrieges kaum noch Beachtung. Bei
dieser Bewertung der Geschichtsb�cher des Kaiserreichs muß man allerdings
ber�cksichtigen, daß ihr �berwiegend in Preußen verbreitete, protestantisch
gepragte Schulb�cher zugrunde liegen. Gerade f�r das Kaiserreich fehlen Ana-
lysen, die regional und konfessionell differenzieren.9

II. Weimarer Republik

Die Schulb�cher der Weimarer Republik sind weitaus schwieriger zu beurteilen
als die des Kaiserreichs. Alle Autoren fassen den verlorenen Krieg und die Re-
volution als so einschneidend auf, daß sie nicht einfach f�r ein »Zur�ck zum
Kaiserreich« pl�dieren [246] kçnnen. Dennoch suchen sie nach einer �ber-
greifenden Kontinuit�t, die die Ergebnisse des Friedens und der Revolution in
mancher Beziehung wieder aufheben soll.

Am augenf�lligsten ist, daß die Dynastien und ihre Vertreter nicht mehr
unangefochten das Gliederungsschema der Geschichtsb�cher vorgeben. In-
haltlich ist damit nicht immer etwas gewonnen. Einhellig ist zwar die Kritik an
Wilhelm II. , der das Reich verspielt habe; doch wird die Reichsgeschichte des-
wegen nicht f�hrerlos. Denn um so sch�rfer sticht nun die Person Bismarcks
hervor, der zur zentralen Figur der Reichsgr�ndung erhoben wird, die nach wie
vor das Hauptthema der neueren deutschen Geschichte bildet. Das Reich kann
nun aber nicht mehr als das gegl�ckte Ergebnis des historischen Prozesses
angesehen werden, sondern stellt eine politische Kampfaufgabe f�r die Gegen-
wart. Es ist kaum �bertrieben zu sagen, daß die fr�hen Geschichtsb�cher aus der
Weimarer Republik f�r diese Aufgabe mobilisieren. Bismarck, der das Spiel der
Kr�fte in der Mitte Europas als letzter beherrscht habe, wird zum Mythos der
neuen deutschen Geschichte10 – ein Stereotyp, dem noch viele Geschichtslehrer

9 Horst Schallenberger : Untersuchungen zum Geschichtsbild der Wilhelminischen Ara und
der Weimarer Zeit: Eine vergleichende Schulbuchanalyse deutscher Schulgeschichtsb�cher
aus der Zeit von 1888 – 1933. Ratingen 1964.

10 Diese Heroisierung Bismarcks entsteht bereits am Ende des Kaiserreichs: »Fassen wir zum
Schluß Bismarcks Stellung und Bedeutung in unserer Nationalgeschichte ins Auge, so wird
man jetzt schon sagen d�rfen, daß er zu den Riesen gehçrt, zu deren F�ßen die �brige
Menschheit wimmelt, zu denen sie als zu ihren F�hrern aufblickt; wie in dem machtvollen
Denkmal zu Hamburg, so steht er in unserer Geschichte da, reckenhaft, fast �bermenschlich,
unersch�tterlich, der Bahnbrecher und Beh�ter einer neuen Zeit. Er gehçrt zu den 6 Grçßten,
welche unsere Geschichte vornehmlich bestimmt haben.« Johannes Berndt: Pr�parationen
f�r den Geschichtsunterricht. Zweiter Teil: Von den Anf�ngen des brandenburgisch-preu-
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in den ersten beiden Jahrzehnten in der Bundesrepublik folgten. Die Ausein-
andersetzung um die Heeresvorlage wird durchg�ngig als ein Konflikt zwischen
monarchischer und demokratischer Verfassung begriffen – was in den B�chern
des Kaiserreichs nat�rlich nicht der Fall war – und je nach Standort des Autoren
bewertet. Wer sich hier schon f�r Bismarck entscheidet, hat es leicht, in sp�teren
nationalsozialistischen Ausgaben seines Buches den parteifeindlichen Stil zu
versch�rfen und in Bismarcks Kampf gegen die Parteien einen der Grundz�ge
»dieses großen Mannes« zu sehen, der in seinen Intentionen Hitler vorange-
gangen, dessen Werk aber noch tragisch unvollendet geblieben sei, da er im
Kaiserreich immer mit Parteimehrheiten hat lavieren m�ssen, sie aber nicht
einfach hat beiseite r�umen konnen wie sp�ter Hitler. Dieses national-
konservative, antiparlamentarische Bismarckbild ist einer der wesentlichen
St�tzpfeiler einer politischen Ideologie, die es sp�ter dem Nationalsozialismus
erlauben sollte, die B�cher aus der Zeit der Republik weiter dem Unterricht
zugrundezulegen, auch wenn sie weder faschistisch noch rassistisch orientiert
waren. lm Verlangen nach »Wiedergesundung« oder – metaphorisch ausge-
dr�ckt – »Auferstehung des Reiches« gleichen sich die B�cher. Bernhard
Kumsteller, erfolgreicher Schulbuchautor w�hrend der Republik und im Na-
tionalsozialismus, geht sogar so weit, die Sch�ler dazu aufzurufen, »an der Be-
freiung vom Versailler Gewaltfrieden mitzuarbeiten«.11

Ein wesentliches Manko der B�cher in der Republik ist es, daß sie mit der
Darstellung der Revolution, die allerdings selten als solche bezeichnet wird, und
dem Versailler Vertrag enden – zwei Ereignissen, die �berwiegend negativ be-
urteilt werden. Der Zusammenbruch des Kaiserreichs, nicht die Entstehung der
Republik ist das beherrschende Thema des zeitgeschichtlichen Unterrichts. Erst
die zum Ausgang der 20er Jahre publizierten Werke beziehen Ausschnitte aus
der Geschichte der Republik mit ein; doch handelt es sich dabei weiterhin um
�berwiegend kritisch beurteilte Prozesse wie z. B. die Regelung der Reparatio-
nen. Wenige Autoren sehen die Weimarer Verfassung als einen Fortschritt an,

ßischen Staates bis auf unsre Zeit. In: Der B�cherschatz des Lehrers. Hrsg. K. O. Beetz u. A.
Rude, Leipzig 1913, S. 368, hier zitiert nach Peter Kneuer : Das Bismarckbild in den Ge-
schichtsb�chern unterschiedlicher Epochen. Facharbeit Kollegstufe Realgymnasium, Bad
Kissingen 1985, S. 10. Vielfach dokumentieren die �berschriften Bismarcks gestiegene Be-
deutung. Wilhelm I verschwindet, Bismarck beherrscht das Feld. Reiniger (s. Anmer-
kung 13.) formuliert in der 9. Aufl. von 1923 statt »Deutsche Einigung – deutsches Schicksal –
deutsche Gegenwart« jetzt »Die Lçsung der deutschen Frage. Der Weg zum neuen Reich.
Bismarck und sein Reich. Die deutsche Einigung unter Bismarck.«

11 Geschichtsbuch f�r die deutsche Jugend. Bernhard Kumsteller in Verbindung mit Ulrich
Haacke u. Benno Schneider, Mittelstufe Quelle u. Meyer : Leipzig 21. Aufl. 1926 (in der ersten
Aufl. 1923 hieß es noch »Versailler Diktat«); 1925 erschienen eine gleichnamige Volks-
schulausgabe in drei Heften, von denen H.1 1931 in die 10. Aufl. ging (55.–60.000), sowie eine
dreib�ndige Ausg. f�r die Oberstufe (je nach Bd. 1930 3.–5. Aufl.); der Mittelstufenband
erreichte 1930 die 30. Aufl. (117.–120.000).
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den es zu verteidigen gilt, oder werten sie zumindest als ein Dokument, �ber das
die Sch�ler sachlich zu informieren sind. Erst in der zweiten H�lfte der 20er
Jahre erschienene B�cher nehmen mehrheitlich ein Kapitel zur Verfassung auf.
Kawerau hebt in seiner Untersuchung �ber die Geschichtsb�cher der Republik
Schnabel als einzigen hervor, der die Ursachen der Novemberrevolution [247]
zutreffend beschreiben w�rde. Alle anderen Autoren w�rden sie auf russische
Propaganda zur�ckf�hren oder politische Motive �berhaupt leugnen.12 Die
Revolution�re hatten aus Hunger und Verzweiflung ohne eigene, positive Ziele
gehandelt. Die Sch�ler kçnnen nur folgern, die Republik sei eine Notlçsung
gewesen. Die Mehrheit der B�cher aus der ersten H�lfte der Weimarer Republik
unterscheidet sich damit von denjenigen der anderen besprochenen Epochen
dadurch, daß sie das politische System, dem sie dienen sollen, geschichtlich
nicht legitimieren. Das Ziel der Geschichte sehen sie im Reich, nicht in der
Republik, da dieser sowohl die innere (»Revolution«) als auch die �ußere Le-
gitimation (»Versailles«) fehle. Staat und Nation kçnnen unter diesen Bedin-
gungen nicht zur Einheit kommen.

Es w�re aber falsch, aus dieser republikfeindlichen Tendenz durchg�ngig auf
einen konservativen Grundzug der Darstellung zu schließen. Kulturgeschicht-
liche Ans�tze finden Eingang in die B�cher ; soziale Faktoren erhalten st�rkeres
Gewicht. Die Entstehung der Arbeiterbewegung wird nun in eigenen Kapiteln
behandelt; oft werden z. B. die ideologischen Positionen von Marx und Lassalle
verglichen. Die Texte çffnen sich der sozialen Wirklichkeit nichtb�rgerlicher
Schichten. Dabei werden Anregungen aus der kulturhistorischen Schule auf-
genommen. Die technische Entwicklung wird besprochen, Abschnitte zu Kunst
und Wissenschaft als Spiegel und Motoren gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Fortschritts eingeschoben.

Die in den 20er Jahren reiche methodische Diskussion um Unterrichtsver-
fahren nimmt z. B. Reiniger auf, der ein Sch�lerarbeitsbuch (»Lesebuch«) und
ein Handbuch f�r den Lehrer vorlegt.13 Letzteres enth�lt Lernziele, Unter-

12 Siegfried Kawerau: Denkschrift �ber die deutschen Geschichts- und Leseb�cher vor allem
seit 1923. Berlin 1927, S. 100. Die russische Revolution wird �brigens nach �hnlichem
Schema interpretiert. Gehl (s. Anmerkung 14) gehçrt zu den wenigen, die mehrere Para-
graphen dem Gesellschaftssystem der UdSSR widmen.

13 Max Reiniger : Der Geschichtsunterricht. Methodisches Handbuch zur deutschen Volks- und
Kulturgeschichte mit besonderer Ber�cksichtigung der Staats- und B�rgerkunde. 3 Bde.,
Julius Beltz: Langensalza 1920 (11. Aufl. 1930). Ein Vorl�ufer dieses Buches erschien noch im
Kaiserreich: Der Geschichtsunterricht. Nach den Grunds�tzen neuerer P�dagogik mit be-
sonderer Ber�cksichtigung der Staats- und B�rgerkunde. Langensalza 1912 (19132); ders. u.
Hermann Nickel: Neues Geschichtliches Lesebuch. 2 Teile, Langensalza 5. Aufl. 1920 (26.
Aufl. 1927). Der zweite Teil des Handbuchs »Vom Untertan zum Staatsb�rger (1648 – 1848)«
enth�lt epochen- und f�cher�bergreifende (Geographie) L�ngsschnitte wie z. B. »Die Loth-
ringische Frage«, »Die Entwicklung des Rechtswesens« und Abschnitte »Beziehungen zur
Gegenwart« (z. B. »Der Westf�lische Frieden und der Versailler Vertrag«) und zur »Staats-
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richtsfragen und eine sch�lergerechte argumentative Darstellung der histori-
schen Sachverhalte, die Antworten auf die Unterrichtsfragen liefern soll. Me-
thodische Reform und gesellschaftliche �ffnung der Darstellung entspringen
allerdings nicht unbedingt demokratischem Engagement, sondern gehen oft von
der machtpolitischen Einsch�tzung aus, daß die Mehrheit der Bevçlkerung nicht
von der Kenntnis ihrer eigenen Geschichte und von der Einf�hrung in die ihnen
rechtlich ja schon zustehenden politischen Partizipationsrechte abgehalten
werden darf, wenn die ideologische Integration der Arbeiterschaft und der
unteren Mittelschichten in den deutschen Staat gelingen soll. Ziel dieser integ-
rativen Bildungspolitik ist es, auch in diesen Schichten die Bereitschaft daf�r zu
wecken, die alte Grçße des Reiches zur�ckzugewinnen. Nach vorne gewandte
Methodik und inhaltliche Breite sind durchaus zu vereinbaren mit einem
r�ckwartsgewandten, revisionistischen und antiparlamentarischen Ge-
schichtsverst�ndnis.14

Das zwiesp�ltige Antlitz der Schulb�cher in der Weimarer Zeit zeigt sich
ebenso, wenn man nationale Stereotypen und Vorurteile untersucht. Viele B�-
cher entwerfen gef�hrlichere, weil politisch eindeutigere Stereotype als im
Kaiserreich, die sich nun vor allem gegen Frankreich richten. Die Demokrati-
sierung des politischen Systems wirkt sich hier eher verh�ngnisvoll aus: Nicht
mehr die Monarchen, die Vçlker selbst sind die Tr�ger der negativen bzw. po-
sitiven Eigenschaften. Zu den wenigen, die Vorurteile aufzulçsen suchen, poli-
tischen und wirtschaftlichen Erkl�rungen den Vorrang vor moralischen Wer-
tungen geben, gehçren die bei Teubner erschienenen Werke f�r die Mittel- und
Oberstufe, die beide weitverbreitet waren und gegen Ende der Republik
durchaus mit den konservativ-national orientierten »Rennern« konkurrierten.15

b�rgerkunde«. Bei seinen biographischen Einsch�ben ber�cksichtigt Reiniger bereits Ein-
stein und die Relativit�tstheorie; doch geht es ihm im Grunde genommen nicht darum, die
komplizierten Grundannahmen dieser Theorie zu erkl�ren und in die Person Einsteins
einzuf�hren, sondern Ehrfurcht vor dem unendlichen Beziehungsgeflecht der Gegenst�nde
in Raum und Zeit zu wecken.

14 Zu den schillernden Autoren gehçrt Walther Gehl, der z. B. relativ ausf�hrlich die Marxschen
Positionen darlegt und sich nicht an der Heroisierung von Bismarck beteiligt, sondern ihn
weitgehend als sozialistenfeindlichen Machtpolitiker zeigt; doch den Ersten Weltkrieg [257]
stellt er ganz von chauvinistischen Positionen her dar. Schon Kawerau beurteilte ihn zwie-
sp�ltig: »Methodisch beachtenswert ist der starke geographische Einschlag, sehr geschickte
Skizzen unterst�tzen das geopolitische Denken. Leider verf�llt Gehl, je mehr er sich der
Neuzeit n�hert, dem nationalistischen Jargon bis zu jener unerhçrten Schm�hung der Pazi-
fisten.« Kawerau: Denkschrift, S. 125; Walther Gehl: Geschichte f�r hçhere Schulen. Mit-
telstufe. Ein Hilfsbuch zu geschichtlicher Anschauung. H. 1 – 4, Ferdinand Hirt: Breslau 1925
(5. Aufl. 1928); ders.: Geschichte f�r hçhere Schulen. Oberstufe. Ein Hilfsbuch zu ge-
schichtlichem Denken und Sehen. H. 1 – 4, Breslau 1925 (4. Aufl. 1932).

15 Teubners Geschichtliches Unterrichtswerk f�r hçhere Lehranstalten. Lehrbuch der Ge-
schichte f�r die Mittelstufe. Hrsg. Hermann Pinnow in Verb. mit E. Bux, Teil I-III, Teubner :
Leipzig 1923 (10. Aufl. 1929); mehr erz�hlend angelegt ist die von Pinnow in Verb. mit Th.
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Es liegt der Schluß nahe, daß die Mehrheit der Schulbuchautoren konservati-
veren Vor- [248] stellungen folgte als gewichtige Teile der Lehrerschaft, die
zunehmend chauvinistischen Nationalismus ablehnten.

III. Nationalsozialismus

Das nationalsozialistische System hat vorerst die Vielfalt des Geschichtsbuch-
marktes aus der Republik �bernommen und noch mehrere Jahre fortgef�hrt.
Dadurch unterschied sich die nationalsozialistische Schulbuchpolitik funda-
mental von der des italienischen oder spanischen Faschismus, die fr�h inhaltlich
und formal die Schulb�cher nach ihren Anschauungen umformten. Das natio-
nalsozialistische Unterrichtsministerium begn�gte sich vorerst damit, die aus
der Republik �bernommenen B�cher durch Erg�nzungsb�nde oder Einlege-
bl�tter zu erweitern und ggfs. zu korrigieren. Die Einlegebl�tter gaben im we-
sentlichen allgemeine Grunds�tze nationalsozialistischer Ge-
schichtsinterpretationen wieder, ohne daß die Texte schon durchg�ngig rassis-
tische oder antisemitische Z�ge trugen.16 Sie betonen den Gedanken der
Volksgemeinschaft und heben die germanisch-deutsche Tradition gegen�ber
dem rçmischen Einfluß hervor. Ihr Schwerpunkt liegt daher nicht in der Zeit-
geschichte, sondern in der Fr�hgeschichte und im Mittelalter. So werden die
Z�nfte als eine Gemeinschaftsleistung beschrieben, an der die nationalsozia-
listische Sozialordnung ankn�pfen w�rde. Die Juden, bisher kaum von den
Autoren beachtet, werden jetzt als Gemeinschaftsfremde der mittelalterlichen
St�dte diffamiert. Die Stadt allgemein gilt dagegen als Tr�ger des germanischen
Freiheitswillens.

Es lohnt sich, einen kurzen R�ck- und Ausblick auf die Behandlung der
mittelalterlichen Stadt in den Schulb�chern vor und nach dem Nationalsozia-
lismus zu werfen, um zu zeigen, wie weit den einzelnen Epochen unterschied-
liche Zug�nge zur Geschichte entsprechen, die im wesentlichen von Gegen-
wartserfahrungen gepr�gt sind; das wird gerade an einem Thema deutlich, das
den jeweiligen Gegenwartskonflikten vermeintlich schon lange entzogen ist.

Steudel u. Ernst Wilmanns hrsg. Ausgabe Geschichtsbuch f�r die Mittelstufe, Teil 1 – 4,
Leipzig 1925 (Ausg. A Preußen 4. Aufl. 1929; Ausg. B Außerpreußen 5. Aufl. 1932). Grundriß
der Geschichte f�r die Oberstufe. Hrsg. Gerhard Bonnwetsch u. a. , Teil 1 – 4, Leipzig 1923 (12.
Aufl. 1932).

16 »Dem Nationalsozialismus verdanken wir die Erkenntnis, daß ein großes Volk auf die Dauer
nur bestehen kann, wenn es seine Rasse rein erh�lt«, lautet der erste Satz im Erg�nzungsblatt
zu Pinnows Geschichtsbuch; damit ist zugleich das Motto f�r die Interpretation der ger-
manischen Urgeschichte angegeben; Teubners Geschichtliches Unterrichtswerk. Erg�n-
zungsbogen zu den B�nden. II A und II B des Geschichtsbuches von Pinnow, Steudel, Wil-
manns, 1934, S. 1.
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Folgt man den Texten des Kaiserreichs, so scheinen die St�dte nur von ehrbaren
Kaufleuten und fleißigen Handwerkern bewohnt gewesen zu sein, die sich al-
lerdings hin und wieder der Bettler-Plagen erwehren mußten. Der wesentliche
historische Beitrag der Stadt bestand in ihrer wirtschaftlichen Leistung f�r das
Ganze, d. h. das Reich, in einer Zeit, in der die Zentralgewalt darniederlag. In der
Weimarer Republik hat sich der Blick f�r soziale Konflikte gesch�rft. Viele
Autoren ber�cksichtigen auch das nichtz�nftische Handwerk und klammern
Konflikte zwischen Z�nften und Patriziat nicht mehr aus. Die Texte aus der
Bundesrepublik bilden in den 50er und 60er Jahren einen Kompromiß zwischen
den Sichtweisen des Kaiserreichs und der ersten Republik: Die Stadt stellt wieder
eine Gemeinschaftsleistung des B�rgerfleißes dar, doch werden Konflikte und
soziale Unterschiede nicht vçllig �bergangen. Erst der sozialwissenschaftliche
Zugang von neu konzipierten B�chern, die seit Ende der 60er Jahre erscheinen,
setzt dann einen neuen Standard.17

Angesichts der R�ckw�rtsorientierung der nationalsozialistischen Einlege-
bl�tter mag es �berraschen, daß in ihnen die Arbeiterbewegung oft mehr be-
achtet wird als in den �bernommenen, oft vom b�rgerlichen Standpunkt aus
geschriebenen Geschichtsb�chern. Die entsprechenden Abschnitte der Erg�n-
zungsbçgen entschuldigen den »Abfall« der Proletariermassen an den Marxis-
mus im 19. Jahrhundert mit deren unbarm-

[249] herziger Ausbeutung durch das »j�dische Kapital«. Unbelehrbare
marxistische Arbeiter kennzeichne bis heute eine materialistische, gegen die
Gemeinschaft gerichtete Gesinnung. Die Revolution von 1848 wird als eine
Bewegung des B�rgertums – nicht des Volkes – bezeichnet, die der z�gellosen
Freiheit des Einzelnen mehr verpflichtet gewesen sei als dem Ganzen. Es sind
sicherlich eher die Hinweise auf eine harmonische Gesellschaftsordnung als
offen rassistische Formulierungen gewesen, die vielen Autoren eine vorsichtige
Anpassung an nationalsozialistische Vorstellungen ermçglichten. Auch ein Er-
folgsautor aus der Republik wie Ernst Wilmanns deutete die soziale Totalit�t, die
Hitlers Volksgemeinschaftsideologie vorspiegelte, als eine neue Lebenserfah-
rung, als den Aufbruch in ein neues Gemeinschaftsideal, das seinen aus der
Lebensphilosophie gespeisten Gesellschaftsvorstellungen nahekam. lm Vorwort
seines 1935 erneut aufgelegten Geschichtsbuches f�r die Mittelstufe signalisierte
er Kompromißbereitschaft : »Der Blick auf die Vergangenheit ist abh�ngig vom
Standpunkt des Betrachters. Alle Darstellung der Geschichte muß aus der
Wirklichkeit des Lebens geschçpft werden, um dem Leben zu dienen.«18 Der

17 J�rgen Frçchling: Die mittelalterliche Stadt im deutschen Schulbuch von 1871 – 1971. In:
Schallenberger u. Hantsche: Das Schulbuch, S. 83 – 110.

18 Teubner, Geschichtsbuch f�r die Mittelstufe. Teil IV B, Deutsche Geschichte vom Wiener
Kongreß bis zur Gegenwart, Leipzig 6. Aufl. 1935. Das Vorwort ist datiert »am Tag der
Wiederherstellung der allgemeinen Wehrpflicht«. Das – vielleicht wenige Tage vorher ab-
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Teubner-Verlag strich aus seinen w�hrend des Nationalsozialismus erschiene-
nen Auflagen den grçßten Teil der Abschnitte �ber die Weimarer Republik
heraus, die neu gefaßt werden sollten, so daß die Texte zur Gegenwart, wie schon
zu Beginn der 20er Jahre, wieder mit den erniedrigenden Bestimmungen des
Versailler Vertrages endeten.

Doch trotz der Korrekturen, Erg�nzungen und Umschreibungen blieben
breite Textpassagen in den B�chern aus der Republikzeit unver�ndert erhalten
und boten Sch�lern wie Lehrern die Mçglichkeit, die nationalsozialistische
Neuinterpretation der Geschichte zumindest zu relativieren, wenn nicht sogar
abzulehnen. lm von Franz Schnabel verfaßten Teil des »Grundrisses« war �ber
die in der franzçsischen Revolution errungenen Grundrechte – erw�hnt wird
z. B. die »Rechtssicherheit gegen willk�rliche Verhaftung« – noch 1935 zu lesen:
»Diese Grunds�tze sind bis heute in allen L�ndern selbstverst�ndliche Grund-
lage des çffentlichen Lebens.«19

Freilich war es mit diesen Anachronismen vorbei, als das Unterrichtsminis-
terium 1938 neue, reichseinheitliche Lehrpl�ne f�r den Geschichtsunterricht
verçffentlichte und nun neue Lehrwerke geschaffen oder die alten grundlegend
�berarbeitet werden mußten, um die Zulassung f�r den Gebrauch an Schulen zu
erhalten. In der Tat verçffentlichten die Schulbuchverlage in den folgenden
Jahren eine Reihe von Werken, die der nationalsozialistischen Rassenlehre
verpflichtet waren.20 Der Aufbau der Lehrb�cher vereinheitlichte sich. Sie folg-
ten von Klasse 1 bis 8 einem verbindlichen Themenkanon. Die Geschichte wurde
nun bis zum nationalsozialistischen System fortgeschrieben, das als Hçhepunkt

gefaßte – Vorwort der 13. Aufl. des Lehrbuchs von Pinnow u. Bux – datiert »im M�rz 1935« –
stellt noch relativ n�chtern fest: »Die Machtergreifung des Nationalsozialismus hat das
deutsche Leben auf allen Gebieten von Grund auf gewandelt und den Geschichtsunterricht
vor neue Aufgaben gestellt. Nur eine neue Darstellung unsrer Vergangenheit vermag sie zu
erf�llen. Doch ist die Zeit f�r eine solche noch nicht gekommen.«

19 Teubner, Grundriß der Geschichte f�r die Oberstufe. Geschichte der neuesten Zeit. Leipzig
13. Aufl. 1935, S. 30. Selbst Gehl �bernimmt in seine 10. Aufl. (1936) unver�ndert die Pas-
sagen �ber Marx und die NSDAP in der Weimarer Zeit: »Die rechtsradikale, von Adolf Hitler
in M�nchen gef�hrte Bewegung des Nationalsozialismus«, die – ebenso wie die Kommu-
nisten – den liberalen Staat »grunds�tzlich verneinte«. Gehl: Geschichte f�r hçhere Schulen.
Mittelstufe, 4. Heft: Vom Wiener Kongreß bis zur Gegenwart. 10., seit l932 lediglich erg�nzte
Aufl. , Breslau 1936, S. 121; die Oberstufenausgabe erschien 1935 in 6. Aufl.

20 Die wichtigsten waren: Volkwerden der Deutschen. Geschichtsbuch f�r hçhere Schulen.
Hrsg. M. Edelmann u. L. Gr�nberg, 8 Bde., Teubner : Leipzig 1939 – 194 l; je nach Band
erschien 1942 die 2.–4. Aufl. ; Volk und F�hrer. Deutsche Geschichte f�r Schulen. Hrsg.
Dietrich Klagges, 8 Bde., Diesterweg: Frankfurt/M. 1939 – 1941, 1943 je nach Band 2.–4.
Aufl. ; F�hrer und Vçlker. Geschichtsbuch f�r hçhere Schulen. Hrsg. Paul Schmitthenner u.
Friedrich Fliedner, 8 Bde., Velhagen u. Klasing: Bielefeld 1939 – 1941, je nach Band 1943 bis
zur 5. Auf!. ; s. a. Helmut Genschel: Politische Erziehung durch Unterricht. Der Beitrag der
Geschichtsdidaktik und des Geschichtsunterrichts zur politischen Erziehung im National-
sozialismus. Frankfurt/M. l980, S. 96 ff.
[258]
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und Vollendung der Bismarckschen Einigungspolitik nach außen und innen
erschien. Die Geschichte der NSDAP wurde in den Lehrkanon mit aufgenom-
men. Der Schwerpunkt der zeitgeschichtlichen Darstellung verschob sich vom
Kaiserreich auf das »Dritte Reich«. Die Huldigung an die Gegenwart f�llt bei den
B�chern f�r Klasse 1 besonders auf. Der Band f�r diese Klassenstufe setzte die
Tradition der biographischen Erz�hlung fort, die jetzt mit Adolf Hitler begann
und mit Arminius endete.

Manche der Weimarer Autoren zeigten sich so wandlungsf�hig wie die
herrschenden ideologischen Strçmungen selbst. Zu ihnen gehçrt Bernhard
Kumsteller, der sein in den 20er Jahren mehrfach aufgelegtes Lehrwerk »Ge-
schichtsbuch f�r die Jugend« 1939 [250] weitgehend umarbeitete. Seine Beur-
teilungen �nderten sich z. T. drastisch. Hatte er beispielsweise in der Ausgabe
von 1929 Karl Marx als »Lehrer und Erzieher der Arbeiter«, als einen rastlosen,
vom konservativen Staat verfolgten Wissenschaftler beschrieben, der aus eige-
ner Einsicht die Lage der Arbeiterschaft verbessern wollte, und hatte er die
Zielsetzungen sowie Hauptbestandteile der Marxschen Geschichtsphilosophie
zutreffend geschildert, so verwandelte er in der neuen Ausgabe Marx in einen
»Beauftragten des Judentums«, der die Arbeiter getauscht und f�r die ihnen
fremden Interessen der internationalen Herrschaft des j�dischen Bolschewis-
mus eingespannt habe. Aus dem politisch orientierten, verfolgten Wissen-
schaftler wurde ein asozialer, unstet umherziehender, wurzelloser Volksbetr�-
ger.21

Wenn auch solche von nationalsozialistischer Ideologie gepr�gten Schulb�-
cher zu Beginn der 40er Jahre auf den Markt kamen, so behinderte der Krieg
zunehmend, daß sie in hinreichender Anzahl an die Schulen ausgeliefert wur-
den. Die außerschulische Sozialisation (HJ) und der politische Meinungsdruck
trugen aber dazu bei, daß der Unterricht kaum mehr an den Grundbestandteilen
der nationalsozialistischen Geschichtsauffassung vorbei konnte, die sich ma-
nifestierte in Demokratiefeindschaft, Harmoniedenken nach innen, Ausgren-
zung nationaler und sozialer Minderheiten, Antimarxismus, Wehrdenken nach
außen, Diffamierung der j�dischen Geschichte und Kultur sowie der osteuro-
p�ischen Vçlker.

21 Bernhard Kumsteller in Verb. mit Ulrich Haacke u. Benno Schneider : Geschichtsbuch f�r die
Jugend, 8 Bde., Quelle u. Meyer: Heidelberg 1939 – 1941, je nach Band 1943 bis zur 3. Aufl.,
hier zitiert Bd.5, 1939, S. 18 f. ; 1943 erschien eine einb�ndige �berarbeitung der Volks-
schulausgabe, die zuletzt 1938 in der 18. Aufl. (115.–120.000) herausgekommen war.
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IV. Bundesrepublik Deutschland

Die Besatzungszeit kann – jedenfalls im Hinblick auf die Westzonen – nicht als
eine eigenst�ndige Epoche der Schulbuchgeschichte angesehen werden. Der
Geschichtsunterricht wurde schrittweise erst ab 1946/47 wieder zugelassen. Die
Besatzungsm�chte experimentierten mit �bersetzten B�chern aus dem eigenen
Land, mit Werken aus der Weimarer Republik, von denen sie einige vorl�ufig
genehmigten, und mit wenigen wirklichen Neuentwicklungen, die als Ergebnis
der Re-Education-Politik gelten kçnnen.22 Hierzu gehçrt das unter Leitung von
Fritz Wuessing entstandene Werk »Wege der Vçlker«, dessen erste B�nde zwar
schon in der Besatzungszeit erschienen, das aber erst – und auch nur – in den
ersten Jahren nach Gr�ndung der Bundesrepublik weite Verbreitung fand.23

Wuessing und seine Mitarbeiter setzten den Akzent auf Interpretationswissen,
dem sie die Vermittlung der Fakten unterordneten. Kultur begriffen sie nicht als
Manifestation losgelçster geistiger Bet�tigung, sondern erkl�rten sie in ihrem
Bedingungszusammenhang zu sozialen Gruppen sowie politischen und çkono-
mischen Faktoren. Aufkl�rung und Partizipation der Bevçlkerung am çkono-
mischen Reichtum und an politischen Entscheidungen erscheinen als bestim-

22 Einen gedr�ngten �berblick bietet Rainer Riemenschneider : Das Geschichtslehrbuch in der
Bundesrepublik: Seine Entwicklung seit l945. In: Gesellschaft, Staat, Geschichtsunterricht.
D�sseldorf 1982, S. 295 – 312; zur Besatzungszeit s. Ulrich Mayer: Neue Wege im Ge-
schichtsunterricht? Studien zur Entwicklung der Geschichtsdidaktik und des Ge-
schichtsunterrichts in den westlichen Besatzungszonen und in der Bundesrepublik
Deutschland 1945 – 1953. Kçln 1986, vgl. auch dessen Aufsatz oben S. 142 ff.

23 Wege der Vçlker. Geschichtsbuch f�r deutsche Schulen. Hrsg. Arbeitsgemeinschaft Berliner
Geschichtslehrer, Bd. 1 – 8, P�dagogischer Verlag Berthold Schulz: Berlin 1948 – 1949. Bd.
1 – 4 stellt den ersten, Bd. 5 – 8 den zweiten Durchgang f�r die Klassen 9.–12. dar ; Bd. I, 1
enth�lt eine »Einf�hrung in die B�rgerkunde«, Bd. VIII, 1 widmet sich systematischen
Schwerpunkten (»Formen und Fragen des geschichtlichen Lebens«, u. a. »Quellen und Me-
thoden der Geschichte«, »Der Hochkapitalismus«, »Der Friedensgedanke«), Bd. VIII, 2 be-
handelt chronologische »Querschnitte«, Bd. VIII, 3 »Wandlungen des Frauenlebens« ein
bisher thematisch einmaliger Teilband in der Entwicklung des Geschichtslehrbuchs; in den
folgenden Jahren erschienen mehrere Unterausgaben, ab 1953 im Diesterweg Verlag,
Frankfurt/M.; die – gek�rzte – Ausg. A/B erreichte 1954 das 111.–l24.000; dies scheint die
letzte Auflage der Reihe gewesen zu sein. Weitaus weniger erfolgreich war das in der Emi-
gration unter Leitung von Fritz Karsen (Hrsg.) konzipierte Werk: Geschichte unserer Welt. 2
Bde. (Bd. II/1: Von Karl dem Großen bis zur Gegenreformation; Bd. II/2: Von der Aufkl�rung
bis zum Ausgang des 19. Jahrhunderts), Suhrkamp: Berlin 1947; auch erschienen als Lehr-
buch der Geschichte. Gesamte Leitung Fritz Karsen, 4 Bde., Lehrmittelverlag: Offenburg
1946 – 47. Die Braunschweigische Regierung verteilte – wahrscheinlich auf Anregung Eckerts
– 2000 Exemplare des Buches an die Schulen. »Leider fand das Buch nicht den Anklang, den
man sich erhofft hat. Es ist sehr bald wieder aus dem Gebrauch an Schulen verschwunden.
Fritz Karsen war dar�ber außerordentlich entt�uscht und hat ja Deutschland wieder ver-
lassen.« Brief von Georg Eckert an Frau Dr. Feidel-Mertz vom 27. 5. 197l (Friedrich-Ebert-
Stiftung, Archiv der sozialen Demokratie, Nachlaß Eckert, Pers. Akte).
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mende Tendenzen der neueren Geschichte. lm Nationalsozialismus kulminiere
eine gegen diese Entwicklung gerichtete Linie des deutschen expansionistischen,
von einer staatstreuen B�rokratie gest�tzten, hierarchisch aufgebauten Obrig-
keitsstaates, die Wuessing eng mit der Entwicklung Preußens seit Friedrich II.
verbunden sieht.

Doch dieser, in der offenen Diskussion der Besatzungszeit entstandene und
auf die Reformp�dagogik der Weimarer Republik zur�ckgreifende Interpreta-
tionsansatz konnte sich in den Jahren wachsender politischer und wirtschaft-
licher Stabilit�t und antikommunistischer Grundausrichtung nicht halten. Die
eigene Geschichte legitimierende [251]Darstellungen herrschten alsbald wieder
vor. Entgegen der in der Besatzungszeit erhobenen Forderung, internationale
Zusammenh�nge starker zu ber�cksichtigen, blieb der Nationalstaat gerade
angesichts der sich verfestigenden deutschen Teilung wesentlicher Bezugspunkt
der historischen Interpretation. Der Nationalsozialismus wurde �berwiegend
entschuldigend behandelt, das Ausmaß von Verfolgung und Massenvernichtung
verschleiert. Die Verantwortung wurde vor allem Hitler und wenigen M�nnern
in der F�hrungsschicht zugeschrieben. Kontinuit�tslinien wurden gesucht, die
den Nationalsozialismus gleichsam �bersprangen. Ein Beispiel hierf�r ist der
neuformulierte »Grundriß der Geschichte«, der zu den erfolgreichsten Ge-
schichtsb�chern im ersten Jahrzehnt der Bundesrepublik gehçrte und an dem
wiederum Ernst Wilmanns mitarbeitete.24 Wie so viele Schulbuchautoren und
Bildungspolitiker, sah Wilmanns im Christentum den moralisch-ethischen Be-
zugspunkt abendl�ndischer Geschichtsauffassung (und nicht etwa in der Auf-
kl�rung). Den Nationalsozialismus deutete er als einen biologisch-materialis-
tischen Abfall vom Christentum.25 Aus dieser weitverbreiteten Anschauung
folgte, daß sich viele Autoren zumindest implizit von anderen Kulturrichtungen
und Religionsgemeinschaften in ihren Geschichtsb�chern distanzierten. Diese
christlich-konservative Sichtweise war mitverantwortlich daf�r, daß die Be-
handlung des Widerstands gegen den Nationalsozialismus sich auf die »M�nner
des 20. Juli« und die Kirchen konzentrierte, der Widerstand und die opposi-
tionelle Stimmung der Arbeiterschaft weitgehend ausgeblendet wurden.26 Wenn

24 Geschichtliches Unterrichtswerk. Grundriß der Geschichte f�r die Oberstufe der Hçheren
Schulen. Begr�ndet v. Gerhard Bonwetsch u. a., 4 Bde., Lehrmittelverlag: Offenburg 1951, ab
1953 bei Klett: Stuttgart; Bd.1 – 3 erreichte bis 1967 die 9., Bd.4 1964 die 10. Aufl. ; die
gek�rzte zweib�ndige Ausgabe erschien in der 3. Aufl. bis 1987 bzw. 1984; der Verlag gab
noch weitere Unterausgaben heraus.

25 Ernst Wilmanns: Geschichtsunterricht, Weltanschauung, Christentum. In: GWU 1 (1950)
S. 65 – 80; es handelt sich hier um einen Vortrag, den Wilmanns auf der Gr�ndungsver-
sammlung des Geschichtslehrerverbandes hielt.

26 Otto-Ernst Sch�ddekopf: Der deutsche Widerstand gegen den Nationalsozialismus: Seine
Darstellung in Lehrpl�nen und Schulb�chern der F�cher Geschichte und Politik in der
Bundesrepublik Deutschland. Frankfurt/M. 1977.
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Wilmanns in seiner geschichtsdidaktischen Grundlegung forderte, die span-
nungsreiche Verbindung von Deutschtum und Christentum neu zu beleben, da
in ihr die Kontinuit�t deutscher Geschichte begr�ndet liege,27 so schloß dies
nicht nur den Nationalsozialismus gleichsam als artfremd von der deutschen
Geschichte aus, es ging auch an der Realit�t zweier deutscher Staaten als Er-
gebnis des Zweiten Weltkriegs vorbei; nicht die Erkl�rung ihrer Existenz, son-
dern ihre Aufhebung bildeten den Fluchtpunkt der Schulbuchdarstellungen.28

Auch Positionen, die in der Weimarer Republik als fortschrittlich galten, weil sie
republikanisch oder zumindest »sozial« orientiert waren, gerieten nun in die
N�he neuer nationalkonservativer Anschauungen, da sie ebenso wie diese be-
strebt waren, der Erkenntnis auszuweichen, daß der autorit�re F�hrerstaat aus
der Weimarer Republik hervorgegangen war.29 Die Not der Weltwirtschaftskrise,
die die W�hler radikalisiert habe, wurde weitgehend als entscheidende Ursache
f�r die »Machtergreifung« angesehen.

Einen mehr methodisch als inhaltlich orientierten Neuansatz verfolgte Hans
Ebeling mit seinem erfolgreichen Lehrbuch »Reise in die Vergangenheit«, das
die auf den Nationalstaat bezogene Geschichtsdarstellung durch eine Welt- und
universalgeschichtliche Betrachtungsweise erg�nzte und die politische Ge-
schichte um kulturgeschichtliche Erz�hlungen aus dem Alltagsleben des »Vol-
kes« erweiterte; hier zeigten sich Ansatzpunkte einer »Geschichte von unten«,
die freilich nicht frei von Harmonievorstellungen war.30 So sahen viele Lehrer
gerade im »Ebeling« eine willkommene Gelegenheit, die politische Interessen-

27 Ernst Wilmanns: Geschichtsunterricht. Grundlegung seiner Methode. Stuttgart 1949, S. 218.
In der �berarb., 1962 posthum von seiner Tochter Gerda Wilmanns herausgegebenen
Neuauflage sind die Stellen abgeschw�cht, aber nicht aufgegeben (S. 181).

28 Dazu ausf�hrlich: Deutschlandbild und Deutsche Frage in den historischen, geographischen
und sozialwissenschaftlichen Unterrichtswerken der Bundesrepublik Deutschland und [259]
der Deutschen Demokratischen Republik von l949 bis in die 80er Jahre. Hrsg. Wolfgang
Jacobmeyer, Braunschweig 1986.

29 Im »Grundriß« schrieb Hans Herzfeld den Beitrag zum Nationalsozialismus, dessen
Hauptgewicht auf der Darstellung von Hitlers Ideologie und den »Kriegsfeldz�gen« (25
Seiten) liegt. Wilmanns dr�ckt seine christliche Grundhaltung im ersten Satz des von ihm
verfaßten Kapitels »Die Gegenreformation und die beginnende Verweltlichung des Lebens«
aus: »Das Zeit alter der Gegenreformation … ist von dem großartigen Versuch erf�llt, das
Leben in all seinen Bereichen, aus seiner Mitte, aus der Beziehung zu Gott, zu gestalten.«
(Grundriß, Ausg. A II, 8. Aufl. 1967, S.126) S. a. Karl Mielcke: 1917 – 1945 in den Ge-
schichtsb�chern der Bundesrepublik. Hannover 1961.

30 Hans Ebeling: Die Reise in die Vergangenheit. Ein geschichtliches Arbeitsbuch. 4 Bde.,
Westermann: Braunschweig 1956 – 61 (l3. Auf. 1969 – 70); Bd. 1 ,«lm Sauseschritt der Zeit« ist
z. T. systematisch diachron angelegt, f�hrt einzelne Themen (Haus- und St�dtebau) bis in die
Gegenwart hinein fort; Neubearb. v. Wolfgang Birkenfeld 1970 – 73, mit zahlreichen Unter-
ausgaben bis heute erscheinend. Die Reihe geht zur�ck auf die vom Braunschweiger Ge-
schichtsp�dagogischen Forschungskreis herausgegebene »Deutsche Geschichte«, die das
Schicksal der B�cher von Wuessing und Karsen teilte (s. auch den Beitrag zu Georg Eckert in
diesem Band).
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geschichte mit ihren Machtk�mpfen zu verlassen. Ebeling gab zu solchen
Mißdeutungen der Kulturgeschichte selbst Anlaß, wenn er in seiner »Methodik
des Geschichtsunterrichts« als das »Bleibende unserer Geschichte, das ewig
Menschliche« »das t�gliche und schlichte Sich-Bewahren des armen Mannes«
bezeichnete und in Werten wie »Glaube, Liebe, Treue, Opfermut … Pfl�gen und
S�en … [252] und Kindererziehen« das Wesen der Geschichte erblickte. Seine
Orientierung war industriefeindlich und betonte Ordnungsvorstellungen ge-
gen�ber Interessenauseinandersetzungen: »Es gilt, eine in Unordnung geratene
(�ußere und innere) Welt wieder in Ordnung zu bringen.«31 Dabei kam ganz aus
dem Blick, daß gerade die Verfechter solcher Ordnungsauffassungen im B�r-
gertum die Zerstçrung demokratischer Institutionen durch den Nationalso-
zialismus akzeptiert, wenn nicht gar bef�rwortet hatten. Der sogenannte »To-
talitarismus-Erlaß« der Kultusministerkonferenz vom 5.7. 1962 maß der Be-
handlung des Nationalsozialismus zwar einen hçheren Stellenwert f�r die zeit-
geschichtliche Bildung zu, er bezeichnete das NS-Regime aber als dem sowjeti-
schen System »strukturgleich«. Viele Geschichtsb�cher erz�hlten nun die eine
Geschichte von der westlichen Demokratisierung, widmeten den USA im
20. Jahrhundert ein ausf�hrliches Kapitel und ordneten dieser Entwicklungs-
tendenz die Bundesrepublik und deren Vorgeschichte zu, w�hrend der Natio-
nalsozialismus oft mit dem italienischen Faschismus und der UdSSR in einer
anderen Kapiteleinheit abgehandelt wurde, die die Geschichte der Diktaturen
darstellte; in dieser zweiten Entwicklungslinie stand dann die Gr�ndung der
DDR. Kompromisse zwischen beiden Linien durfte es eigentlich nicht geben. Die
gemeinsame Kriegf�hrung der westlichen Alliierten mit der UdSSR gegen das
nationalsozialistische Deutschland wurde daher gar als ein »widernat�rliches
B�ndnis« gedeutet,32 Dennoch trug die neubelebte Diskussion um den Beitrag
von Geschichtswissenschaft und -unterricht f�r das Verst�ndnis der deutschen
Geschichte im 20. Jahrhundert dazu bei, daß die Darstellung des NS-Systems
sich differenzierte und nach und nach insbesondere soziale Faktoren starker
ber�cksichtigt wurden.33

Sozialwissenschaftliche Erkenntnisse beeinflußten vielleicht noch deutlicher
die Beschreibung der Lebensbedingungen im Mittelalter. Da hier st�rker kom-
primiert werden mußte, konnten nationalgeschichtliche Zug�nge und an

31 Hans Ebeling: Methodik des Geschichtsunterrichts. Hannover 1953, S. 19 u. 22.
32 Grundriß der Geschichte. Zweib�ndige Ausgabe B, Bd. II, Stuttgart 1966, S.249, hier zitiert

nach Christoph Kleßmann: Polen in deutschen Geschichtsb�chern. In: GWU 23 (1972)
S. 731 – 53; J�rgen Redhardt: NS-Zeit im Spiegel des Schulbuchs. Konzeptionen und Fehl-
konzeptionen f�r westdeutsche Sch�ler, dargestellt am hessischen Beispiel. Frankfurt/M.
1970.

33 Peter Meyers: Vom »Antifaschismus« zur »Tendenzwende«. Ein �berblick �ber die Be-
handlung des Nationalsozialismus in der historisch-politischen Bildung seit 1945. In: Der
Nationalsozialismus als didaktisches Problem. Bonn 1980, S. 43 – 63.
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Herrschern orientierte Periodisierungen leichter aufgegeben werden und
machten systematischen Erkl�rungen etwa des Lehenswesens Platz. Am we-
nigsten und zuletzt zeigte sich diese Tendenz in der Alten Geschichte, deren
Themenspektrum und Gliederungsschema sich als festgef�gt erwiesen, zumal
der Unterricht in einer relativ niedrigen Klassenstufe es verbot, den Stoff we-
sentlich auszuweiten und in sich zu differenzieren. Manches Autorenteam ver-
stand es, die �berlegenheit der westlichen Freiheit �ber die çstliche Despotie bis
in die Antike zur�ckzuverfolgen. lm Sieg der griechischen Polis �ber das per-
sische Großreich hatte sich nach dieser Auffassung bereits das freie Individuum
gegen die despotisch beherrschten Massengesellschaften des Orients behauptet;
damit seien dauerhaft die Weichen bis hin zum Ost-West-Konflikt gestellt.34

Methodisch und inhaltlich liegt der grçßte Bruch in der Geschichtsbuch-
entwicklung an der Wende von den 60er Jahren zu den 70er Jahren. Die deutsche
Geschichte zeichnet zumindest im Vergleich mit der Geschichte anderer
»westlicher« L�nder keine besondere Legitimation mehr aus. Konkrete soziale
Errungenschaften (»Wohlstand«) oder Zust�nde (»der soziale Friede«), auch
abstrakte Geschichtsinterpretationen wie »Fortschritt«, Kampfbegriffe aus der
Auseinandersetzung zwischen den politischen Systemen wie »Freiheit«, die
»Ost« wie »West« f�r sich reklamieren, bilden die neuen Legitimationsbez�ge,
die wiederum Stoffauswahl und -pr�sentation strukturieren. Die Themenpalette
weitet sich insbesondere im 19. und 20. Jahrhundert aus. Wenn auch [253] die
soziale Lage, insbesondere der Arbeiterschaft im 19. Jahrhundert, detailliert
beschrieben wird, so werden zentrale Ereignisse, wie etwa die 48er Revolution,
weiterhin im wesentlichen politisch und selten sozialçkonomisch erkl�rt.35

H�ufiger als bisher kommen kulturelle und soziale Minderheiten mit eigenen
Quellen zu Worte, wird �ber sie nicht mehr ausschließlich aus der Perspektive
der Mehrheitsgesellschaft berichtet.36 USA und UdSSR, die Bundesrepublik und

34 Besonders deutlich ein Zitat aus dem »Grundriß«, nach dem »die Griechen … die Autonomie
des Menschen vor der Monotonie der orientalischen Kulturen … retteten«; Grundriß der
Geschichte. Ausg. B, Bd. I, Stuttgart 1. Aufl. 1965 (3. Aufl. 1984), S.35, hier zitiert nach
Gertrud Bienko: So steht es immer noch im Geschichtsbuch. In: Blatter f�r deutsche und
internationale Politik 15 (1970) S. 326 – 44. Eine Kritik der B�cher aus den 60er und 70er
Jahren bietet Bodo v. Borries: Problemorientierter Geschichtsunterricht. Schulbuchkritik
und Schulbuchrevision, dargestellt am Beispiel der rçmischen Republik. Stuttgart 1980.

35 Freddy Kçster : Die Darstellung der Revolution von 1848/49 in neueren Schulb�chern f�r den
Geschichtsunterricht: Kritik und weiterf�hrende Vorschl�ge. In: Geschichtsdidaktik 4
(1979) S. 17 l-85; Heinrich Schrag: Die Darstellung der Revolution von 1848 in den Schul-
geschichtsb�chern der Bundesrepublik Deutschland und der DDR – ein Vergleich. In:
Schallenberger u. Hantsche: Das Schulbuch, S. 53 – 82. Wie zçgerlich sich sozialwissen-
schaftliche Zug�nge durchsetzen, zeigt auch Ernst Hinrichs: Absolutismus im Schulge-
schichtsbuch. In: Internationale Schulbuchforschung 8 (1986) S. 303 – 20.

36 Zu diesem Befund s. insbesondere: Deutsch-israelische Schulbuchempfehlungen. Zur Dar-
stellung der j�dischen Geschichte sowie der Geschichte und Geographie Israels in Schul-
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die DDR werden nun h�ufig im Sinne eines Systemvergleichs gegen�bergestellt,
der eine wertende Entscheidung den Sch�lern �berl�ßt. Die deutsche Geschichte
wird fester in die internationale Entwicklung eingebunden. �berhaupt sind die
bedeutendsten Fortschritte wohl in der Darstellung der außerdeutschen Ge-
schichte zu verzeichnen. Die Westorientierung hatte bereits dazu beigetragen,
traditionelle Vorurteile gegen�ber den jetzt verb�ndeten Westm�chten zu-
r�ckzudr�ngen. Die deutsch-polnischen Schulbuchempfehlungen leiteten im
Gefolge der sozialliberalen Ostpolitik eine Neubewertung der osteurop�ischen
Geschichte und insbesondere der deutsch-polnischen Beziehungen ein.37 Na-
hezu obligatorisch behandeln die Schulb�cher die »Dritte Welt« und themati-
sieren damit die »Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen« und hinterfragen un-
kritische Fortschrittsphilosophie. Die Rolle der Frau wird h�ufig gesondert
thematisiert. Eine neue Perspektive çffnet sich, ohne allerdings schon syste-
matisch die oft unterschiedlichen Rollen der Geschlechter in der Geschichte zu
ber�cksichtigen. Deutlicher als die Frau entdecken manche Autoren das Kind,
den Sch�ler, als Gegenstand der Geschichtsdarstellung wieder ; denn die bio-
graphischen Erz�hlungen im Kaiserreich hatten h�ufig kindliches Erleben be-
reits einbezogen. Die grunds�tzlich europ�isch-abendl�ndisch zentrierte Per-
spektive wird durch diese Neuerungen allerdings nicht aufgegeben. Nach wie vor
erz�hlen die Autoren in der Neuzeit vorwiegend Nationalgeschichten, nicht etwa
Zivilisationsgeschichte.

Die rigide Textform, die die Schulb�cher im Grunde genommen seit der
Kaiserzeit weitergef�hrt haben, hat sich aufgelockert, erst durch Fotos, dann
zunehmend durch Quellen und Arbeitsfragen. Texterarbeitung tritt neben

b�chern der Bundesrepublik Deutschland – zur Darstellung der deutschen Geschichte und
der Geographie der Bundesrepublik Deutschland in israelischen Schulb�chern. Braun-
schweig 1985; Helmut Castritius: Die Behandlung der Juden und des Judentums des Alter-
tums in den gegenw�rtigen Schulgeschichtsb�chern der Bundesrepublik Deutschland;
Wolfgang Marienfeld: Die deutsch-j�dische Beziehungsgeschichte von der Aufklarung bis
[260] zum Zweiten Weltkrieg in der Darstellung gegenw�rtiger Schulgeschichtsb�cher der
Bundesrepublik Deutschland. Beide in: Internationale Schulbuchforschung 7 (1985), S. 313 –
25 bzw. S. 327 – 39.

37 Empfehlungen f�r Schulb�cher der Geschichte und Geographie in der Bundesrepublik
Deutschland und in der Volksrepublik Polen. Braunschweig 1977; die Ergebnisse der
deutsch-polnischen Schulbuchkonferenzen mit zahlreichen Einzelanalysen sind doku-
mentiert in der Schriftenreihe des Georg-Eckert-Instituts f�r Internationale Schulbuch-
forschung, Bd.22, 1 ff.; Rainer Riemenschneider : Die Darstellung des deutsch-polnischen
Verh�ltnisses in Geschichtslehrb�chern der Sek. I in der Bundesrepublik Deutschland. In:
Internationale Schulbuchforschung 4 (1982) 280 – 301; zum nun gewandelten Frankreichbild
s. : Deutschland und Frankreich im Spiegel ihrer Schulb�cher. Braunschweig 1954; Dieter
Tiemann: Frankreich in westdeutschen Schulgeschichtsb�chern. In: Feindbild und Faszi-
nation. Hrsg. Hans-J�rgen L�sebrink u. Janos Riesz, Frankfurt/M. 1984, S. 137 – 47; zur
UdSSR s. Claus F�llberg-Stollberg: Die Darstellung der UdSSR nach 1945 in Geschichtsb�-
chern der BRD. Gçttingen 1981.
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Textrezeption. Arbeitsteile bieten die Mçglichkeit, unterschiedliche, ja sich wi-
dersprechende Interpretationen einzuf�hren.38 Doch liefen die Fragen oft noch
darauf hinaus, die zuvor vom Autor unterbreitete Erkl�rung nachzuvollziehen;
es war noch ein weiterer Schritt, die Sch�ler anzuregen, selbst�ndig �ber Al-
ternativen nachzudenken. Heinz Dieter Schmids »Fragen an die Geschichte« sah
schließlich ganz von eigener Darstellung ab. Schon in »Menschen in ihrer Zeit«
praktiziert, versuchten Schulbuchautoren nun, systematische Fragestellungen,
die sich durch mehrere Epochen verfolgen lassen, durch eingeschobene Kapitel,
zusammenfassende Querschnitte usw. herauszustellen.39

Der Entwicklungsschub der 70er Jahre scheint inzwischen zur Ruhe gekom-
men zu sein. Die Verlage orientieren sich darauf, das Erreichte zu sichern, und
bevorzugen Kompromisse zwischen Arbeitsbuch und erz�hlendem Lehrbuch.40

In formaler Hinsicht ist seit den 70er Jahren die Textdarstellung trockener, ja
fordernder geworden, jenseits aller Sch�lerorientiertheit, die die didaktische
Diskussion beherrscht. Die geschilderten methodischen und inhaltlichen Neu-
orientierungen haben dazu gef�hrt, daß die Schulb�cher an Stoff vielf�ltiger,
grçßtenteils aber auch umfangreicher wurden. Sie bieten Lehrern und Sch�lern
eine große Auswahl an Unterrichtsthemen, die in ihrer Gesamtheit in der be-
grenzten Stundenzahl gar nicht behandelt werden kçnnen. Es wird zu- [254]
nehmend schwieriger, die Komplexit�t der Erkl�rungsfaktoren nicht zu ver-
wirrend zu gestalten; die in vielen Texten, insbesondere den Arbeitsteilen, an-
gelegte Beurteilungsfreiheit birgt die Gefahr in sich, daß die Sch�ler willk�rlich
�ber mçgliche Interpretationen eines historischen Prozesses entscheiden, da
unterschiedliche Sichtweisen »neutral« gegen�bergestellt werden. Der Autor
neigt jetzt im Gegensatz zu den fr�heren Epochen dazu, sein Werturteil im Text
zu verstecken, sich allenfalls durch Wortwahl, Selektion des Stoffes und Ge-
wichtung bestimmter Prozesse zu verraten, was allerdings f�r den Sch�ler nur
schwer erkennbar ist.41 Wachsende Stoff�lle und Erkl�rungsvielfalt haben die

38 Menschen in ihrer Zeit. 4 Bde., Klett: Stuttgart 1968 – 69 (2. Aufl. 1981); Mitarbeiter an den
verschiedenen Ausgaben waren u. a. Friedrich J. Lucas, Erhard Rumpf, Heinrich Bodensieck,
Joist Grolle, Wolfgang H�lligen.

39 Fragen an die Geschichte, bearb. v. Heinz Dieter Schmid u. a., 4 Bde., Hirschgraben:
Frankfurt/M. 1974 – 78 (neu bearbeitete Aufl. 1984 ff.).

40 Die »Renner« der 70er Jahren werden �berwiegend vom Markt genommen und z. T. durch
weitgehende Neuentwicklungen ersetzt. Wolfgang Hug u. a.: Unsere Geschichte. 3 Bde., Di-
esterweg: Frankfurt/M. 1984 – 86 (eine vierb�ndige Ausgabe 1987 ff.) ersetzt die »Ge-
schichtliche Weltkunde«; Geschichte und Geschehen. Klett: Stuttgart 1986 ff. , von vorn-
herein regional gegliedert, ersetzt offenbar »erinnern und urteilen«; ganz neu ist: Ge-
schichtsbuch. Die Menschen und ihre Geschichte in Darstellungen und Dokumenten. 4 Bde.,
Cornelsen u. Hirschgraben: Berlin 1986 – 88, zu dessen Herausgeberkreis u. a. Peter H�t-
tenberger, J�rgen Kocka, Jochen Martin und Bernd Mutter z�hlen.

41 Karl-Ernst Jeismann u. Hanna Schissler (Hrsg.): Englische und deutsche Geschichte in den
Schulb�chern beider L�nder. Wahrnehmungsmuster und Urteilsstrukturen in Darstellungen
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Diskrepanz zwischen den Schulb�chern f�r die Realschulen und Gymnasien
einerseits und f�r die Hauptschulen andererseits nicht gemildert, vielleicht
sogar noch verst�rkt; die Reduktion eines an der Fachwissenschaft orientierten
Zuganges auf das Niveau des Hauptschulunterrichts ist ein noch nicht befrie-
digend gelçstes Problem der Geschichtsbuchdarstellung. Es ist daher fraglich,
ob die erreichte Breite von Inhalt und Methoden in Zukunft beibehalten werden
kann. Dem stehen nicht nur Zweifel daran entgegen, daß der angebotene Stoff
verarbeitet und die geforderten Arbeitsweisen tats�chlich einge�bt werden
kçnnen, denn die F�lle des Stoffes wird vor allem nach Sachgesichtspunkten
ausgebreitet, lerntheoretisch ist der Aufbau eines Buches oder gar einzelner
Kapitel nur selten durchdacht. Das gleiche gilt f�r die Begrifflichkeit, die kaum
einmal sorgf�ltig entwickelt wird. Die »Lexika« im Anhang sind nur ein Not-
behelf. Zunehmend deutlicher zeichnen sich auch politische Tendenzen ab, die
sich dagegen richten, eine Beurteilungsf�higkeit im Schulunterricht zu fçrdern,
die es den Sch�lern ermçglichen soll, einerseits den erreichten Stand unserer
technischen Entwicklung und unserer politisch-sozialen Kr�fteverh�ltnisse zu
w�rdigen, andererseits aber auch die Gefahren und Entwicklungsmçglichkeiten
zu erkennen, die in ihnen verborgen liegen. Manche Geschichtsb�cher schließen
heute mit der Frage, wie die Menschheit der Selbstzerstçrung entgegenwirken
kann. Die Bildungspolitiker neigen dazu, gegen einen solchen grunds�tzlichen
Zweifel an traditionellen Legitimationslinien, der sich in dieser Frage ausdr�ckt,
historischen Optimismus zu verordnen.

zur neueren Geschichte. Braunschweig 1982; Karl-Ernst Jeismann (Hrsg.): Geschichte als
Legitimation? Internationale Schulbuchrevision unter den Anspr�chen von Politik, Ge-
schichtswissenschaft und Geschichtsbed�rfnis. Braunschweig 1984.
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